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1. Allgemeine Angaben zum Sonderforschungsbereich
Der am 1. Juli 1988 an der Universität Bremen eingerichtete Sonderforschungsbe-
reich 186 "Statuspassagen und Risikolagen im Lebensverlauf' begann seine dritte
Förderungsperiode am 1. Januar 1994 mit 14 Teilprojekten, von denen für eines
(B5 "Späte Heirat") allerdings nur noch eine Auslauffinanzierung bis zum
30.06.1995 vorgesehen war.
Zwei dieser Teilprojekte wurden an Universitäten der neuen Bundesländer in en-
ger Kooperation mit Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen aus Bremen
durchgeführt. Teilprojekt YEl (Kooperationsprojekt mit der Humboldt-Universi-
tät, Berlin) erforschte "Ländliche Familie und Jugend in den neuen Bundeslän-
dern" als Vergleichsstudie zu einer großen US-amerikanischen Untersuchung.
Teilprojekt YE2 (Kooperationsprojekt mit der Universität Halle) mit dem Thema
"Sozialhilfedynamik in den neuen Bundesländern" war als direkte Vergleichs-
studie zum Teilprojekt D3 konzipiert.
In der dritten Forschungsphase haben im Sonderforschungsbereich Wissenschaft-
ler(innen) aus fünf Fachbereichen der Universität Bremen zusammengearbeitet:
Rechtswissenschaft, Sozialwissenschaften, Human- und Gesundheitswissenschaf-
ten, Ökonomie sowie Erziehungs- und Gesellschaftswissenschaften.
Der Sonderforschungsbereich 186 ist in vier Projektbereiche gegliedert, die sich
auf Lebensabschnitte und die jeweils relevanten sozialen Institutionen beziehen:
A Übergänge vom Ausbildungs- in das Erwerbssystem
B Statuspassagen zwischen Reproduktions- und Erwerbsarbeit
C Statuspassagen innerhalb der Erwerbsarbeit
D Übergänge zwischen Erwerbssystem und sozialer Sicherung
Es wurde darauf Wert gelegt, daß die Gliederung weder die Fachzugehörigkeit
noch einen spezifischen forschungsmethodischen Zugang reproduziert. Dies hat es
ermöglicht, daß in jedem Projektbereich aufeinander bezogene Forschungsfragen
untersucht werden, die von unterschiedlichen fachwissenschaftliehen Blickrichtun-
gen, aber mittels aufeinander bezogener Methodiken verfolgt werden.
1.1 Die wissenschaftliche Entwicklung des Sonderforschungsbereichs
Dem Sfb 186 geht es um Aufklärung des Zusammenhangs von gesellschaftlich
formierten Lebenslaufregimes und subjektiven Biographiekonstruktionen vor dem
Hintergrund der weiterwirkenden Strukturen sozialer Ungleichheit auch innerhalb
sozialer Institutionen und Lebensbereiche. Die übergreifende Prämisse der For-
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schungsansätze des Sfb 186 ist das Verständnis des Lebenslaufs als Schnittpunkt
von Lebenslaufspolitiken und individuel1er Biographiegestaltung. Die staatliche,
insbesondere sozialpolitische Gestaltung stützt sich auf die drei "Kernbereiche Bil-
dung, Alterssicherung und soziale Risikobearbeitung" (Leibfried u.a. 1995, S.25),
mit denen die Abteilungen des Sfb im wesentlichen korrespondieren.
In der Gegenwartsgesellschaft ist die Modernisierung von Lebensläufen zum einen
in wachsender Dynamisierung von Lebensphasen, zum anderen als Zunahme von
Selbstreflexion und Beteiligung der Akteure bei der Verbindung institutionell
verwalteter Lebensbereiche mit subjektiven Lebensentwürfen zu verstehen. Diese
Erkenntnis verlangt Forschungsansätze, bei denen insbesondere durch selbst
erhobene bzw. vorrätige Längsschnittdaten der Verlaufsaspekt differenziert wer-
den kann. Die Art und Weise, wie biographische Akteure ihre Statuspassagen
gestalten, wird deshalb in den Untersuchungspopulationen der im Sfb durchge-
filhrten Projekte vielfach durch retrospektische und/oder prospektive Untersu-
chungsdesigns untersucht. Es zeigte sich, daß zwischen den institutionalisierten
Periodisierungen des Lebenslaufs und den faktischen Handlungsweisen an Über-
gängen zwischen Lebensabschnitten und Institutionen ein wachsendes Spannungs-
verhältnis besteht, das den Subjekten in stärkerem Masse reflexive Handlungslei-
stungen abverlangt, um eigene biographische Erfahrungen mit den sozialen Gele-
genheitsstrukturen und den sich wandelnden institutionel1en Handlungsimpera-
tiven und Normalitätsstandards zu verknüpfen. Diese Forschungsthematik hat
Markierungspunkte für eine modernisierte, dynamische Ungleichheitsforschung
aufgegriffen, nämlich:
• die Differenzierung von Lebenslaufrisiken nach materiel1er Lebenslage, Ge-
schlecht, Alter und Region,
• die Verzeitlichung von Risikolagen im Lebensverlauf,
• die Sequenzialität und Überlagerung von Statuskonfigurationen und
• die Selbstreferentialität von Biographen.
Die Übersetzung dieser Themen in empirische Untersuchungsstrategien geschah
unter Verwendung von standardisierten Verfahren der Längsschnittforschung.
unter Heranziehung existenter Längsschnittdatensätze. unter Rekurs auf Methoden
der Biographieforschung und mit unterschiedlichen Strategien der Datentriangula-
tion. Dies geschah mit dem Ziel, die Makrodaten zur Verlaufs- und Strukturanaly-
se mit Daten auf der Institutionen- und der Akteursebene zu verbinden. Als beson-
ders wesentlich - angesichts der Kontinuitätschancen eines Sonderforschungsbe-
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reichs - erwies sich die Möglichkeit, über einen längeren Zeitraum hinweg Längs-
schnittuntersuchungen durchfiihren zu können.
Betrachtet man die zurückliegende Förderungsphase, so fallen bei der konkreten
Umsetzung dieser Forschungsprogrammatik mehrere Entwicklungen auf. Zunächst
wurde der Aspekt der Verzeitlichung von sozialen Risiken durch die grundlegende
Studie "Zeit der Armut" (Leibfried u.a. 1995) und ihre Diskussion in der Fachwis-
senschaft, Politik und Öffentlichkeit in ihrer paradigmatischen Relevanz für Le-
benslaufpolitik und biographische Handlungskompetenz erkannt. Das Spannungs-
verhältnis zwischen den institutionellen Zumutungen und den individuellen Ge-
staltungsoptionen ist darUberhinaus besonders sichtbar geworden durch den Ein-
bezug einer, die westdeutsche mit der ostdeutschen Lebenslage vergleichenden
Perspektive. Die durch die beiden Kooperationsprojekte und das auf Kohorten der
neuen Bundesländer ausgerichtete Projekt A4 gegebene Vergleichsperspektive
hinsichtlich der Konturen des Wandels in Ost- und Westdeutschland erwies sich,
gerade mit Blick auf das Verständnis der Dynamisierung von Risiken, als sehr
fruchtbar. Es hat sich gezeigt, daß eine systematische Analyse der institutionellen
Lenkung von Lebensläufen unter dem Grundgedanken der Lebenslaufpolitik leist-
bar ist; dies Unterfangen wird die vierte Förderungsphase des Sfb charakterisieren.
Neben den Fortschritten der Theoriearbeit ist die gewachsene Bedeutung des
Arbeitsbereichs "Methoden und EDV" hervorzuheben, der - in der zweiten Förde-
rungsphase eingerichtet - im Berichtszeitraum Wesentliches zur Unterstützung der
Forschungsarbeit in den Teilprojekten und zur Entwicklung methodologisch ge-
sicherter Erhebungs- und Analysewege von qualitativen und quantitativen Daten
und ihrer Inbeziehungsetzung beigetragen hat. Insbesondere die beiden internatio-
nalen workshops (The Qualitative Research Process and Computing; Winter 1993;
Empirically Based Theory Construction, Winter 1994) haben die methodischen
Analysestrategien, die am Sfb 186 entwickelt wurden, in der internationalen
scientific community der kritischen Diskussion gestellt und sich dabei gut be-
währt. Die nunmehr akkumulierte Kompetenz des Arbeitsbereichs "Methoden
und EDV" wurde durch eine wachsende Nachfrage nach Beratung durch innerhalb
und außerhalb Bremens tätige Wissenschaftler(innen) anerkannt.
Zur Entwicklung einer internationalen Vergleichsperspektive, die das deutsche
Lebenslaufsregime anderen europäischen und nicht-europäischen Lebenslaufpoli-
tiken gegenüberstellt, was schwerpunktmäßig die 5. Förderungsphase prägen soll,
haben einerseits die konzeptionellen Erfahrungen in einigen Teilprojekten (etwa
dem rein komparativ arbeitenden Teilprojekt B6 über "HaushaItsdynamiken" und
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dem Teilprojekt A3 "Berufliche Selektion und Delinquenz", das einen konkreten
Vergleich" von amerikanischen und deutschen Längsschnittsdaten vornimmt),
andererseits insbesondere die Gastwissenschaftler beigetragen, die sich in den
Jahren 1994-1996 für jeweils zwei Wochen im Sonderforschungsbereich aufge-
halten haben. Sie haben durch ihre Vorträge, vor allem aber durch mehrtägige
aktive Beschäftigung mit den Fragestellungen der Teilprojekte, wichtige Hinweise
auf Spezifika des deutschen Lebenslaufsregimes, aber auch zum Beispiel auf die
Anschlußflihigkeit von Projektergebnissen an international geführte Debatten
gegeben (s.I.3,e).
1.2 Die interne Kooperation im Sfb 186
Die Zusammenarbeit zwischen den Teilprojekten hat sich gegenüber den voraus-
gegangenen Förderungsphasen dahingehend geändert, daß die institutionalisierte
Kooperation in Werkstatt-Veranstaltungen und Arbeitsgruppen mehr und mehr
zugunsten der konkreten Zusammenarbeit mehrerer Teilprojekte durch den regel-
mäßigen Austausch der Ergebnisse und methodischen Vorgehensweisen bei der
Auswertungs- und Interpretationsarbeit zurUcktrat. Diese Kooperation verstärkte
sich insbesondere in den jeweiligen Abteilungen und vermittelte projektübergrei-
fendes Wissen über die Probleme und Fortschritte bei der theoretischen und me-
thodischen Forschungsarbeit. Solche Zusammenarbeit zeigte sich in der gemein-
samen Abklärung zentraler Theoreme (z.B. der für die Teilprojekte A3 und 03
wichtigen "underclass"-Diskussion), in der Klärung von Vergleichsebenen (Al
und A4) oder der Entwicklung einer gemeinsamen Konzeption bei Betriebsfallstu-
dien (A4, C4 und C5). Insbesondere bei der inhaltlichen Abstimmung der For-
schungsfragen für den Finanzierungsantrag der nächsten Förderungsphase und die
weitere Planung der Arbeitsschwerpunkte der abschließenden fünften Förderungs-
phase hat sich diese direkte Kooperation zwischen den Projekten (wie sie z.B. seit
jeher zwischen Cl und C4 bestand) als außerordentlich hilfreich erwiesen.
a) 8fb - Werkstatt
Die "Sfb-Werkstatt" spielte allerdings weiterhin eine wichtige Rolle für den gegen-
seitigen Austausch, insbesondere unter thematisch weniger verzahnten Teilprojek-
ten. Dabei stand die Bewertung von Zwischenergebnissen, die Weiterentwicklung
des Rahmenkonzeptes im Vordergrund. Natürlich bot die Werkstatt auch ein we-
sentliches Forum zur Diskussion mit auswärtigen Referenten. Aus der laufenden
Forschungsarbeit der Projekte wurden folgende Vorträge zur Diskussion gestellt:
• Dr. Reinhold SackmannlDr. Matthias Wingens (A4):" Berufliche Verläufe im
Transformationsprozeß"
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• Dr. Ulrich Mergner (CI): "Autonomie oder Selbstzwang. Neue institutionelle
Regelungskonzepte in der GKV und ihre Implikationen in modemisierungs-
und lebenslauftheoretischer Hinsicht"
• Dr. Ingo Mönnich (AI): "Methodologische und forschungspraktische Aspekte
der Analyse von Übergangsmustern"
• Susann KlugelDr. Udo Kelle (Z): "Heuristiken zur Typenbildung im qualitati-
ven Auswertungsprozeß"
• Dr. Sonja DrobniclImmo WittigIProf. Dr. Hans-Peter Blossfeld/Götz Rohwer
(B6): "Teilzeitarbeit und Familienzyklus im Vergleich Deutschland - USA"
• Prof. Dr. Helga Krüger (B I): "Laßt uns mal über Lebenslaufforschung
sprechen" - Erfahrungen eines Forschungsaufenthaltes in Kanada
• Monika Sniegs/Lars KaschkelDr. Dietrich Milles (DI): "Was macht das So-
zialversicherungssystem so lange so erfolgreich?"
• Monika Sniegs/Lars KaschkelDr. Dietrich Milles (01): "Die historische Stabi-
lität des Sozialversicherungssystems (TeilII) - Versicherte in der Falle?"
• Peter Kupka/Cerstin Raabe (B5): "Späte Heirat - Probleme der Typenbildung"
• Matthias RasztarlDr. Reinhold Sackmann/Dr. Olaf Struck-Möbbeck (A4):
"Beruf und Familie im Transformationsprozeß"
• Dr. Gudrun Braemer/Christian Erzberger (BI): "Auswahlstrategien und Er-
gebnisse: Optimal-Matching-Technik und Familientransfer"
• Andreas Timm (B6): "Homogamie - Eine Untersuchung zum Heiratsverhalten
von Männern und Frauen"
• Dr. Volker MariaklDr. Eduard MattIDr. Lydia Seus (A3): "Arbeitsweltliehe
Konformität und Freizeitdevianz - die 'Doppelleben'-These auf dem Prüf-
stand"
b) Zusammenarbeit von Zentraler Geschäftsstelle und den Teilprojekten
Die Zusammenarbeit zwischen der Zentralen Geschäftsstelle und den Teilprojek-
ten bezüglich der Koodination von wissenschaftlichen Aktivitäten des Stb 186 wie
z.B. Stb-Publikationen und Konferenzen wird vom Sprecher in Zusammenarbeit
mit dem GeschäftsfUhrer geleistet.
Die verwaltungsbezogenen Vorgänge werden von der Verwaltungsleiterin und
vom GeschäftsfUhrer durchgefUhrt.
Die zentrale Geschäftsstelle koordiniert und betreut in Zusammenarbeit mit dem
Zentrum für Sozialpolitik ein EDV-Netzwerk, an das alle Stb-Projekte angeschlos-
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sen sind. Auf den zentralen Servern werden relevante Datensätze (wie z. B. SOEP,
PSID, NSFH) zur Verfügung gehalten.
Im Sommer 1996 wird der Sfb mit einer Homepage im Internet vertreten sein.
1.3. Austauscb mit der facbwissenscbaftlicben Öffentlicbkeit
a) Kooperationsverträge
Kathleen Dennehy hielt sich im Rahmen des Kooperationsvertrags des Sfb mit
dem Life Course Center der University of Minnesota, Minneapolis, der seit 1993
besteht, eineinhalb Jahre im Sfb auf, um empirische Forschung in den neuen Bun-
desländern zu betreiben. Ihre Dissertation wird von Jeylan T. Motimer (Minnea-
polis) und Helga Krüger (Bremen) betreut und steht kurz vor dem Abschluß. Für
1997 ist geplant, einen Bremer Wissenschaftler nach Minneapolis zu entsenden.
Ein weiterer Kooperationsvertrag mit dem Ziel des wissenschaftlichen Austau-
sches und der gegenseitigen Unterstützung wurde 1995 mit der University of Al-
berta, Edmonton geschlossen.
b) 4. Stb-Symposium "Lebenslaufpolitik - Institutionen und Statusmana-
gement"
Das 4. Symposium "Lebenslaufpolitik - Institutionen und Statusmanagement" fand
im September 1995 statt und bereitete diese beiden Schwerpunktsetzungen der
jetzt anstehenden 4. Phase des Sonderforschungsbereichs 186 vor. Das Sympo-
sium zog eine Bilanz der bisherigen Arbeiten des Sfb unter dem Gesichtspunkt,
daß politische Ideen, Programme und Interventionen gleichzeitig Ressource und
Restriktion von Lebensläufen und ihrer kulturell-biographischen Verarbeitung
sind. So stellen Erziehungs- und Bildungspolitik, Familienpolitik, Sozialpolitik,
Arbeits- und Beschäftigungspolitik grundlegende rechtliche, wirtschaftliche, insti-
tutionelle Arrangements für den individuellen Lebenslauf dar. Lebenslaufpolitik
ermöglicht und beschränkt zugleich die freie Wahl von Lebenslaufzielen in diesen
Feldern. Diese Janusköpfigkeit von Lebenslaufpolitik als Ressource und Restrik-
tion wird besonders in Analysen der Transformationen von Lebenslaufregimes im
historischen Wandel und im internationalen Vergleich sichtbar, die beide Licht auf
das Eigenartige der zur einer bestimmten Zeit und in einem bestimmten Politikfeld
jeweils gegebenen und gewohnten lebenslaufpolitischen Verhältnisse werfen.
Das 4. Symposium präsentierte die Arbeiten des Sonderforschungsbereichs zum
Thema Lebenslaufpolitik innerhalb von Arbeitsgruppen, die die Abteilungsstruktur
des Sfb vielfach durchbrachen und für sich genommen eine wichtige Koopera-
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tionsform schufen. Die Forschungsergebnisse wurden in Verbindung mit externen
Kommentaren und Gastvorträgen diskutiert. Kommentare und Gastvorträge gaben
interessante Anregungen für die Fortentwicklung des Forschungsprogramms des
Sfb 186, die jetzt im Finanzierungsantrag für die vierte Förderungsphase berück-
sichtigt sind.
c) Projektübergreifende Workshops und Konferenzen
Die Konferenz "Oeeupational Health Poliey, Practiee and Evaluation", 17.-
19.11.1994, wurde vom Projekt C4 durchgefilhrt und unterstützt vom Projekt CI.
Die Konferenz diente dazu, den dynamischen sozialwissenschaftlichen, an der
empirischen Evaluation von "outcomes" orientierten Ansatz der beiden Projekte in
Arbeitsmedizin und Gesundheitsförderung zu diskutieren. 38 filhrende wissen-
schaftliche Vertreter dieses Ansatzes aus den USA, Finnland, Norwegen,
Schweden, den Niederlanden, Frankreich, Deutschland, der Schweiz und Indien
hielten, neben fünf Beiträgen aus dem Sfb, die Vorträge. Von Seiten der Politik
und Regierung erörterte ein Vertreter des Bundesarbeitsministeriums den Ansatz
mit Bezug auf die EU-Harmonisierung; der Vorsitzende des Verbandes deutscher
Betriebs- und Werksärzte stellte Umsetzungsschritte vor. Die Weltgesundheits-
organisation (WHO) war durch den fachlich zuständigen Direktor, einige
europäische Länder waren durch weitere Regierungsbeamte vertreten. Die Beiträge
der, durch die International Commission on Occupational Health und das Zentrum
für Sozialpolitik infrastrukturell und inhaltlich entscheidend geförderten Tagung,
wurden in der dritten Phase des Sfb überarbeitet und durch das Projekt C4 für den
Druck vorbereitet. Herausgegeben von Johann Behrens und Peter Westerholm
erscheinen sie im September 1996 in der Schriftenreihe der WHO, Kopenha-
gen/Genf.
Die Konferenz "Social and Welfare Dynamies", 5.-7.10.1995 wurde federruh-
rend vom Teilprojekt D3 durchgeführt und unterstützt vom Bereich Methoden und
EDV.
Das Teilprojekt D3 hat die dynamische, auf Verlaufsdaten basierende Armuts-
forschung in Deutschland eingeführt und dadurch die Sicht von Armut wesentlich
verändert. Die Konferenz diente dazu, zum ersten Mal in Deutschland eine
Zwischenbilanz dieser Forschungsrichtung zu ziehen. Führende Vertreter des dy-
namischen Ansatzes aus Deutschland, England, USA und Schweden behandelten
die Dynamik von Armut und Einkommenslagen generell, von Sozialhilfebezug
und von Haushaltsformen in nationaler und international-vergleichender Perspekti-
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ve. Hinzu traten allgemeine Beiträge zum Nutzen und zur politischen Relevanz
von Längsschnittanalysen. Insgesamt zeigte sich, daß die für den Sfb zentrale
lebenslauftheoretische Perspektive der Erforschung von Riskolagen gerade auch
für klassische sozialpolitische Risikolagen wie Armut zu neuen und politikrelevan-
ten Einsichten fiihrt.
Die Tagung wurde von PD Dr. Lutz Leisering (Teilprojekt D3) zusammmen mit
Prof. Robert Walker (England) organisiert und von der Anglo-GermanFoundation
for the Study of Industrial Society sowie der Hans-Böckler-Stiftung gefördert,
Prof. Walker hat die dynamische Forschung in England eingefiihrt. Auch Prof.
David Ellwood (Harvard), auf dessen grundlegenden Arbeiten der 80er Jahre der
Ansatz von D3 beruht, konnte als Referent gewonnen werden. Der Sfb war mit
mehreren Referenten vertreten (D3, Z). Zu den Gästen gehörten auch Vertreter der
deutschen und englischen Sozialverwaltung. Die Tagungsbeiträge werden in we-
sentlich überarbeiteter und integrierter Form voraussichtlich bei Macmillan (Lon-
don) für ein breiteres Publikum veröffentlicht werden (L. LeiseringIR. Walker,
eds., The Dynamics ofModern Society, Public Policy, Poverty and Welfare, 1996
oder 1997).
Vom 05. bis 07. Juli 1995 richteten die Sfb-Teilprojekte AI und A3 (federftlhrend)
einen internationalen Workshop zum Thema "Longitudinal Researcb on tbe
Transition from Adolescence to Adultbood" aus. Es erfolgte ein sehr umfassen-
der Erfahrungsaustausch u.a. mit ProjektleiterInnen amerikanischer bzw. kanadi-
scher Parallelstudien, die ebenfalls Passage-Risiken Jugendlicher beim Übergang
von der allgemeinbildenden Schule in den Beruf untersuchen. Diskussionsschwer-
punkte waren zum einen Fragen der Jugenddelinquenz, zum anderen die Proble-
matik der Berufsausbildung im Ländervergleich. Zu den internationalen Referen-
ten des gut besuchten zweitägigen Workshops zählten Delbert C. Elliott und David
H. Huizinga (beide Boulder, Co.), Harvey Krahn (Edmonton), Jeylan Mortimer
(Minneapolis, Mn.) und Terence P. Thornberry (Albany, N.Y.). Die deutschen
Gast-Referenten waren Günther Albrecht (Bielefeld) und Karen Schober (Nürn-
berg). Für Forschungskontakte mit den amerikanischen Parallelprojekten eröffnete
dieser Workshop wichtige Chancen: Während das Teilprojekt Al die Kooperation
mit Mortimer und Krahn intensiviert, findet zur Zeit bereits eine enge Zusammen-
arbeit zwischen dem Teilprojekt A3 und dem Team der Universität Boulder statt.
Der Workshop "Empirically Based Tbeory Construction and Qualitative Life
Course Researcb" wurde im November 1994 vom Bereich Methoden und EDV
organisiert. Hier diskutierten Mitarbeiter des Sfb mit namhaften Referentinnen und
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Referenten aus dem In- und Ausland Probleme der empirisch begründeten Typen-
bildung im Bereich der qualitativen Lebenslaufforschung sowie Ansätze zur
Integration qualitativer und quantitativer Verfahren. Als Referentinnen bzw.
Referenten waren eingeladen: Uta Gerhard (Heidelberg), Juliet Corbin (San Jose),
Michael Huberman (Andower), Edeltraut Roller (Berlin), Ralf Krämer (Heidel-
berg), Monika Wohlrab-Sahr (Berlin); weitere Teilnehmer(innen) waren: Sdenek
Konopasek (Prag), Olga Smidowa (Prag), Kirsten Larsen (Aarhus), Anders Siig
Andersen (Aahus) und Jürgen Hoffineyer-Slotnik (Mannheim). Ein Tagungsband
ist in Vorbereitung.
d) Beteiligung des Stb am Kongreß für Soziologie
Wie schon bei den vorhergehenden Soziologentagen, war der Sfb 186 auf dem
Kongreß für Soziologie in Halle in mehreren Sektionen durch Beiträge vertreten.
Gemeinsam mit dem Sfb 333 "Perspektiven von Arbeit" (München) wurde ein
Büchertisch eingerichtet und betreut. Mehrere Mitglieder des Sfb hielten Vorträge
auf dem World Congress ofSociology in Bielefeld.
e) Gastwissenschaftler(innen)
Jeweils für etwa 14 Tage hielten sich folgende Wissenschaftler(innen) im Sfb auf:
• Prof. Graham Lowe (Edmonton, Kanada) diskutierte insbesondere mit den auf
Veränderungen des Arbeitsmarkts befaßten Projekten und mit dem Bereich
Methoden und EDV (Mai 1994).
• Prof. Jon Eivind Kolberg (Research Director am Institute for Applied Social
Research INES, Univ. ofOslo) war vom 17. bis 28. Oktober 1994 in Bremen
zu Gast und arbeitete mit den Projekten D3, YE2, Al, A4, Cl, D1 und dem
Bereich Methodenentwicklung an Problemen der Sozialpolitikforschung.
• Prof. Kathleen Gerson (New York University) diskutierte im Juni 1994 mit
den Projekten BI, Al, BI, B6 und dem Bereich Methodenentwicklung über
geschlechtsbezogene Forschungsfragen.
• Prof. Randall Collins (Univ. ofCalifomia, Riverside) diskutierte im Juni 1995
mit vielen Projekten über Theorieentwicklungskonzepte im Sfb.
• Prof. Delbert Elliott (University of Boulder, Colorado) diskutierte mit vielen
Projekten theoretische und methodische Fragen der Lebenslaufforschung
(Juni/Juli 1995)
• Prof. Robert Walker (Direktor des Centre for Research in Social Policy,
Loughborough University of Technology) war im Oktober 1995 als Co-Lei-
ter der Konferenz "Social and Welfare Dynamics" und diskuierte vor allem
mit den Teilprojekten D3, Al, A3, B6 und dem Bereich Methodenentwick-
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lung über Probleme und Methoden der dynamischen Armutsforschung, der
Einkommensanalyse und der Sozialpolitikforschung.
• Prof. Michael Wiseman (Direktor des Robert M. La Folette Institute for
Public Affairs, Madison, Wisconsin, USA) hielt sich im November 1995 im
Sfb auf. Er diskutierte Fragen der Sozialpolitikforschung mit den Projekten
D3, Cl, C4, CS, B6 und dem Bereich Methodenentwicklung.
• Prof. Gunhild Hagestad (Oslo University und Northwestem University,
Evanston) diskuierte im Februar/März 1996 mit allen Projekten Fragen der
Theoriekonzeption des Sfb,
• Prof. Pat Armstrong und Prof. Victor Marshall (beide Univ. ofToronto) wer-
den im November bzw. Dezember 1996 als Gastwissenschaftlerin bzw. Gast-
wissenschaftler am Sfb tätig sein.
f) Gastvorträge
Im Rahmen der Sth-Werkstatt hielten folgende Wissenschaftler(innen) Vorträge:
• Prof. Graham S. Lowe (University of Edmonton, Kanada): Educating a Post-
Industrial Society: Changing School-Work Transitions in Canada
• Prof. Benjamin Schlesinger (University of Toronto): One-Parent Families in
Cross-Cultural Perspective
• Prof. Rachel Aber-Schlesinger (University of Toronto): Current Concems of
Women in North-America
• Prof. Jeylan T. Mortimer (University of Minneapolis): "The Social Psycho-
logy of Achievement through the Life Course"
• Prof. Jeffrey Broadbent (University of Minneapolis): "Recent Developments
in Comparative Macro-social Analysis"
• Prof. Jon Eivind Kolberg (University ofOslo): "The Gender Dimension ofthe
Welfare State"
• Prof. Valerie K. Oppenheimer (University of Califomia, Los Angeles):
"Evolving Strategies for Maintaining Living Levels Over the Developmental
Cycle ofthe Family: Implications for the Gains to Marriage"
• Prof. Anne Lise Elllngseeter (University ofOslo): "Work Committed Men and
Family Commited Women? Gender and the Subjective Experience ofEmplo-
yment"
• Prof. Susan Yeandle (University of Sheffield): "Work and Care in the Life
Course: Understanding the Context for Family Arrangements"
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• Dr. Sikandar Siddiqui (Universität Konstanz): "Die Anreizwirkungen des
Rentensystems auf die Erwerbsbeteiligung in Westdeutschland - ein diskretes
Hazard-Raten Modell geschätzt mit Daten des Sozio-ökonomischen Panels"
• Prof. Kathleen Gerson (University of New York): "No Man's Land - Gender
and Modemization"
• Prof Randall Collins (University of Califomia, Riverside): "The Theoretical
Integration ofEmotions and Rationality"
• Prof. Delbert Elliott (University of Colorado at Boulder): "Being On or Off-
Track: Early Adolescent Markers of a Successful Life Course Trajectory into
Adult Roles"
• Prof Johanna Wyn (University of Melboume): "Youth Research and Youth
Transitions in Australia and Canada"
• Prof Gunhild Hagestad (Universität Oslo): "Age Norms and the Life Course"
• Prof Margit EichIer (Universtiy of Toronto, Canada): "Looking with Two
Eyes: Non-sexist Research"
g) Gemeinsame Vortragsreihe des Instituts für empirische und ange-
wandte Soziologie EMPAS und des Sonderforschungsbereichs186
• Dr. Wolfgang BonB (Hamburg) "UngewiBheit als soziologische Herausforde-
rung" 13. Januar 1993
• Prof. Dr. Hans Joas (FU Berlin) "Die Kreativität des HandeIns. Eine pragmati-
sche Kritik an den Modellen rationalen HandeIns" 24. November 1993
• Prof. Dr. Hartmut Esser (Universität Mannheim) "Die Definition der Situa-
tion. Anmerkungen zum Thomas-Theorem" 23. Juni 1994
• Prof Dr. Ulrich Beck (Ludwig-Maximilians-Universität, München) "Der häß-
liche Bürger. Politische Freiheitsrechte und die Radikalisierung sozialer Un-
gleichheit" 11. Mai 1995
• Prof. Randall Collins (University of Califomia) "A long-term perspektive on
Germany as a modemizing society" 28. Juni 1995
h) Bücher
In der Stb-Reihe "Status Passages and the Life Course" erschienen bzw. erschei-
nen folgende Bände:
Kelle, Udo 1995: Empirisch begründete Theoriebildung - Zur Logik und Metho-
dologie interpretativer Sozialforschung (Vol. VI). Deutscher Studien Ver-
lag. Weinheim
Warsewa, Günter; Osterland Martin; Wahsner, Roderich 1996: Zwischen
Sparzwang und sozialer Verantwortung - Normalarbeit und abweichende
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Beschäftigung in der kommunalen Personalpolitik der 80er Jahre (Vol.
VII). Deutscher Studien Verlag. Weinheim
Schumann, Karl F.; Dietz, Gerbard-Uhland; Gebrmann, Manfred; Kaspras,
Heidi; Struck-Möbbeck, OIaf 1996: Private Wege der Wiedervereini-
gung. Die deutsche Ost-West-Migration vor der Wende (Vol. VIII). Deut-
scher Studien Verlag. Weinheim (im Erscheinen)
Weymann, Ansgar; Heinz, Walter R. (eds.) 1996: Biography and Society.
lnterrelationships between Social Structur, Institutions and the Life Course
(Vol.IX). Deutscher Studien Verlag. Weinheim (im Erscheinen)
Geissler, Birgit; Oecbsle, Mecbtild 1996: Die Lebensplanungjunger Frauen. Zur
widersprüchlichen Modemisierung weiblicher Lebensläufe (VoI.X). Deut-
scher Studien Verlag. Weinheim (im Erscheinen)
Auswahl weiterer Bücher, die aus der Sfb-Arbeit erschienen sind bzw 1996 er-
scheinen:
Bebrens, Jobann; Voges, Wolfgang (Hrsg.) 1996: Kritische Übergänge. Status-
passagen und sozialpolitische Institutionalisierung. Campus Verlag. Frank-
furt a.M./New York
Behrens, Jobann; Westerbolm, Peter (eds.) 1996: Occupational Health Policy,
Practice and Evaluation, WHO. KopenhagenlGenf(im Erscheinen)
Behrens, Jobann; Braun, Bernbard; Morone, James; Stone, Deborab (Hrsg.)
1996: Markt und Wettbewerb im Gesundheitswesen - auf dem Prüfstand
des amerikanisch-deutschen Vergleichs. Nomos. Baden-Baden (im Er-
scheinen)
Born, Claudia; Krüger, Helga; Lorenz-Meyer, Dagmar 1996: Der unentdeckte
Wandel. Annäherung an das Verhältnis von Struktur und Norm im weibli-
chen Lebenslauf. Edition Sigma. Berlin
Blossfeld, Hans-Peter (ed.) 1995: The New Role ofWomen. Family Formation in
Modem Societies. Westview Press. Boulder
Blossfeld, Hans-Peter; Hakim, Catberine (eds.) 1996: Between Equalization and
Marginalization. Part-time Working Women in Europe and the United
States of America. Oxford University Press. Oxford (im Erscheinen)
Blossfeld, Hans-Peter; Rohwer, Götz 1995: Techniques of Event History Mo-
deling. New Approaches to Causal Analysis. Erlbaum. Hillsdale (N.Y.)
Bubr, Petra 1995: Dynamik von Armut. Dauer und biographische Bedeutung von
Sozialhilfebezug. Westdeutscher Verlag. Opladen
Heinz, Walter R. 1995: Arbeit, Berufund Lebenslauf. Eine Einfllhrung in die be-
rufliche Sozialisation. Juventa. Weinheim/München
Kelle, Udo (ed.) with Prein, G.; Bird, Katherine 1995: Computer-Aided Qualita-
tive Data Analysis. Sage. Londonffhousand Oaks/New Dehli
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Leibfried, Stepban; Leisering, Lutz; Buhr, Petra; Ludwig, Monika; Mädje,
Eva; Olk, Thomas; Voges, Wolfgang; Zwick, Michael 1995: Zeit der
Armut, Lebensläufe im Sozialstaat. Suhrkamp. Frankfurt a.M.
Ludwig, Monika 1996: Armutskarrieren. Zwischen Abstieg und Aufstieg im So-
zialstaat. Westdeutscher Verlag. Opladen
Sackmann, Reinhold; Weymann, Ansgar 1994: Die Technisierung des Alltags.
Generationen und technische Innovationen. Campus. Frankfurt a.M./New
York
Voges, Wolfgang 1995: Mißbrauch des Rentensystems? Invalidität als Mittel der
Frühverrentung. Campus. Frankfurt a.M./New York
i) Arbeitspapiere 1994-1996
Nr.26 Mayerhofer, Sybille; Ludwig-Mayerhofer, Wolfgang (1994): Sozialhilfe im
Kontext. Ein Vergleich von Haushalts- und Individualdaten anhand der
"Bremer Längsschnitt-Stichprobe von Sozialhilfeakten - LSA - (Antragsko-
horte 1993)"
Nr.27 Sackmann, Reinhold; Wingens, Matthias (1994): Berufsverläufe ostdeut-
scher Hochschulabsolventen. Teil I
Nr. 28 Sackmann, Reinhold; Wingens, Matthias (1994): Berufsverläufe ostdeut-
scher Hochschulabsolventen. Teil II
Nr.29 Braemer, Gudrun (1994): Wandel im Selbstbild des Familienernährers? Re-
flexionen über vierzig Jahre Ehe-, Erwerbs- und Familienleben
Nr.30 Schmähl, Winfried; George, Rainer; Oswald, Christiane (1996): Gradual
Retirement in Germany
Nr.31 Buht, Petra; Weber, Andreas (1996): The Impact of Social Change on
Social Assistance. Two Cohorts ofGerman Welfare Recipients Compared
Nr. 32 Drobnic, Sonja; Blossfeld, Hans-Peter; Rohwer, Götz; Wittig, Immo
(1996): Woman's Part-time Work: Reconcilation between Family and Em-
ployment. A Comparision between Germany and the USA
Nr. 33 Blossfeld, Hans-Peter; Drobnic, Sonja; Rohwer, Götz (1996): Employment
Patterns: A Crossroad Between Class and Gender. A Long-term Longitu-
dinal Study ofSpouses' Careers in West Germany
Nr.34 Sackmann, Reinhold; Rasztar, Matthias; Struck-Möbbeck, Olaf; Weymann,
Ansgar; Wingens, Matthias (1996): Die Dynamik von Erwerbslosigkeit
und Geburtenrückgang bei jungen Erwachsenen im Transformationsprozeß
Nr.35 Blossfeld, Hans-Peter (1996): Macrosociology, Rational Choice Theory
and Time. A Theoretical Perspektive on the Empirical Analysis of Social
Processes
Nr.36 Blossfeld, Hans-Peter; Rohwer, Götz (1996): Causal Interference, Time
and Observation. Plans in the Social Seiences
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Nr. 37 Oswald, Christiane; Siddiqui, Sikandar (1996): Eamings and Employment
Situation ofEast German Men, 1990-93: An Empiricallnvestigation Using
Panel Data
Nr.38 Struck-Möbbek, Olaf; Rasztar, Matthias; Sackmann, Reinhold; Weymann,
Ansgar; Wingens, Matthias (1996): Gestaltung berufsbiographischer Dis-
kontinuität
k) Sfb-Report
Um Ergebnisse der bisherigen Forschungsarbeit auch einem Leserkreis zugänglich
zu machen, der Ober das wissenschaftliche Arbeitsfeld des Sfb hinausgeht, er-
scheint seit September 1993 der Sfb-Report, von dem bisher fünf Ausgaben vor-
liegen (Auflage 1.300).
I) Literaturdokumentation
Es wurde eine Literaturdokumentation aller Veröffentlichungen des Sfb 186 von
1988 bis April 1996 erstellt, die jährlich fortgeschrieben werden soll.
1.4 Stellung des Sfb innerhalb der Hochschule und Förderung des Lehre
Die Stellung des Sfb innerhalb der Hochschule und die Förderung der Lehre wird
im Finanzierungsantrag für die 4. Forschungsphase 1997-99 unter Punkt 1.3 (Seite
46-48) ausführlich erläutert.
1.5. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses
1.5.1 Berufungen, Habilitationen, Promotionen
Wie die folgende Auflistung zeigt, haben sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter




Prof. Dr. Ansgar Weymann (A4) (Universität Bamberg)
Prof. Dr. Stephan Leibfried (D3) (u.a Humboldt-Universität zu Berlin; University
ofBath)
Prof. Dr. Hans-Peter Blossfeld (B6) (IAB-NUmberg)
An~enommene Berufun~en;
Prof. Dr. Ursula Rabe-Kleberg (B3), Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg,
1992
Prof. Dr. Birgit Geissler (B2), Fachhochschule Hamburg, 1992
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Prof. Dr. I10na Ostner (B5), Universität Göttingen, 1994
Prof. Dr. Mechtild Oechsle (B2), Universität Bielefeld, 1994
Prof. Dr. Johann Behrens (C4), Fachhochschule Fulda, 1994
Prof. Dr. Ulrich Mergner (Cl), Fachhochschule Köln, 1995
Prof. Dr. Götz Rohwer (B6), Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, Berlin,
1996
Dr. Jairo Arrow (C4), University of the North, Pietersburg (South Africa), Senior
Lecturer für Mathematik und Statistik, 1994
Gastprofessuren. Akademiejahre u.ä.:
Prof. Dr. Walter R. Heinz (A I )(WS 1995/96 und im SS 1996: University of To-
ronto)
Prof. Dr. Helga Krüger (BI) (fall term 1995: University ofToronto)
Prof. Dr. Stephan Leibfried (WS 93/94 - SS 94: Volkswagen-Stiftung; WS 96/97
und SS 97: Stanford University)
Prof. Dr. Karl F.Schumann (WS 1996/97 - SS 97: Volkswagen-Stiftung)
Vertretun~sprofessuren:
PD Dr. Wolfgang Voges (D3)(WS 93/94 - SS 94): Universität Bremen
Dr. Gerd Göckenjan (D2)(WS 1994/95): Universität Kassel, Gesamthochschule,
(SS 1994 und im WS 1994/95): Humboldt-Universität zu Berlin
Dr. Ulrike Nagel (YE1/Z)(SS 1995, WS 1995/96): Universität Kassel, Gesamt-
hochschule
PD Dr. Lutz Leisering (D3)(SS 1996: FU Berlin)
Habilitationen
Habilitiert haben:
Prof. Dr. Johann Behrens (C4) Thema: "Anvertraute Unversehrtheit. 'Public health'
als Beruf', 1995
Prof. Dr. Ursula Rabe-Kleberg (B3) Thema: "Vom Dienen zur Dienstleistung. Ein
Beitrag zum Verhältnis von Geschlecht und Beruf', 1993
PD Dr. Lutz Leisering "Sozialstaat und demographischer Wandel. Wechselwir-
kungen, Generationenverhältnisse, politisch-institutionelle Steuerung", 1992
Dr. Götz Rohwer (B6) Thema: "Akteure und ihre Sozialstruktur als Gegenstand
der empirischen Sozialforschung", 1994
PD Dr. Ulrike Nagel (Z) mit der Schrift "Engagierte Rollendistanz. Rekonstruktive
Theoriebildung am Beispiel der Statuspassagen in den sozialen Beruf', 1996
Prof. Dr. Birgit Geissler (Fachhochschule Hamburg, früher B2); Thema: "Die
Arbeitsmarktintegration der Frauen als reflexive Modemisierung: Institutio-
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nelle Lebenslaufmodelle und die individuelle Lebensplanung junger Frauen",
1993
PD Dr. Dietrich Milles (01); Thema: "Industrielle Modemisierung und arbeits-
bedingte Gesundheitsgeflihrdung", 1994
PD Dr. Wolfgang Voges (03); Thema: "Arbeitsunflihigkeit und Frühverrentung -
Analysen im Zeitraum der Implementation des BSG-Urteils zur 'konkreten
Betrachtungsweise"', 1993
Eingereicht wurde die Habilitation von Dr. Gerd Göckenjan (02); Thema: "Alter
als Diskurs", 1996
Im Rahmen der wissenschaftlichen Nachwuchsförderung hat sich zugleich die Ko-
operation innerhalb der Professorengruppe verdichtet.
Promotionen
Promoviert haben:
Dr. Ulrich Dorenburg (C4), Dr. Lydia Seus (A3), Dr. Peter Kupka (B5), Dr. Udo
Kelle (Z), Dr. Monika Ludwig (03), Dr. Vera Helling (Al), Dr. Olaf Struck-
Möbbeck (A4), Dr. Ingo Mönnich (Al) und Dr. Petra Buhr (03).
Dr. Petra Buhr (03) erhielt für ihre Dissertation "Sozialhilfe und Lebenslauf -
Empirische Analysen kurzfristigen und langfristigen Sozialhilfebezugs auf der
Grundlage quantitativer und qualitativer Daten" den mit DM 2.500,- dotierten
Forschungspreis der Joseph-Popper-Nährpficht-Stiftung, Ffm,
Dr. Udo Kelle (Bereich Methodenentwicklung) wurde für seine Dissertation
"Empirisch begründete Theoriebildung - Ein Beitrag zur Logik und Methodo-
logie interpretativer Sozialforschung" mit dem Bremer Studienpreis 1994 aus-
gezeichnet.
b) Abschluß des Graduiertenkollegs "Lebenslauf und Sozialpolitik"
Das Graduiertenkolleg "Lebenslauf und Sozialpolitik" wurde im Jahre 1994 ab-
geschlossen. Es wurde gemeinsam vom Zentrum für Sozialpolitik und vom Sfb
186 getragen. Von den 14 Stipendiaten haben elf ihre Promotion abgeschlossen,
die restlichen drei Kollegiaten wurden später in das Kolleg aufgenommen und
stehen kurz vor dem Abschluß ihrer Promotion. Ein Arbeitsbericht des Kollegs
liegt vor.
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Arbeits- und Ergebnisbericht des Teilprojekts Al
Thema: Aufbruch in die Konvention? (Statuspassagen in die Erwerbs-
tätigkeit III)
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2. Stand der Forschung bei Antragsstellung und Ausgangsfragestellungen
2.1 Berufsverlaufsmuster und berufliche Handlungsorientierungen
2.2 Partnerschafts- und Familienorientierungen
3. Methodische Vorgehensweise
3.1 Quantitative Analyse erwerbsbiographischer Muster
3.2 Qualitative Analysen des biographischen Mikropanels
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
4.1 Verlaufsmuster in den ersten Jahren des Erwerbslebens
4.2 Gestaltungsmodi der Berufsbiographie
4.3 Berufsverlauf, familiale und partnerschaftliehe Orientierungen
5. Außenaktivitäten
5.1 Vorträge
5.2 Beitrag zur Diskussion in der Fachöffentlichkeit
6. Publikationen







Fünf Jahre nach Beendigung der Berufsausbildung zeigen Analysen der Erwerbs-
verläufe in den von uns untersuchten sechs Berufen deutliche Unterschiede. Sie
betreffen die Kontinuität und Diskontinuität der Verläufe, die Nähe der ausgeübten
Tätigkeit zur beruflichen Qualifikation, die Realisation von weiteren Stufen der
Bildungskarriere und die Häufigkeit von Arbeitslosigkeitsepisoden. Diese empiri-
schen Unterschiede folgen aus berufsspezifischen Arbeitsmarktstrukturen, die wir
mit unseren Kontextanalysen untersuchen. Nur in günstigen Arbeitsmarktsegmen-
ten können "konventionelle" berufliche Karrierepfade verfolgt werden. Während
den Bankkaufleuten die Einmündung in vorgezeichnete Karrierepfade offenstand,
waren Maschinenschlosser auf berufliche Positionen verwiesen, die mit Dequalifi-
zierung verbunden sind, oder gezwungen, umständliche Umwege zur Weiter-
qualifikation auf sich zu nehmen, um berufliche Aspirationen zu verwirklichen.
Kfz-Mechaniker und Friseurinnen mündeten aufgrund des eingegrenzten Arbeits-
markts und fehlender schulischer Ressourcen relativ häufig in den Jedermanns-
arbeitsmarkt ein. Bürokaujleuten stand aufgrund ihrer branchenübergreifenden
Qualifikation ein breites Arbeitsmarktsegment offen, das ihnen allerdings kaum
Aufstiegsmöglichkeiten eröffuet. Auch Einzelhandelskaujleute fanden in einem
sich verengenden Arbeitsmarkt noch genügend Beschäftigungsmöglichkeiten; in-
stitutionalisierte Aufstiegspfade blieben dabei aber fast ausschließlich Männern
vorbehalten.
Das Design unserer Untersuchung erlaubt es uns, die Prozesse der intergenera-
tionellen Reproduktion sozialer Ungleichheit zu identifizieren, welche die erwerbs-
biographischen Verläufe beeinflussen. Die soziale Herkunft beeinflußt die Vertei-
lung von Chancen und Risiken für den Übergang von der Schule in die Be-
rufsausbildung an der ersten Schwelle, die eine Statuspassage mit lebenslauf-
strukturierender "Fernwirkung" darstellt. Dennoch lassen diese sozialstrukturellen
Rahmenbedingungen den Akteuren Handlungsspielräume bei der Verwirklichung
beruflicher Aspirationen: vorhandene Ressourcen müssen genutzt werden, um
Vorteile zu sichern; mangelnde Ressourcen können unter bestimmten Umständen
durch weitere Bildungsbemühungen ergänzt werden. In welchem Ausmaß die
Akteure vorhandene Handlungspielräume nutzen, hängt von ihren beruflichen
Orientierungen und Umgangsweisen ab, die wir mit einer Typologie "berufsbio-
graphischer Gestaltungsmodi" (BGM) systematisierend beschrieben haben. Die
unterschiedlichen Risiko- oder Chancenstrukturen der einzelnen Berufe legen den
Akteuren spezifische biographiegestaltende Umgangsweisen nahe und beeinflus-
sen damit die Herausbildung der BGM. Beispielsweise entwickeln Maschinen-




BGM Chancenoptimierung, das bei den Angehörigen dieses Berufs (im Unter-
schied zu anderen BGM) häufig zu verstärkten Weiterbildungsbemühungen fuhrt.
Entgegen häufig geäußerter Thesen in der Individualisierungsdebatte zeigen unsere
qualitativen Analysen des Zusammenhangs von Partnerschaft, Familiengründung
und Erwerbsverlauf, daß in den Lebensentwürfen unserer Befragten Ehe und Fami-
lie nicht an Bedeutung verloren haben. Aber auch bei der Gestaltung der Familien-
biographie zeigt sich die lebenslaufstrukturierende Rolle des Berufs: Überlegungen
zur Familiengründung konkretisieren sich in der Regel in Lebensphasen, in denen
berufliche Konsolidierungs- und Stagnationsprozesse eingesetzt haben. Die Fami-
liengründung wird zeitlich hinausgeschoben, wenn berufliche Aspirationen noch
nicht erreicht sind. Allerdings verdeutlichen unsere qualitativen Interviews auch,
daß die Auseinandersetzung mit der Familiengründung nicht nur vom Berufs-
verlauf abhängig ist. Der geplante Karriereweg und die Familienorientierung des
Partners sowie das unmittelbare soziale Umfeld haben einen hohen Stellenwert für
familiale Orientierungen. Die Lebensentwürfe, in denen die Bereiche Familie und
Beruf für die Zeit nach der Geburt integriert werden, sind stark ge-
schlechtsspezifisch geprägt. Die meisten der befragten Frauen verfugen über einen
doppelten Lebensentwurf, in dem die Familie den gleichen Stellenwert wie die
Berufstätigkeit einnimmt. Für die befragten Männer hat nach wie vor der beruft-
zentrierte LebensentwurfPriorität, auch wenn neben dem Beruf genügend Zeit für
die Kinder bleiben soll. Das Zusammenwirken von beruflichen Entwicklungen und
familialen Orientierungen fuhrt damit zu einer jetzt schon absehbaren Kumulation
geschlechtspezifischer sozialer Ungleichheit im Erwerbsleben.
2. Stand der Forschung bei Antragsstellung und Ausgangsfrage-
stellungen
2.1 Berufsverlaufsmuster und berufliche Handlungsorientierungen
Zu Beginn der laufenden Förderungsphase lagen nur wenige Befunde zur Struktur
von beruflichen Verlaufsmustem in der Übergangsperiode zwischen Berufsausbil-
dungssystem und Arbeitsmarkt vor: Ergebnisse der Jugend- und Berufsforschung
machten dabei deutlich, daß trotz Startschwierigkeiten konventionelle Wege durch
die Jugendbiographie dominieren (Friebel 1990; Fuchs-Heinritz 1991; Krüger
1991), wobei auch von berufsspezifischen Einmündungsproblemen berichtet wur-
de (vgl. StegmannIKraft 1988; Bolder 1991).
Anknüpfungspunkte für unsere Fragestellung bot auch die Ungleichheitsfor-




gewann (Mayer/Blossfeld 1990; Blossfeld 1993; BergerlHradil 1990; Berger/Sopp
1992). Bereits seit längerer Zeit war hier die Relevanz der Kategorie Beruf, und
dabei insbesondere die Bedeutung von segmentierten Arbeitsmärkten und beruf-
lichen Erstplazierungen, erkannt worden (BergerlHradilI990: 6). Die methodische
Umsetzung dieser Einsicht stieß jedoch auf Schwierigkeiten. Dies betraf den Beruf
erstens als abhängige Variable, denn es blieb einerseits weitgehend ungeklärt, wie
berufliche Ungleichheit zu messen sei und andererseits, in welcher Weise erwerbs-
biographische Verlaufsmuster identifiziert werden könnten. Zweitens konnte Beruf
auch als unabhängige Variable oft allein deswegen nicht einbezogen werden, weil
in den gängigen Lebenslaufstudien Zellenbesetzungen hinsichtlich einzelner Beru-
fe viel zu klein waren, um den Einfluß etwa des Ausbildungsberufs auf den Le-
benslauf adäquat modellieren zu können. Selbst in den methodisch elaboriertesten
Untersuchungen wurden deswegen meist nur (wie bei Berger und Sopp 1992)
Grobkategorien des Erwerbsstatus (wie Vollerwerbstätigkeit, Teilzeitbeschäfti-
gung, Arbeitslosigkeit, Hausfrauendasein) betrachtet, die Unterschiede in der be-
ruflichen Stellung nur ungenügend erfassen. Oder es wurden (wie bei Mayer/
Blossfeld 1990) gängige Berufssprestigescores (Treimann 1979; Wegener 1985)
verwendet, die ebenfalls unbeobachtete Heterogenität erzeugen können, weil Beru-
fe mit denselben Prestigescores sich in ihren institutionalisierten Berufsverlaufs-
mustern erheblich unterscheiden.
Um die Bedeutung von Berufals zentraler Lebenslaufinstitution angemessen zu er-
fassen, war unsere prospektive Längsschnittstudie einer Kohorte von Schulabgän-
gern von Anfang an als Vergleich von sechs verschiedenen Berufen angelegt wor-
den. Um dabei auch die Strukturkategorie Geschlecht als Faktor der Reproduktion
sozialer Ungleichheit (Krüger 1995) zu berücksichtigen, wurden zwei typische
Frauenberufe (Friseurinnen, Bürokaujleute), zwei typische Männerberufe (Kfz-
Mechaniker, Maschinenschlosser) und zwei Mischberufe (Bankkaufleute, Einzel-
handelskaufleutej in die Untersuchung einbezogen. Auch die Bedeutung regiona-
ler Disparitäten für die Reproduktion sozialer Ungleichheit ist in zahlreichen Un-
tersuchungen (Bertram, Dannenbeck 1990; Bertram u.a. 1993; Raab 1996) nach-
gewiesen worden. Wir haben deshalb Region als zusätzliche Vergleichsdimension
einbezogen, indem wir jeweils ein Sampie in einer strukturschwachen Region




Entgegen gängiger Thesen zur Pluralisierung von Lebensläufen zeigten unsere Er-
gebnisse zu Beginn der laufenden Phase keine Auflösung von Normalbiographien,
sondern verdeutlichten die Bedeutung beruflicher Kontinuität für die Lebensläufe
junger Fachkräfte. Die Übergangsmuster an der Schwelle zwischen Berufsausbil-
dung und Arbeitsmarkt variierten dabei deutlich regions, -berufs- und geschlechts-
spezifisch (Mönnich, Witzel 1994). Mit Hilfe von Kontextanalysen (Bogun 1993)
konnten wir jene berufsspezifischen Gelegenheitsstrukturen identifizieren, die für
diese Variationen verantwortlich waren und sich auf die Entwicklung kontinuier-
licher oder diskontinuierlicher Berufsverläufe auswirken (Witzei, Helling, Mön-
nich 1996).
Ein besonderer Fokus unserer Längsschnittstudie lag auf dem Zusammenspiel die-
ser sozialstrukturellen Handlungsbedingungen mit den subjektiven Handlungs-
orientierungen der Akteure. In der sozialstrukturanalytisch ausgerichteten Un-
gleichheitsforschung bleibt die Akteursperspektive oftmals methodisch unberück-
sichtigt. Auch in der sozialpsychologisch akzentuierten Biographieforschung lie-
gen keine für unsere Fragestellung nutzbaren theoretischen Konzepte berufsbezo-
gener Handlungsorientierungen vor. Den von Sozialpsychologen entwickelten
kompetenztheoretischen Ansätzen, wie dem Konstrukt der Selbstwirksamkeitser-
wartung (Bandura 1986), fehlt nämlich der Bezug zu sozialen Anforderungsstruk-
turen. Im Unterschied zu den eher kompetenz- bzw. entwicklungstheoretisch
formulierten Konzepten generalisierter Kontrollüberzeugungen (vgI. Hohner
1987; Hoff 1992) und moralischer Urteilsfähigkeit (vgI. Lempert 1993) fokussie-
ren wir auf berufsbiographisch relevante, typische Umgangsweisen mit Anforde-
rungen und Gelegenheitsstrukturen des Arbeitsmarkts, des Berufskontextes und
der Bildungsinstitutionen. Daher hatten wir in den ersten beiden Förderungsphasen
eine Typologie beruflicher Umgangsweisen auf der Basis unseres qualitativen
Mikropanels mit Hilfe von Methoden empirisch begründeter Theoriebildung
(Kelle 1994a) erarbeitet. Zu Beginn der letzten Forschungsphase lag das theoreti-
sche Konzept der "berujsbiographischen Gestaltungsmodi" (BGM) vor, mit dessen
Hilfe moderierende Einflüsse zwischen sozialstrukturellen Gegebenheiten und in-
dividuelle Handlungen beschrieben werden (Heinz, Witzel 1995).
In der laufenden Phase sollte erstens die berufs-, geschlechts- und regionsspezifi-




Beendigung der Berufsausbildung quantitativ untersucht werden. Um in unseren
Untersuchungen von Berufsverläufen die subjektiven Umgangsweisen der Akteure
mit sozialstrukturellen Bedingungen nicht zu vernachlässigen, mußte zweitens das
Konzept der BGM anhand des qualitativen Materials weiterentwickelt werden. Es
sollte sich nicht nur, wie bislang, auf die retrospektiv bilanzierten Statuspassagen
an der ersten Schwelle (in die Ausbildung) und der zweiten Schwelle (in die Er-
werbstätigkeit) beziehen, sondern es sollte ermöglichen, individuelle Aspirationen,
Realisierungsbemühungen und Bilanzierungsprozesse über eine längere biographi-
sche Etappe beruflicher Erfahrung zu verfolgen. Das Konzept sollte dabei insbe-
sondere zur Klärung der Frage beitragen, wie die im Fortschreiten der Berufsbio-
graphie verarbeiteten Erfahrungen mit Anforderungen und Selektionspraktiken
von Arbeitsmarkt- und Beschäftigungsinstitutionen typische Umgangsweisen för-
dern, verstärken oder modifizieren.
2.2 Partnerschafts- und Familienorientierungen
Ausgehend von Theorien zur doppelten Sozialisation (Heinz 1990; Krüger 1990)
erwarteten wir für die Erhebungswelle der laufenden Phase einen starken Einfluß
familienbiographischer Entscheidungen auf erwerbsbiographische Entwicklungen.
Regionaler Arbeitsmarkt und berufsspezifische Biographien wUrden, so unsere
Annahme, einen deutlich meßbaren Einfluß aufden Zeitpunkt, die Abfolge und die
Dauer von geplanten und realisierten Partnerschaftspassagen haben, wobei die Ak-
teure jeweils verschiedene Verknüpfungsmodi zwischen Karriereplänen und Part-
nerschaftsverläufen finden würden. Einen wichtigen Bezugspunkt bildete dabei die
weit verbreitete These von der fortschreitenden milieuspezifischen "Individuali-
sierung" und "Pluralisierung" von Partnerschaftsbeziehungen (Beck 1986), deren
Vertreter auf zwei empirisch gut belegte Trends verweisen konnten: einerseits die
zunehmende gesellschaftliche Akzeptanz und Durchsetzung der nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft (Kaufinann 1990; Tölke 1991; Fischer/Zinnecker 1992) und an-
dererseits der von Kohorte zu Kohorte wachsende zeitliche Abstand zwischen dem
Einstieg in das Erwerbssystem und der FamiliengrUndung (Mayer 1991). Die sich
ausdehnende Jugendphase und das veränderte Familiengründungsverhalten waren
in der Literatur häufig als Indiz für den Zerfall von Ehe und Familie gewertet wor-




aber als Ausdruck von deren Bedeutungswandel (Nave-Herz 1987; Kaufinann
1990).
Gegenüber den Annahmen weitreichender Individualisierungstrends zeigten die
Ergebnisse der qualitativen Analysen der ersten und zweiten Befragungswelle zu-
mindest in beruflicher Hinsicht die Dominanz von eher konventionellen Orientie-
rungen bei den von uns untersuchten jungen Fachkräften. Angesichts der ange-
nommenen Wechselwirkungen zwischen Erwerbsbiographien und familialen Ent-
wicklungen stellte sich somit die Frage, ob Individualisierungstendenzen im priva-
ten Bereich zu Verwerfungen und Brüchen in der Berufsbiographie führten, oder
ob auch in der Partnerschaft, ähnlich wie im Berufsverlauf, eher konventionelle
Muster vorherrschen.
3. Methodische Vorgehensweise
3.1 Quantitative Analysen erwerbsbiographischer Muster
In der laufenden Projektphase wurde eine dritte Befragungswelle des quantitativen
Makropanels durchgeführt: Die postalische Befragung hierzu fand im Sommer
1994, also im Durchschnitt 5 Jahre nach Beendigung der Berufsausbildung statt.
Die Panelmortalität war dabei verglichen mit anderen Panelstudien niedrig. Mit
1040 Personen betrug die Rücklaufquote bezogen auf die erste Welle 47% gegen-
über 59% zum zweiten Befragungszeitpunkt. Im Fragebogen wurden mit Hilfe
mehrerer Kalendarien monatsgenau Ereignisse der Erwerbs-, Weiterbildungs- und
Partnerschafts biographie sowie zusätzliche soziodemographische Informationen
erhoben.
Bei der Datenanalyse stand die Suche nach erwerbsbiographischen Verlaufsmu-
stern und ihre'Abhängigkeit von berufs-, geschlechts- und regionsspezifischen Ge-
legenheitsstrukturen im Vordergrund. In einem ersten Schritt wurde der Merk-
malsraum beruflicher Zustände auf wesentliche Kernkategorien reduziert, um die
Angaben der Befragten über ihren beruflichen und partnerschaftsbezogenen Status
in den einzelnen Episoden auf eine überschaubare Anzahl von Ausprägungen zu
reduzieren. Dabei mußte berUcksichtigt werden, daß der Abschluß eines bestimm-
ten Ausbildungsberufs nicht nur für eine bestimmte Tätigkeit qualifiziert. Viel-
mehr eröffnet eine Berufsausbildung oft den Zugang zu verschiedenen beruflichen




relativausbildungsnahen Berufspositionen nicht als ausbildungsfremd und damit
als Dequalifizierung zu erfassen, haben wir "fachnahe" berufliche Beschäfti-
gungsverhältnisse (in denen in hohem Maße auf die Ausbildungsqualifikationen
zurückgegriffen werden kann) von "fachfernen" Tätigkeiten unterschieden, in
denen die Ausbildungsqualifikationen keinen (direkten) Bezug zur beruflichen
Tätigkeit haben.
Nach den standardmäßig durchgeführten deskriptiven uni- und bivariaten Auswer-
tungen wurden die erwerbsbiographischen Verläufe und die Partnerschaftsverläufe
in einem ersten Schritt mit non-parametrischen Verfahren der Event-History Ana-
lyse (Survivalanalysen mit Produkt-limit-Schätzern) untersucht, um geschlechts-,
regions- und berufsspezifische Unterschiede zu analysieren. Unsere besondere
Aufmerksamkeit galt dabei der "Fernwirkung" der ersten Schwelle (mit ihrem
Zusammenspiel von schicht- und bildungsspezifischen Einflüssen auf die Berufs-
wahl) auf die Erwerbsbiographie. Hierzu wurde der Einfluß von sozialer Herkunft,
Geschlecht, Region, Bildungsabschluß, Ausbildungsberuf auf die Art der Tätigkeit
(jachferne oder fachnahe Tätigkeit bzw. Fortsetzung der Bildungskarriere) fünf
Jahre nach Beendigung der Ausbildung mit Hilfe multinomialer Logitmodelle
geschätzt. Hieran anknüpfend arbeitet das Projekt gegenwärtig gemeinsam mit
dem Bereich Methoden an der Konstruktion komplexer Event-History-Modelle,
die den Einfluß von verschiedenen zeitveränderlichen Kovariaten im Beobach-
tungsfenster einerseits und die Prozeßgeschichte andererseits adäquat berücksich-
tigen, und an der Entwicklung von Verfahren zur Klassifikation von Verlaufsstruk-
turen ("optimal-matching-Verfahren").
3.2 Qualitative Analysen des biographischen Mikropanels
Auch das biographische Mikropanel wurde im Laufe des Jahres 1994 mit einer
dritten Befragungswelle in Bremen und München fortgesetzt. Dabei wurden 94
Männer und Frauen der ersten und zweiten Welle durch problemzentrierte Inter-
views (Witzel 1989) befragt. Themen der Interviews waren einerseits die berufli-
che Etablierung unter biographischen Gesichtspunkten, andererseits die sich kon-
kretisierenden familialen und partnerschaftliehen Orientierungen.
Anhand der Auswertung einer erweiterten Teilstichprobe (n=52) des qualitativen




entwickelt (zur Entwicklung der Typologie vgl. Witzel 1996). Hierbei konnte das
in den letzten beiden Phasen formulierte sozialisationstheoretische Modell der
Aufgabenbearbeitung (vgl. Helling 1994; Helling 1996) in das Konzept der BGM
integriert werden. Durch eine berufsbiographische Differenzierung (Heinz, Witzel
1995) konnte die Typologie auf sechs Modi reduziert werden (zur Reduktion der
Typologie vgl. Barton, Lazarsfeld 1984). Hierbei wurde das bislang angewandte
Verfahren empirisch begründeter Typenbildung weiter systematisiert und von
einer fallorientierten zu einer themenvergleichenden Auswertung übergegangen
(vgl. Witzel 1996; vgl. auch den Arbeits- und Ergebnisbericht des Methodenbe-
reichs). Die neue Typologie bildet die Grundlage für die Zuordnung sämtlicher
Fälle (n=94) über alle drei Erhebungswellen zu den nunmehr sechs Typen von
Gestaltungsmodi. Die Reduktion der Typologie ist darüber hinaus die Vorausset-
zung für die Konstruktion einer Itembatterie in der standardisierten Befragung der
vierten Welle (siehe Fortsetzungsantrag).
Weiterhin wurde die dritte Welle des biographischen Mikropanels bezogen auf die
partnerschaftliehen und familialen Orientierungen und Lebensentwürfe, die sich in
Abhängigkeit von beruflichen Erfahrungen herausbilden, analysiert. Hierbei kon-
zentrierte sich unsere Untersuchung vor allem auf die Analyse familialer Orientie-
rungen sowie auf die (unerwartet konkreten) familialen Lebensentwürfe der jungen
Erwachsenen. Auf die ursprünglich vorgesehene Übertragung des Konzepts der
BGM auf familienbiographische Gestaltungsmodi wurde vorerst verzichtet, da nur
ein relativ kleiner Teil des SampIes bis zum Erhebungszeitpunkt eine Familie ge-
gründet hatte. Stattdessen wurde aus dem empirischen Material ein verlaufsbezo-
genes Modell des Übergangs in die Familie entwickelt.
Um angesichts der hohen Fallzahl eine methodisch kontrollierte Auswertung si-
cherzustellen, wurde auf computergestützte Analyseverfahren für unstrukturierte
Textdaten zurückgegriffen (Kelle, Prein, Bird 1995; Kelle 1996b). Die Interviews
wurden zuerst anhand eines Kategorienschemas kodiert, das theoriegeleitet am em-
pirischen Material entwickelt worden war. Als "heuristisch-analytischer Rahmen"
für dieses Kategorienschema (vgI. Kelle 1995, 1996a) diente das auch für die Ent-
wicklung der berufsbiographischen Gestaltungsmodi grundlegende Handlungs-
modell mit den Schritten Aspiration, Realisation und Bilanzierung (vgI. Witzel




terials (zur Methode vergleiche den Arbeits- und Ergebnisbericht des Methoden-
bereichs) wurden die in der ersten und zweiten Forschungsphase entwickelten
"Biographischen Chronologien" (vgl. Witzel 1996a) integriert. Die qualitative
Analyse mündete in ein Modell des Übergangs in die Familie in Abhängigkeit
vom Beruf.
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
4.1. Verlaufsmuster in den ersten Jahren des Erwerbslebens
Bereits die Ergebnisse der ersten beiden Phasen gaben Hinweise darauf, daß den
Angehörigen der kaufmännischen Berufe die Einmündung in den Arbeitsmarkt
wesentlich besser gelingt als Fachkräften aus dem handwerklichen und gewerb-
lich-technischen Bereich (Mönnich, Witzel 1994). Wie die Analysen der Daten zu
den Tätigkeiten nach Ausbildungsabschluß zeigen, hat die unerwartete Kontinuität
der Berufsverläufe, die noch bis zu einem Jahr nach Ausbildungsende zu finden
war (Mönnich 1994), bis zu vier Jahren später stark abgenommen zugunsten
berufsspezifischer Verlaufsmuster (WitzeI, Helling, Mönnich 1996): Bankkaufleu-
te arbeiten vorwiegend im gelernten Beruf oder qualifizieren sich durch ein Uni-
versitätsstudium fort, Bürokaufleute qualifizieren sich relativ selten fort, sondern
bleiben in der Mehrzahl im gelernten Beruf oder wechseln in andere Berufsfelder,
Einzelhandelskaufleute, Friseurinnen und Kfz-Mechaniker sind relativ häufig in
ausbildungsfremden Berufsfeldern tätig, Maschinenschlosser qualifizieren sich





im gelernten ausbildungs- Schulbesuch FHlUniversi-
Beruf fremd tät
Bankkaufleute 53,7% 9,6% 0,4% 31,9%
(229) (123) (22) (1) (73)
Bürokaufleute 60,2% 22,6% 0,3% 6,9%
(319) (192) (72) (1) (22)
MaschinenschI. 40,7% 23,2% 10,2% 14,1%
(177) (72) (41) (18) (25)
Kfz-Mechaniker 37,9% 37,9% 1% 5,8%
(103) (39) (39) (1) (6)
Friseurinnen 42,5% 33,8% 2,5% 1,3%
(80) (34) (27) (2) (1)
Einzelhandelskfl. 43,8% 36,2% 0 5,4%
(130) (57) (47) (7)
49,8% 23,9% 2,2% 12,9%
(517) (248) (23) (134)
Tabelle I: Tätigkeit fünf Jahre nach Abschluß der Berufsausbildung
Zur Erhöhung der Übersichtlichkeit wurde die Residualkategorie (Arbeitslosigkeit, Krankheit,
Schwangerschaft, Erziehungsurlaub, Haftstrafen, Auslandsaufenthalt. Wehr- oder Zivildienst.
Umschulung, Weiter- und Fortbildung umfassend) weggelassen. Die Zeilenprozente addieren
sich deswegen nicht auf 100%.
Verlaufsorientierte Analysen lassen diese berufsspezifischen Unterschiede noch
deutlicher hervortreten. Maschinenschlosser, Kfz-Mechaniker und Friseurinnen
haben deutlich diskontinuierlichere Berufsverläufe als die anderen Berufe und
weisen entsprechend eine wesentlich höhere Anzahl beruflicher Zustandswechsel
auf als der Rest der Stichprobe (Maschinenschlosser 3,8 Episoden; Kfz-Mechani-
ker 3,6 Episoden, Friseurinnen 3,5 Episoden gegenüber 3,1 Episoden bei den
Einzelhandelskaufleuten. 2,9 Episoden bei den Bürokaujleuten und 2,8 Episoden
bei den Bankkaufleuten). Auch der Anteil von relativ kurzen Episoden «1 Jahr) an
deren Gesamtzahl ist bei den Maschinenschlossern und den Kfz-Mechanikern mit
jeweils 62% deutlich höher als bei den anderen Berufen (wo er bei durchschnittlich
50% liegt). Erwerbsbiographische Diskontinuität korreliert hierbei deutlich mit be-




geben häufiger an, daß sich ihre berufliche Situation nicht verbessert hat, als Be-
fragte mit relativ wenigen beruflichen Episoden (37% gegenüber 22%).
Bei den Kfz-Mechanikern korreliert berufliche Diskontinuität mit einer niedrigen
Quote an Übernahmeangeboten nach der Ausbildung. Unsere Kontextanalysen
weisen dabei auf die Bedeutung branchenspezifischer Betriebsstrukturen hin (vgl.
hierzu auch StegmannIKraft 1987: 144). Ein nennenswerter Anteil kleiner Kfz-
Werkstätten versucht, durch den Einsatz von Auszubildenden Personalkosten nie-
drig zu halten, und ist nicht in der Lage, Ausbildungsabsolventen dauerhaft zu
beschäftigen. Der berufsspezifische Arbeitsmarkt kann diese Absolventen nicht
aufuehmen, weil größere Kfz-Werkstätten ihren Nachwuchs eher bei den eigenen
Absolventen rekrutieren. So fuhrt bei den jungen Kfz-Mechanikern die Suchar-
beitslosigkeit nach der Berufsausbildung nicht selten zu einer dauerhaften beruf-
lichen Umorientierung.
Maschinenschlosser erhalten nach der Ausbildung relativ häufig Übernahmean-
gebote durch ihren Betrieb. Die Quote der Betriebsverbleiber unter den Maschi-
nenschlossern ist mit 45% relativ hoch (Bürokaujleute 38%, EinzelhandelskauJ-
leute 32%, Kfz-Mechaniker 24%, Friseurinnen 10% ) und wird nur von den Bank-
kaufleuten (67%) übertroffen. Die Kontextanalysen und die Analyse der quali-
tativen Interviews zeigen jedoch, daß diese Übernahmeangebote relativ häufig mit
einer fachlichen Dequalifikation verbunden sind. Da Erwartungen hinsichtlich Be-
rufsstatus und qualifizierter Tätigkeit enttäuscht werden, ist der Anteil derjenigen,
die in der standardisierten Befragung angeben, ihre berufliche Situation habe sich
nicht verbessert oder sogar verschlechtert, mit 53% wesentlich höher als in den
anderen Berufen (25%). Im Vergleich zu Angehörigen der anderen Berufe scheint
sich für Maschinenschlosser der Verbleib im Ausbildungsberufkaum auszuzahlen.
Während bei den Angehörigen der anderen Berufe zwischen 76% und 82%
derjenigen, die in ihrem Ausbildungsberuf verblieben sind, ihre berufliche Situa-
tion gegenüber der Zeit nach ihrer Ausbildung als verbessert einschätzen, sind es
bei den Maschinenschlossern nur 42%.
Die berufsspezifische Ungleichheit erwerbsbiographischer Verläufe zeigen auch
Survivalanalysen des Übergangs in Arbeitslosigkeitsepisoden. Auch hier sind es
überdurchschnittlich häufig die handwerklichen und die gewerblich-technischen




Deutliche berufsspezifische Unterschiede zeigen sich auch hinsichtlich der Weiter-
bildungsbeteiligung: Bankkaufleute und Maschinenschlosser entwickeln, vergli-
chen mit den anderen untersuchten Berufen, wesentlich häufiger die Strategie, for-
male Bildungsabschlüsse (bis hin zu einem (Fach-) Hochschulstudium nachzuho-
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Grafik I: Survivorkurven: Arbeitslosigkeit nach Abschluß der Ausbildung
Wie die Betrachtung von Zeitreihen (s. Grafik 2) allerdings zeigt, müssen Maschi-
nenschlosser im Unterschied zu Bankkaufleuten überdurchschnittlich oft formale
Bildungsabschlüsse nachholen. Im Laufe des Untersuchungszeitraums erhöht sich
deshalb zuerst der Anteil derjenigen, die einen Schulabschluß (i.d.R. fachgebun-
dene oder allgemeine Hochschulreife) nachholen, und sinkt dann wieder. Etwa 2,5
Jahre nach Beginn des Beobachtungsszeitraums steigt kontinuierlich der Anteil der

























Grafik 2: Tätigkeiten der Maschinenschlosser bis zu 5 Jahren nach Abschluß der Ausbildung
Unsere qualitativen Analysen machen die unterschiedliche Bedeutung der Weiter-
bildungsaktivitäten deutlich. Bei den Bankkaufleuten ist die hohe Studienneigung
i.d.R. die Folge einer längerfristigen Karriereplanung (bei der die Berufsausbil-
dung eine Vorstufe zu einem Studium darstellt). Bei den Maschinenschlossern
stellt eine solche längerfristige Karriereplanung, bei der zur Erreichung des Be-
rufsziels des Maschinenbauingenieurs eine Ausbildung im dualen System vorge-
schaltet wird (vgl. Westhoff 1991: 60), die Ausnahme dar. Vielmehr sind die er-
höhten Weiterbildungsaspirationen der Maschinenschlosser eine Folge der Unzu-
friedenheit mit einem niedrigen beruflichen Anforderungsniveau und Prestige, das
sich oft kaum von dem einer an- und ungelernten Tätigkeit unterscheidet.
Hierbei zeigt sich die Bedeutung von Bildungsressourcen: Obwohl Kfz-Mechani-
ker und Friseurinnen während der Einmündung in den Arbeitsmarkt ebenfalls mit
besonderen Schwierigkeiten wie fehlenden Übernahmeangeboten oder ungünsti-
gen Arbeitsbedingungen konfrontiert sind, zeigen die Angehörigen dieser Berufe
eine sehr viel geringere Neigung, Bildungskarrieren fortzuführen. Der Grund hier-
für ist in dem relativ niedrigen formalen Bildungsniveau der Angehörigen dieser
Berufe zu suchen - 57% der Kfz-Mechaniker und 60% der Friseurinnen (im Ver-
gleich zu 28% der gesamten Stichprobe) besitzen nur Hauptschulabschluß. Die




verbessern, ist nur für die Befragten, die bereits ein bestimmtes Bildungsniveau
erreicht haben, eine realistische Option (zur sozialen Ungleichheit bei Weiterbil-
dungsbeteiligung vgl. auch BIBB/IAB 1987; Bolder 1986). So sind es besonders
Hauptschüler, die auf Beschäftigungsangebote in engen Arbeitsmarktsegmenten
angewiesen bleiben (vgl. Schöngen u.a. 1994: 25).
Befragte mit hohem formalen Bildungsniveau sind dabei in verschiedener Hinsicht
bevorzugt: auch dann, wenn sie keine Bildungskarrieren fortführen, haben sie
größere Chancen, eine ausbildungsnahe Beschäftigung auszuüben. Von den Abi-
turienten, die im Beobachtungszeitraum ohne Studienabschluß auf dem Arbeits-
markt verbleiben, sind 76% ausbildungsnah tätig, von den Realschülern 74%, von
den Hauptschülern jedoch nur 46%. Befragte mit höheren Schulabschlüssen sind
überproportional in den Berufen mit guten Arbeitsmarktchancen vertreten - von
den Bankkaufleuten etwa sind 54% Abiturienten und 2% Hauptschüler, von den
Kfz-Mechanikern 57% Hauptschüler und 2% Abiturienten. Frauen in den unter-
suchten Berufsgruppen führen allerdings ihre Bildungskarriere signifikant seltener
durch ein Studium fort als Männer, auch wenn entsprechende schulische Ressour-
cen vorhanden sind. 1m Vergleich zwischen männlichen und weiblichen Er-
werbsbiographien in den "Mischberufen" (Einzelhandel und Bank) zeigt sich, daß
Frauen häufiger im erlernten Beruf und seltener berufsfremd tätig sind, wohinge-
gen Männer deutlich öfter eine Universität oder Fachhochschule besuchen. Unsere
qualitativen Interviews geben in diesem Zusammenhang Hinweise darauf, daß
diese Unterschiede in der Bildungsbeteiligung zusammenhängen mit familialen
Orientierungen, die den Akteuren weitere Investitionen in die Berufskarriere als
nicht sinnvoll erscheinen lassen (vgl. 4.3). Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung
finden sich auch deutliche regionsspezifische Einflüsse. Während die Analysen in
den zwei vorausgegangenen Phasen gezeigt haben, daß in der strukturstarken
Arbeitsmarktregion (München) Einmündungsprobleme an der zweiten Schwelle
wesentlich seltener sind als in Bremen, gelingt es vier bis fünf Jahre nach Ausbil-
dungsabschluß den jungen Fachkräften aus Bremen (trotz ihrer durchschnittlich
höheren formalen Schulabschlüsse) seltener, in ausbildungsnahe Beschäftigungen
einzumünden. Die Bremer Absolventen sind aufgrund restriktiverer Arbeitsmarkt-




des größeren Anteils formal höherer Bildungsabschlüsse in Bremen) die besseren
Ressourcen hierzu.
Um zu untersuchen, wie der intrafamiliale und intergenerationelle Transfer sozia-
ler Chancen und Risiken den Lebenslauf als endogenen Kausalzusammenhang
konstituiert und zur Reproduktion sozialer Ungleichheit führt, wurden multivariate
Verfahren zur Analyse kategorialer Daten (multinomiale Logitmodelle) eingesetzt.
Erwartungsgemäß bestehen signifikante Zusammenhänge zwischen sozialer Her-
kunft (operationalisiert als beruflicher Status des Vaters) und Schulabschluß einer-
seits und zwischen Schulausbildung und Art der Berufsausbildung andererseits,
wie die Tabelle 2 exemplarisch für Bankkaufleute und Maschinenschlosser zeigt:
Durch die soziale Herkunft werden unterschiedliche Chancen für den Bildungsab-
schluß, und durch den Bildungsabschluß Chancen und Risiken für die Berufswahl
verteilt. Die Statuspassage an der ersten Schwelle stellt dabei die zentrale Selek-
tionspforte dar, an der sich die Wirkungen zweier entscheidender Strukturgeber
des Lebenslaufs verkoppeln.
Kategorie erklärende Variablen Koeff p
(T-test)
Bankkaufleute Konstante -1,58 <0,0001
(Referenzkategorie : beruft Status des Vaters







Maschinenschlosser Konstante -1,62 <0,0001






Tabelle 2. Multinomiale Logitmodelle für den Einfluß von Elternhaus und Schule auf die Be-
rufswahl (aus Platzgründen nur exemplarisch für zwei Berufsgruppen). Wegen des Fehlerrisikos
zweiter Art (KellelPrein 1994, 1995; PreinlKelle 1994; PreinIKlugelKelle 1994) sollte auch der




Schulabschluß und die Art des Ausbildungsberufs entfalten dabei eine erst nach ei-
nem Beobachtungszeitraum von bis zu fünf Jahren sichtbar werdende Langzeit-
wirkung: Die Art der Tätigkeit bis zu fünf Jahren nach Beendigung der Berufsaus-
bildung (sind Befragte fachnah oder fachfremd tätig, oder holen sie Stationen einer
Bildungskarriere nach?) erweist sich in den errechneten Modellen als maßgeblich
abhängig vom Schulabschluß und dem gelernten Erstberuf (vgl. Tabelle 3). Bezo-
gen auf den Status "fachnah beschäftigt" hat vor allem der Ausbildungsberuf einen
starken Einfluß, wobei insbesondere Bankkaufleute und Maschinenschlosser ein
geringeres Risiko fachfremder Beschäftigung aufweisen. Für die Fortfiihrung der
Bildungskarriere ist dagegen die Variable "Schulabschluß" die entscheidende er-
klärende Variable: Befragte mit einer (fachgebundenen) Hochschulreife zeigen
eine wesentlich höhere Weiterbildungsneigung als ehemalige Hauptschüler oder
Realschüler. Verglichen mit den anderen Berufen ist bei den Maschinenschlossern
die Weiterbildungsneigung unabhängig vom Schulabschluß am größten (während
die sich in bivariaten Analysen zeigende hohe Bildungsbeteiligung der Bankkauf-
leute (vgl. auch Tabelle 1) vor allem auf die hohe Anzahl von Abiturienten in die-




Kategorie erktärende Variablen KoejJ. p.
(T-test)
fachnahe Tätigkeit Konstante 0,07 0,23
beruft Status des Vaters















(Fach)hochschulstudium Konstante -1,91 <0,0001
beruft Status des Vaters












Tabelle 3: Multinomiales Logitmodell für den Einfluß von Beruf, sozialer Herkunft und Schule
auf die Tätigkeit 5 Jahre nach Ausbildungsabschluß.
Fünf Jahre nach Beendigung der Berufsausbildung beginnt also die Schere zwi-
schen Befragten mit günstigen und mit ungünstigen Ausbildungsberufen ausein-
anderzuklaffen: während die einen eine innerbetrieblich vorgezeichnete Karriere
antizipieren bzw. planen können, münden die anderen in prekäre Erwerbsbio-
graphien auf dem Jedermannsarbeitsmarkt oder müssen umständliche Umwege zur
Weiterqualifikation auf sich nehmen, um berufliche Aspirationen zu verwirkli-




dem Maße, wie Bildungszertifikate als entscheidende Kriterien zur Verteilung von
Ausbildungsplätzen und Arbeitsplätzen dienen, wird der beschriebene Prozeß der
Kumulation sozialer Ungleichheit im Lebenslauf noch verstärkt. Ein an Zertifika-
ten orientiertes Bildungssystem wirkt also nicht nur in Richtung auf Chancen-
gleichheit, sondern verstärkt auch soziale Ungleichheit.
Die Bruttoeffekte der sozialen Herkunft schwächen sich allerdings im weiteren
Verlauf der Erwerbsbiographie ab, wie statistische Analysen des Zusammenhangs
zwischen sozialer Herkunft und den von uns gemessenen Indikatoren der Erwerbs-
biographie (welche sowohl bildungs- als auch berufsabhängig sind) zeigen (vgl.
auch Tabelle 2 und 3). Zwar besitzt soziale Herkunft unabhängig von der Schul-
bildung noch einen Effekt auf die Art der Berufsausbildung, zwischen Herkunfts-
variablen und der Art der Tätigkeit fünf Jahre nach der Berufsausbildung besteht
allerdings ein wesentlich schwächerer Zusammenhang.
Der Lebenslauf kann also als eine Folge von Statuspassagen aufgefaßt werden, bei
der das Niveau jedes erreichten Status das Niveau des nächsten Status beeinflußt,
nicht aber determiniert. Hierdurch kann sich der Einfluß relativ "früher" Statuspas-
sagen im Lebenslauf auf spätere Phasen sukzessive abschwächen. Dies hängt da-
mit zusammen, daß die sozialstrukturellen Rahmenbedingungen den Akteuren
Handlungsspielräume bei der Verwirklichung beruflicher Aspirationen lassen: vor-
handene Optionen müssen in einem bestimmten Zeitraum genutzt werden, um
nicht verlorenzugehen, mangelnde Ressourcen können unter bestimmten Umstän-
den durch weitere Bildungsbemühungen ergänzt werden. Mit anderen Worten: El-
ternhaus, Bildungsabschluß und Berufsausbildung stellen eine Sequenz von le-
benslaufstrukturierenden Einflüssen dar, zwischen denen ein "Ioose coupling"
(Elder/O'Rand 1995) besteht.
4.2 Gestaltungsmodi der Berufsbiographie
Ein großer Teil der Varianz beruflicher Verläufe läßt sich also durch die unter-
schiedliche Nutzung jener Handlungsspielräume erklären, die (in freilich unter-
schiedlichem Ausmaß) durch soziale Herkunft, schulische Ressourcen und berufli-
che Kontextbedingungen konstitutiert werden. Aus der Individualisierungsdebatte
(Beck 1986) und den Theorien zum "Ioose coupling" (s.o.) läßt sich die Bedeut-




dieser Handlungsspielräume ableiten. Biographische Orientierungen und Um-
gangsweisen erfassen wir mit der Konzeption der "berujsbiographischen Gestal-
tungsmodi" (BGM) (Mönnich, Witzel 1994; Heinz, Witzel 1995). Mit den BGM
stand zu Beginn der laufenden Phase eine aus dem qualitativen Interviewmaterial
entwickelte Typologie zur Verfügung, die sich vorerst nur auf berufliche Orien-
tierungen an der ersten Schwelle (von der Schule in die Ausbildung) und zweiten
Schwelle (von der Ausbildung in den Beruf) bezog. Durch die Erweiterung des
Beobachtungsfensters konnte diese Typologie auf sechs BGM (vorher: elf) ver-
dichtet werden: Personlichkeitsgestaltung, Chancenoptimierung, Laufbahnhabitus.
Lohnarbeiterhabitus, Selbständigenhabitus und Betriebshabitus. Diese aus dem
erweiterten Datenmaterial entwickelten Typen unterscheiden sich in ihrer biogra-
phiestrukturierenden Funktion in Modi mit eher berufsbiographischer Offenheit
und Modi mit eher berufsbiographischer Geschlossenheit. Die BGM Persönlich-
keitsgestaltung und Chancenoptimierung halten die Zukunft offen und zielen auf
eine Veränderung bzw. Verbesserung beruflicher Positionen, neue Ausbildungsin-
halte und -wege sowie auf eine flexible Balance zwischen individuellen Ansprü-
chen und Handlungsbedingungen. Dagegen verkörpern der Selbstständigenhabitus
und der Betriebshabitus eher einen berufsbiographischen Endpunkt mit Etablie-
rungsbemühungen im erreichten beruflichen Status. Zwischen diesen beiden Polen
liegen die BGM Laufbahnhabitus und Lohnarbeiterhabitus.
Die BGM erwiesen sich als unerwartet stabil über die zweite Schwelle hinaus. Nur
bei zwei von insgesamt n=52 Fällen hat in dem untersuchten Beobachtungszeit-
raum einen Wechsel des BGM stattgefunden. Diese Konstanz ist jedoch nicht da-
hingehend zu interpretieren, daß es sich bei den BGM um Persönlichkeitsmerk-
male handelt. Die BGM bilden sich erst auf der Grundlage von beruflichen Er-
fahrungsprozessen in Ausbildung und Arbeit heraus (vgl. Witzel 1996b). Unsere
Ergebnisse zeigen, daß der enge Zusammenhang zwischen beruflichen Kontextbe-
dingungen und der Verteilung der BGM Resultat von berufsspezifischen Selbstso-
zialisationsprozessen ist (Heinz 1988; Heinz/WitzeI1995):
Wir finden bei Bankkaufleuten mit vergleichsweise günstigen Beschäftigungschan-
cen und Laufbahnstrukturen vor allem die BGM Chancenoptimierung und Lauf-
bahnhabitus. Insbesondere Bankkaufleute mit Abitur praktizieren ein "institutional




Optionen (z.B. Studium) prinzipiell offengehalten werden (Chancenoptimierung).
Der BGM Laujbahnhabitus unterscheidet sich hinsichtlich des Bezugs auf Institu-
tionen vom BGM Chancenoptimierung: Akteure mit einem ausgeprägten Lauf-
bahnhabitus klinken sich nahtlos in die vorgezeichneten Karrierepläne, d.h. in den
betriebs internen Arbeitsmarkt der Bank ein.
Auch die Bürokaujleute haben vergleichsweise günstige Beschäftigungschancen.
Der bei ihnen vorherrschende BGM Chancenoptimierung entsteht aufgrund der
Erfahrung mit einer branchenübergreifenden kaufmännischen Grundqualifikation
über breit gestreute berufliche Einsatzfelder zu verfügen, Aus der Unzufriedenheit
mit den Arbeitsbedingungen im Betrieb und dem niedrigen sozialen Status unter-
nehmen Bürokaujleute verstärkt Bemühungen, den Betrieb zu wechseln. Gerade
das breite Arbeitsmarktsegment befördert die berufsbiographische Offenheit der
Akteure (vgl. WitzeI, Helling, Mönnich 1996).
Die BGM der Maschinenschlosser teilen sich auf in Chancen optimierung und
Lohnarbeiterhabitus. Beim Lohnarbeiterhabitus stehen Verbesserungen von mate-
riellen Bedingungen im gegenwärtigen Betrieb und auf dem Arbeitsstellenmarkt
im Mittelpunkt. Auch bei den Maschinenschlossern zeigt sich die Bedeutung von
schulischen Ressourcen und beruflichen Gelegenheitsstrukturen. Die Auszubilden-
den und Facharbeiter bilanzieren ihre betrieblichen Erfahrungen und beruflichen
Perspektiven negativ (vgl. auch Hoff Lempert, Lappe 1991). Einen Lohnarbeiter-
habitus entwickeln diejenigen, die niedrig qualifiziert als Produktionsfacharbeiter
arbeiten (insbesondere dann, wenn sie den Betrieb wechseln). Zu den "Chancen-
optimierern" zählen diejenigen, die auf der Basis ihrer schulischen Ressourcen die
Berufsaufbau-, Fachoberschule oder (Fach-)hochschule besuchen und auf diese
Weise neue biographische Wege erproben (vgl. dazu ausführlich Witzei; Helling;
Mönnich 1996).
Bei den Friseurinnen überwiegt der BGM Betriebshabitus, bei dem es um die
Identifikation mit dem (Klein- )betrieb geht. Sie erwarten, daß der Betrieb ein gutes
soziales Klima sicherstellt, das die Identifikation mit ihm ermöglicht. Diese Erwar-
tungen der Friseurinnen erfüllen sich angesichts ungünstiger Arbeitsbedingungen
und geringer Entlohnung im Friseurhandwerk nur teilweise und unter großen
Anstrengungen. Da sie auf ein relativ enges Arbeitsmarktsegment verwiesen sind,




oder die (allerdings seltene) Möglichkeit, im Betrieb der Eltern als "Juniorchefin"
ökonomische Sicherheit zu finden (BGM: Selbständigenhabitus).
Kfz-Mechaniker entwickeln unterschiedliche Strategien der beruflichen Etablie-
rung in einem restriktiven Arbeitsmarkt. Bei denjenigen, die einen qualifikations-
adäquaten Arbeitsplatz bekommen haben, findet man den Lohnarbeiterhabitus,
den Laujbahnhabitus und (insbesondere in den Kleinbetrieben) den Betriebshabi-
tus vor. Suchen Kfz-Mechaniker nach beruflichen Alternativen, häuft sich das
BGM Chancenoptimierung.
Einzelhandelskaufleute treffen auf einen engen bzw. sich wandelnden Arbeits-
markt. Gelingt es Einzelhandelskaufleuten. in größeren Betrieben mit Aufstiegs-
chancen Fuß zu fassen, entwickeln sie die BGM Chancenoptimierung und Lauf
bahnhabitus. In kleineren Betrieben (z.B. Filialen im Lebensmittelgewerbe), die
durch Teilzeitarbeit und Verträge mit geringfilgiger Beschäftigung Identifikations-
möglichkeiten mit dem Betrieb erschweren, findet man den BGM Lohnarbeiter-
habitus.
Den BGM Persönlichkeitsgestaltung konnten wir - entgegen einer emphatischen
Interpretation der Individualisierungsthese - nur bei wenigen Befragten beobach-
ten, denen es darum geht, in Beruf und Privatsphäre ihre Persönlichkeit zu formen,
weiterzuentwickeln und zu verändern. Sie formulieren moralische Ansprüche an
die Arbeit und halten kritische Distanz zu den Institutionen.
4.3 Berufsverlauf, famiJiale und partnerscbaftliche Orientierungen
Ein weiterer Schwerpunkt der Untersuchung in der laufenden Phase war der Zu-
sammenhang von beruflichen und familialen Sozialisationsprozessen, wobei an
Theorien zur doppelten Sozialisation junger Erwachsener (Heinz 1990; Hoff 1990)
angeknüpft wurde. Die Statuspassage in die Familie stellt für Männer und Frauen
die beruflichen Weichen unterschiedlich und filhrt so zu einer ungleichen Vertei-
lung von Chancen und Risiken im weiteren Erwerbsleben (Krüger 1995).
Unsere These vom "Aufbruch in die Konvention" wurde in den Analysen der
quantitativen Daten bislang bestätigt. Die Befragten wählen nur selten "nichtkon-
ventionelle" Lebens- und Partnerschaftsformen. Fünf Jahre nach Beendigung der




einem Partner zusammen. Die verlaufsorientierte Analyse zeigt, daß Partnerschaf-
ten sehr stabil sind. Serielle Monogamie ist nicht die absolute Ausnahme, aber
auch nicht sehr häufig. (Nur 4,6% der Befragten haben bislang mit mehr als einem
Partner, 0,6% mit mehr als zwei Partnern zusammengelebt). Das Zusammenleben
in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft ist für die Befragten offensichtlich
eine Selbstverständlichkeit. Doch wird in den qualitativen Interviews deutlich, daß
die meisten dieser Partnerschaften auf Dauer angelegt sind und eine Eheschließung
angestrebt wird. Man könnte hier also von einer (modemen) Konvention sprechen:
der Heirat geht eine längere Phase der Kohabitation voraus. Wohngemeinschaften
werden von einer kleinen Minderheit des Sampies während einer Ausbildungs-
phase (v.a. während eines Studiums) als Wohnform gewählt. Dies hat allerdings in
der Regel pragmatische Gründe und entspringt keineswegs der Suche nach einer
alternativen Lebensform.
Das qualitative Interviewmaterial legt den Schluß nahe, daß in den Orientierungen
und Lebensentwürfen unserer Befragten, entgegen häufig geäußerter Annahmen in
der Individualisierungsdebatte, die Ehe und insbesondere die Familiengründung
nicht an Bedeutung verloren haben. Bis auf wenige Ausnahmen haben alle der von
uns interviewten Frauen und Männer fünf Jahre nach Abschluß der Ausbildung
den Wunsch geäußert, eine Familie zu gründen bzw. diese Statuspassage bereits
vollzogen. Diese Orientierungen stellten sich unabhängig von Familienstand, Le-
bensform und dem bisher erreichten beruflichen Status ausgesprochen homogen
dar. Die Ehe wurde in der Regel als kulturell gewachsene oder als den Familien-
alltag entlastende Voraussetzung für das Zusammenleben mit Kindern gesehen.
Aufgrund der Altersstruktur der von uns untersuchten Kohorte ist der Wunsch
nach Kindern überwiegend noch nicht realisiert bzw. bewußt zeitlich hinausge-
schoben. Auch wenn die Familie als Wert nicht an Bedeutung verloren hat, ist de-
ren Gründung keinesfalls selbstverständlich, sondern Aushandlungsprozessen in-
nerhalb der Partnerschaft unterworfen und nach außen begründungsbedürftig. Ge-
wandelt haben sich weniger die Orientierungen als vielmehr jene Begründungs-
muster, die sich auf das "timing" der Familiengründung im Lebenslauf und die an-
tizipierte Verknüpfung von Beruf und Familie beziehen. Die Begründungs- und
Übergangsmuster rur eine in naher Zukunft angestrebte oder zeitlich aufgescho-




Erfahrungen und den antizipierten Berufsverläufen. Anhand des empirischen Ma-
terials wurde ein Übergangsmodell der vollzogenen oder antizipierten Statuspas-
sage in die Familie in Abhängigkeit vom Berufsverlaufentwickelt (vgl. Tabelle 4):
Berufliche Entwicklung Bedeutung von Familie im Lebens-
entwurf
Stagnation beruflicher Ziele Familie als Alternative zum Beruf
Beruf eröffnet dauerhafte Zukunfts- Familie nimmt den gleichen Stellen-
perspektive, ggf. Weiterbildungs- oder wert wie der Beruf ein und familiäre
Aufstiegsaspiration Ereignisse müssen in den Berufs-
verlaufzeitlich eingepaßt werden
Der berufliche Verlauf wird von un- Ein Arrangement zwischen Beruf und
vorhergesehener Elternschaft be- Familie muß hergestellt werden
einflußt
Tabelle 4: Modell für die Passage in die Familiengründung
Überlegungen zur Familiengründung konkretisieren sich in der Regel in Lebens-
phasen, in denen berufliche Konsolidierungs- oder Stagnationsprozesse eingesetzt
haben (vgl. Fischer, Zinnecker 1992; Tölke 1991). Die Familiengründung wird so-
wohl von Frauen als auch von Männern hinausgeschoben, wenn berufliche Per-
spektiven oder Veränderungen sowie Weiterbildungsambitionen, die große zeitli-
che Investitionen erfordern, bestehen. Konsolidierungsphasen finden Z.B. bei den
Friseurinnen, deren Weiterbildungs- und Karrierechancen strukturell relativ be-
grenzt sind, früher statt als bei den Bankkaufleuten des Sampies, denen zumindest
potentiell berufliche Karrierepfade zur Verfügung stehen. Der Zeitpunkt der Fami-
liengründung ist nicht nur für die Karriereplanung von Frauen relevant, sondern
auch für diejenigen Männer, die sich mit ihren Partnerinnen schon vor der Geburt
eines Kindes auf eine traditionelle Arbeitsteilung verständigt haben. Trotz dieser
Entlastung von familiären Verpflichtungen kann es zu einem Aufschub der Fami-
liengrUndung kommen, wenn der Anspruch, Zeit für die Kinder zu haben, durch




In den Interviews hat sich gezeigt, daß die Auseinandersetzung mit dem Thema
Kind und Heirat bzw. die konkrete zeitliche Planung der Geburt eines Kindes nicht
nur vom Berufsverlauf, sondern auch von Orientierungen des Partners und vom
weiteren sozialen Umfeld abhängig sind:.
a) Der Beruf und der geplante KarriereweglBerufsverlaufdes Partners spielen
hierbei eine wichtige Rolle. In der Regel gehen beide Partner davon aus, daß
zeitliche Planungen hinsichtlich Partnerschaft und Familie grundsätzlich nur
in Abstimmung mit dem Partner zu realisieren sind. Dies gilt für Männer
und Frauen gleichermaßen.
b) Weiterhin ist die Familienorientierung des Partners, d.h. inwieweit sich der
Partner auch mit Fragen von Familiengründung und Partnerschaft auseinan-
dersetzt, von Bedeutung. Die Stabilität von Partnerschaften ist im wesentli-
chen davon abhängig, ob ähnliche Deutungsmuster bzw. Orientierungen
hinsichtlich der Familiengründung bestehen und ob die Partner einen Kon-
sens in diesen Fragen herstellen können.
c) Schließlich hat das soziale Umfeld einen bedeutsamen Einfluß. Die Befrag-
ten orientieren sich bei ihrer Familiengründung stark an Bekannten, Ver-
wandten und Freunden. Insbesondere solche Mitglieder des sozialen Netz-
werks, die sich in ähnlichen Lebensphasen befinden, beeinflussen den Zeit-
punkt der Eheschließung und der Familiengründung.
Diese Ergebnisse bestätigen die grundlegenden Annahmen des Konzeptes der dop-
pelten Sozialisation, wonach nicht allein die beruflichen Sozialisationserfahrungen
und -bedingungen für die Entwicklung der Persönlichkeit und der biographischen
Gestaltungsmodi relevant sind, sondern das gesamte Lebensumfeld (vgl. Heinz
1990).
Wesentliche Differenzen zwischen Männern und Frauen zeigen sich hinsichtlich
des antizipierten Erwerbsverlaufs nach der Geburt eines Kindes. Von der über-
wiegenden Zahl der Befragten (Männer wie Frauen) wird die Bedeutung beider
Elternteile für die Erziehung der Kinder hervorgehoben. So bestätigen sich hier die
Thesen eines Einstellungswandels bei jungen Männern (Metz-Göckel, Müller
1987). In den konkreten Lebensentwürfen scheint jedoch das traditionelle Fami-




drei Jahre nach der Geburt eines Kindes aufrechterhalten zu werden. Die Befragten
antizipieren relativ früh Zielkonflikte, Probleme und Handlungsbegrenzungen, die
einer in der Vorstellung bestehenden gleichberechtigten Sorge um das Kind ent-
gegenstehen. Um die gewünschte Elternschaft nicht an strukturellen Hindernissen
scheitern zu lassen, legen sich viele von ihnen bereits lange vor der Geburt des er-
sten Kindes auf einen typischen Lebensentwurf fest, mit dem das Verhältnis von
Familie und Beruf geklärt wird. Anhand unseres Materials haben wir die von
Geissler und Oechsle (1994) entwickelte Typologie von Lebensentwürfen auf den
männlichen Lebenslauf übertragen und konnten neben vier Typen weiblicher Le-
bensläufe (jamilienzentrierter, doppelter, beruftzentrierter und individualisierter
Lebensentwurt) drei Typen männlicher Lebensentwürfe unterscheiden (be-
rufszentrierter, doppelter und individualisierter Lebensentwurt). Der überwie-
gende Teil der befragten Frauen verfolgt, auch wenn ein hohes berufliches Niveau
erreicht ist, einen doppelten Lebensentwurf, in dem die Familie den gleichen Stel-
lenwert wie die Berufstätigkeit einnimmt. Die strukturellen Hürden, die bei dem
Versuch genommen werden müssen, Familie und Beruf zu vereinbaren, versuchen
diese Frauen durch eine zeitliche Aufeinanderfolge von Berufs- und Familien-
phasen zu bewältigen, Generell wird eine Rückkehr in das Erwerbsleben nach
einer Kinderpause angestrebt. Für die befragten Männer hat nach wie vor der be-
ruftzentrierte Lebensentwurf Priorität, wobei neben dem Beruf ausreichend Zeit
für Kinder vorhanden sein soll. Durch die zeitliche Verschiebung der Geburt des
ersten Kindes wird dabei versucht, die Realisierung dieser verschiedenen Präferen-
zen aufeinander abzustimmen.
Auch die qualitativen Analysen der Familienorientierungen der jungen Fachkräfte
geben deutliche Hinweise darauf, daß subjektive Handlungsorientierungen neben
sozialstrukturellen Einflüssen einen erheblichen Teil der Varianz von familien-
biographischen Verläufen aufklären können. Das Zusammenspiel von beruflichen
Erfahrungen und geschlechtsspezifischen familialen Orientierungen führt zu einer
jetzt schon absehbaren Kumulation der berufs- und geschlechtsspezifischen sozia-
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Arbeits- und Ergebnisbericht des Teilprojekts A3
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2. Stand der Kenntnisse bei der letzten Antragstellung












5.2 Beiträge zur Diskussion in der Fachöffentlichkeit





Die Studie "Selektionsprozesse bei der Berufseinmündung von Haupt- und
SonderschülerInnen und abweichendes Verhalten" untersucht im Längsschnittde-
sign den Verlauf des beruflichen Qualifizierungsprozesses, den Berufsstart und die
Bemühungen um eine dauerhafte bzw. akzeptable berufliche Plazierung als Hinter-
grund für Rückgang, Fortdauer bzw. Zunahme von kriminalisierbarem Verhalten.
Zugleich werden die gesellschaftlichen Definitionsprozesse abweichenden
Verhaltens hinsichtlich ihrer Bedeutung für soziale Integration und Ausgrenzung
in ihrer geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Relevanz untersucht.
Während der zurückliegenden Förderungsphase wurde die Bremer Haupt- und
Sonderschul-AbgängerInnenkohorte des Jahres 1989 bei den Bemühungen um
erfolgreichen Abschluß der Berufsausbildung und die Sicherung von Berufsposi-
tionen, die der erworbenen Qualifikation entsprechen, beobachtet. Knapp 30% der
Kohorte hat die Übernahme in den Ausbildungsbetrieb geschafft oder arbeitet
zumindest im Ausbildungsberuf. Jede/r Achte ist arbeitslos. 15% arbeiten un- oder
angelernt. Zwischen Delinquenz und dem Verlauf der Qualifikationsphase besteht
nur ein schwacher Zusammenhang.
Verläufe im Mikro-Panel deuten an, daß Zugehörigkeit zu Cliquen zu einem
"Doppelleben" der erfolgreichen Männer beitragen kann, bei dem Konformität in
Ausbildung/Beruf mit einem hohen Maß an Delinquenz in der Freizeit einhergeht.
Die Kategorie Geschlecht hat sich als die bedeutende Strukturvariable erwiesen.
Mechanismen des segregierten Ausbildungsmarktes einerseits, eine unterschiedli-
che Funktion der Darstellungen der eigenen Männlichkeit und Weiblichkeit
andrerseits erfordern, daß die Zusammenhänge zwischen Mißlingen beruflicher
Qualifikation und Delinquenz bei Männern und Frauen als völlig verschieden
gedacht werden. Weisen Frauen den traditionellen Entwurf der Frauenrolle zurück,
geraten sie in Marginalität, Bei Männern dagegen ist trotz starker Relevanz der
Cliquen, die Szenarios der Männlichkeitsdarstellung zugänglich machen, eine
berufsbezogene Normalbiographie nicht ausgeschlossen.
Bei der Analyse des Makropanels hat sich die Relevanz einzelner Aspekte des
Qualifikationsverlaufs zur Erklärung von Delinquenz erwiesen. In den Tobit-Mo-
dellen zeigte sich insbesondere bei der Eigentumsdelinquenz ein Einfluß von




2. Stand der Kenntnisse bei der letzten AntragsteIlung
Dem Zusammenhang zwischen Einmündung in eine stabile berufliche Existenz
(Nonnalarbeitsverhältnis), dem partiellen oder völligen Mißlingen dieser berufli-
chen Integration und der Entwicklung kriminalisierbaren Verhaltens gilt das
Hauptaugenmerk dieses Teilprojekts.
Die berufliche Integration der Abgängerinnen aus Haupt- und Sonderschulen
stellte sich zu Beginn der 3. Förderungsphase differenziert dar; es ließen sich vier
Gruppen unterscheiden: (a) an der 1. Schwelle gescheitert, (b) Dropout aus der
beruflichen Qualifizierung, (c) erfolgreicher Ausbildungsabschluß, aber Probleme
an der 2. Schwelle sowie (d) Gesellen ohne Weiterbeschäftigungsproblem.
Inwieweit diese gestaffelten Risikolagen zu kriminalisierbarem Verhalten fiihren,
hatte sich insbesondere in der Bielefelder Rechtsextremismusstudie gezeigt:
Akzeptanz von rechtsextremen Überzeugungen und Gewalt sowie Verbleib in
dieser Szene waren umso eher gegeben, wenn die beruflichen Optionen verloren-
gegangen und die sozialen Bindungen von der Familie abgelöst und auf die Clique
übertragen worden waren (Heitmeyer u.a. 1992, S. 511, 551, 580). Fanden negati-
ve Selektionen in der beruflichen Sphäre oder ein Verlust familialer Unterstüt-
zungsnetzwerke statt, so waren nach Heitmeyer u.a. ebenso wie nach Fuchs-Hein-
ritz/Krüger (1991, S. 219) Kontextbedingungen gegeben, die der Beckschen
Individualisierungsthese für die Lebensläufe dieser Jugendlichen jegliche Bedeu-
tung nahmen. Die Lebensplanung stellte kein Gegengewicht gegen Kurzschlußre-
aktionen und episodenhaftes Abgleiten mehr dar.
Aufgrund eigener Analysen war allerdings dieser Forschungsstand zu differenzie-
ren. Auf Basis des Mikro-Panels ergaben sich, teilweise verschoben gegenüber den
Verlaufsformen beruflicher Qualifikation vier verschiedene Typen der Beziehung
zwischen Devianz und Berufsbildungsverlauf. Bemerkenswert war dabei Typus 1,
der sich durch den Begriff "Doppelleben" charakterisieren ließ. Einem erfolgrei-
chen Berufsverlauf stand eine überdauernde hohe Delinquenzbelastung und eine
offizielle Erfassung durch Kontrollinstanzen gegenüber (vgl. Matt 1995). Beim
Typus 2 ("Episodenhaftigkeit") wurden kriminalisierbare Aktivitäten nach Stabili-
sierung der Ausbildung eingestellt. Zufriedenheit mit dem Übergang an der 1.




ausgewirkt zu haben, die Delinquenz ging zurück. Bei den Jugendlichen, deren
Qualifizierung mißlungen ist, gab es ebenfalls zwei Typen: "Rückläufigkeit" (3)
und "Marginalisierung" (4). Bei beiden waren bisher eine hohe Belastung mit
Delinquenz und Kontakte zu sozialen Kontrollinstanzen gegeben.
Für die Erklärung dieser verschiedenen Verläufe konnte auf fremde Forschungen
nicht zurückgegriffen werden. Abgesehen von den Wirkungen der Arbeitslosigkeit
auf Delinquenz ist die Relevanz der beruflichen Integration für Delinquenz
praktisch unerforscht (vgl. Walter 1995, S.65ff.). Die Fortsetzung der Studie diente
daher zur Gewinnung von Grundlagenwissen. Sie diente ferner dazu, Bezugsdaten
zu schaffen, um die Geltung der in den USA derzeit mit großem Aufwand durch
mehrere Längsschnittstudien entwickelten Modelle der Delinquenzerklärung
kritisch auf Grenzen der Übertragbarkeit zu prüfen. Dabei stand insbesondere im
Zentrum, daß der Übergang von der Schule in den Beruf in beiden Ländern institu-
tionell völlig unterschiedlich geregelt ist. Für das Duale System gibt es in den
USA nichts Entsprechendes (Münch 1989). On-the-job-training in wechselnden
Arbeitsstellen nach Beendigung der High Schoollassen daher die Statuspassage in
den Beruf unkontrollierter, weniger institutionalisiert ablaufen als in Deutschland,
was vielfach beklagt wird (Hamilton 1990). Die Problematik der Berufseinmün-
dung sollte daher auf Befunde der US-amerikanischen Projekte bezogen werden.
Dazu wurde ein gemeinsamer workshop für die 3. Förderungsphase des Projekts
A3 vorgesehen.
3. Verlauf der Untersuchung - methodisches Vorgehen
Das Forschungsdesign sieht Erhebung und Analyse von qualitativen und
quantitativen Daten auf individueller (Mikro-Makro-Panel) und institutioneller
Ebene (Auswertung der AusbilderInnenbefragung; Erhebung/Auswertung von
Bundeszentralregister (BZR)-Daten und Strafakten) vor (für Details des Ablaufs s.






Es wurden wieder zwei weitgehend standardisierte Fragebögen eingesetzt.
Wichtige Themenkomplexe des Hauptfragebogens mit 99 Fragen waren: Ausbil-
dungs-lBerufsverlauf, Lebensereignisse, Freizeit/peergroup, Drogen-/Alkohol-
konsum, Partnerschaft, Instanzenkontakte, berufliche Bilanzierung, Lebens-
planung. Zudem wurde v.a. der Übergang an der "2. Schwelle" thematisiert.
Aspekte der Situation von Erwerbslosen, noch Auszubildenden, Ungelernten oder
FacharbeiterInnen wurden jeweils gesondert erfaßt. Induziert durch Hinweise in
den Daten der 4. Welle des Mikro-Panels wurden Auswirkungen von Instanzen-
kontakten auf die berufliche/private Situation sowie auf das Selbstbild und die
Einstellung zur Delinquenz als weitere Themen aufgenommen. Der Ergänzungs-
fragebogen enthielt 33 Fragen zu kriminalisierbaren Handlungen in 1993 und
1994, zu Polizei-/Gerichtskontakten sowie zur Einbindung in delinquente peer-
groups.
3.1.2 Erhebungsdurchftihrung und Ausschöpfung
Bei dieser 3. Erhebung im Makro-Panel konnten n=376 Personen erneut befragt
werden, von denen 372 auch den Delinquenzfragebogen ausfüllten. Dieses gute
Ergebnis läßt auch für weitere Erhebungen keinen nennenswerten Schwund
erwarten.
Die 3. Panel-Befragung erfolgte zwischen Mitte März und Ende September 1995.
Die Dauer der Erhebung beruhte u.a. darauf, daß die Befragten oft nur an Wochen-
enden Zeit hatten, Termine nicht einhielten und z.T. nur nach vielen Bemühungen
interviewbereit waren. Zudem mußten - in größerer Zahl und aufwendiger als bei
der 2. Welle - Adressen über das Einwohnermeldeamt (EMA) aktualisiert werden;
einige Personen blieben - selbst nach weiteren Recherchen - unauffindbar. Schwer
erreichbare bzw. nicht mehr in Bremen wohnhafte Personen mußten (oft mehrfach)
angeschrieben werden; bis sie beide Fragebögen zurückschickten, verging viel
Zeit.
Gegenüber dem 1992 befragten Panel (n=426) beträgt der Ausschöpfungsgrad bei




restlichen 22 Personen gilt, daß die EMA-Recherche erfolglos war oder die
zugesandten Fragebögen nicht retourniert wurden. Zur Überprüfung von Stichpro-
benverzerrungen durch die 50 Ausfälle wurden Signifikanztests (Chi-Quadrat, t-
Test) durchgeführt. Die Gruppe der n==376 bei der 3. Welle Befragten wurde mit
den seit Makro I (n==732 Abgängerinnen) aus dem Panel Ausgeschiedenen
bezüglich ihrer BZR-Registrierungen verglichen. Es ergaben sich keine signifi-
kanten Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen. Was die jeweiligen
Verteilungen weiterer wichtiger Variablen - wie etwa Alter, Schulbildung, Natio-
nalität, geplanter Bildungsweg, Berufsbildungseinstieg und -verlauf sowie
Kontrollerfahrungen - anging, so zeigten Kreuztabel1ierungen (Chi-Quadrat-Tests)
auch hier, daß die Repräsentativität der Stichprobe durch die Ausfälle nicht
beeinträchtigt wurde.
3.2 Forschungsablauf im Mikro-Panel
Im Frühjahr 1994 (T4) wurde die 4. qualitative Erhebung durchgeführt, Es wurden
n==57 Personen (32 m; 25 w) interviewt. Dabei konnten von den 48 an der 3. Welle
Beteiligten 44 befragt werden. Eine zuletzt bei T2 Interviewte wurde für das Panel
zurückgewonnen. Ohne NachrückerInnen (s.u.) wurden also 45 Personen befragt.
Gegenüber dem bei T3 eingetretenen Schwund von 20% (bezogen auf T2) lag die
diesmalige Schwundrate von 8,3% (4 Fälle) um die Hälfte niedriger als jene 150/0-
Marge, die bei Panelstudien pro Welle als "üblich" gilt (Wolf 1986, S. 257; Heinz
u.a. 1985, S. 56ff. berichten von einem 50%igen Ausfall über drei Jahre). Dank der
guten Ausschöpfung blieb die grundlegende Zusammensetzung dieser "Stamm-
gruppe" des Mikro-Samples erhalten.
Zusätzlich zu der o.g. Gruppe von 45 Personen wurden 12 Nachrückerinnen (9 m;
3 w) interviewt, das Panel damit auf n==57 aufgestockt. Als NachrückerInnen
wurden jene ausgewählt, die bei der Makro 11 beträchtliche Delinquenz berichtet
hatten und z.T. im Bundeszentralregister (BZR) registriert waren. Von den Inter-
views mit den Nachrückerinnen versprachen wir uns v.a. eine vertiefte Einsicht in





Mit den Befragten wurden auf Kassetten mitgeschnittene Leitfadeninterviews zu
ihrem Werdegang seit der 3. Erhebung gefiihrt. Es wurden zwei Versionen des
Leitfadens eingesetzt - für Befragte in Arbeit!Ausbildung und für Erwerbslose. Bei
den Nachrückerinnen wurden Informationen über Schulzeit und weiteren Verlauf
nacherhoben, um Vergleichbarkeit innerhalb des Mikro-Panels zu gewährleisten.
Alle Befragten wurden zudem um Angaben zu den von ihnen in 1993 und 1994
begangenen Delikten gebeten.
Die Leitfaden waren modifizierte Fassungen der in den früheren Wellen verwen-
deten Instrumente. Ein zusätzlicher thematischer Schwerpunkt war diesmal der
Übergang an der "2. Schwelle", und erstmals gezielt wurden Auswirkungen von
Instanzenkontakten auf die berufliche/private Situation sowie v.a. Änderungen der
Einstellung zur Delinquenz bzw. Stigmatisierungseffekte angesprochen. Generell
ging es darum, die individuellen Deutungen zur biographischen Relevanz be-
stimmter Ereignisse zu erfassen.
Die Auswertung geschah in derselben Weise wie in den bisherigen Wellen: Für je-
den Fall wurde die Rekonstruktion eines Grundmusters (Verlauf, Kontext) fortge-
setzt. Ziel war die Identifizierung überindividueller Muster (Typen) von Zusam-
menhängen zwischen Berufs-(Qualifizierungs-)Verläufen und Prozessen der Selek-
tion/Kriminalisierung. Zur Absicherung der Intersubjektivität der Interpretationen
waren für jede Fallstudie zwei Mitarbeiterinnen zuständig. Der jeweils zweiten
Person oblag primär die Prüfung der Sorgfalt und Stichhaltigkeit der gezogenen
Schlußfolgerungen.
Die Fallanalysen für den Zeitraum Tl bis T3, Teile des zu T4 erhobenen Materials
sowie die Angaben zur selbstberichteten Delinquenz im Gesamtzeitraum (Tl-T4)
wurden in Rekonstruktionen der individuellen Verläufe integriert. Das so gewon-
nene Verständnis für die Besonderheit eines jeden Verlaufs resultierte in einem
Fazit, in dem ein Fall bzgl. seiner relevanten Merkmale unter Herstellung theore-
tischer Bezüge charakterisiert wurde. Auf dieser Basis erfolgte eine vergleichende
Durchsicht aller in den Fallanalysen herausgearbeiteten (individuellen) Grund-
muster von Kontext und Verlauf unter den zentralen Projektfragestellungen. Erste
vorläufige Typenbildungen bzw. empirisch begründete theoretische Verallge-




3.3 Bundeszentralregister (BZR) -Anfrage/Strafaktenerhebung
Die Anfrage beim BZR (Berlin) erfolgte im Frühjahr 1994. Aufgrund von Melde-
ausfallen (keine aktuelle Adresse beim EMA registriert) sowie fehlenden Namens-
angaben im Fragebogen Makro I konnten dabei von den im Jahr 1989 bei der I.
Makro-Erhebung befragten potentiellen Schulabgängerinnen (n=1.668) nur für
1.295 Personen die gewünschten Auskünfte eingeholt werden. Von diesen waren
für 337 Personen (26.2%) Strafverfahren dokumentiert. In der 2. und 3. Welle ist
der Anteil der Registrierten mit 27.7 bzw. 25.3% weitgehend konstant geblieben.
Die BZR-Daten wurden nach einem Codeplan umgearbeitet und mit den sonstigen
Paneldaten zusammengeführt. Erfaßt wurden: Zahl der Einträge, Art und Datum
der Taten, Sanktionen/VerfahrenseinsteIlungen u.a. Mit den offiziellen Daten
bietet sich dem Projekt die ansonsten seltene Möglichkeit, für einen bestimmten
Personenkreis vorliegende Registrierungen mit der von ihnen selbstberichteten
Delinquenz - und damit Hell- und Dunkelfeld - zu vergleichen.
Die Erhebung bei der Staatsanwaltschaft Bremen erfolgte von Dezember 1994 bis
Februar 1995. Sie basierte auf den schriftlichen Einwilligungen zur Akteneinsicht
von n=280 Befragten aus der Makro 11 (1992). Für n=126 davon war jemals ein
Strafverfahren anhängig gewesen. Nachdem - bezogen auf diese Personen - geklärt
war, welche Akten aus 1988 oder früheren Jahren bereits vernichtet waren, sowie
nach der Entscheidung, Verfahren, die wegen mangelnden Tatverdachts (§ 170
StPO) eingestellt wurden, nicht zu berücksichtigen, begann die eigentliche
Erhebung. Dabei gab es Verzögerungen: Eine Reihe der interessierenden Akten
befand sich im Geschäftsgang, war schwer zugänglich. Die Mehrzahl dieser Akten
konnte uns letztlich aber zur Verfügung gestellt werden. Insgesamt wurden für
n=86 Personen 272 Akten, auf die sich 309 Taten verteilten, herangezogen. Die
Datenerfassung geschah in zwei parallelen Schritten. (I) Aus jeder Akte wurden -
tatbezogen - standardisiert wichtige Eckdaten (von Anzeige über polizeiliche
Vernehmung bis SanktionIEinstellung) so erfaßt, daß sie später mit den Daten des
Makro-Panels verknüpft werden können. (2) Bei der qualitativen Erhebung wurden
aus den Akten v.a. Vokabulare/Deutungsmuster von Polizei, Staatsanwaltschaft
und Gericht exzerpiert, wie sie sich etwa in Erörterungen einer Tat oder des






Schwerpunkte der Auswertungen bezogen sich auf zwei Analysestränge, die zu in-
tegrieren waren. Erstens interessierten der berufliche Verbleib der Angehörigen
des Sampies sowie ihre beruflichen Qualifizierungsprozesse bis zur Befragung
Ende 1994. Zweitens waren Ausmaß und Grad von Jugenddelinquenz festzustel-
len. Grundsätzlich stellte sich die Aufgabe abzuprüfen, ob die für das Projekt
zentrale Beziehung zwischen Berufsbildungsdefiziten und Delinquenz statistisch
nachweisbar ist, weichen Einfluß Instanzen strafrechtlicher Kontrolle nehmen und
in welchem Maße mit dem Abschluß der Statuspassage in den Beruf eine signifi-
kante Verringerung oder Verlagerung von Delinquenz erfolgt. Wesentliche
Resultate der Befragung Makro 11 (1992) zum Thema Berufsverlauf und Delin-
quenz wurden u.a. in SchumannlMariak (1995) vorgestellt, so daß es nun sinnvoll
erscheint, auf ausgewählte Ergebnisse der Befragung Makro III (1995) und deren
Verknüpfung mit Informationen aus Befragung 11 zu fokussieren.
4.1.1 Berufsverlauf
Blickt man zunächst auf den beruflichen Verbleib der befragten jungen Erwach-
senen, so ergibt sich für die Erhebung 1995 folgendes Bild: Es befinden sich zum
Befragungszeitpunkt knapp 30% im erlernten Beruf; rund 8% sind in einem
anderen qualifizierten Beruf als dem zunächst erlernten tätig. 14.8% gehen unge-
lernter Arbeit nach. Zusammengenommen stehen fünf Jahre nach Schulabgang nur
52.8% im Arbeitsleben. Noch in einer Berufsausbildung (11%) bzw. wieder in der
Schule (4.8%) ist fast ein Sechstel. Von ihnen weiß man noch nicht, wie die
Qualifikationsphase enden wird; ähnlich offen ist die Situation der Wehrdienstlei-
stenden (15.5% der Männer). Der Rest ist erwerbslos, d.h. arbeitslos oder in der






Beruflicher Verbleib von LehrabsolventInnen 1995
Verbleibffätigkeit Panel gesamt Männer Frauen
I. Im erlernten Beruf tätig 45.0% 40.3% 52.4%
2. In anderem Beruf tätig 11.0% 10.4% 11.9%
3. An- bzw. ungelernt tätig 9.7% 7.5% 13.1%
4. In Arbeitslosigkeit 9.2% 9.0% 9.5%
5. In Fortbildung/Umschulung* 7.4% II.l% I.l%
6. In schulischer Ausbildung* 0.9% 1.4%
-
7. Im Wehr- bzw. Zivildienst 9.6% 15.7%
-
8. Sonstige Tätigkeit 7.4% 4.5% 11.9%
SampIe (gerundet) 100.0% 100.0% 100.0%
Sample-Größe n=218 n1=134 n2=84
Zusammengefaßt: Fortbildung/Umschulung, Besuch von Fachoberschule/Techniker-
schule, 2. Lehre
** Zusammengefaßt: Fachhochschulbesuch und Universitätsstudium
Betrachtet man die Zahlen der Tabelle I, so zeigt sich, daß nicht einmal die Hälfte
der erfolgreich Qualifizierten eine Tätigkeit ausübt, die ihrer Ausbildung ent-
spricht. Jeder/jede Neunte mußte in einen anderen Beruf wechseln. Vergleicht
man die in Tabelle I genannten Prozentwerte von Frauen und Männern des
Bremen-Panels, so zeigt sich zwar eine höhere Quote der im erlernten oder in
anderem Beruf tätigen Frauen. Doch sind dies typische "Frauenberufe": 30.9%
(n=21) der weiblichen Fachkräfte sind als Verkäuferinnen tätig und 20.6% (n=14)
arbeiten als Friseurinnen. Dagegen üben nur zwei männliche Fachkräfte den Beruf
des Verkäufers aus, und nicht ein einziger Mann findet sich im Friseurberuf. Der
geschlechtsspezifischen Segmentierung entspricht ebenfalls die in Relation zu den
Männern fast doppelt so hohe Quote der an-/ungelernt tätigen weiblichen
Fachkräfte.
Trotz negativer beruflicher Erfahrungen gilt für das Gros der Befragten und damit
auch für an der 2. Schwelle Gescheiterte: "Ich kann viel erreichen, wenn ich nur
genügend Leistung bringe." So vertraten 1995 (Befragung III) noch 88.9% der
Befragten (n=369) diese Ansicht - ein Ergebnis, welches auf erfolgreiches cooling
out schließen läßt.
Sind die Resultate zum beruflichen Verbleib qualifizierter junger Erwachsener nur




Vergleich mit der 1993 durchgefiihrten Studie des Bundesinstituts fiir Berufsbil-
dung (Schöngen 1995) ergibt: Trotz unterschiedlich strukturierter Stichproben
zeigt sich sowohl fiir die Gesamtheit im erlernten als auch in anderem Beruf eine
Gleichverteilung. In beiden Studien sind rund 55% der qualifizierten Fachkräfte
nicht in ihrem Lehrberuf eingesetzt (a.a.O., S. 158). Im übrigen resultieren diver-
gierende Effekte bei der Schulbildung: Während Schöngen (a.a.O., S. 151) für die
BIBB-Studie von einer "Unterrepräsentanz junger Menschen mit ungünstigen
Bildungsvoraussetzungen und Ausbildungsbedingungen" ausgeht, die zu
günstigeren Ergebnissen fiihre als in der Realität, ist das Bremen-Panel gerade
durch bildungsdefizitäre junge Erwachsene gekennzeichnet, insbesondere
angelernt/ungelernt Tätige und Arbeitslose. Beispielsweise liegt der Prozentwert
für in schulischer Ausbildung Befindliche um fast zwanzig Prozent niedriger als
im BIBB-Sample. Wie lassen sich berufliche Mißerfolge/Risikosituationen der von
uns befragten jungen Erwachsenen erklären? Fragt man nach den Bedingungen fiir
Erfolg/Mißerfolg, so ergeben sich die in Tabelle 2 abgebildeten Resultate, wobei
die abhängige Variable BERUFLICHER STATUS definiert ist als Statushierar-
chie; sie reicht von der durch Gesellen-/Gehilfenbrief ausgewiesenen Fachkraft
über noch in Ausbildung Stehende und un-/angelernt Tätige bis hin zu jungen
Erwachsenen in Arbeitslosigkeit.
Tabelle 2:
ErfolgelMißerfolge in Ausbildung und Beruf: Multiple Regressionen zur
Bestimmung von Variableneffekten aus 1992 auf den beruflichen Status
in 1993. Hier: Standardisierte Regressions-Koeffizienten (Beta) signifi-
kanter Prädiktoren (Signifikanzniveau = .05)(n=376)
Prädiktoren Beruflicher Status
Wunsch2 (Jemals im Wunschberuftätig?) -.190
T288 (Nebenverdienst durch Schwarzarbeit?) -.160
T484 (Zukunft: Mit PartnerIn zusammenleben?) -.153
Lösung I (Frust im Betrieb: Alkohol & Drogen?) -.148
T409 (Frust im Betrieb: Krankschreiben?) .147
T451 (Gewerkschaftsmitglied?) -.146
T4 (Schulabschluß Abgangsklasse 1989?) -.138
T9 (Familienstand?) .134
R2: .244
Interessanterweise spielt es eine bedeutende Rolle, ob es möglich war, im




Motto "Hauptsache eine Lehrstelle" garantiert nicht schon Qualifikationserfolg;
hinzukommen muß die Chance, beruflichen Wünschen zu entsprechen. Weitere
Variablen betreffen Coping-Strategien bei Ärger am Arbeitsplatz: Krankschrei-
benlassen und Alkoholkonsum sind nachteilig. Andererseits ist ein Engagement in
Gewerkschaften durchaus Indiz für gelungene berufliche Integration und fördert
mittelfristig den Erfolg. Die Lebensplanung (mit Partnerin zusammenleben wol-
len) wirkt gleichfalls positiv. Demgegenüber scheiden bereits verheiratete Perso-
nen durch die Frühzeitigkeit der FamiliengrUndung tendenziell vorzeitig aus dem
Qualifizierungssystem aus.
Daß Qualifikationserfolg stark mit dem Schulabschluß zusammenhängt, überrascht
nicht. Schwerer erklärlich ist schon, daß der Berufswahlfaktor "Sind Neben-
verdienste möglich?" sich positiv auswirkt. Es könnte sein, daß ökonomische Ver-
wertbarkeit der Lehre schon während des Qualifikationsprozesses die Motivation
zum Erfolg erhöht. Dies wäre aber noch durch weitere Analysen zu überprUfen.
4.1.2 Zusammenhänge zwischen Berufsverlaufund Delinquenz
Um Zusammenhänge von Ausbildungsdefizit und Delinquenz im Vergleich der
Befragungen abzuklären, wurden dem beruflichen Status Befragter für Makro II
und III entsprechende Indexwerte selbstberichteter Delinquenz gegenübergestellt.
Der verwendete Index enthält logarithmierte absolute Deliktzahlen und nennt
Mittelwerte der Delinquenzbelastung. Für die aktuellen Erhebungsdaten hat sich
das früher gezeigte Bild der Belastung nicht allzu sehr verändert: Delinquent sind
Erfolgreiche ebenso wie alle anderen Gruppen; sie unterscheiden sich in ihrer
Delinquenz nicht signifikant von anderen. Das "Doppelleben" - die Akzeptanz der
Rolle des verantwortlich handelnden Erwachsenen im Arbeitsalltag und ihre
Suspendierung in der "action"-geprägten und von peers dominierten Freizeit - wird
fortgesetzt. Nur die Arbeitslosen weisen signifikant höhere Delinquenz auf; hier
schlagen sich Probleme an der 2. Schwelle nieder. Für selbstberichtete Delinquenz
wurden zeitraumspezifische Teilmodelle multipler Regression gerechnet, die u.a.
den Effekt von mehr oder weniger erfolgreicher Berufsausbildung auf Deliktbela-
stung aufzeigen sollten. Um Verzerrung durch linkszensierte Delinquenzdaten
auszuschließen (Konformität bzw. keine Deliktbelastung erhält den Wert Null,




wurde von herkömmlicher Regression abgesehen und die Möglichkeit der Berech-
nung von TOBIT-Modellen genutzt. Tabelle 3 zeigt Resultate dieser multiplen
Regressionen für Gesamtdelinquenz (ALLES) und spezielle Deliktgruppen
(GEWALT, EIGENTUM, DROGEN) auf. Wegen zu erwartender Dominanz von
Delinquenzbelastungen aus früheren Jahren wurden alle Modelle zweifach
durchgerechnet: Zum einen mit Vordelinquenz-Variablen (VD), zum anderen ohne
sie (ohne). Alle Prädiktoren stammen aus dem Vorzeitraum 1992 (hier C genannt)
und in wenigen Fällen aus 1990/91 (B). Abhängige Delinquenz-Variablen bezie-
hen sich stets auf den Zeitraum 1993 (D), so daß Kausalitätsaussagen der Form BC
---> D möglich sind.
Aus der Vielzahl der mit Delinquenz bivariat korrelierenden Variablen wurden in
die TOBIT-Modelle zunächst Statusvariablen (1) aufgenommen. Männer sind
signifikant höher delinquenzbelastet als Frauen (GENDER), außer im Drogenbe-
reich. Interessant ist der Zusammenhang von Eigentumsdelikten mit GEBURTS-
JAHR: Je jünger die Befragten sind, desto höher ist die Delinquenzbelastung. Für
Schulbildung gilt: Hauptschülerinnen mit sind belasteter als die ohne Abschluß.
Die Beziehungen zu den Eltern (2) sind vor allem wichtig im Zusammenhang mit
Drogendelikten: Diejenigen sind geringer delinquenzbelastet, deren Vertrauens-
verhältnis (ELTERN1) intakt ist, aber auch jene, bei denen Eltern monieren, daß
sie zu spät nach Haus kommen, zu auffallend gekleidet sind, "falsche" Freunde
haben (ELTERN2). Der Faktor ELTERN3 bei Gewaltdelinquenz benennt primär






Tabelle 3: S ...
Ausbildungsdefizile und spätere Ilelinquenl.: TOJlIT·Modelle zur Bestimmun~ "MI \'ariahlen·UreLten aus Phase C (1992) aur Delinquenl.' s ..2.(1)
Belastungen der Phase I) (1993). t1ier: Slandardisierte Regressions·Koeml.ienlen signifiLanler Pridikloren (SI~nifikanl.niveau= .mn ::l ::os
---------
-.__..__ .- .._--_.- I:: >Deliktbereich liJ'WAlT 1'1< iJ'NTI IM 1)1(( llil'N AIII'S !» v.>Prädiktnrcn VIl ()hnl' VIl ohne VD ohm," Vll ()hnt"
n=2SS n=272 n=2SS n=272 n=2~~ n=272 n=2~~ n=272
GEHURT (114) ..'0
GENDER (ll~) _Ln ·154 ·.n ·.M ·..\4 ·.44
SCHULE (1.t14) .4~
2 E1:mRNI (lt31!7R) .."I
FI.·I1'RN2 (1,:- rgl'12 ) ,4.\
m:I1-:RN.l (,"rlled) .~'I
3 KÖRPERV. (7.1352) -.6~ -.21
DROmeN (7.dro~l'ne) -.64 -.77
PEER\). (7.~r<di) .41 .S9 31! .45
BANDt; (70 andcbc) .S2 .64
4 SCHWANZEN (701261!) .ll\
0'1 FREIZEIT+ (1.1334) 32 ..'I .42 .17
N LEISTUNG (1.1475) .20
ARBEITS. (ztugend) "'I! .II!
ARBEIT I (zahnl)
·"'6 ..'9
ARH.-NÄHE (luJ06) · ..l\
HAUSHALT (l14.l9) .41
NI'HEN.lOB (1.1440) .27
FINANZEN (zt331) .zo .26
5 JOB/DISCl) (zt401) (10 .'3




6 INSTANZ (zunkobc) .50 .49
BELAST. (zbcbelst) .611
7 DELIKT! (zeigenc) .4'1
DELlKTl (zdrogcnc) .62
DELlKT.l (zallesc) .46
(Pseudo) -R' .14 .ll) .12 .11 .16 .1.' .19 .16
I.og.likclihood -Ih("~ll ·1f,1l.64 -254 ..H ·nul -195.17 ·21ll.4S -2'10.24 -.'1'1.40
Teilprojekt A3
Schumann u.a.
Der Variablenbereich (3) umfaßt den Einfluß der Peers und Peer-Delinquenz. Ins
Auge fällt zunächst der relativ hohe Koeffizientenwert für Bandenmitgliedschaft
(BANDE) im ersten Gewaltmodell und der auch recht beträchtliche Wert im zwei-
ten. Zudem ist diese Variable in keinem anderen Deliktbereich vertreten und zeigt
somit hier ihre besondere Relevanz: Gewalt geschieht typischerweise aus der
Gruppe heraus. Dazu paßt der delinquenzfördernde Einfluß gewaltbejahender
Freunde (Meinung der Peers zu Körperverletzung: KÖRPERV.).
Im Bereich (4) angesprochen sind Variablen zur Arbeitshaltung in Berufsschule-
ILehrbetrieb sowie zu Arbeitssituation und finanzieller Lage. Interessant ist ferner
die Häufung signifikanter Koeffizienten im Bereich Eigentumsdelikte. So geht
erhöhte Eigentumsdelinquenz einher mit Freizeitbetonung und Hintanstellung
beruflicher Relevanz (FREIZEIT+). Ebenfalls bemerkenswert sind Koeffizienten
des Faktors ARBEITl, der beinhaltet, daß Arbeit Spaß machen muß, abwechs-
lungsreich zu sein hat und in einem guten Betriebsklima stattfinden sollte. Wer
diese Ansprüche vertritt, ist weniger delinquent als andere. Gleiches gilt, wenn der
Leistungsgedanke bejaht sowie Arbeitstugenden (Pünktlichkeit, Ordnung am
Arbeitsplatz halten, usw.) eingehalten werden. Aus den übrigen arbeitsbezogenen
Variablen sei noch die der FINANZEN erwähnt. Der Kodierung entsprechend wird
deutlich: Eine unbefriedigende finanzielle Situation trägt tendenziell zu erhöhtem
delinquenten Verhalten bei.
Variablenbereich (5) verweist auf Reaktionen bzw. Coping-Strategien bei "Ärger"
in Berufsschule oder (Lehr-)Betrieb. Ohne auf einzelne Koeffizienten näher einzu-
gehen, sei angemerkt, daß diese Reaktionen/Strategien zur Erklärung von Gewalt
besonders relevant sind. Das Herumziehen mit der Clique (JOBIPEERS), der Be-
such von KneipenlDiskotheken (JOBIDISKO) und Alkoholkonsum sind verknüpft
mit Gewaltdelikten.
Zu Variablenbereich (6): Theoretisch relevant für Zusammenhänge zwischen Kri-
minalisierung und nachfolgender Delinquenz ist die Folgewirkung von Polizei-
und Gerichtskontakten in Phasen Bund C (INSTANZ). Interessant ist, daß diese




des Bereichs (6) stellt ab auf belastende Lebensereignisse (Festnahme, Entzie-
hungskur, längere Krankheit, usw.). Sie zeigt delinquenzfördernden Effekt nur im
Drogenbereich.
Im Variablenbereich (7) ist die Vordelinquenz in Phase Cerfaßt. Sie beeinflußt die
Delikthäufigkeit bei Eigentums- und Drogendelikten in Phase D (DELIKT!,
DELIKT2). Das gilt jedoch nicht für den Gewaltbereich: Dort bleibt Vordelin-
quenz ohne signifikanten Effekt. Es ist allerdings möglich, daß der Effekt in
anderen Variablen wie Bandenmitgliedschaft teilweise mit enthalten ist.
Als Fazit sind drei Hauptergebnisse herauszustellen: Erstens der zuletzt ange-
sprochene nichtsignifikante Effekt von Vordelinquenz im Gewaltbereich. Dieses
Resultat fand seine Bestätigung in einem weiteren, nur für die Männer des Sampies
(n=153) durchgerechneten Modell.
Zum zweiten zeigt sich in den Regressionen deutlich die Relevanz von Variablen,
welche mittelbar oder unmittelbar mit der Ausbildungs-/Arbeitssituation verknüpft
sind: Allein neun Variablen (Bereich 4) betreffen Arbeitsverhalten, den Umfang
von Nebentätigkeit, Einstellungen zu Arbeit und Leistungsprinzip sowie finan-
zielle Aspekte, während fünf Variablen (Bereich 5) auf Coping-Strategien bei
Ärger am Arbeitsplatz rekurrieren. Das berufliche Feld hat auf Delinquenz durch-
aus Einfluß.
Drittens ist die unveränderte Bedeutung der Peers (Bereich 3) für die Erklärung
von Delinquenzbelastung hervorzuheben, v.a. bei Männem: Bandenmitgliedschaft
und Peerdelinquenz spielten für Gesamtdelinquenz, speziell Gewalt- und Drogen-
delikte, eine signifikante Rolle. Auch nach Schulabgang nehmen Cliquen noch
einen hohen Stellenwert ein. Junge Erwachsene agieren, selbst wenn sie im
Berufsleben stehen, in der Freizeit gemäß den Normen ihrer männlich dominierten
Peergroups (Dietz u.a. 1996). Bemerkenswert ist, daß Nationalität bei jugendtypi-
scher Delinquenz keine Rolle spielt: Diese Variable wies in keiner Regressions-





Über das Mikro-Panel wurde in mehreren Beiträgen berichtet: zur Berufsfindung
bei den Männem (Dietz, Matt 1994), zur Selektion am Übergang Schule/Aus-
bildung (Schumann 1994), zu informeller sozialer Kontrolle bei den Frauen (Seus
1995), zu Berufsverlaufund Delinquenz (Matt 1995, Schumann, Seus 1997) sowie
gewendet in kriminalpolitische Überlegungen (Matt 1996, Schumann 1995a,
1996). Zusätzlich erfolgte eine umfassende Darstellung in der zweiten Monogra-
phie dieses Projekts: Dietz, Matt, Schumann, Seus (1996). Diese behandelt den
Zeitraum SchulzeitJBerufsqualifikation, so daß die Interviews der 4. Welle nur z.T,
verwertet wurden. Ergebnisse aus Welle 4 seien daher noch im folgenden präsen-
tiert.
4.2.1 Berufliche Bilanzierung
Für beide Geschlechter fällt die berufliche Bilanzierung fünf Jahre nach Schulab-
gang weitgehend negativ aus.
Tabelle 4:
Frauen (n=25) T4 Männer (n=32) T4
in Lehre 2 3 (IN)
Gesellenprüfung bestanden 11 (2N) 16 (4N)
davon: als Geselle/in tätig 3 5
ungelernt tätig 4 (IN) 1
arbeitslos 3 8 (3N)
Schule I I (N)
Bundeswehr
- 1
Gesellenprüfung gescheitert 1 3 (IN)
jetzt: arbeitslos I 2 (IN)
jetzt: ungelernt tätig
- 1













Nicht einmal die Hälfte der 57 Befragten des Mikro-Panels hatten zum Zeitpunkt
der 4. Erhebung (T4) einen Beruf erlernt; von diesen war aber nur ca. ein Drittel
auch als GesellInnenJGehilflnnen tätig. Nicht in ihren Ausbildungsberufen
(ungelernt) arbeiteten von den Qualifizierten überwiegend Frauen, während
Arbeitslosigkeit hier v.a, bei Männern bestand. Bei den an der Gesellenprüfung
Gescheiterten und den früh aus der Berufsbildung Ausgeschiedenen fällt die Bi-
lanz noch schlechter aus. Für fünf zu T4 in Ausbildung Befindliche schließlich war
der Ausgang noch offen.
Bei den Qualifikationsverläufen gab es deutliche Unterschiede zwischen den
Geschlechtern. Die Verläufe der Frauen entsprachen meist den für Hauptschülerin-
nen vorgezeichneten Wegen. Wer in Maßnahmen (z.B. Hauswirtschaft) startete,
erhielt statt qualifizierter Ausbildung Fertigkeiten vermittelt, die auf familiäre
Aufgaben vorbereiteten. Bei Wahl eines sog. Frauenberufes im dualen System
waren nach der Ausbildung schlechte Bezahlung und geringe Aufstiegschancen
die Regel. Stolpersteine waren das begrenzte Spektrum zugänglicher Berufe sowie
Spielräume einengende Rollenklischees. Wurde ein "Männerberuf" angestrebt, trat
die Diskrepanz von Aspirationen und Möglichkeiten besonders zutage. Nicht alle
Frauen akzeptierten, daß Geschlechtszugehörigkeit z. T. ausschlaggebender war
als schulische Leistungen, Fähigkeiten etc. Etliche brachen die Ausbildung nach
konfliktbedingtem Auszug aus dem Elternhaus ab. Reaktionen auf die begrenzten
Möglichkeiten variierten zwischen Rückzug ins Private und Leben in der Subkul-
tur. Beide (Extrem-)Wege erschwerten die Rückkehr in Ausbildung. Bei Enttäu-
schungen über den Verlauf kam es zu Änderungen früherer Pläne: Frauen, die im
1. Interview dem Beruf Priorität gaben, dachten beim 3. und 4. an Familiengrün-
dung. Ein Einstieg in die Familienkarriere war auch Mutterschaft während der
Ausbildung; die resultierenden Anforderungen führten zum Qualifikationsabbruch.
Den Männern des Panels bot der Ausbildungsmarkt vergleichsweise bessere
Möglichkeiten für qualifizierte Ausbildung im gewünschten Bereich. Günstig war
für die Männer auch, daß sie meist noch zu Hause wohnten, von den Eltern
unterstützt wurden. Wer früh scheiterte (Maßnahme, Lehre), hatte Lernschwierig-
keiten, Schulunlust, z. T. Gesundheitsprobleme. Für die Mehrheit ergab sich zu-
nächst die Perspektive der sog. männlichen Normalbiographie: eine Lehre abzu-




angesehen und versprach Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt. Aus Angst, nach
gescheiterter Qualifikation arbeitslos zu sein, verhielten sich die meisten in der
Ausbildung sehr angepaßt. Etliche schieden jedoch schon vor Erreichen der
Prüfung aus oder bestanden sie nicht. Für die übrigen zeigte sich, daß auch der
Gesellenbrief den Einstieg in das Erwerbsleben nicht garantierte. Während bei
Frauen die 1. Schwelle Weichen in Richtung Benachteiligung, Dequalifikation
stellt, hat bei Männern die 2. Schwelle diese gate-closer-Funktion,
4.2.2 Berufsverlauf und Delinquenz
Tabelle 5:
Delinquenztyp Qualifikation bzw. Berufseinstieg
erfolgreich nicht erfolgreich
DD = durchgängig hoch mit Ferdinand, Fliege, Fasold, Jakob, Johann,
Delinquenz belastet Frank, Fleming, Judo, Josef, Paul, Peter, Puma,
Punk,Rick Tom
Luzia Abby, Kerstin, Libby
EPISODE - Delinquenz, aus Jack, Philipp Bobby, Bodo, Elmar,
der ein Ausstieg erfolgte Francis, Felix, J3O, Pogo,
Rudi, Tiger
Agnes, Kari, Kaba, Pame-
la, Sarah, Senta
BAGATELLE - Delikte aus- Fjordi Byron, Bonzo, Fabian,
schließlich im Bagatellbereich Robby
Adele, Afra, Kuni- Kyra, Lea, Lyra, Petra,
frede, Scylla, Siggy Sibylle, Syria
KONFORM Alice, Babs
Im Mikro-Panel finden sich zu T4 19 Personen, die überdauernde hohe Delinquenz
aufweisen (15 Männer, 4 Frauen); acht von ihnen (7m, lw) sind beruflich etabliert
bzw. in Aus- und Weiterbildung, elf (8m, 3w) arbeitslos oder ungelernt tätig. Die
erste Gruppe, die wir als Typus "Doppelleben" (Matt 1995, Dietz u.a. 1996) be-
zeichnen - beruflichem Erfolg stehen hohe Delinquenz und Erfassung durch
soziale Kontrollinstanzen gegenüber -, ist im Vergleich zur 3. Erhebung (Zeitpunkt
T3) kleiner geworden und besteht weiterhin fast nur aus Männern, Stark vergrößert
hat sich die Gruppe, die ebenfalls hoch delinquenzbelastet ist, aber durch fehlende




u.a. 1996, Kap. 7); sie unterliegt stark dem Risiko, daß sich der Status "delinquent"
zum master-status entwickelt.
Daß Zugehörigkeit zu delinquenten Cliquen entgegen verbreiteter Ansicht nicht
nur Männern vorbehalten ist, belegen die Beispiele aus unserer Untersuchung
(a.a.O.). Die Mitgliedschaft von Frauen in solchen Cliquen über die Schulzeit
hinaus förderte genau wie bei Männern das Weiterbestehen delinquenten
HandeIns, wobei Frauen im öffentlichen Raum erhöhter polizeilicher Kontrolle
ausgesetzt sind. Gewaltdelinquenz war bei Frauen kaum zu finden. Bei ihnen war
Gebrauch weicher Drogen, der als "normal" empfunden wurde, verbreiteter.
Eine Gruppe, die hier kurz näher betrachtet werden soll, sind diejenigen, die ihr
abweichendes Verhalten drastisch reduziert bzw. abgebrochen haben (Episode).
Bei den männlichen "Episodikern" war es Angst vor beruflichen Nachteilen, die zu
Reduzierung oder Verzicht auf kriminalisierbare Aktivitäten führte, In Ausbildung
bzw. Beruf zeigten sie ein hohes Maß an Anpassung, z. B. Umsicht bei Konflikten
sowie Einhaltung von Arbeitstugenden. Entscheidend für Reduzierung von bzw.
Ausstieg aus Delinquenz war auch die nachlassende Bedeutung, die sie den
Cliquen beimaßen, denen sie nach Ende der Schulzeit noch angehörten. Einige
verließen sie zugunsten einer Partnerin. Die delinquenznahe Kultur der Clique
verlor dann an Einfluß. Im Unterschied zu den Männern des Typus "Doppelleben"
brauchten die "Episodiker" offenbar keine Delinquenz, um ihre Männlichkeit zu
demonstrieren. Sie zeigten auch kein Bedürfnis, sich vom Erwachsenenstatus
abzugrenzen.
Für Frauen hing der Rückzug aus Delinquenz mit dem Ausstieg aus dem Ausbil-
dungs- und Erwerbssystem und dem Rückzug ins Privatleben zusammen. Nach
dem Scheitern der beruflichen Aspirationen richteten sie ihre Bemühungen auf die
(Mit-)Versorgung durch einen männlichen Ernährer. Die Ausrichtung auf den
Partner ging mit verstärkter informeller Kontrolle einher und bewirkte, daß die
Frauen in der Freizeit nun konformes, geseIlschaftlich akzeptiertes Verhalten
zeigten. So führt die traditioneIle gender-Definition bei Frauen zum Rückzug aus
der Delinquenz, während sie bei Männern eher gegenteilig wirkt.
Im Fazit ergibt sich aus den Analysen des Makro- und des Mikro-Panels, daß der




und dem Fortdauern von Delinquenz komplexer ist, als zunächst vermutet. Auch
erfolgreiche Lehrlinge sind bis zur Gesellenprüfung (und darüberhinaus) delin-
quent. Und bei Erfolglosen sind gleichwohl häufig die Episoden von Delinquenz
längst zu Ende gegangen. Die Dimension Qualifikation und Berufstätigkeit spielt
offenbar eine wesentliche, aber keine ausschlaggebende Rolle für den Delinquenz-
verlauf (Dietz u.a. 1996, Schumann/Mariak 1995). Hinzu tritt die Entwicklung
einer genderspezifischen Identität aufgrund sozialer Beziehungen zu peers und
Partnern bzw. Partnerinnen. Es scheint, daß die Einflüsse der Partner, insbesondere
auf Frauen, eine zusätzliche Kontrolle in bezug auf abweichendes Verhalten dar-
stellen, und daß sie bei Scheitern der Qualifikation einen Abkühlungsmechanismus
schaffen: die Hinlenkung zu traditionellen Vorstellungen von Weiblichkeit (vgl.
Seus 1993, 1995). Parallel dazu prägen bei jungen Männern die peers Vorstellun-
gen von Männlichkeit, für die durch action und kollektives abweichendes Verhal-
ten Testsituationen geschaffen werden.
Als bisheriges Ergebnis läßt sich festhalten: Wiederauftreten oder Unterbleiben
delinquenter Phasen hängen von drei institutionellen Einflußgrößen ab: (a) dem
Verlauf beruflicher Qualifikation und des Berufseintritts, (b) der Übernahme von
Männlichkeits- und Weiblichkeitsvorstellungen durch Vergesellschaftungspro-
zesse in Partnerschaft und mit Peers sowie (c) Stigmatisierungseffekten, die aus
Kriminalisierung/Strafverfolgung abweichenden Verhaltens resultieren.
4.3 AusbilderInnenbefragung
Die Auswertung dieser Befragung wurde in Kooperation mit der Methodengruppe
des Sfb 186 abgeschlossen (s. Mariak, Kluge 1997). Es wurden 39 leitfadenge-
stützte Interviews mit berufsschulischen und betrieblichen BerufserzieherInnen
ausgewertet. Zentrale Ergebnisse seien kurz vorgestellt. Die Interviews ergaben ein
breites Aussagespektrum zu Erfahrungen, Standpunkten und Handlungsmustern
im Ausbildungsalltag. Ins Auge fällt dabei zunächst die Diskrepanz der Ausbil-
dungsinteressen der Institutionen (Berufsschule, Maßnahme, Lehrbetrieb), die trotz
übergreifender gemeinsamer Zielsetzung nicht ohne Friktion zusammenarbeiten.
Alle drei Institutionen sind aber orientiert an marktwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten, was sich etwa an der Betonung von Schlüsselqualifikation/Arbeitstugend




obgleich berufspädagogische Ziele und staatlicher Erziehungsauftrag nicht mit
lehrbetrieblicher Pragmatik im Einklang stehen. Ebenso passen sich Maßnahme-
Betriebe den Vorgaben privatwirtschaftlicher, marktorientierter Unternehmen an,
selbst wenn sie offiziell starkes sozialpädagogisches Interesse aufweisen. In An-
lehnung an Jungkunz (1995, S. 58) ist zu schließen, daß mit primär ökonomisch -
nach betrieblichen Gesichtspunkten verwertbarer Arbeitskraft - orientierter Anpas-
sung Beschränkungen auf das Konzept "berufliche Tüchtigkeit" erfolgen. Die
Hinführung zu "beruflicher Mündigkeit" wird sekundär. Es findet Berufsaus-
bildung statt, selten jedoch Berufsbildung.
4.4 Die Aktenerhebung bei der Staatsanwaltschaft
Bei der 1995 erfolgten Aktenerhebung konnte für die Makro-Analyse weiteres
Material gesammelt werden. Das qualitative Material soll im Vergleich mit der
Ausbilder-Untersuchung genutzt werden, um dominierende Deutungsmuster der
Justiz bezüglich der Bedeutung der beruflichen Situation für die Strafzumessung
zu analysieren. Ein weitere Aufgabe ist ein Vergleich der DarsteIlungen der
Delinquenz in den Akten mit der in den Interviews der Mikro-Erhebung.
Die Taten verteilten sich wie folgt: 35 Personen haben jeweils eine Tat begangen,
19 zwei und 9 drei. So bestanden bei etwa % der Fäl1emaximal drei Eintragungen.
Bei den übrigen hatten 6 Personen vier, 3 fünf und die weiteren 14 mehr als fünf
Eintragungen. Es handelt sich um die ganze Bandbreite von Delikten. Die häufig-
sten waren: einfacher Diebstahl (22.7%), schwerer Diebstahl (8.1%), Sachbeschä-
digung (6.5%), gefährliche Körperverletzung (6.5%), einfache Körperverletzung
(5.2%). Die Verfahren hatten folgenden Ausgang:
§45 §47 §154
< Diversion











Die Tabelle zeigt, daß die meisten Fälle ohne ein Urteil ausgehen, es dominiert die
Diversionspraxis (§§ 45, 47 JGG) resp. die Einstellung wegen mangelnden Verfol-
gungsinteresses (§ 153 StPO) und mangelndem Tatverdacht (§ 170 StPO). Der An-
teil der Einstellungen als unbedeutende Nebenstraftat (§ 154 StPO) (d.h. der
Betroffene hat in einem anderen Verfahren eine höhere Strafe zu erwarten als im
anstehenden) ist mit 21,1% sehr hoch. Weitere Einstellungsgründe sind: Verweis
auf Privatklage, fehlende Adresse, fehlender Strafantrag u.a. Da die Einstellungen
nicht textlich begründet werden, stehen uns in diesen Fällen für die Analyse nur
die Polizeiprotokolle zur Verfilgung. Diese wiederum beschränken sich stark auf
den Tathergang, enthalten kaum Bewertungen und Beschreibungen der Situation
der Beschuldigten. Nur bei den Einstellungen nach § 47 JGG steht weiteres
Datenmaterial zur Verfügung (Anklageschrift, Protokoll der Hauptverhandlung).
Eine umfassende Auswertung des Materials erfolgte noch nicht, da hierzu auf die
Ergebnisse der (1996 abgeschlossenen) Ausbilderbefragung gewartet wird und
1997 weiteres Material erhoben werden soll. Der Berufsstatus wird zwar, so es zu
einer polizeilichen Vernehmung kommt, dort systematisch erhoben, er findet
Erwähnung in der Anklageschrift, doch eine Bewertung erfolgt erst in Urteilsbe-
gründungen. Sie lagen nur in 15 Fällen vor. In neun davon waren die Begründun-
gen abgekürzt (§ 267 StPO). In den 15 Fällen gab es folgende Sanktionen: richter-
liche Ermahnung (lx), Arbeitsauflagen (2x), sozialer Trainingskurs (Ix), Geldstra-
fen (4x), Jugendarrest (lx), Bewährung ohne Jugendstrafe (lx), Jugendstrafe auf
Bewährung (4x) und Jugendstrafe ohne Bewährung (lx). In weiteren sechs Fällen
kam es zu Strafbefehlen, die ohne explizite Begründungen erfolgen.
Von den fünf Fällen mit Jugendstrafe war eine Person im Mikro-Panel. Für die
nächste Welle ist geplant, die weiteren vier dieser Personen, die an der Makro-
Befragung weiterhin teilnahmen, ins Mikro-Panel aufzunehmen. Insofern wird ein
kleiner hochwertiger Datenkorpus in der nächsten Phase zur vergleichenden
Analyse der Darstellungen der Delinquenz in den Akten mit den Selbstbeschrei-
bungen (Interviews) zur Verfilgung stehen.
Für einen Vortrag (Matt, Boston 1995) wurde eine erste Datenanalyse durchge-
führt; sie zeigte, daß in den meisten Fällen sowohl die Jugendlichen/jungen




derart konstruieren, daß sie als 'Jugendsünden' anzusehen sind. Gerade letztere re-
kurrieren hierbei auf Vorstellungen eines wohlgeordneten Lebens. Stigmatisierung
soll vermieden werden.
4.5 International-komparative Analysen
Die Arbeiten hatten zwei Schwerpunkte:
1. Durchführung eines internationalen workshops über "Transition from
adolescence to adulthood";
2. Vorbereitung eines gemeinsamen Projekts von David Huizinga (Boulder) und
Karl F. Schumann (Bremen) über "Training for the Labour-Market and Ju-
venile Delinquency".
(Zu 1:) Im Rahmen des workshops "Longitudinal research on the transition from
adolescence to adulthood" wurden im I. Teil, der dem Zusammenhang dieses
Übergangs mit Delinquenz gewidmet war, drei US- und zwei deutsche Längs-
schnittstudien vergleichend diskutiert.
Mit Blick auf Übereinstimmungen und Divergenzen der Ergebnisse wurde disku-
tiert, inwieweit sich jeweils strukturelle bzw, kulturelle Unterschiede niederschla-
gen, seien es strafrechtsbezogene (Strafmündigkeitsalter, Ermittlungsdruck, Sank-
tionsintensitäten), bildungsrelevante (Zeitpunkte der Selektion, Organisation des
Übergangs in das Arbeitsleben, Nebenarbeit), soziale Absicherung betreffende
(Transferzahlungen) und kulturell-historische (Individualitätsideale, Diskriminie-
rungsmuster). Als Fazit wurde festgehalten, daß es möglicherweise produktiver für
Theorieentwicklung und den Gesellschaftsvergleich ist, Unterschieden nachzu-
gehen, als Übereinstimmungen zu betonen.
Als konkrete Kooperation wurde vereinbart, alle Erhebungsinstrumente (in
englischer Fassung) auszutauschen und einzelne items der Bremer Studie in den
USA (und vice versa) zu verwenden. Die US-Forscher würdigten den Einsatz
qualitativer Analysen im Bremer Projekt und wünschten darüber mehr Informatio-
nen.
(Zu 2:) Eine enge Zusammenarbeit zwischen den Longitudinalstudien Bremen und




halbes Jahr in Boulder (bei D. Huizinga) arbeiten. Dazu wurde die Planung einer
Sekundärstudie beschlossen, bei der die Daten der Bremer Makroerhebungen aus
den Wellen 2 und 3 mit den Erhebungen der Wellen 5 bis 7 des Denver Youth Sur-
veys parallel zueinander mit gleichen Modellen ausgewertet werden sollen. Ferner
sollen durch vergleichbare Messungen die Folgen des unterschiedlich strukturier-
ten Erwerbs beruflicher Qualifikation für Delinquenzverläufe vergleichend über-
prüft werden. Zur Vorbereitung wurde mit den Bremer Daten ein Erklärungs-
modell nachgerechnet, daß Thornberry, Huizinga und Loeber als erklärungskräftig
für "street delinquency" ausgewiesen hatten (1995, S. 227). Die konsistenten Er-
gebnisse deuten auf Ähnlichkeiten der Verfassung gesellschaftlicher Institutionen
(Familie, Schule, Peers) hin (Schumann 1995a). Dies ist künftig zu überprüfen.
Im November 1995 arbeiteten beide Projektleiter die Pilotstudie eines sekundär-
analytischen Projekts aus, das die Wirkungen einer durch "ein spezifisches Berufs-
bildungssystem strukturierten Transition von der Schule in den Beruf auf delin-
quentes Verhalten überprüfen soll. Mehr als 70 Variablen (Alter, Familienstand,
verschiedene Maße der Elternbeziehung und Schulsituation, Partnerschaft,
Verhalten der peers, Lebensereignisse wie Krankheit, Trennung, Einkommen,
Nebenjobs usw.) sind in beiden Ländern relativ gleich erhoben worden. Die
Delinquenzmaße wurden aneinander angepaßt. Ein mehrjähriger Arbeitsplan
wurde für die nächste Förderungsphase vereinbart. Als Pilotstudie wurde ein
kurzer Forschungsantrag, der den Teilschritt betrifft, der mit den zwei schon auf
Parallelität überprüften Datensätzen gerechnet werden kann, beim Deutsch-




Im Verlauf der aktuellen Projektphase wurden Forschungkonzept und Ergebnisse
auf unterschiedlichen Fachtagungen vorgetragen und zur Diskussion gestellt:
Dietz, G.-U. (1996): Occupational achievement, delinquency, social control, and
criminalization. Paper presented at the 1996 Annual Meeting of the Academy




Mariak, V. (1994): Selektionsprozesse im Berufsbildungssystem und abweichen-
des Verhalten. Referat, NKG, 27.128.5. 1994 in Betzendorf
Mariak, V.; L. Seus (1994): "Thank God, Jt's Friday"; Deviance and Work in the
Transition to Adulthood. Paper presented at the XIII. World Congress of
Sociology, Bielefeld, July 18-23, 1994
Mariak, V.; L. Seus (1995a): Vom Übergang von der Schule in den Beruf: Unter-
schiedliche Verlaufsformen. Vortrag am Bremer Institut für Kriminalpolitik,
28.6.95
Mariak; V.; L. Seus (1995b): Transition from School to Work: The impact of
different Pathways on Delinquency. Vortrag auf dem 'Workshop on longitudi-
nal research on the transition from adolescence to adulthood', Bremen, 5.-
7.7.1995
Matt, E. (1995): The construction of youth delinquency. Paper presented at the
Annual Meeting ofThe American Society ofCriminology. Boston, 18.11.1995
Matt, E. (1996a): Die Liberalismus-Kommunitarismus Debatte: Mit Bezügen zum
(Jugend-)Strafrecht. Vortrag am BremerInstitut für Kriminalpolitik, 31.1.1996
Matt, E. (1996b): Grounding justice in particular life-worlds: The case of youth
delinquency. Paper presented at the Law and Society Annual Meeting: Globa-
lization and the Quest for Justice. Glasgow, 10.7.1996
Schumann, K.F. (1994): The use of micro-macro links in the understanding of
longitudinal data. Paper presented at the Workshop 'Empirically based theory
construction and qualitative life course research'; Bremen, 17.-19.11.1994
Schumann, K.F. (1995a): How valid are American findings on the explanation of
crime in the European context. Paper presented at the Annual Meeting of The
American Society of Criminology. Boston, 18.11.1995
Schumann, K.F. (1995b); Erklärungsansätze von Gewalt, ein Thema für kritische
Kriminologie. Vortrag auf derTagung "Moralisieren und Sanktionieren in der
Kritischen Kriminologie" des Arbeitskreises Junger Kriminologen. Gelnhau-
sen, 8.-10.12.1995
Seus, L. (1994a): "Hürdenlauf': Diskrete Diskriminierung von jüngeren Frauen an





Seus, L. (1994b): "Frauen auf Abwegen". Die Konstruktion von "Abweichung"
und "Weiblichkeit" bei HauptschUlerinnen in der Ausbildung. Vortrag am FB
Devianzpädagogik der Universität Lüneburg, 30.6.1994
Seus, L. (1995): Die Kriminologie, das Geschlechterverhältnis und andere binäre
Klassifikationen. Vortrag auf der Tagung "Moralisieren und Sanktionieren in
der Kritischen Kriminologie" des Arbeitskreises Junger Kriminologen. Geln-
hausen, 8.-10.12.1995
5.2 Beiträge zur Diskussion in der Fachöffentlichkeit
a) Organisation von Tagungen:
Norddeutscher Kriminologischer Gesprächskreis (Mai 1995);
Internationaler workshop "Longitudinal research on the transition from
adolescence to adulthood" (Juli 1995);
Joint Conference of the Scandinavian Research Council for Criminology and
GIWK (September 1996);
b) CL. Seus):
Redakteurin der Fachzeitschrift "Kriminologisches Journal" (ab 1996);
Mitglied der Arbeitsgruppe "Berufliche Erstausbildung" der ZGF Bremen;
Sprecherin, Sektion Feministische Kriminologie der Gesellschaft für interdis-
ziplinäre wissenschaftliche Kriminologie (GIWK) (ab 1995);
CK.F. Schumann):
Mitglied des Wissenschaftlichen Fachbeirates des Kriminologischen For-
schungsinstituts Niedersachsen;
c) Kooperationsprojekte mit
T. Hartnagel (Edmonton, Alberta);





d) Veröffentlichunl:en aus dem Teilprojekt A3 wurden in folgenden Zeitschriften
besprochen:
1. Neue Kriminalpolitik 2, 1995 (Seus, L.: Soziale Kontrolle von Arbeitertöch-
tern. Eine kriminologische Studie über Frauen im Berufsbildungssystem. Pfaf-
fenweiler 1993);
2. Psychologie heute 6, 1996 (Matt 1995).
6. Publikationen (laufende Berichtsperiode)
a) erschienen:
Dietz, G.-U.; Matt, E. (1994): Begrenzte Handlungsspielräume bei der Berufsfin-
dung. Der Übergang von Haupt- und Sonderschülern in das Berufsbildungs-
system. In: Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik 90, S. 510-524
Matt, E. (1995): Episode und "Doppel-Leben": Zur Delinquenz Jugendlicher. In:
Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform 78, S. 153-164
Schumann, K.F. (1994): Lebensperspektiven nach dem Ende der Schulpflicht. In:
H. Peisert/W. Zapf (Hrsg.): Festschrift für Ralf Dahrendorf. Stuttgart, S. 135-
154
Schumann, K.F. (1995): The Deviant Apprentice. The Impact ofthe German Dual
System of Vocational Training on Juvenile Delinquency. In: Hagan, J. (ed.):
Delinquency and Disrepute in the Life Course. Greenwich, Connecticut: JAI
Press Inc., S. 91-105
Schumann, K.F. (1995a): Zur Thematisierung und Analyse von Gewalt in aktu-
ellen kriminologischen Expertisen. In: E. Mochmann, U. Gerhardt (Hrsg.):
Gewalt in Deutschland. München, S. 107-124
Schumann, K.F.; Mariak, V. (1995): Benachteiligung Jugendlicher im Bildungs-
system und auf dem Arbeitsmarkt als Weichenstellung für eine kriminelle Kar-
riere - ein Mythos? In: Bundesministerium der Justiz (Hrsg.): Das Jugendkri-
minalrecht als Erfiillungsgehilfe gesellschaftlicher Erwartungen? Bonn, S. 178-
189
Seus, L. (1995): Anpassen oder Aufbegehren? "Training Women to Know Their
Place". In: 5. Beiheft des Kriminologischen Journals: Geschlechterverhältnis




Seus, L. (1996): "Thank God, It's Friday": Berufsbildungsverlaufund Delinquenz.
In: DVJJ Mitglieder Rundbrief, Bremer Regionalgruppe, 2, Nr. 4
b) im Druck:
Dietz, G.-U.; Matt, E.; Sehumann, K.F.; Seus, L. (1996): Lehre tut viel, das Leben
mehr. Berufsbildung, Lebensplanung und Delinquenz bei Arbeiterjugendli-
ehen. Münster: Votum-Verlag
Mariak, V.; Kluge, S. (1997): Arbeitsmoral und Normalität im Alltag beruflicher
Ausbildung: Standpunkte und Handlungsmuster von BerufserzieherInnen.
Buch-Ms
Matt, E. (1996): Strafe, Erziehung, Wiedergutmachung. In: Recht der Jugend und
des Bildungswesens
Matt, E; Seus, L.; Schumann, K.F. (1996): Health risks and deviance in the tran-
sition from school to work. In: J. Schulenberg; J. L. Maggs und K. Hurrelmann
(Hrsg.): Health Risks and Developmental Transitions During Adolescence.
N.Y.: Cambridge U. Press
Schumann, K.F. (1996): Visionen zum Umgang mit Jugendkriminalität. In: DVJJ
(Hrsg.): Verhandlungen des 23. Dt. Jugendgeriehtstages, Potsdam. Bad Go-
desberg: Forum
Schumann, K.F.; L. Seus (1997): Berufsbildungsverlauf und Delinquenz. In: A.
Weymann (Hrsg.): Lebenslaufpolitik - Institutionen und Statusmanagement.
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Das Teilprojekt untersucht Berufs- und Lebensverläufe von jungen Kohorten im
Transformationsprozeß. Die Längsschnittstudie im Kohortendesign verfolgte in
dieser Förderungsphase drei Fragestellungen: a) Kommt es nach einer Destabili-
sierungsphase zu einer Restabilisierung beruflicher Verläufe im Transformations-
prozeß? b) Nehmen Prozesse der sozialstrukturellen Differenzierung im Transfor-
mationsprozeß zu? c) Wie wird berufsbiographische (Dis-)Kontinuität individuell
bewältigt?
Die Ergebnisse der quantitativen Ereignisdatenanalyse lassen sich in drei Thesen
zusammenfassen:
1.) Eine Restabilisierung von Berufsverläufen im Sinne einer steigenden Arbeits-
platzsicherheit setzt ab 1992 durch einen Rückgang des Entlassungsrisikos ein.
Allerdings nimmt bis 1994 die Verweildauer in Arbeitslosigkeit zu, so daß Resta-
bilisierungstendenzen mit einer verstärkten Ungleichheit zwischen Arbeitsplatzbe-
sitzern und Arbeitslosen verbunden sind.
2.) Die Differenzierung von sozialen Gruppen in Bezug auf ihre Erwerbschancen
nimmt zu, insbesondere nach Bildungsniveau und Geschlecht. Lehrabsolventen
sind dreimal so häufig arbeitslos wie Akademiker. Abnehmende Wiederbeschäfti-
gungschancen von Frauen, insbesondere mit Kindern, bewirken eine überpropor-
tionale Arbeitslosigkeitsrate von Frauen. Die sinkende Vereinbarkeit von Beruf
und Familie trägt zu einem starken Geburtenrückgang bei.
3.) Die Zahl der Berufswechsel hat im Transformationsprozeß im Vergleich zur
späten DDR-Zeit zugenommen. Die Zahl der Personen mit mehrfachen Berufs-
wechseln hat sich verdoppelt. Die Unterschiede zwischen Berufsgruppen
(bezogen auf die Zahl von Berufswechseln und ihrer Prestigerelevanz) sind insbe-
sondere in den Professionsarbeitsmärkten groß: stabile Professionen wie Ärzte
und Lehrer mit einer geringen Anzahl von Berufswechseln stehen neben instabile-
ren Professionen wie z.B. Sozialwissenschaftlern, Agrarwissenschaftlern und Na-
turwissenschaftlern.
Die Ergebnisse der Auswertung des qualitativen Mikro-Panels lassen sich in zwei
Thesen zusammenfassen:
1.) Individuelles Bewältigungsverhalten ist das Produkt des Zusammenspiels von




mationsprozeß war "Beschäftigungssicherheit" , die wichtigste Ressource
"Berufsausbildung" .
2.) Bewältigungsverhalten ist im Transformationsprozeß keine Konstante, sondern
eine dynamische Relation zwischen Frames und Ressourcen, bei der zwischen
1990 und 1993 Kontrollverluste auftraten. Aufgrund der schnellen Veränderung
von Gelegenheitsstrukturen kam dem Timing bei berufsbiographischen Entschei-
dungen eine zentrale Weichenstellungsfunktion für berufliche Verläufe zu.
2. Stand der Kenntnisse bei der letzten AntragsteIlung
Die Fragestellung des Projektes zielt auf die Rekonstruktion des Transformations-
prozesses der neuen Bundesländer anhand der Berufseinstiege und Berufsverläufe
von in den Arbeitsmarkt neueintretenden Kohorten. Bei der AntragsteIlung war
bekannt, daß die Transformation der Planwirtschaft der DDR zu einer Marktwirt-
schaft zu massenhaften Entlassungen geführt hatte. Gleichzeitig bedingte der
schnelle berufsstrukturelle Wandel der Transformationsökonomie massenhafte
Qualifikationsentwertungen.
Ziel des Projektes war es, den weiteren Transformationsprozeß mit drei miteinan-
der verknüpften Analyseschritten genauer zu untersuchen: 1.) Kommt es nach der
erfolgten Destabilisierung beruflicher Verläufe zu einer Restabilisierung des
Transformationsprozesses? 2.) Welche Muster der Differenzierung der Sozialstruk-
tur begleiten den Transformationsprozeß? 3.) Wie gestalten Individuen berufsbio-
graphische Diskontinuität?
Restabilisierung kann in Richtung auf eine zunehmende Stabilität von Betrieben
und auf eine Verlangsamung berufsstrukturellen Wandels hin operationalisiert
werden. Es wurde vermutet, daß es nach dem Transformationsschock der Wirt-
schafts- und Währungsunion zu einer Beruhigung der primären Transformations-
dynamik kommen würde, da die Umstrukturierung von vorhandenen Betrieben
und die Welle von Unternehmensneugründungen bereits weit fortgeschritten war.
Die Stabilisierung der Betriebsstruktur könnte deshalb mit einer Verlängerung der




Aus den Projektvorstudien war bekannt, daß es in der unmittelbaren Wendezeit zu
vielen Berufswechseln gekommen war. Unklar war, wie aufgrund der starken
Verberuflichung des bundesdeutschen (und ostdeutschen) Systems berufliche
Schließungen zugleich aufgebrochen und rekonstituiert würden. Die Annahmen
darüber, wie der Status der Zielberufe nach Berufswechseln einzuschätzen sei,
variierten ebenfal1s stark in der Literatur. Die eigenen qualitativen Vorstudien
konnten diesbezüglich nur festhalten, daß die Zahl der Berufswechsel zugenom-
men habe, nicht aber, welche Wertigkeit Ausgangs- und Zielberufe hatten.
Al1gemein wurde in der Transformationsforschung angenommen, daß die relativ
egalitäre Verteilung von Erwerbschancen und Einkommensverteilungen im Trans-
formationsprozeß stärker differenziert würde. Für das Projekt waren zwei Diffe-
renzierungslinien von Interesse: a) Differenzierungen nach dem Niveau des berufs-
qualifizierenden Abschlusses; b) Differenzierungen nach Geschlecht. Es war be-
kannt, daß in der DDR die Zahl von Universitätsabsolventen seit den 70er Jahren
auf einem niedrigen Niveau gehalten wurde, während Facharbeiter und Fachange-
stellte mit einem beruflichen Lehrabschluß im Vergleich zu Westdeutschland über-
proportional vorhanden waren. Es wurde davon ausgegangen, daß die Einkom-
mensdifferenzen zwischen diesen beiden Erwerbsgruppen zunehmen würden. Es
war nicht sicher, ob es ebenfal1s im Bereich der Erwerbschancen zu Differen-
zierungsprozessen zwischen den beiden Gruppen kommen würde.
Die Erwerbsquote von Frauen war in der DDR im Vergleich zu anderen Ländern
sehr hoch. Dennoch war nicht eindeutig, ob es zu einer Angleichung von Ge-
schlechtsdifferenzierungen an westdeutsche Verhältnisse kommen würde, da die
hohe Erwerbsneigung von Frauen in den neuen Bundesländern in den ersten Jah-
ren nach der Wende dazu führte, daß die Zahl der "Nur-Hausfrauen" quantitativ
unbedeutend war. Es war unklar, welchen Einfluß in dieser Situation Interaktionen
zwischen dem Familienverhalten und dem Erwerbsverhalten auf die Differenzie-
rung von geschlechtsspezifischen Erwerbschancen ausüben.
In den qualitativen Vorstudien des Projektes ergab sich, daß strukturel1e Verände-
rungen nicht einseitig individuel1e Veränderungen bewirken. Individuelles Bewäl-
tigungsverhalten konnte entweder zu einem Beharren auf in der DDR eingeübten




an die neuen Nach-Wende-Bedingungen. Ziel dieser Projektphase war es, ein theo-
retisches Modell für das Zusammenspiel verschiedener Dimensionen des Bewälti-
gungsverhaltens für gesellschaftliche Situationen zu entwickeln, in denen indivi-
duelle Diskontinuitäten des Berufsverlaufs sehr häufig auftraten.
3. Verlauf der Untersuchung - methodisches Vorgehen
Das Projekt A4 hat in der zweiten Förderungsphase eine qualitative Panelbefra-
gung (Mikropanel) mit einer umfangreichen quantitativen Längsschnittstudie
(Makropanel) zu den beruflichen Verläufen von Akademikern und Absolventen
einer beruflichen Lehre verbunden.
3.1 Mikropanel
In dieser Projektphase wurde eine 2. Erhebungswelle qualitativer Interviews
durchgeführt. Es handelte sich dabei um eine Wiederholungsbefragung von Hoch-
schulabsolventen (Sackmann/Wingens 1994) und Absolventen einer beruflichen
Lehre (Minx u.a. 1995) der Abschlußjahrgänge 1985 und 1990.
Die 1993 erstmals befragten Personen wurden im Herbst 1995 in leitfadenunter-
stützten, themenzentrierten Tiefeninterviews erneut interviewt. Das Paneldesign
diente der Fortschreibung der Untersuchung von Entscheidungsstrukturen beruf-
licher Verläufe und der Erhebung zeitveränderlicher Einstellungen, Wünsche und
Ziele von Akteuren. Die Auswahl der Untersuchungsgruppe entsprach dem
Makropanel in der Konzentration auf die Kohorten 1985 und 1990, sowie den
Bildungsstrata Akademiker und Facharbeiter/Fachangestellte. Im Unterschied zum
Makropanel wurden im Mikropanel nur zwei Berufsgruppen (Landwirtschaft und
Chemie) erhoben, um exemplarisch zwei kontrastierende Berufsdynamiken im
Transformationsprozeß verfolgen zu können.
Bei der Interviewführung wurde ein standardisierter Leitfaden verwendet. Die
durchschnittliche Interviewdauer betrug 100 Minuten. Tab. 1 zeigt die SampIe-





Tab. I: Sampie Mikropanel (2. Befragung)
Akademiker Facharbeiter
Landwirt- Chemie Landwirt- Chemie
schaft schaft
Kohorte
1985 7 8 4 6 25
1990 3 9 5 5 22
10 17 9 11
27 20 47
Ziel der Datenauswertung war es, Aussagen zum berufsbiographischen Bewälti-
gungshandeln systematisch miteinander zu vergleichen und zu gruppieren. In
seiner Auswertungsstrategie orientiert sich das Projekt an abduktiven Interpreta-
tionsverfahren (Strauss 1991; Kelle 1994) und an Verfahren der Idealtypenbildung
(Gerhardt 1991). Zunächst wurde von den Projektmitgliedern anhand von
Einzelfallinterpretationen ein Interpretationsrahmen entwickelt, der es ermöglichte,
zu interviewnahen Auswertungskategorien zu kommen. Diese wurden mit Hilfe
des Computerprogramms WinMax (Kuckartz 1995) den Interviewtexten zugeord-
net. Diese vorstrukturierten Textteile dienten der Prüfung erster theoretischer Vor-
überlegungen, die dann in weiteren rekursiven Auswertungsschritten als
materialgesättigte Hypothesen reformuliert wurden. Im Ergebnis erhielten wir ein
allgemeines und zeitabhängiges berufliches Bewältigungsmodell (Struck-Möbbeck
u.a.1996).
Von besonderer Bedeutung filr die methodische Konzeption sind dabei die Vor-
teile einer Wiederholungsbefragung im Panel design. Im Unterschied zu einmaligen
qualitativen Retrospektivbefragungen bestand die Möglichkeit, Konstanz und
Diskontinuität von Elementen des Bewältigungshandelns anhand der Aussagen




erste Modelle zur zeitlichen Abfolge und Kausalität bei verschiedenen Dimensio-
nen des BewältigungshandeIns.
3.2 Makropanel
Das Kernstück der zweiten Förderungsphase bildet die postalische Retrospektiv-
befragung von Hochschulabsolventen und Absolventen einer beruflichen Lehre,
die in den Jahren 1985 und 1990 in den Städten Rostock und Leipzig ihren berufs-
qualifizierenden Abschluß gemacht hatten. Die damit definierten sechs theoretisch
interessanten Untersuchungsgruppen (Ausbildung, Kohorte und Region) erlauben
I. den Vergleich unterschiedlicher Eintrittskohorten hinsichtlich ihrer gesell-
schaftsstrukturellen Einstiegsvoraussetzungen, 2. die Analyse bildungs- und
arbeitsmarktsoziologischer Kausalbeziehungen und 3. die Überprüfung regionaler
Disparitäten hinsichtlich Ausbildung, Beruf und Arbeitsmarktchancen. Die Ziel-
setzung war eine für die Grundgesamtheit repräsentative quantitative Erhebung,
die alle Fachrichtungen von zwei Qualifikationsniveaus erfaßt. Zur Grundgesamt-
heit der Studie gehörten demnach alle Absolventen der beiden Abschlußjahrgänge,
der beiden Ausbildungsniveaus und der beiden Städte. Im Falle der Hochschulab-
solventen wurde bei den Universitätsabsolventen der Stadt Rostock eine Totaler-
hebung realisiert. Bei den Absolventen der Universität Leipzig und bei den
Lehrberufen wurde aufgrund der hohen Absolventenzahlen eine proportional
geschichtete Zufallsauswahl (Böltken 1976; Kreienbrock 1989) vorgenommen.
Neben der Repräsentativität sollte die Stichprobe eine weitere Bedingung erftillen:
Alle sechs theoretisch interessanten Untersuchungsgruppen (HochschuleILehre;
Abgangsjahr 1985/1990; Rostock/Leipzig) sollten in etwa in gleichem Umfang in
die Stichprobe aufgenommen werden.
Die postalische Befragung stellt sowohl für das Projekt A4 als auch für vergleich-
bare Hochschulverbleibsstudien in der Regel das Verfahren der Wahl dar (z.B.
Teichler/Winkler 1990; Minks/Bathke 1992). Umfangreiche methodische Unter-
suchungen haben in den letzten Jahrzehnten wesentlich zur Verbesserung des Ver-
fahrens der postalischen Befragung (Dillmann 1983; HippIer 1988) beigetragen.
Entsprechend der von Dillman vorgeschlagenen "total design method" wurden die




Befragungen berücksichtigt (Format, graphische Gestaltung, Übersichtlichkeit
etc.). Bei der Fragebogengestaltung lag das besondere Augenmerk auf der Erhe-
bung der beruflichen Verläufe in ihrer zeitlichen Struktur. Der Fragebogen enthält
die Erhebung aller für die Verlaufsdatenanalyse relevanten Ereignisse (Bildung,
Beruf, Arbeit und Familie) mit ihren genauen Anfangs- und Endzeitpunkten auf
Monatsbasis.
Der Versand der Fragebögen erfolgte in drei Wellen von September bis November
1994. Nach Abschluß der Aktion lagen 2130 verwertbare Fragebögen vor, was
einer Gesamtrücklaufrate von 38,4 Prozent entspricht. Die Responserate liegt im
mittleren Bereich postalischer Befragungen. Bei der Einschätzung der Rück-
laufrate ist zu beachten, daß es sich um eine postalische Befragung mit einem
relativ umfangreichen Fragebogen (30 Seiten) und einem relativ anspruchsvollen
Gegenstand (detaillierte zeitliche Darstellung eines Erwerbsverlaufs über 5 bzw.
10 Jahre) handelte.
Ein ausführlicher Vergleich des Rücklaufes mit den Verteilungen der Grundge-
samtheit hat ergeben, daß das realisierte SampIe die Grundgesamtheit aller Absol-
venten aus Rostock und Leipzig der Jahre 1985 und 1990 repräsentativ abbildet.
Bei den Hochschulabsolventen zeigen sich nur sehr geringe Differenzen zwischen
der Fachgruppenverteilung des Sampies und und der Grundgesamtheit
(durchschnittliche Abweichung 2%). Bei den Absolventen einer beruflichen Aus-
bildung sind Fertigungsberufe im Vergleich zu Dienstleistungsberufen leicht unter-
repräsentiert.
Mit der Sampiegröße von 2130 Fragebögen wurde insgesamt eine auch in Unter-
gruppen hohe Fallzahl erreicht, die eine präzise ModelIierung einzelner Subpopu-
lationen zuläßt. So ist nicht nur ein Kohortenvergleich der Hochschul- und
Lehrabsolventen 1985 und 1990 methodisch möglich, sondern auch eine Feindiffe-
renzierung nach einzelnen Fächer- und Berufsgruppen.
Die Daten des Makropanels wurden bisher vorwiegend mit den Methoden der
Ereignisdatenanalyse (Blossfeld/Rohwer 1995) ausgewertet. Im Vordergrund
standen dabei Analysen zu Erwerbsverläufen und zu Familienverläufen. Der Vor-




schnittsbefragungen und reinen Panelbefragungen besteht darin, daß der Zusam-
menhang zwischen Ereignissen zeitlich genau modelliert werden kann, so daß kau-
sale Hypothesen über die bloße Feststellung von "signifikanten Zusammenhängen"
zwischen Variablen hinaus überprUft werden können (BlossfeldJRohwer 1996).
Tab. 2: SampIe Makropanel
1985 1990 gesamt
n % n % n %
Abschlußart
Lehre 408 19.1 505 23.7 913 42.9
Studium 551 25.9 666 31.3 1217 57.1
Spalte gesamt 959 45.0 1171 55.0 2130 100
Ausbildungsort
Rostock 472 22.1 533 25.0 1005 47.2
Leipzig 428 20.1 576 27.1 1004 47.1
nicht zuordbar 59 2.8 62 2.9 121 5.7
Spalte gesamt 959 45.0 1171 55.0 2130 100
Bei der ModelIierung beruflicher Mobilität und seiner Bewertung wurden bisher in
der Ereignisdatenanalyse Verfahren verwendet, bei denen einzelne Ereignisse wie
etwa Berufs- oder Betriebswechsel mit Prestigemessungen bewertet wurden
(Blossfeld 1989). Im Projekt wurde dagegen der Mobilitätsverlauf eines Individu-
ums in seiner Gesamtheit modelliert. Referenzpunkt hierfür war das Berufsprestige
des Bildungsabschlusses. Damit wurde in diesem Bereich der Grundstein für eine
kausale ModelIierung des Einflusses verschiedener zeitveränderlicher Kovariaten
(Weiterbildung, Arbeitslosigkeit etc.) auf Mobilitätsverläufe gelegt.
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
4.1 De- und Restabilisierung von Erwerbsverläufen im Zeitverlauf
Die Ausgangshypothese des Projektes war, daß im Transformationsprozeß nach
einer Destabilisierungsphase beruflicher Verläufe mit hohen Entlassungszahlen
eine Phase der Restabilisierung einsetzen würde, die zu einer Verlängerung von
Beschäftigungsphasen führen würde. In der Operationalisierung dieser Fragestel-
















(Mutz u.a. 1995: 24) angesehen werden kann. In einer dynamischen Perspektive
kann Erwerbslosigkeit in zwei unterscheidbare Prozesse zerlegt werden (Berger
u.a. 1995), den Zugang in Nicht-Beschäftigung ("Entlassungsrisiko") und die
Verweildauer in Nicht-Beschäftigung ("Wiederbeschäftigungschancen").
Mit Hilfe eines "piecewise constant" Exponentialmodells lassen sich Unterschiede
von Übergangsraten in verschiedenen Zeitperioden modellieren. Tab. 3 zeigt die
Übergangsraten für den Übergang von Beschäftigung in Nicht-Beschäftigung in
den Jahren 1990 - 1994. Danach war bereits 1991 das höchste Entlassungsrisiko
gegeben, die Rate sank in den folgenden Jahren deutlich ab. Während 1991 noch
14% der Referenzgruppe ihre Beschäftigung verloren, waren es 1993 nur mehr
8%. Die Arbeitsplatzsicherheit stieg schon ab 1992 deutlich an.
Tab. 3: Risiko, zwischen Juli 1990 und 1995 eine Beschäftigung zu verlieren













Anzahl der zensierten Episoden
Anzahl der Personen
** = signifikant auf lo/o-Niveau
Der Zeitverlauf der Wiederbeschäftigungschancen weicht von der Zeitstruktur des
Entlassungsrisikos ab. Die Übergangsraten des Modells I in Tab. 4 zeigen, daß
1993 die längste Verweildauer in Erwerbslosigkeit gegeben war mit durchschnitt-




1990 und 1991 noch nach durchschnittlich 5,8 Monaten eine Stelle nach Erwerbs-
losigkeit erlangt werden. Erste Tendenzen einer Restabilisierung der Erwerbschan-
cen durch eine Verbesserung der Wiederbeschäftigungschancen zeigen sich erst
1994, als die durchschnittliche Verweildauer in Erwerbslosigkeit auf 7,1 Monate
zurückging.
Ergebnis 1: Die These einer Restabilisierungsphase im Anschluß an massen-
hafte Destabilisierungen von beruflichen Verläufen im Transformationspro-
zeß kann bestätigt werden: Ab 1992 steigt die Arbeitsplatzsicherheit an. Die
Restabilisierungsthese muß aber dahingehend ergänzt werden, daß die Chancendif-
ferenzierung zwischen Arbeitsplatzbesitzern und Beschäftigungslosen, die in den
Wiederbeschäftigungschancen zum Ausdruck kommt, bis 1994 ansteigt (Diewald/-
Solga 1996).
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4.2 Differenzierung von Erwerbschancen
Nach der Wende zeigte sich sehr schnell, daß die neuen Risiken (offener) Arbeits-
losigkeit und Beschäftigungslosigkeit sehr ungleich verteilt waren und zu neuen
Differenzierungen von Risikolagen führten. Ein Vergleich der Arbeitslosenraten
und der Nicht-Beschäftigungsraten bei den von uns untersuchten Kohorten ergab,
daß Absolventen einer beruflichen Lehre dreimal so häufig arbeitslos waren wie
Hochschulabsolventen. Die durchschnittliche Arbeitslosenrate bei Facharbeitern
betrug zwischen 1990 und 1995 11,3%, während die durchschnittliche Arbeitslo-
senrate von Akademikern bei 3,9% lag. Geschlechtsspezifische Unterschiede bei
den Arbeitslosenraten und Nicht-Beschäftigtenraten waren demgegenüber nicht so
ausgeprägt. Mit einer Arbeitslosenrate von durchschnittlich 8,2% lag die Zahl der
erwerbslosen Frauen eineinhalb mal über der Arbeitslosenrate von Männern
(4,9%).
Die Arbeitslosenraten und Nicht-Beschäftigungsraten der Abschlußkohorten 1985
und 1990 unterschieden sich nicht signifikant. Interessant ist, daß die starken
Unterschiede der Arbeitslosigkeitsraten der zwei Bildungsgruppen primär die
Folge eines unterschiedlichen Entlassungsrisikos waren. In Tab. 3 sieht man, daß
das Entlassungsrisiko von Lehrabsolventen um 135% über dem entsprechenden
Risiko von Hochschulabsolventen lag. Eine genauere Aufgliederung nach berufli-
chen Untergruppen zeigt, daß bei den Lehrabsolventen insbesondere Produktions-
berufe der Konsumgüterherstellung und sonstige Dienstleistungsberufe von einem
überproportionalen Entlassungsrisiko betroffen waren. Bei den Hochschulabsol-
venten waren nur Agrarwissenschaftier signifikant häufiger von Entlassungen mit
anschließender Arbeitslosigkeit betroffen, während insbesondere Ärzte und Lehrer
über eine hohe Beschäftigungsstabilität verfugten.
Die Differenzierung von Erwerbschancen zwischen den Geschlechtern tritt sehr
viel häufiger bei den Wiederbeschäftigungschancen auf. Tab. 4 zeigt, daß Frauen
40% geringere Wiederbeschäftigungschancen hatten als Männer. Offen war, wie
die auch in anderen Untersuchungen berichtete überproportionale Arbeitslosig-
keitsrate von jüngeren Frauen (Schenk 1995; Diewald/Solga 1996) zu erklären sei.
Handelt es sich dabei um eine Folge der Zunahme struktureller Benachteiligung in




Schenk 1994), oder war dies das Resultat einer gestiegenen innerfamilialen Ar-
beitsteilung? Für letztere These sprach, daß eine diesbezügliche Untersuchung von
SOEP-Daten (Licht/Steiner 1994) ergeben hatte, daß bei einer Kontrolle nach ver-
schiedenen Familienvariablen Geschlechtsunterschiede beim Erwerbslosigkeitsrisi-
ko verschwanden. Unsere Ergebnisse (Tab. 4, Modell 2) bestätigen beide Thesen:
Auch nach einer Kontrolle der wichtigsten Familienvariablen (Heirat, Kinder)
blieb ein signifikanter "Diskriminierungsterm", wonach auch unverheiratete Frau-
en ohne Kinder um 28% geringere Wiederbeschäftigungschancen aufweisen als
Männer, Gleichzeitig zeigt sich, daß die Wiederbeschäftigungschancen stark durch
eine verstärkte innerfamiliale Arbeitsteilung beeinflußt werden. Die Wiederbe-
schäftigungschancen von Frauen mit kleinen Kindern reduzieren sich um 47%,
während sich bei Männern mit Kindern die Chancen um 52% verbessern.
Eine genauere Analyse der indirekten Folgen einer steigenden Nicht-Vereinbarkeit
von Familie und Beruf ergab, daß der auch in unserer Untersuchung feststellbare
radikale Geburtenrückgang im Transformationsprozeß vorwiegend auf einen
Rückgang der Erstgeburten bei der Absolventenkohorte 1990 zurückzuführen war
(Sackmann u.a. 1996). Um dem Dilemma einer nichtintendierten Entscheidung
zwischen Beruf und Familie zu entgehen, wählen diese Angehörigen junger
Kohorten überwiegend den Weg, Familiengründungen so weit wie möglich hin-
auszuzögern.
Ergebnis 2: Im Transformationsprozeß nahm die Differenzierung der Er-
werbschancen sowohl zwischen den Bildungsniveaus als auch zwischen den
Geschlechtern zu. Die Ausgangsthese ist zu ergänzen durch den Sachverhalt, daß
Differenzierungsprozesse nach dem Bildungsniveau primär eine Folge divergenter
Entlassungsrisiken sind, während Geschlechtsdifferenzen vorwiegend durch unter-
schiedliche Wiederbeschäftigungschancen bedingt sind. Bei der Differenzierung
von geschlechtsspezifischen Erwerbschancen handelt es sich um ein komplexes
Zusammenspiel von strukturellen Faktoren und Veränderungen der innerfamilialen




4.3 Berufswechsel und Schließungsprozesse
In der Vorstudie wurde eine Zunahme von Berufswechseln im Transformations-
prozeß festgestellt (SackmannlWingens 1994, 1996). Die Leitfragestellung in
dieser Projektphase lautete, welche Bedeutung Berufswechsel und Berufskonstanz
für De- und Restabilisierungsprozesse zukommen. Bei der Operationalisierung
dieser Fragestellung wurden bisher drei Bereiche genauer analysiert: 1. Wird die
bei deutschen Arbeitsmarktstrukturen traditionell enge Kopplung zwischen Bil-
dungsqualifikation und Erstberuf im Transformationsprozeß aufgebrochen? 2.
Nahm die Zahl von Berufswechseln und Mehrfachberufswechseln im Transforma-
tionsprozeß im Vergleich mit derartigen Mobilitätsprozessen in der späten DDR
zu? 3. Gibt es einzelne Berufe, die entweder durch eine große Konstanz oder durch
überproportionale Betroffenheit von Berufswechseln eine besondere Relevanz für
neue sozialstrukturel1eDifferenzierungsprozesse aufweisen?
Kopplung zwischen Bildungsabschluß und Erstberuf: Wir gehen davon aus,
daß "Berufe" primär eine Schließungsfunktion von Arbeitsmarktteilbereichen
erfüllen, bei denen Zertifikaten eine zentrale Regulierungsfunktion zukommt
(SackmannlWingens 1995; al1gemein Weber 1980). Der Zugang zu Professions-,
Facharbeiter- und Fachangestelltenmärkten ist im deutschen System ausdrücklich
an den Besitz oder Nichtbesitz von Berufszertifikaten gekoppelt. Die zertifizierten
Berufe wirken dabei in zwei Richtungen monopolisierend: Sie schließen einerseits
vertikal den Zugang zu einem Berufssegment ab, d.h. der Aufstieg vom Ungelem-
tenarbeitsmarkt zum Professionsarbeitsmarkt ist Ld.R. ohne den Erwerb eines
Zertifikates nicht möglich, andererseits fungieren Berufe auch als Schließungs-
kriterien auf einem horizontalen Niveau gegenüber Berufen desselben Segmentes.
Der Zusammenhang zwischen Bildungszertifikat und Berufsmärkten ist dabei
nicht in jedem Einzelmarkt gleich eng. Tab. 5 zeigt den Verbleib im Berufsfeld
von Personen im Übergang vom Bildungszertifikat zur ersten Stelle.
Es zeigt sich, daß insbesondere bei kleineren Ausbildungsgruppen der Professions-
arbeitsmärkte (Berufsgruppen 9999 und 8800 der Akademiker, Z.B. Lateinameri-
kawissenschaften) sowohl in DDR-Zeiten als auch in der Wendezeit nur ein sehr




Tab. 5: Berufsverbleib: Übergang vom Bildungsabschluß zur Erstanstellung
% Beruf Akademiker Beruf Lehrabsolventen
8400 Arzte, n - 247 6400 Techn. Zeichner u. verwandte Berufe,
90-100 8200 Publiz., Übersetzungs-, n =23
Bibliotheks- und verwandte 2800 Fahrzeugbau- u. -wartung, n = 62
Berufe, n = 35 6600 Verkaufspersonal, n = 12
9100 Hotel- und Gaststättenberufe, n = 33
8130 Juristen, n - 27 7741 Datenverarbeitungsfachleute, n - 54
80-90 2600 Installation- und Blechkonstruktion,
n=20
3900 Back- u. Konditorwarenherstellung, n = 34
1700 Druck- und Druckweiterverarbeitung,
n=21
4110 Köche, n = 28
5100 Maler, Lakierer u. verwandte Berufe, n = 8
70-80 8700 Lehrer, n - 324 2700 Maschinenbau- und -wartungsberufe,
n=28
3100 Elektroberufe, n = 85
2200 Spanende Metallverformung, n = 7
4000 Fleischer, n = 11
60-70 6100 Chemiker, Physiker, Mathe- 3700 Fell- und Lederverarbeitung, n - 18
matiker, n = 79 7800 Büroberufe, Kaufmann. Angestellte,
6000 Ingenieure, n = 193 n= 190
9999 Sonstige akademische Berufe, 9999 Sonstige Lehrberufe, n = 41*
n= 14 3500 Berufe in der Textilverarbeitung, n = 21
4800 Ausbauberufe, n = 13
7400 Lagerverwalter, Lager-, Transportarbeiter,
n=32
40-50 0300 Verwalter i.d. Land- und Tierwirt- 7232 Schiffsmechaniker im Decksdienst, n - 22
schaft, n = 163
8800 Geistes- und Naturwissenschaften,
a.n.g.", n = 96
30-40 2500 Metall- und Anlagenbauberufe, n - 42
ges. n - 1178 n-831
*Zuordnung zur Gruppe der 'sonstigen Lehrberufe'l'sonstigen akademischen Berufe' aufgrund zu
geringer Fallzahlen; .. Abkürzung 'a.n.g.': anderweitig nicht genannte Berufe.
Demgegenüber gilt in den klassischen Professionen der Mediziner, Juristen und
Lehrer eine sehr enge Kopplung zwischen Bildungszertifikat und Erstanstellung,




Referendariate und Approbationen) institutionalisiert ist. Damit einher geht ein
hoher Konkurrenzschutz vor nichtzertifizierten Arbeitsmarktkonkurrenten. Gene-
rell zeigt ein Vergleich der Verbleibsquoten zwischen Lehrabsolventen (74%) und
Hochschulabsolventen (73%), daß die strukturelle Kopplung zwischen Bildungs-
zertifikat und Erstberuf in Deutschland sowohl für Professions- als auch für Fach-
arbeiter- und Fachangestelltenarbeitsmärkte gilt. Bei einigen Berufen hat der durch
den Transformationsprozeß induzierte Wandel der Berufsstruktur den Zusammen-
hang zwischen Bildungszertifikat und Erstberuf aufgebrochen: Bei den Profes-
sionsarbeitsmärkten sind hiervon insbesondere Verwalter in der Landwirtschaft
betroffen gewesen, bei den Facharbeitsmärkten Berufe der Leder- und Textil-
verarbeitung.
Vergleich von Berufswechseln in der späten DDR und im unmittelbaren
Transformationsprozeß: Während die vorausgegangenen Ausftihrungen sich auf
den unmittelbaren Übergang in die erste Erwerbstätigkeit bezogen, werden nun
alle Berufswechsel in den ersten vier Berufsjahren nach berufsqualifizierendem
Abschluß untersucht. Das hier vorgestellte Berufswechselmodell zur Berechnung
beruflicher Wechselprozesse basiert auf der von Bemd Wegener (1985,1988)
konstruierten Berufsprestigeskala. Der MPS-Score dient nur zur Indizierung von
Berufswechseln mit beruflichen Prestigeverlusten und -gewinnen, damit stehen
Berufswechselprozesse und damit verbunden die Frage des Statuserhalts im
Vordergrund und nicht Fragen der sozialen Mobilität im allgemeinen Sinn. Es geht
um durch Berufswechsel induzierte Positionsverluste « -5% MPS) und Gewinne
(> +5% MPS), die als Differenz vom Abschlußscore zu allen im Zeitraum von vier
Jahren nach Bildungsabschluß anfallenden weiteren beruflichen Positionen gemes-
sen werden. Der Ausbildungsabschluß ist die Ausgangsbasis des Modells. Die
Beibehaltung des Prestigescores über den Episodenverlauf hinweg bedeutet Kon-
stanz, Positionsverluste und -gewinne weisen auf Berufswechselprozesse hin. Das
Modell erlaubt die ModeIIierung mehrfacher Berufswechsel. Abb. 1 zeigt in einem
Fließdiagramm die Anzahl der ersten zwei Berufswechsel der beiden Kohorten.
Abb. 1 zeigt generell eine Abnahme von Berufskonstanz im Transformationspro-
zeß. Während bei der Abschlußkohorte 1985 vier Jahre nach dem Bildungsab-




der Kohorte 1990 nur 51% der Befragten. Die Zunahme von prestigerelevanten
Berufswechseln im Transformationsprozeß war besonders ausgeprägt bei der An-
zahl mehrmaliger Berufswechsel: Während in den späten DDR-Zeiten über 70%
der einmaligen Berufswechsler in ihrem neuen Beruf verblieben (72% nach einem
Aufstieg, 78% nach einem Abstieg), waren es bei den Berufswechslem der
Kohorte 1990 nur mehr 63% nach einem Aufstieg und 57% nach einem Abstieg.
Insgesamt hat also jeder ftlnfte Absolvent des Abschlußjahres 1990 innerhalb von
nur vier Jahren mindestens zweimal markant den Beruf gewechselt, während es bei
der Abschlußkohorte 1985 nur jeder zehnte war.
Abb. 1: Berufswechsel mit Prestigegewinn oder Prestigeverlust in den ersten
vier Berufsjahren
Basis J. Wechsel 2. Wechsel Basis J. Wechsel 2. Wechsel
Kohorte 1985
11 [5,8%]
1 [18,8%] 1 [71,7%]
13 [22,5%]
2 [920] 2 [60,8%]
31 [18,0%]
3 [20,4%] 3 [77,7%]
33 [4,3%]
Kohorte 1990
I 11 [12,5%] I
I 1 [22,1%] 1 [63,0%] I
I 13 [24,5%] 1
12 [1089] 2 [50,9%]
1 31 [33,0%] 1
1 3 [27,0%] 3 [57,5%] 1
1 33 [9,5%] 1
Erläuterung: 1 = Prestigegewinn, 2 = Berufskonstanz, 3 = Prestigeverlust,
11 = zweimaliger Prestigegewinn, 13 = Prestigeverlustnach Prestigegewinn,31 = Pre-




Ergebnis 3: Die Zahl der Personen, die einen prestigerelevanten Berufs-
wechsel vorgenommen haben, ist im Transformationsprozeß deutlich
angestiegen. Die Zahl mehrfacher Berufswechsel innerhalb der ersten Berufsjahre
hat sich verdoppelt. Diese Daten zeigen, daß ein nicht unerheblicher Teil berufs-
strukturellen Wandels während des Transformationsprozesses in der Form intrage-
nerationaler Mobilität vorgenommen wurde.
Multivariate Analysen zu prestigerelevanten Berufswechseln: Welche Deter-
minanten befinden nun darüber, ob Berufswechselprozesse mit Prestigegewinnen
oder Verlusten einhergehen? Zur Klärung dieser Frage werden mit Hilfe eines
"piecewise constant" Exponentialmodells sowohl die Unterschiede von Über-
gangsraten in den verschiedenen Zeitperioden als auch der Einfluß spezifischer
Einflußgrößen wie Z.B. Kohortenzugehörigkeit, Ausbildungsabschluß, Geschlecht,
Verbleibsquoten und Fächer- und Berufsgruppen modelliert.
Tab. 6 und 7 zeigen die Ergebnisse einer entsprechenden Ereignisanalyse für das
Ereignis eines ersten Berufswechsels mit Prestigeverlust bzw. Prestigegewinn. Die
allen Modellen zugrunde liegende Annahme der Zeitabhängigkeit wird durch die
signifikant sinkenden Übergangsraten für Ab- und Aufstiege bestätigt. Demnach
waren die Wahrscheinlichkeiten für Berufswechsel mit Prestigeverlusten bzw. -
gewinnen innerhalb der ersten 13 Monate am höchsten und sanken von der zwei-
ten bis vierten Zeitperiode merklich ab.
Berufliche Wechselprozesse in Verbindung mit Prestigeverschiebungen konzen-
trieren sich demnach auf die ersten Monate und Jahre nach Erwerbseintritt. Die
signifikanten Effekte der Kohortenzugehörigkeit in allen Modellen belegen den
Anstieg von Berufswechseln im Transformationsprozeß. Berufswechsel in den
ersten vier Berufsjahren, die mit Prestigeverlusten verbunden waren, waren in der
späten DDR (Kohorte 1985) um ca. ein Drittel unwahrscheinlicher als im unmit-
telbaren Transformationsprozeß (Kohorte 1990, Referenzgruppe). Entsprechende
Berufswechsel mit Prestigegewinnen waren bei der Kohorte 1985 um 20% un-
wahrscheinlicher. Insgesamt bestätigen die Ergebnisse die These einer größeren
Sicherheit (vor Abstiegen) in der späten DDR, einhergehend mit einem geringeren











Tab. 6: Berufswechsel mit Prestigeverlusten während der ersten vier Berufs-
jahre
Modell 1
Übergangsrate 0-13 Monate nach Abschluß 0.027**
Übergangsrate 13-26 Monate nach Abschluß 0.004*'"
Übergangsrate 26-39 Monate nach Abschluß 0.003**













Berufsgruppe: Sonst. Dienstleistungen n.s.
Log-likelihood final estimates -4718.13 -4423.04
Anzahl der Episoden/Personen 2009 2009
davon Übergänge in Abstiegspositionen 482 482
**= signifikant auf I%-Niveau *= signifikant auf 5%-Niveau n.s.= nicht signifikant
Männer wechseln seltener als Frauen ihren Beruf. Tab. 6, Modell 2, verdeutlicht,
daß Frauen auch bei einer Kontrolle nach Berufsgruppenzugehörigkeit häufiger ei-
nen Berufswechsel mit Prestigeverlust hinnehmen müssen. Damit wird die fakti-
sche Problematik für das weibliche Erwerbspotential auf dem Ost-Arbeitsmarkt
unterstrichen.
Die höhere Wahrscheinlichkeit eines Berufswechsels mit Prestigegewinn von
Frauen ist demgegenüber, wie man in Tab. 7, Modell 2 sieht, weitgehend eine Fol-
ge der höheren Aufstiegswahrscheinlichkeit in Fachangestelltenberufen des Ver-
waltungsbereiches, die überproportional von Frauen besetzt sind. Inwieweit hierin











tors im Transformationsprozeß zum Tragen kommt, wird noch genauer zu
untersuchen sein.
Tab. 7: Berufswechsel mit Prestigegewinnen während der ersten vier Berufs-
jahre
Modell I
Übergangsrate 0-13 Monate nach Abschluß 0.010**
Übergangsrate 13-26 Monate nach Abschluß 0.002**
Übergangsrate26-39 Monate nach Abschluß 0.002**














Log-likelihoodfinal estimates -4718.13 -4423.04
Anzahl der EpisodenIPersonen 2009 2009
davon Übergänge in Aufstiegspositionen 414 414
**= signifikant auf I %-Niveau *= signifikantauf 5o/o-Niveau n.s.= nicht signifikant
Bei den Berufswechseln mit Prestigeverlusten läßt sich ein Zusammenhang zwi-
schen Abstiegsrisiko und Qualifikationsniveau nicht nachweisen (Modell I). Bei
den Berufswechseln mit Prestigegewinnen weist der hochsignifikante Effekt bei
den Lehrabsolventen (um +339%) in dem Modell I auf eine wesentlich höhere
Aufstiegswahrscheinlichkeit hin. Bei diesem Effekt handelt es sich allerdings z.T.
um ein Artefakt, das auf die in der Regel niedrigeren Prestigeausgangspositionen
von Lehrabsolventen gegenüber Hochschulabsolventen ('Pyramidenimperativ') zu-




venten zum Ausdruck, die an ihre Lehre ein Studium angeschlossen haben. Dieser
Zusammenhang ist noch genauer in seiner Selektionswirkung zu untersuchen.
Die multivariaten Analysen zu Berufswechseln belegen Unterschiede zwischen
einzelnen Berufsgruppen in Bezug auf ihre Berufskonstanz. Mediziner und
Geisteswissenschaftier (überwiegend Lehrer) zeichnen sich durch eine hohe
Berufskonstanz aus. Berufswechsel mit Prestigeverlusten betreffen überproportio-
nal häufig Sozialwissenschaftier (+264%) und Naturwissenschaftler (+59%).
Berufswechsel mit Prestigegewinnen sind im Facharbeiter- und Fachangestell-
tensegment insbesondere bei Verwaltungsberufen zu finden.
Dabei ist noch genauer zu überprüfen, ob es sich hier um innerbetriebliche Auf-
stiege handelt, die eine Folge der relativ guten Situation des Dienstleistungssektors
sind, oder ob in diesem Berufssegment besonders bildungsinteressierte Gruppen
vertreten sind, die überproportional häufig über ein Studium nach der Lehre einen
Berufswechsel mit Prestigegewinn vornehmen. Bei den Professionsarbeitsmärkten
sind Sozialwissenschaftier (+210%) und Agrarwissenschaftler (+80%) die beiden
Berufsgruppen, die häufiger Berufswechsel mit Prestigegewinnen vornehmen.
Sozialwissenschaftier zeichnen sich, wie die ebenfalls hohen Raten von Berufs-
wechseln mit Prestigeverlust zeigen, durch eine geringe Berufskonstanz aus, die
ein Ergebnis einer sehr losen Kopplung von Bildungsabschluß und Berufsfeld ist.
Agrarwissenschaftier gehören zu den am stärksten vom Strukturwandel des
Transformationsprozesses betroffenen Berufsgruppen. Trotz der höchsten Akade-
mikerarbeitslosigkeitsraten in dieser Gruppe zeigen die Daten zur Bewertung statt-
gefundener Berufswechsel, daß zumindestens bei der jüngeren Kohorte 1990 der
Strukturwandel auch Aufstiegschancen für diese Berufsgruppe bot. Berufswechsler
gehören also nicht in allen Berufssegmenten zu den "Verlierern" der Wende.
Ergebnis 4: Die Zunahme der Zahl der Berufswechsler im Transformations-
prozeß rohrt zu neuen Differenzierungen zwischen Berufsgruppen. Es lassen
sich konstante Berufsgruppen (Ärzte, Lehrer) von Berufsgruppen mit hohen
Wechselraten unterscheiden. Professionsarbeitsmärkte zeichnen sich durch eine
bezüglich der Richtung der Berufswechsel hohe Heterogenität aus: Einige Berufs-




schaftIer), andere abstiegsbedroht (Naturwissenschaftler), andere scheinen über-
proportionale Aufstiegschancen (AgrarwissenschaftIer) durch Berufswechsel zu
haben.
4.4 Bewältigungsverhalten
Korrelat der Destabilisierung beruflicher Verläufe ist auf der subjektiven Seite eine
berufsbiographische Diskontinuität. Ihre Verarbeitung und ebenso der
"Rückgewinn" berufsbiographischer Kontinuität bedarf der Entwicklung von
Bewältigungsstrategien. Die im folgenden zugrunde gelegten qualitativen Daten,
im Paneldesign erhoben, ermöglichen uns, Zukunftserwartungen und Zielvorstel-
lungen zusammen mit erlebten Ereignissen zu analysieren und so dem zeitabhängi-
gen Wechselprozeß individueller und struktureller Ursachen von Verläufen
nachzugehen.
Die Gestaltung berufsbiographischer Kontinuität erfolgt auf Seiten der Akteure auf
der Basis von Deutungen und Kenntnissen über die Arbeitsmarktlage. Der Rück-
gang von Arbeitsplätzen, massenhafte Qualifikationsentwertung und zunehmende
Geschlechterdiskriminierung verdeutlichen gegenwärtige Risikolagen, die den
beruflichen Handlungsraum von Individuen beeinflußen. Es sind jedoch die
Akteure selbst, die vor dem Hintergrund ihrer a) Frames und b) Ressourcen den
beruflichen Handlungsraum ausdeuten und c) Kontrollkompetenzen erhalten oder
modifizieren.
Ausgehend von diesen allgemeinen Überlegungen verdeutlicht das folgende Mo-
dell die Dimensionen des Bewältigungsverhaltens der Befragten (Abb. 2). In
seinen spezifischen Ausprägungen ist es das Ergebnis rekursiver Auswertungs-
schritte am qualitativen Material.
Frames sind Ausdruck der Wahrnehmung und Konzipierung individueller Hand-
lungsspielräume bei der Bewältigung von Risikolagen. Sie definieren die "Rele-
vanzstruktur" einer jeweiligen Situation, indem Alternativziele zu Gunsten einer
Festlegung auf einen bestimmten Handlungsspielraum ausgeblendet werden.
Damit sind sie "Vereinfachungen in der vom Akteur zu berücksichtigenden Ziel-




Goffinans Verständnis: Interpretationsmuster zur Organisation und Planung von
Handlungen (Goffinan 1974: 21).
Abb. 2: Berufsbiographisches Bewältigungsmodell
Risikolagen
Handlung
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Im Transformationsprozeß stabilisiert der Frame einer starken Erwerbsorientierung
das Bewältigungshandeln nicht nur bei jenen, die - wie Diplomchemiker - ver-
gleichsweise bruchlos an ihren Qualifikations- und Berufsverlauf anknüpfen
konnten, sondern auch bei jenen, die stärkere Friktionen zu bewältigen hatten. Alle
Interviewten richten ihre Bewältigungstrategien in erster Linie auf die Herstellung
von beruflicher Sicherheit und Stabilität aus. Dieses Ziel gilt als Garant für eine
sichere Lebensperspektive. Dabei besteht bei der Mehrzahl der Befragten auch
fünf Jahre nach der Wende Verunsicherung über die eigene berufliche Zukunft.
Dies hat Folgen für die Ausbildung von Planungshorizonten in allen Lebensberei-
chen. Bis auf Diplomchemiker, die ungebrochen und zum Teil ohne Arbeitgeber-
wechsel einen beruflichen Anschluß fanden, thematisieren die Befragten kurzfristi-
ge konkrete Zielstellungen. Es ist die Sicherung der aktuellen Existenz, die wiede-




steht, und so wird mit der ausgeübten neuen Tätigkeit (noch) keine berufliche
Identität, sondern eine "Job-Mentalität" verknüpft. Darüber hinaus weicht das vor
der "Wende" bestehende Parallelmodell Familie und Berufseinstig (Sackmann u.a.
1996) einem - aus dem Westen bekannten - zeitlichen Abfolgemodell Familie nach
Berufseinstieg. Erst in wenigen Fällen, in denen in der Zeit nach 1991 zweite und
dritte Kinder geboren wurden, finden sich bei Frauen Andeutungen eines Alterna-
tivrollenmodells einer Hausfrauen- und Familienrolle (Offe/Hinrichs 1977). Eine
als leidvoll empfundene Chancenlosigkeit eines Wiedereintritts in Erwerbstätigkeit
wird bei dieser kleinen Gruppe von Frauen durch Orientierung auf die Familie
kompensiert. Doch auch in dieser Gruppe wird weiterhin versucht, eine Tätigkeit
aufzunehmen.
Frames stehen in einem Spannungsverhältnis zu berufsbiographischen Ressourcen.
Ressourcen definieren wir in Anlehnung an Bourdieu (1983) und Coleman (1989)
als individuell verfiigbare Kapitalien. Unser Blick richtete sich auf ökonomische,
soziale und kulturelle Merkmale der Befragten, die von jenen im Laufe des Lebens
angeeignet und zur Entscheidungsumsetzung aktiviert wurden.
Im Transformationsprozeß sichert vorrangig die Ressource Beruf einen Zugang zu
schutz- und stabilitätsgenerierenden Beschäftigungssegmenten. Nur im Fall der
Profession Chemie erweist sich der Beruf als unmittelbar anschlußfähiges Leitse-
gment zwischen dem Ausbildungs- und Berufssytem der DDR und dem der Bun-
desrepublik. In den anderen Fällen bietet der erlernte Beruf diese Option nicht.
Nach der "Entry-job-These" (Müller 1978; Blossfeld 1989, 1990) wäre nun zu er-
warten gewesen, daß der berufliche Verlauf der Personen, die ihren Berufseintritt
1985 unter günstigen Bedingungen vollzogen hatten, gesicherter und problemloser
sein würde, als bei der Kohorte 1990, die in Umbruchzeiten in den Arbeitsmarkt
eintritt. Auch nach fünf Jahren deutsch-deutscher Vereinigung ist eine verlaufs-
prägende Wirkung des Entry-jobs noch nicht festzustellen. Der Transformations-
prozeß führte zunächst zu einer nachhaltigen und kohortenübergreifenden Destabi-
lisierung beruflicher Verläufe. Für die qualitativ befragte und analysierte Teilpopu-
lation gilt daher, daß beinahe ausschließlich über den Weg einer neuen
berufsfachlichen Ausbildung Zugang zu vergleichsweise schutz- und stabilitätsge-




Die meisten Facharbeiter und Agrarwissenschaftler unseres Sampies waren nach
der Wende gezwungen, einen beruflichen Neuanfang zu suchen. Sehr aktiv, und
unter Einbezug von (Informations-)Netzwerken, die im Verlauf des Transformati-
onsprozesses zunehmend gezielter eingesetzt werden, versucht diese Gruppe, einen
schnellen beruflichen Neuanschluß zu finden. Diejenigen, die frühzeitig eine be-
rufsfachliche Neuqualifizierung eingingen, konnten sich in einem berufsfachlichen
Arbeitsmarkt plazieren. Alle anderen Lehrabsolventen sowie Agrarwissenschaftier
weisen in ihren beruflichen Verläufen kurzfristige Wechsel zwischen Arbeitslosig-
keit, Fortbildung und Erwerbstätigkeit in einem "Jedermannarbeitsmarkt" auf.
Kontrollkompetenzen stellen als Verstärkerquelle ein Verbindungselement
zwischen Frames und Ressourcen dar (zur beruflichen Dimensionen von Kontroll-
kompetenz: Blaschke 1987; Hohner 1987; Hohner/Hoff 1992). Kontrollkompeten-
zen kennzeichnen dabei charakteristische Vorstellungen, die Personen zu
Autonomie und Heteronomie im eigenen Leben und generell mit Blick auf eigenes
Handeln entwickelt haben und weiterentwickeln werden (Hohner/Hoff 1992;
HofffLempert/Lappe 1991). Drei Dimensionen von Kontrollkompetenz haben wir
voneinander unterschieden: 1. KontrollUberzeugung (Krampen 1979, 1982) als
Streben nach Kontrolle über die Umwelt, 2. Selbstwirksamkeit (Jerusalem/
Schwarzer 1986; Bandura 1977, 1982). als Erfahrung von Effizienz in dem Bemü-
hen nach Kontrolle und 3. Zeitbewußtsein (Jugend 1981) als Erfahrungshorizont
des eigenen Handels.
Die meisten Befragten zeigten eine weitgehend ungebrochene internale Kontroll-
überzeugung. Nur in der ereignisreichen Umbruchzeit kurz nach der Wende stell-
ten sie extemale Momente ihrer KontrollUberzeugung (wie Glück und Zufall) in
den Vordergrund. Bei den Personen, die bis zur Gegenwart eine instabile berufli-
che Karriere aufweisen, fanden wir dauerhaft kein internales Kontrollbewußtsein
sowie Indikatoren einer mangelnden Selbstwirksamkeit und eines besonders deut-
lich an der Gegenwart orientierten Zeitverständnisses. Bei den meisten anderen
bietet die erworbene Ausbildung eine Grundlage für Selbstwirksamkeit. So beto-
nen die erfolgreichen Diplomchemiker ihre gute fachliche Ausbildung und die
Umschüler verweisen, wenn sie nach der Qualifizierung einen erfolgreichen An-




Ergebnis 5: Frames, Ressourcen und Kontrollkompetenzen variieren in ihren
Ausprägungen und gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnissen im Verlauf des
Transformationsprozesses.








1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995
Wie in Abb. 3 typisierend dargestellt, gelingt es im Verlauf des Transformations-
prozesses den meisten Befragten, über die Mobilisierung von Kontrollkompeten-
zen im Zusammenhang mit einer Stabilisierung des Erwerbsverlaufes und einer
Beschränkung von Frames auf berufliche Sicherung ihre Berufsbiographie kon-
trolliert zu bewältigen. Nach der "Wende" im Herbst 1989 steigt zunächst vor
allem das Aspirationsniveau, während für eine Veränderung des beruflichen
Selbstbildes kein Anlaß besteht. Mit der Währungsunion und der Vereinigung
1990 sinkt für viele die Verwertbarkeit der eigenen Ressourcen, die zunächst
hochfliegenden Lebenspläne werden nach unten hin revidiert. Mit der Zeit konnten
die Ressourcen den neuen Anforderungen in Beruf und Leben angepaßt werden
bzw. erhöhten sich einzelne Ressourcen wie etwa Löhne und berufliche Sicherheit,
und es kommt zu einer kontrollierteren und realistischeren Abstimmung zwischen





Ergebnis 6: Insbesondere das Timing von Entscheidungen, also die frühzei-
tige, kontrollierte und realistische Abstimmung zwischen Frames und Res-
sourcen lenkt den weiteren Lebensverlauf. Den Befragten gelang es, eine
realistische Startposition zur Wiedererlangung oder Fortsetzung beruflicher Konti-
nuität einzunehmen, wenn sie berufsbiographische Weichenstellungen frühzeitig
und konsequent einleiteten (DiewaldiSolga 1996). Ein "richtiges" Timing ist
abhängig von dem Gehalt der Informationen über Gelegenheitsstrukturen wie auch
von der Fähigkeit, eine realistische Vorstellung des Verhältnisses von Frames und
Ressourcen entwickelt zu haben. Im Transformationsprozeß öffneten sich früh und
kurzfristig "Fenster der Gelegenheit" auf die schnell reagiert werden mußte. Perso-
nen, denen ein rechtzeitiges Timing beruflicher Entscheidungen nicht gelang,
hatten große Schwierigkeiten, berufliche Diskontinuitäten zu bewältigen. Timing
stellt also eine zentrale Dimension von berufsbiographischem Bewältigungshan-
deln im Transformationsprozeß dar.
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"Beruf und Familie im Transformationsprozeß" beim Kolloquium des Max-
Planck-Instituts ftir Bildungsforschung. Berlin, Juni 1996 (Weymann u.a.)
5.2 Beitrag zur Diskussion in der Fachöffentlichkeit
Organisation der internationalen Tagung "Biography and Society" im April 1993
in Bremen, die gemeinsam von den Sektionen "Soziologische Theorie" und
"Biographieforschung" der DGS und dem Sfb 186 veranstaltet wurde
(Weymann/Heinz),
Es wurden Kontakte zu WissenschaftIerInnen aufgebaut, die ähnlichen Fragestel-
lungen nachgehen. Kontinuierliche Fachkontakte bestehen
- zum ISOR, Utrecht (HA Becker)
- zum Max-Planck-Institut ftir Bildungsforschung, Berlin (K.U. Mayer u.a.)
- zum Wissenschaftlichen Zentrum ftir Berufs- und Hochschulforschung, Kassel
(U. Teichler)
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1m Mittelpunkt des dritten BI- Projektes stand das Verhältnis von Generation und
Familientradition in Prozessen des Wandels der Lebensfilhrungen der Geschlech-
ter. Empirische Basis war die Verknüpfung von quantitativ und qualitativ erhobe-
nen Daten aus den beiden Vorläuferprojekten zum Lebensverlauf von im Verren-
tungsalter stehenden Paaren mit denen zur Lebensfilhrung ihrer zum Befragungs-
zeitpunkt zwischen 30- bis 40jährigen Söhne/Töchter. Mit der Analyse von fami-
lieninternen und -externen Effekten im generationalen Wandel wurde eine für die
Familien-, Generationen- und Geschlechterforschung unübliche Perspektive ge-
wählt: Es ging um das Ausmaß an und die Verarbeitung von Ähnlichkeit/Differenz
in der Gestaltung von Familie und Erwerbsarbeit zwischen beiden Generatio-
nen/Geschlechtern auf dem Hintergrund gemeinsamer innerfamilialer Erfahrung.
Die Ergebnisse bestätigen intergenerational die aufgrund der Forschungslage zum
institutionalen Wandel vermutete hohe Differenz in der Lebenslaufgestaltung bei-
der Geschlechter zu der ihrer Eltern. Jedoch zeigen die Daten für die Einschätzung
des sozialen Wandels vier weitreichende Ergebnisse:
a) Einerseits: Standardisiert erhobene Lebensverlaufsdaten signalisieren sehr viel
mehr Differenz zwischen Generation und Geschlecht als nach genauerer Betrach-
tung aufrechtzuerhalten ist. Die bisher zugrundegelegten Vergleichszeitspannen
verdecken die· wenn auch viel später einsetzende und (fast) ausschließlich durch
ein Ereignis (die Geburt von Kindern) ausgelöste - Traditionalisierung/Anglei-
chung der Lebensläufe an die der Eltern.
b) Andererseits: Der größte Veränderungsprozeß hat sich (in Lebensverlaufsdaten
nicht sichtbar) auf der Linie Väter - Söhne, nicht der der Mütter - Töchter vollzo-
gen. Die jungen Männer haben im Vergleich zum ausschließlichen Ernährerrol-
lenverlauf ihrer Väter einen erheblichen Modernisierungsrückstand aufgeholt,
während die Töchter den bereits von den Müttern eingeleiteten Modernisierungs-
prozeß fortsetzen.
c) Wahrnehmung und Problematisierung der elterlichen Lebensruhrungen diffe-
rieren zwischen Söhnen und Töchtern nicht: Mütterliche Erwerbstätigkeit hat für
beide Geschlechter Ermutigungscharakter für die eigene Gestaltung familialer Be-
ziehungen; die Begrenzung auf die männliche Erwerbskarriere der Vätergeneration
erscheint Töchtern wie Söhnen als unzureichend. Die Annahme, daß klassisch nor-
malfamiliale Familienruhrungen die Bereitschaft zur Eheschließung bei den Jünge-




d) Nicht die Bildungsexpansion (als v.a. für Frauen relevante institutionale Ebene),
sondern die Bewertung der elterlichen Lebensgestaltung führt zur Innovation im
Geschlechterverhältnis. Daß sich nun aus Sicht beider Geschlechter neue familiale
Gestaltungsversuche an den Grenzen von geschlechtsspezifischer Arbeitsmarkt-
struktur und öffentlicher Kinderversorgung brechen, ändert zugleich die Muster
der 'Schuldzuweisung' bei Nichtrealisierbarkeit geplanter Lebensführung: nicht so
sehr der Partner wird, wie in der Elterngeneration, als 'innovationsresistent' ausge-
macht, sondern die Traditionalisierungseffekte von Institutionenpolitiken für das
Familienleben. Die intragenerational wirkenden externen Institutioneneffekte ver-
stärken die Labilisierung von Familie für die Jüngeren, wiewohl diese die in der
älteren Generation wirkenden Spannungen in neue Modelle der Geschlechterbe-
ziehung umgesetzt haben.
2. Kenntnisstand zu Beginn des Projektes und Ausgangsfragestellung
Während sich in den USA familiensoziologische Fragestellungen sehr rasch auf
die Betrachtung innerfamilialer Beziehungen zwischen drei Generationen ausge-
weitet haben (RossilRossi 1990), mehren sich seit AntragsteIlung für dieses Pro-
jekt in Deutschland Studien zum innerfamilialen Transfer zwischen erwachsenen
Kindern und ihren älter werdenden Eltern. Der in diesem Projekt gewählte Fokus
ist ein gänzlich anderer. 'Familie' stand weder hinsichtlich (früh-)kindlicher Sozia-
lisationsprozesse, noch intergenerationaler Versorgungsleistungen (Familientrans-
fer) im Mittelpunkt, sondern im Kontext seiner Bedeutung für die Integration der
Geschlechter in Familie und Arbeitsmarkt im aktiven Erwachsenenalter. Inhaltlich
eingebettet in den Zyklus der BI-Projekte, deren Forschungsarbeiten dem Wandel
familialer Lebensruhrungen gilt, ging es darum, das Verhältnis von externem
Wandel in den lebenslaufgestaltenden Institutionen und der Verarbeitung von Er-
fahrungen mit der elterlichen Lebensführung genauer zu sondieren, bei wiederum
zentraler Berücksichtigung der Kategorie Geschlecht.
Es bedeutete dies auch, die über kontinuierlich angelegte Forschungsprojekte ge-
gebenen Chancen des Zugangs zu jenen im Erwachsenenalter stehenden Kindern
zu nutzen, deren Eltern in den Vorläuferprojekten untersucht worden waren. Diese
Eltern sind und verstehen sich selbst als Nachkriegsgeneration mit sich reetablie-





Unter dem generationalen Aspekt galt es zunächst zu klären, ob sich die im mittle-
ren Erwachsenenalter stehenden Söhne/Töchter ebenfalls als 'Kinder ihrer Zeit'
verstehen, hier also der seltene Fall vorliegt, daß sich die innerfamiliale
Generationenfolge mit durch sozialen Wandel bedingter Generationenformation
deckt. Basis fiir diese Annahme war das Fakt, daß diese 'Kinder' als Angehörige
jener Generation der Bildungsexpansion zu betrachten sind, die als Auslöser fiir
das sich verschiebende Heiratsalter, zurückgehende Geburtenziffern und zuneh-
mende weibliche Erwerbsarbeit gilt. Das Ausmaß familialer Wandlungsprozesse in
diesem Generationenabstand wurde - obwohl keine Studien zum hier interessie-
renden Generationenabstand vorlagen - als maximal different vermutet aufgrund
der Zusammenschau des Forschungsstandes (vgI. Finanzierungsantrag). Dieser
belegte den Zeitraum der 70er Jahre als Verdichtung der Umstrukturierungen, so
daß zu vermuten war, daß das für die Elterngeneration noch alternativlos gültige
Lebenslaufmodell - Hradil spricht vom 'goldenen Zeitalter der Normalfamilie'
(1992) - unter massiven Druck geraten ist, und zwar sowohl durch veränderte insti-
tutionelle Kontexte (erhöhte Bildungschancen, Verbindbarkeitserleichterungen
von Familie und Erwerbsarbeit etc.) als auch durch die Pluralisierung der Lebens-
formen. Der Vergleich der Lebensverlaufsdaten zwischen beiden Generationen
sollte Auskunft über die faktisch vorliegende Differenz in der Gestaltung von
Familien- und Erwerbsarbeit geben.
Mit der vermuteten Überlagerung familieninterner und -externer Effekte ist der
durch die Sample-Zusammensetzung ermöglichte Zugang nicht nur aus Sicht der
Familien- sondern auch der Generationenforschung unüblich, konzentriert diese
sich doch ausschließlich auf jene gesellschaftlichen Konstitutionsprozesse, die
Personen einer Alterslagerung als eigene Generation auszeichnen. Veränderungen
im Selbstkonzept stellen unter dieser Fragerichtung den Wandel der Kontextbedin-
gungen der Lebensfiihrungen in den Mittelpunkt. Damit jedoch ist das innerfami-
Iiale Erbe ausgehebelt bzw. in den Hintergrund gerUckt. Wir hingegen vermuteten,
daß bei raschem Wandel des institutionalen Kontextes die Gestaltung familialer
Lebensfiihrungen nicht jenseits von innerfamilialen Erfahrungen mit der Lebensor-
ganisation der Eltern geschieht. Durch die bestehenden familialen Beziehungen
zwischen bereits Untersuchten (Eltern bzw. Mütter und Väter) und zu Untersu-
chenden (Kindern bzw. Töchter und Söhne) war es möglich, diese Effekte auf
Neuerungen und Bewahrungstendenzen hin zu analysieren. Zwei Vermutungen




a) Einerseits wurde davon ausgegangen, daß sich die Lebensgestaltung der er-
wachsenen Kinder (unter Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Differenzie-
rungen) in Abhängigkeit davon erweist, ob die Lebensfilhrung der Eltern eher
einem traditionellen Muster (gekennzeichnet durch eine im Lebensverlauf über-
wiegend haustätige Mutter) oder eher einem modemen (mit im Lebensverlauf
überwiegend erwerbstätiger Mutter) folgte. Die Familienform am Verhaltensmu-
ster der Mütter zu definieren, war Ergebnis des im zweiten BI-Projekt ermittelten
Sachverhalts, daß sich Unterschiede im ehemännlichen Verhalten nicht fanden.
Die Männer haben durchgängig ihre Familienrolle über ihre Ernährerfunktion und
-leistung definiert. Zu klären also galt, ob zwischen Lebensfilhrung der Eltern und
der ihrer Kinder Zusammenhänge bestehen, und wenn ja, welche der beiden elter-
lichen Formen bei den Jüngeren eher zu neuen Kombinationen von Erwerbs- und
Familienarbeit gefiihrt haben, oder ob neue Modelle, unbeeinflußt vom herkunfts-
familialen Lebensmodell, auf den sozialen Wandel im Generationenabstand zu-
rückzuführen sind.
b) Um zu eruieren, ob die aktuelle Lebensfiihrung der Kinder unter Bezugnahme
auf die der Eltern geschieht, d.h. den Eltern quasi eine Vorbildfunktion zugespro-
chen werden muß/kann, galt es, der Dimension der Wahrnehmung der elterlichen
bzw. mütterlichen wie väterlichen Lebensführung zentrale Aufmerksamkeit zu
widmen. Vermutet wurde nicht nur ein in Abhängigkeit von der Geschlechtszuge-
hörigkeit zu erklärender Wahrnehmungsbias, sondern auch ein unterschiedlicher
referentieller Bezug zu elterlichem Handeln mit Folgen für (vermutete) ge-
schlechtsspezifische Differenzen in der Ausgestaltung der eigenen und partner-
schaftliehen Lebensorganisation.
Beide Annahmen (a, b) galten als Basis für die Analyse von Ungleichzeitigkeit in
der Modernisierung zwischen den Geschlechtern, die wir als relevant für familiale
Instabilität vermuteten. In der älteren Generation hatten wir erhebliche Asynchro-
nien festgestellt bezüglich der faktischen/intendierten Aufgabenerweiterung im
Verhältnis von Erwerbs- und Familienarbeitsbeteiligung. Während der männliche
Part innovationsresistent blieb (es ließen sich keine Rollenerweiterung erkennen),
zeigte sich bei den Frauen - bei Beibehaltung der Alleinverantwortlichkeit für den
familialen Bereich - eine durchgängig gewünschte, in vielen Fällen durchgesetzte




terverhältnis der älteren Generation, obwohl diese normativ verdeckt blieben.
Spielten sie eine Rolle für die Verarbeitungsmuster der Töchter/Söhne? Die Ver-
mutung war, daß Ungleichzeitigkeiten in der Modernisierung der Lebensführun-
gen in bezug auf die Stabilisierung bzw. Labilisierung familialen Zusammenlebens
auch bei der jüngeren Generation bedeutsam sein werden. Zu klären galt, ob sich
zwischen den Lebensführungen von Frauen und Männern der jüngeren Generation
in der Geschlechterbeziehung Angleichungen beobachten lassen, und wenn ja,
wieweit diese durch Familienerfahrungen zu qualifizieren sind.
Die intendierte Verknüpfung von Generationszugehörigkeit und Familienerbe, von
geschlechtsspezifischer Wahrnehmung und Modernisierungsprozessen zwischen
den Geschlechtern beider Generationen ermöglichte eine nicht unbedeutende Er-
weiterung bestehender Forschungsansätze auch für die Rolle des Geschlechter-
verhältnisses im Wandel. Die in der Forschung fast durchgängig konstatierte Un-
gleichzeitigkeit geschlechtsspezifischer Modernisierungsprozesse verdeckt, so un-
sere Annahme, aufgrund der dort eingenommenen Perspektive des Vergleichs Pro-
zesse der Veränderung eher, als daß sie sie klären hilft. So wird aus Sicht der Frau-
enforschung der männliche Part der Gesellschaft bezüglich seiner (zögerlichen)
Übernahme familialer Arbeiten durchgängig als rückständig definiert, während es
aus Sicht der Modernisierungsdebatte der weibliche ist, der beruflich als nachhol-
bedürftig deklariert wird. Um die in der Vergleichsdimension 'Gegengeschlecht'
angelegte relationale Statik zu überwinden und Veränderungen im Generationen-
abstand zwischen gleichgeschlechtlichen Mitgliedern zu erfassen, schloß das Pro-
jekt die Analyse des möglichen Wandels in der Lebensführung zwischen Vätern
und Söhnen bzw. Müttern und Töchtern mit ein.
3. Anlage der Untersuchung und methodisches Vorgehen
Die Frage nach dem intergenerationalen Wandel und intrafamilialen Erbe bezieht
notwendigerweise die vorangegangenen Projekte der Förderphasen I und 11 mit
ein. In ihnen wurden die faktische Lebensgestaltung der Eltern(generation) und de-
ren Interpretation erhoben und analysiert. Durch eine zu den Vorläuferprojekten
analoge Anlage des hier dargestellten Projektes lassen sich die Daten der vorange-
gangenen Projekte in ein systematisches Verhältnis zu den jetzt erhobenen setzen.




formen und deren Verarbeitungsmuster, die die Wahrnehmung der elterlichen Le-
bensfilhrung einschließen. Dieses erforderte zum einen eine standardisierte quan-
titative Befragung der Lebensformen und zum anderen ein qualitatives Instrument
zur Analyse der Lebensfiihrung. Zur Aufdeckung der zwischen Lebensformen und
Lebensfiihrung bestehenden Zusammenhänge war die Anschlußfiihigkeit der
beiden Teilerhebungen über Verknüpfungsstrategien zu sichern.
3.1 Teilerbebung A (quantitative Ebene)
Diese Teilerhebung galt der Analyse der realisierten Statuspassagengestaltung im
Lebenslauf der Kinder(generation). Erhoben wurden retrospektiv im Längsschnitt
Daten zu den Bereichen Ausbildung, Erwerbssystem und Familie. Die Untersu-
chungseinheit bildeten alle über die in den Vorläuferprojekten befragten Eltern-
adressen zugänglichen Kinder. Hinter diesen 140 Elternadressen verbargen sich
maximal 326 Kinder. 149 Personen (= Kinder aus 86 unterschiedlichen Herkunfts-
familien) nahmen an der Untersuchung teil. Für diese stehen auf der quantitativen
Ebene Strukturdaten zur Lebenslaufgestaltung (und entsprechende Daten der
Eltern) zur Verfiigung.
Das qualitative Sampie wurde dann nach einem theoretisch begründeten Aus-
wahlverfahren (s.u.) aus der Gruppe der Kinder gezogen, die eine Bereiterklärung
zum Interview beigefilgt hatten.






















Strukturdaten zur Interviews von
Lebenslaufgestaltung der Kindern:





3.2 Teilerhebung B (qualitative Ebene)
Samplekonstruktion: Die Auswahl des qualitativen Sampies sollte nicht nur die
Heterogenität der quantitativ ermittelten Lebenslaufgestaltungen der Kinder,
sondern auch deren Beziehung zu den Lebensformen der Eltern berücksichtigen.
Dazu wurden Auswahlkriterien erster und zweiter Ordnung aufgestellt.
Kriterien 1. Ordung:
a) Auswahl nach Nähe/Distanz zur Lebensgestaltung der Eltern,
b) Auswahl nach Traditionalität/Modernität der elterlichen Lebensfiihrung,
c) Auswahl nach Geschlecht.
Kriterien 2. Ordnung:
d) Auswahl nach gegengeschlechtlichen Geschwisterkindern,
e) Auswahl nach beruflicher Bildung,
f) Auswahl nach Erwerbsarbeitsjahren der Mutter in der aktiven Familien-
phase.
zu a): Grundlage der Ermittlung von Nähe und Distanz zur elterlichen Lebensge-
staltung waren die quantitativen Daten aller drei Projektphasen (Mütter, Väter,
Kinder). Die Dimensionen des Vergleichs zwischen den Kindern und ihren Eltern
umfaßten Wohnformen, Beziehungsformen, Anzahl der Kinder, berufliche Bil-
dung und Erwerbsarbeit. Diesen Dimensionen wurden jeweils Variablenwerte (als
numerische Werte) zugewiesen und entsprechend der Variablenausprägung zu
denen der Mütter und/oder Väter in Beziehung gesetzt. Über alle Dimensionen
bzw. Variablen hinweg wurde dann ein Distanzindex gebildet, der die Ähnlich-
keitlUnähnlichkeit der Lebensgestaltung zwischen Eltern und Kindern numerisch
qualifiziert. Der Index ist so konstruiert, daß der Wert °maximale Ähnlichkeit an-
zeigt und der Wert 1 maximale Unähnlichkeit. Die Indexwerte wurden dichoto-
misiert, d.h. Kombinationen mit Werten <0,5 wurden als nahe definiert, solche mit
Werten >0,5 wurden als große Distanz angesehen. Dieses Vorgehen hat den Vor-
teil, daß Distanzwerte >0,5 als ein Indikator dafür angesehen werden können, daß
die Lebensformen zwischen Kindern und Eltern sich auf mehreren Dimensionen
gleichzeitig unterscheiden. Im SampIe sind 31 Kinder mit geringen Distanzwerten




zu b): Das Kriterium Nähe/Distanz druckt lediglich den Abweichungsgrad der un-
terschiedlichen Lebensgestaltungen aus. Durch zusätzliche BerUcksichtigung der
Länge der mütterlichen Erwerbsarbeit wurde die Lebensgestaltung der Eltern der-
gestalt qualifiziert, daß Erwerbsarbeitslängen <18,5 Jahre als Indikator für eher tra-
ditionale, Längen >18,5 Jahre als eher modeme Lebensgestaltung definiert wur-
den. Kinder von viel und wenig erwerbstätigen Müttern sind im Sampie in identi-
scher Anzahl zu finden Ge 22).
zu c): Der Kategorie Geschlecht kommt gerade bei der Ermittlung der Lebensfilh-
rungen, der Reflexion der elterlichen Lebensgestaltung und der Interpretation des
eigenen Lebens eine zentrale Rolle zu. Das Sampie umfaßte hinsichtlich dieses
Kriteriums 23 Frauen und 21 Männer.
zu d): Gegengeschlechtliche Geschwisterkinder eröffnen die Möglichkeit, die Le-
bensform und -filhrung der(selben) Eltern unter dem Blickwinkel möglicher ge-
schlechtsdifferenter Interpretationen zu betrachten. Um diese ermitteln zu können,
wurden 11 gegengeschlechtliche Geschwisterpaare (22 Personen) in das Sampie
aufgenommen.
zu e): Um dem Merkmal 'beruflicher Status' Rechnung zu tragen, sollten in dem
Sampie gleichermaßen Akademiker und Nichtakademiker vertreten sein. Aufge-
nommen wurden 23 Personen mit akademischem Abschluß und 20 Personen mit
einer anderen Berufsausbildung (eine Person hat keine Ausbildung abgeschlos-
sen).
zu 1): Neben der im Lebenslauf der Mutter kumulierten Erwerbsarbeitzeit (sie floß
in den Distanzindex ein), interessierte zusätzlich die von den zu Hause lebenden
Kindern miterlebte Erwerbsarbeitszeit der Mutter. Von den 22 Müttern mit langen
Erwerbstätigkeitsphasen haben 20 in der aktiven Familienphase mindestens vier
Jahre gearbeitet.
Nach Glaser/Strauss und eigenen Erfahrungen wurde von einer ausreichenden
Gruppengröße von 10-12 Interviews ausgegangen, wobei das gesamte Sampie
dann 44 Personen umfaßt. Diese 44 qualitativ zu befragenden Personen gliedern
sich nach den in den Punkten a) bis t) festgelegten Kriterien entsprechend den an-
gegebenen Häufigkeiten auf. Darüber hinaus liegen für 32 der interviewten Kinder




Durchführung der Befragung: Die qualitative Befragung folgte den - bereits in
den Vorläuferprojekten erprobten - Regeln des problemzentrierten Interviews
(Witzel 1985). Zur Erleichterung der Konzentration auf die definierten Themen-
bereiche wurden • wie in den Vorläuferprojekten - als Gesprächsgrundlage Le-
benslaufgrafiken der Mütter/Väter sowie aufgrund des quantitativen Materials
erstellte Grafiken des Lebens der Kinder herangezogen. Damit wurde zum einen
die Anschlußfähigkeit an die quantitativen Strukturdaten gesichert und zum ande-
ren ein hohes Maß an Synchronisation zwischen den verschiedenen Interviews er-
reicht. Die Interviews wurden transkribiert und in das Programm "The
Ethnograph" eingelesen. Hier erfolgte dann die Codierung des Textrnaterials.
Auswertung des Materials: Zur Erhöhung der Intercoder-Reliabilität wurde ein
Verfahren angewendet, das wir als disjunktive Gruppentechnik bezeichnen. Zu-
ordnungen von Textpassagen zu Kategorien werden in einem gemeinsamen Ver-
gleichsprozeß überprüft und als eindeutig zuordenbar angesehen, wenn ein hohes
Maß an Übereinstimmung zwischen den von unterschiedlichen Forscherinnen ge-
trennt kategorisierten Textsegmenten bestand, das die Bildung neuer, zuvor nicht
definierter Kategorien einschloß. Dieser Prozeß war als Schleife konzipiert, so daß
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3.3 Forschungsdesign und Auswertungsebenen im Überblick
Das Untersuchungsdesign läßt Aussagen und Analysen auf unterschiedlichen Ebe-
nen zu. Da es sich bei den befragten Personen um die Kinder der zuvor untersuch-
ten Eltern handelte, können hier innerfamiliale Beziehungen betrachtet werden.
Dabei TÜcken die Eltern als Paar ebenso in den Blickwinkel der Reflexion der Kin-
der, wie die Rollen von Vater und Mutter getrennt nach den Wahrnehmungen von
Töchtern und Söhnen, so daß die Analysen unter dem Blickwinkel der Ge-




Gleichzeitig gehören Kinder und Eltern verschiedenen Generationen an. Unab-
hängig vom Familienverband können deren Aussagen getrennt voneinander aus-
gewertet werden. Auf dieser Ebene lassen sich Aussagen über intergenerationale,
wiederum nach Geschlecht differenzierte Beziehungen treffen. Darüber hinaus
sind Auswertungen innerhalb der Generationen möglich. Auf diese Weise können
intragenerationale Beziehungen im Generationenabstand verglichen werden. Erst
diese Analyse gestattet Aussagen zum Wandel im Geschlechterverhältnis.
Die Grafik veranschaulicht die unterschiedlichen Auswertungsebenen.
1OfI8/eI intergeneratBez~n
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4. Darstellung und Diskussion der Ergebnisse
4.1 Die Analyse quantitativer Daten
Lebensformen von Eltern- und Kindergeneration
Intergenerational: Die auf der Ebene der Lebensformen in der Forschungslitera-
tur konstatierten markanten Veränderungen (Rückgang der Eheschließungen, Zu-
nahme des Scheidungsverhaltens, das Auftauchen alleinerziehender Väter und
Mütter, längere Bildungspartizipation der Frauen, steigendes Heiratsalter und sin-
kende Kinderzahlen, sprunghafte Zunahme von Teilzeitarbeit, höhere Erwerbsbe-
teiligung von Müttern mit kleinen Kindern) bestätigen sich bei der von uns be-




Die Töchter sind insgesamt wesentlich mehr erwerbstätig als ihre Mütter, 18 Pro-
zent aller verheirateten Personen lassen sich scheiden, wobei von diesen etwa die
Hälfte ein zweites Mal heiratet, die Heirat selbst findet im Durchschnitt später statt
als in der Generation der Eltern. Alleinerziehende und langjährige Partnerschaften
ohne Trauschein sind keine Seltenheit. Die jungen Männer sind - im Gegensatz zu
ihren Vätern - mit Arbeitslosigkeit konfrontiert, und auch sie arbeiten phasenweise
unter Teilzeitbedingungen. Das aus der Literaturrecherche (vgl. Finanzierungsan-
trag) gezogene Fazit der maximalen Differenz zwischen der Kinder- und Elternge-
neration findet auf der Ebene des Vergleichs der Lebensformen zunächst seine
Bestätigung.
Die Differenz in den Lebensgestaltungen im intergenerationalen Vergleich relati-
viert sich jedoch bei genauerer Analyse. Sie zeigt sich in der enormen Ausprägung
lediglich für die kinderlosen Lebensabschnitte und wandelt sich mit der Geburt
von Kindern in eine geradewegs minimale. An die Stelle der Unterschiedlichkeit
tritt die der Ähnlichkeit. Jetzt wird geheiratet, es sind die Frauen, die den Erzie-
hungsurlaub wahrnehmen, sie bleiben zu Hause oder reduzieren ihre Erwerbstä-
tigkeit, während die Männer sich auf den Erwerbsbereich konzentrieren und sich
im Arbeitsmarkt etablieren. Es tritt auf der quantitativen Ebene und hinsichtlich
des Geschlechterarrangements eine Traditionalisierung der Lebensverläufe ein.
Beziehen wir also nur diejenigen Kinder in den Vergleich ein, die als gemeinsames
Kriterium die Familiengründung (=Kindgeburt) aufweisen, so unterscheiden sich
die Generationen im Hinblick auf die betrachtete Zeitspanne nach diesem Ereignis
nur noch geringfügig voneinander. Diese Angleichung hat zum Befragungszeit-
punkt für einen großen Teil der von uns befragten Kindergeneration stattgefunden.
Bis zum Alter von 35 Jahren haben 74% Erfahrungen mit der Ehe. In demselben
Lebensjahr sind mehr als 60% verheiratet, ca. 20% leben mit dem Partner unver-
heiratet zusammen, und lediglich weitere 20% sind (noch) Singles. Von allen be-
fragten Personen haben in diesem Alter 59% eigene Kinder. I
Die Ereignisse Heirat und Kindsgeburten treten in der Regel gemeinschaftlich auf. Le-
diglich bei etwa einem Viertel lagen die Ereignisse mehr als zwei Jahre auseinander.




Differenzen zwischen den Generationen bestehen nur solange, wie in der Kinder-
generation noch keine eigenen Kinder geboren worden sind. Dieses gilt gleicher-
maßen unter der geschlechtsspezifischen Perspektive: Söhne leben anders als ihre
Väter, Töchter anders als ihre Mütter. Mit der Geburt von Kindern wird die Diffe-
renz weitgehend eingeebnet, und zwar eindeutig in Richtung einer zunehmenden,
dem traditionellen Modell entsprechenden Komplementarität der Geschlechterrol-
len.2
Intragenerational: Verglichen wurden auf dieser Ebene der Analyse die Lebens-
und Erwerbsverläufe von Männern und Frauen der Kindergeneration. Zur Bestim-
mung von Lebenslaufinustern wurde dazu ein "Optimal-Matching-Verfahren" ein-
gesetzt, das komplexe Verläufe über die Länge und Abfolge von chronologisch ab-
gebildeten Ereignissen im Lebensverlauf zu ordnen in der Lage ist und diese ge-
ordneten Verläufe anschließend zu Gruppen mit identischen Mustern zusammen-
fassen kann (vgl. dazu Abbot/Hrycak 1990; Kruskal 1983; ErzbergerlPrein 1996).
Im Gegensatz zu den Ergebnissen auf intergenerationaler Ebene stellen wir nun
große Ähnlichkeiten in den Lebensverläufen zwischen Männern und Frauen dann
fest, wenn diese familial nicht gebunden sind. Unabhängig vom Geschlecht finden
sich Lebensverläufe, deren Muster stark durch Erfordernisse und Unwägbarkeiten
des Arbeitsmarktes gekennzeichnet sind. Differenzen treten erst mit der Geburt
von Kindern auf. Während das Muster der weiblichen Lebensverläufe nun ge-
kennzeichnet ist durch lange Zeiten von Haus- und Familienarbeit sowie durch den
Versuch, die Bereiche Familie und Erwerbstätigkeit miteinander zu kombinieren,
zeigen die männlichen Muster eine deutliche Hinwendung zur alleinigen Erwerbs-
arbeit. Langjährige Partnerschaften und das Ereignis Heirat allein vermögen diese
Spaltung nicht hervorzubringen (vgl. dazu Lauterbach 1994; Schulze Buschoff
1995; ErzbergerlPrein 1996).
Zusammenfassend kann auf der Basis der quantitativ ermittelten Lebensverläufe
konstatiert werden, daß die Geburt von Kindern die Formen des Lebensverlaufs
2 Dieses verwundert umso mehr, da der Vergleich unserer Befragtengruppe mit Daten aus
dem ALLBUS und dem Sozioökonomischen Panel zeigte, daß unser Sampie im Gegen-




traditionalisiert, auf der intergenerationalen Vergleichsebene für weitgehende Ähn-
lichkeit der Lebensverläufe sorgt und gleichzeitig auf der intragenerationalen Ver-
gleichsebene der jüngeren Generation zwischen den Geschlechtern erneut erhebli-
che Differenzen entstehen läßt.
4.2. Auswertung qualitativer Daten
4.2.1. Der Blick der Kinder
• Wahrnehmung und Einschätzung der elterlicher Lebensführung
Zur Klärung der Frage, ob sich die Kinder bei der Gestaltung ihres eigenen Er-
wachsenenlebens auf die elterliche Lebensführung beziehen, war es unerläßlich,
zunächst zu prüfen, a) wie die Kinder die Lebensgestaltung ihrer Eltern wahrge-
nommen haben und b) ob Söhne und Töchter die Hausfrauenrolle/Erwerbsarbeit
ihrer Mütter unterschiedlich perzipieren. Dies geschah vor dem Hintergrund, daß
wir in der Befragung der Eheleute/Eltern(generation) diesbezüglich durchaus auf
geschlechtsspezifische Differenzen gestoßen sind. Unter dem Kontext der damali-
gen Zeit versuchten die Frauen, ihr Interesse an Erwerbsarbeit hinter ökonomi-
schen Gründen zu verstecken und sie innerfamilial möglichst nicht sichtbar wer-
den zu lassen. Und die Ehemänner erinnern sich (so zeigten die mit ihnen geführ-
ten Interviews, vgI. Projektphase 2) insgesamt höchst undeutlich an die Erwerbs-
arbeit(swünsche) ihrer Ehefrauen, mit dem Ergebnis, daß sie aus dem weiblichen
Verhalten resultierende Innovationsimpulse zur Veränderung der Lebensgestaltung
weitgehend ignorieren. Dies galt auch bezüglich ihrer eigenen familialen Rolle, die
sie ausschließlich über ihre Ernährerfunktion definiert sehen.
Im Unterschied zu den Vätern ist den Kindern die Bedeutung der Erwerbsarbeit für
die Mütter nicht verdeckt geblieben, und dies gilt gleichermaßen für gegenge-
schlechtliche Geschwisterkinder, d.h. Söhne und Töchter aus identischen Her-
kunftsfamilien. Söhne und Töchter erinnern die Arrangements bezüglich der Er-
werbsarbeit ihrer Mütter und beschreiben - auch bei Nichtrealisierung deren Inter-
esse daran - die ganze Bandbreite der von ihnen als für die Mütter bedeutsam
wahrgenommenen materiellen und ideellen Erwerbsarbeitsmotive. Geschlechts-
spezifische Wahrnehmungsdifferenzen bezüglich der Ausfüllung familialer Rollen
in der Elterngeneration finden sich bei den Kindern nicht, im Gegenteil, es besteht




auch bezüglich der Einschätzung der daraus für die Mütter resultierenden Bela-
stungen, die als hoch bezeichnet werden, weil ihre Mütter ohne wesentliche Un-
terstützungsleistung durch die Ehemänner/Väter die Vereinbarkeit von Erwerbs-
und weiterhin alleinverantwortlicher Übernahme der Familienarbeit individuell
herstellen mußten. Ihre Väter haben sie durchgängig und übereinstimmend als
'viel' erwerbstätig und wenig familientätig, als insgesamt zu Hause zu wenig prä-
sent erlebt.
Einig sind sich die befragten Söhne und Töchter auch in der positiven Bewertung
des hohen Stellenwertes der Erwerbsarbeit für die Mütter. Sie - Söhne wie Töchter
- haben Verständnis für die Erwerbsarbeitswünsche der Mütter, beurteilen deren
Leben, wenn sie sie realisieren konnten, als für sie ausgefüllter und zufriedenstel-
Iender.
• Die eigene Lebensgestaltung: Angleichung der Geschlechter?
Ähnlichkeit zwischen den Geschlechtern zeigt sich nicht nur bezüglich der Wahr-
nehmung und Einschätzung der elterlichen Lebensführung, sondern ist gleicher-
maßen zu konstatieren hinsichtlich wesentlicher Bereiche der eigenen Lebensge-
staltung. Die Pluralität der Lebensformen und -führungen vor der Familiengrün-
dung (vgl. Kap. 4.1.) ist ihnen völlig selbstverständlich, gesellschaftlich-normative
Zwänge zur Realisierung eines bestimmten Lebensmodells - z.B. der Heirat - se-
hen sie nicht, sondern betonen eher deren Nichtexistenz. Unterschiede in Relation
zu den Lebensgestaltungsmöglichkeiten der Eltern(generation) thematisieren sie
ausschließlich auf Nachfrage und bezeichnen sie dann als maximal different. Ganz
eindeutig sind sie hier Kinder ihrer Zeit.
Als maximal angeglichen können auch die Prioritätensetzungen bezüglich der pri-
vaten wie beruflichen Lebensgestaltung betrachtet werden (zumindest in der vor-
familialen Phase). Der Wunsch nach Individualität, Selbständigkeit und Autono-
mie steht bei Frauen wie Männern an erster Stelle. Dem Beruf, inklusive der dar-
über zu erlangenden materiellen Existenzsicherung, wird große Bedeutung zuge-
messen, ebenso wie der Gewährleistung von Gleichberechtigung und Gleichbe-
handlung in Partnerbeziehungen, zu deren Realisierung die egalitäre Aufgabentei-
Jung (volle Erwerbsarbeit bei Teilung der haushalterischen Arbeiten) für beide




und Ähnlichkeit der Lebensgestaltung beider Geschlechter ist (wenn sie nicht von
Arbeitslosigkeit betroffen sind oder noch in der Ausbildung stehen) die vollstän-
dige Integration in den Arbeitsmarkt, Frauen wie Männer realisieren die arbeitsge-
sellschaftliche Normalbiographie.
Die Familiengründung, die - obwohl als nicht mehr gesellschaftlich diktiert dekla-
riert - mehrheitlich angestrebt und von dem Großteil der Befragten zum Untersu-
chungszeitpunkt realisiert ist, heißt für Frauen dann aber die verantwortliche Über-
nahme dieser neuen Aufgaben und die aktive Herstellung neuer Arrangements,
während Männer ihren Status quo kaum verändern. Diejenigen, die über entspre-
chende zeitliche Ressourcen (als Studierende, Arbeitslose oder unfreiwillig Teil-
zeitbeschäftigte) verfügen, beteiligen sich in dieser Lebensphase mit hohem Zeit-
kontingent an der Kinderbetreuung. Diejenigen, die zu diesem biographischen
Zeitpunkt vollzeitlich in den Arbeitsmarkt integriert sind, geben diese Position (bis
auf eine Ausnahme) nicht auf und erhalten/übernehmen damit die Funktion und
Rolle des Haupternährers. Die Realisierung ihres weiterhin vorhandenen Bemü-
hens um größtmögliche Beteiligung an familialen (Arbeits-) Aufgaben konzentriert
sich auf die ihnen außerhalb der Erwerbsarbeit verbleibende Zeit.
• Die Vorbildfunktion der Eltern
Die Bezugnahme auf die elterliche Lebensführung, die vor allem im Zusammen-
hang mit Familiengründungen thematisiert wird, ist positiv oder negativ, in Ab-
hängigkeit von deren Ausgestaltung und vor dem Hintergrund der den Befragten
gemeinsamen Ablehnung des auf komplementärer Arbeitsteilung basierenden Ge-
schlechterverhältnisses. Erwerbsarbeit wird als geschlechtsunspezifisch bedeutsam
betrachtet. Söhne streben eine lebenslange Vollzeitkarriere an (durchaus den Be-
zug zum Vater herstellend und wohl reflektierend, daß dieses nicht allein von
ihren Wünschen, sondern arbeitsmarktstrukturellen Gegebenheiten abhängt). Er-
werbstätigkeit von Frauen ist für die männliche Hälfte der Kindergeneration eine
(anzustrebende) Selbstverständlichkeit. Der in diesem Zusammenhang hergestellte
Bezug zur Mutter ist positiv bei deren Erwerbsarbeit, negativ bei haustätiger
Mutter.
Ein identischer Prozeß findet sich bei den Töchtern. Sie alle benennen die eigene




diesem Zusammenhang nicht seIten auf ihre Mütter. Jene mit erwerbstätigen Müt-
tern erwähnen deren Vorbildcharakter für ihr eigenes Leben. Weniger die faktische
Handhabung im elterlichen Haushalt als vielmehr die Erfahrung der prinzipiellen
Mach- und Lebbarkeit dieses Modells wird als positiv hervorgehoben. Töchter mit
haustätigen Müttern hingegen versuchen, sich von dem Lebensmodell ihrer Mütter
abzugrenzen. Aber es fehlt ihnen nicht nur das positive Vorbild, sondern sie for-
mulieren als Befürchtung, daß mit der Eheschließung hinter ihrem Rücken Me-
chanismen wirksam werden könnten, die ihr Leben traditionalisieren: Das Auf-
schieben der Familiengründung unter Berufung darauf, Beruf und Kinderbetreu-
ung nicht vereinbaren zu können, stehen hiermit im Zusammenhang. Verheiratete
Töchter finden sich in dieser Gruppe weniger.
Eindeutig und gleichermaßen negativ beziehen sich Töchter und Söhne auf die
mangelnde familiale Verfügbarkelt der Väter. Explizit wird die Reduktion der
Väter auf ihre Ernährerrolle abgelehnt. Söhne betonen ihren veränderten Umgang
mit Hausarbeit und Aufgaben der Kinderbetreuung, Töchter verweisen darauf,
schon die Wahl ihrer männlichen Partner an deren signalisierter Partizipationsbe-
reitschaft im familialen Bereich gemessen zu haben. Gleichzeitig sind ihnen ihre
Mütter in diesem Zusammenhang warnende Vorbilder. Sie selbst haben aus deren
Verhalten gelernt, die Einbindung ihrer Partner aktiv einzufordern. Kritisch mer-
ken sie jedoch häufig an, daß die angestrebte Gleichverteilung der häuslichen
Arbeiten nicht realisiert ist. Hier finden sich durchaus ÄhnlichkeitlÜbereinstim-
mung mit der Beurteilung der Männer. Auch sie reflektieren selbstkritisch, den an
sich selbst (und von den Partnerinnen an sie) gestellten Ansprüchen nicht zu
genügen .
• Nicht Geschlechterrollen, sondern Institutionenstruktur
Ähnlichkeiten zwischen den Geschlechtern in der jungen Generation finden sich
auch bezüglich der Erklärungsmodelle für diese im Grunde abgelehnte ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung. Keineswegs begründen sie sie - wie in der
Elterngeneration - mit geschlechtsdifferenten, biologisch oder kulturell überform-
ten Rollen. Eindeutig und einheitlich führen sie sie auf institutionelle Restriktionen
und Fesselungen zurück, denen sie im Falle eines Zusammenlebens mit Kindern
nicht entkommen zu können glauben. Einig sind sie sich darin, daß nicht einmal




geschilderten 'Falle' entgehen ließe. Der Umgang mit dem Ereignis Heirat er-
scheint damit nachvollziehbar und überraschend zugleich. Ihm wird - trotz der
Freiwilligkeit - keine besondere Bedeutung beigemessen, und er erscheint - ohne-
hin erwünscht von den Eltern - gegenüber Generationsgleichen im Zusammenhang
mit der Geburt des Kindes nicht rechtfertigungspflichtig. Es sind die institutionel-
len Bedingungen (des Arbeitsmarktes, mangelnder Kinderbetreuungsmöglichkei-
ten, der fehlenden eigenständigen Existenzsicherung der dadurch nicht voIler-
werbstätigen Partnerin), die in der Wahrnehmung der Söhne und Töchter qualitativ
'andere', neue Lebensmodelle vereiteln. Der Wunsch eines Lebens mit Kindern
zwingt förmlich in die Lebensform der quasi-traditionellen Familie .
• Anders als die Eltern
Bei aller auch konstatierten Ähnlichkeit zum Leben der Eltern ab der Geburt von
Kindern betonen die Töchter und Söhne der Kindergeneration die Differenz. Die
Möglichkeit, der aus der Herkunftsfamilie bekannten und abgelehnten Lebensfiih-
rung zu entgehen, sehen sie in der Ausgestaltung der Partnerschaft, die als
bewußte Gegengestaltung thematisiert wird. Partnerschaft heißt nicht - wie bei
den Eltern - vorrangig Teil eines Paares zu sein, individuelle Bedürfuisse aus-
schließlich im Kontext von Gemeinsamkeit zu denken und zu formulieren. Allein
daraus resultierende Anpassungsprozesse, die (in der Regel zu Lasten der formal
und materiell vom Mann abhängigen Frau) die Hierarchisierung der Beziehung
bedeutete, wird explizit abgelehnt. Partnerschaft wird in der jungen Generation
ausbuchstabiert als Resultat eines stets wieder neu herzustellenden Konsenses, un-
ter steter Aufrechthaltung und Anerkennung eines individuellen Bereiches. Auto-
nomie gilt als wesentlich und findet ihren sichtbaren Ausdruck in der Durchfüh-
rung eigenständiger Unternehmungen. Eigene, nicht nur gemeinsame Freunde,
Reisen ohne Ehepartner, die Entscheidung jedes Partners individuell darüber, ob
Z.B. ein pflegebedürftiger Angehöriger im Haus betreut wird, sind hier so wichtig
wie bei den Eltern undenkbar. Aus der Struktur der Lebensform resultierende Un-
gleichheitsverhältnisse (durch geschlechtsspezifisch unterschiedliche VerfUgung
über eigenes Geld) werden als Hebel ungleicher Machtverteilung, und zwar von
beiden Geschlechtern, abgelehnt. Unabhängig von der faktischen Arbeitsteilung:
die Ausgestaltung der ehepartnerliehen Beziehung wird als egalitär-partnerschaft-




4.2.2 Lebensführungen der Geschlechter im Generationenabstand
Auf der Suche nach Differenz und Ähnlichkeit in den Lebensruhrungen zwischen
den Geschlechtern und Generationen zur Charakterisierung sozialen Wandels wen-
den wir unsere Aufmerksamkeit - bevor wir die Dimensionen in ihren Verknüp-
fungen betrachten - zunächst der Ebene des gleichgeschlechtlichen Vergleichs zu
(Mütter/Töchter; Väter/Söhne). Es ist dies die Frage nach dem Ausmaß der stattge-
fundenen Modernisierungsschritte, die jedes Geschlecht im Generationenabstand
volIzogen hat.
• Mütter/Töchter
I. Im Umgang mit der Erwerbsarbeit stehen sich in der Müttergeneration normativ
geforderte Traditionalität und faktisch hohe Arbeitsmarktbeteiligung gegenüber. In
der Töchtergeneration hat sich diese Diskrepanz aufgelöst: Erwerbsarbeit ist nor-
mativ wie faktisch als bedeutsamer Bestandteil des weiblichen Lebenszusammen-
hanges selbstverständlich geworden. Im Unterschied zur Müttergeneration müssen
Töchter auf Entfaltung der eigenen Persönlichkeit orientierte Motive für Erwerbs-
arbeit nicht mehr verheimlichen und hinter finanziellen Begründungen verstecken.
2. Differenz und Ähnlichkeit zwischen Töchter- und Müttergeneration zeigen sich
hinsichtlich der Beteiligung der Männer an der Familienarbeit. Differenz bezüglich
des Anspruches zur Mithilfe, den erst die jungen Frauen (selbstverständlich) for-
mulieren und Ähnlichkeit bezüglich deren (nicht gelingender) Umsetzung. Die
faktische Einbindung der Partner in Haus- und Familienarbeit gelingt nur in
Lebensphasen ohne Kinder relativ mühelos.
3. Ebenso lassen sich in der Gestaltbarkeit/Gestaltung von Heirat und Familien-
gründung Unterschiede konstatieren. In der Töchtergeneration werden Heirats-
zeitpunkt und Geburt der Kinder - unter selbstverständlicher Nutzung gesell-
schaftlicher Spielräume - zur Erweiterung individueller Handlungsmöglichkeiten
ganz überwiegend partnerschaftlieh geplant und ausgehandelt, mit dem Ergebnis
einer im Vergleich längeren vorfamilialen Erwerbsarbeit - nicht nur bei Akademi-
kerinnen.
• Väter/Söhne
1. Differenz zwischen Väter- und Söhnegeneration stellen wir vor alIem fest für




in der alten Generation gesellschaftlich und individuell normativ tabuisiert und
entsprechend von den alten Männern abgelehnt, gilt sie in der Söhnegeneration
nicht nur als selbstverständlich, sondern sie wird erwartet und gewünscht.
2. Differenzen zeigen sich trotz der angestrebten Vollerwerbskarriere in der Selbst-
bewertung der Ernährerrolle. 1m Unterschied zur alten Männergeneration ist sie
nicht mehr mit der des Famillienoberhauptes oder -vorstandes gleichgesetzt. Ins-
gesamt zeichnet sich auf seiten der Männer bezüglich ihrer Familienrolle ein er-
heblicher Bedeutungswandel ab. Nicht nur ist in der jüngeren Generation die Teil-
habe an Hausarbeit selbstverständlich geworden, sondern vor allem hat sich die
Auffassung/Ausgestaltung der Vaterrolle gewandelt. Den jungen Vätern ist die
aktive Herstellung einer emotionalen Nähe zu den Kindern ein wesentliches An-
liegen.
Vergleicht man die Lebensführung zwischen den Generationen und Geschlechtern,
so zeigt sich bei der jungen Generation eine Angleichung zwischen Frauen und
Männern. Vor dem Hintergrund der bezüglich Verhalten und Einstellung als
außerordentlich traditionell zu bezeichnenden Vätergeneration hat sich, im Ver-
gleich zum Modernisierungsschub zwischen Mütter- und Töchtergeneration, die
größte Veränderungsleistung auf seiten der jungen männlichen Generation vollzo-
gen. Was sich Z.B. auf seiten der Väter maximal als partielle Modernisierung be-
schreiben läßt, die individuelle Akzeptanz der Erwerbsarbeit ihrer eigenen Ehefrau
(allein als finanzielle Bereicherung des Familienbudgets), hat sich bei den Söhnen
generalisiert zum Anerkenntnis der Erwerbsarbeit von Frauen als ein wesentlicher
Bestandteil weiblichen Lebens. Obgleich sich auch die Töchter modernisieren,
fällt der Modernisierungsschub durch die geringere Distanz zur Müttergeneration,
die schon die geschlechtsspezifisch komplementäre Arbeitsteilung durch ihre Er-
werbsarbeit partiell aufgekündigt hatte, geringer aus.
4.2.3 Resümee: Lebensform und Lebensführung; bei aller Ähnlichkeit, doch
ganz anders - oder bei allen Unterschieden, doch ähnlich
Läßt man die in unserer Untersuchung gefundenen Ergebnisse Revue passieren, so
läßt sich zunächst festhalten, daß sich sowohl die Verschiebungen des Eintretens
der Ereignisse auf der Altersachse als auch die Traditionalisierung der Lebensfüh-




tungsmuster innerhalb der jungen Generation nicht auf das unterschiedliche Bil-
dungsniveau zurückführen lassen. Hinsichtlich der Differenzen und Ähnlichkeiten
der Lebensführungen zwischen beiden Generationen gilt es jedoch zu differenzie-
ren: In den - mit quantitativen Daten ermittelten - Lebensformen überwiegen,
wenn auch biographisch verschoben, die Ähnlichkeiten. Heirat und Familiengrün-
dung bei Vollerwerbsarbeit des Mannes und Teilzeitarbeit der Frau ist in beiden
Generationen das dominante Muster. Aber gleichzeitig fällt für die Kindergenera-
tion - durch die Analyse der qualitativen Befragung - eine offensichtliche Diffe-
renz auf. Diese bezieht sich auf die - mit Bezug auf das elterliche Leben - auffälli-
ge inhaltliche Gegengestaltung des eigenen Familienlebens.
Die Institution EhelFamilie wird von der jungen Generation - teils gewünscht, teils
mangels adäquater Alternative - übernommen. Erstaunlich rational und emotions-
los wird von Angehörigen beider Geschlechter deren Sinngebung beschrieben:
Männern soll für den Fall eventueller späterer Trennung das väterliche Sorge- und
Umgangsrecht für die Kinder gesichert werden; 'erwerbsarbeitsunterbrechende'
Frauen, die als Mütter ihre Kinder zu Hause versorgen, wollen/sollen sich (vor-
übergehend) finanziell über den Ehemann absichern/versorgen lassen; 'gemeinsam
erwirtschaftetes Eigentum' soll dem Partner/der Partnerin auf diesem Wege gesi-
chert werden. Gleichzeitig befindet sich die ursprünglich über die Institution
EhelFamilie legitimierte streng geschlechtsspezifisch komplementäre Arbeitstei-
lung zwischen erwerbstätigem familienernährenden Ehemann und haustätiger kin-
dererziehender Ehefrau, die für die Elterngeneration Gilltigkeit besaß, in deut-
lichem Auflösungsprozeß. Partner- und Familienbeziehungen werden innerhalb
der weiter bestehenden Familienform von beiden Geschlechtern, gleichsam von
'innen her', modernisiert. Modernere, den neuen Entwicklungen im familialen Zu-
sammenleben angemessenere externe institutionelle Rahmungen, die nicht Ab-
hängigkeitsverhältnisse zwischen den Geschlechtern als sich hierarchisierende Be-
ziehung reproduzieren, sind aus Sicht der Jüngeren (noch) nicht erkennbar: Es gibt
- wie es ein Interviewter prägnant ausdruckt - heute "keine vernünftige Logistik",
die ein partnerliches Zusammenleben mit Kindern abzusichern und zu regeln in
der Lage wäre. Was fehlende institutionelle Anpassungen an ein verändertes fami-
liales Zusammenleben anbetrifft, so haben wir es hier in gesellschaftlicher Per-




Prognosen für familiale Wandlungsprozesse lassen sich daraus kaum ableiten: Der
Fall, daß die Traditionalität der Lebensform in lebenslaufbiographischer Perspek-
tive längerfristig auch die Beziehungsgestaltung zwischen den Partnern verändert,
traditionalisiert oder brüchig werden läßt, ist denkbar bis wahrscheinlich.
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Hier handelt es sich um ein Projekt, das erst in der letzten Antragsphase in den
Sonderforschungsbereich 186 aufgenommen worden ist. Mit ihm wurde ein größe-
res international vergleichendes Forschungsvorhaben fortgefiihrt, das vom Pro-
jektleiter vor seinem Wechsel an die Universität Bremen bereits am European
University Institute in Florenz begonnen wurde. In der zurückliegenden For-
schungsphase haben sich die Arbeiten vor allem auf die empirische Untersuchung
der folgenden zwei Fragen konzentrieren: (1) In welcher Weise hat sich in mo-
dernen Gesellschaften die Reproduktion sozialer Ungleichheit von der Her-
kunftsfamilie über die Bildungs- und Berufsverläufe der Lebenspartner bis hin zur
Gründung einer neuen Familie verändert? Und (2), wie sind in modemen Gesell-
schaften die Erwerbs- und Berufskarrieren von Partnern mit der sozialen Lage ih-
rer Haushalte und deren Dynamik (Dauer der Ehen, Zeitpunkte der Kindergebur-
ten, Phasen des Familienzyklusetc.) verbunden?
Das Projekt hat sich in der letzten Antragsphase darüber hinaus auch um eine bes-
sere theoretische Vermittlung von Rational-Choice-Theorien mit Ansätzen aus der
Lebensverlaufsforschung bemüht und statistische Verfahren sowie die dafiir erfor-
derliche spezielle Software zur Analyse von Längsschnittdaten weiterentwickelt.
Die Ergebnisse der Projektarbeiten lassen sich kurz wie folgt zusammenfassen:
(I) In inhaltlicher Hinsicht sind folgende Resultate der empirischen Analysen her-
vorzuheben:
a) Die verbesserten Bildungs- und Berufschancen von Frauen haben in West-
deutschland, Schweden, den Niederlanden, Frankreich, Großbritannien, den
USA, Italien, Spanien und Ungarn vor allem eine zeitliche Strukturverschie-
bung der Familienbildungsphase im Lebenslauf bewirkt. Eine zunehmend grö-
ßere Zahl höher gebildeter Frauen verweilt länger im Bildungssystem und holt
die Familienbildungsprozesse (Heirat und die Geburt eines Kindes) dann viel-
fach einfach nur später nach. Nichteheliche Lebensgemeinschaften setzen sich
in diesem Prozeß als neue Form des Zusammenlebens in einer Lebenspassage
durch, die zunehmend durch hohe Statusunsicherheit gekennzeichnet ist. Vom
höheren Bildungsniveau der Frauen an sich und damit von deren verbesserten
Berufschancen, läßt sich dagegen in der Regel kein bedeutsamer Effekt auf die
Familie als Institution und nur ein schwacher Einfluß auf die Kinderlosigkeit
feststellen. Es gibt allerdings auch Unterschiede, die sich in Europa an einer
Nord-Süd-Achse festmachen lassen. So wirkt sich die Bildungsexpansion in
traditionellen Familiensystemen, wie etwa in Italien und Spanien, stärker auf
die Familienbildung aus, als in Westdeutschland, Frankreich oder Großbritan-




Strukturen skandinavischer Länder, wie etwa in Schweden.
b) Entgegen der These, daß modeme Gesellschaften durch eine wachsende Indivi-
dualisierung und in der Folge intergenerational durch eine zunehmende Destra-
tifizierung gekennzeichnet seien, zeigen die Analysen des Projekts, daß es dort
ein hohes Niveau und einen langfristigen Trend zu mehr Bildungs- und Status-
homogamie der Partner gibt. Insbesondere ergibt sich, daß Personen, mit stei-
gendem Bildungsniveau eine zunehmende Tendenz zu bildungshomogamen
Ehen haben, weil höhere Schulen und die Hochschulen die Kontakt- und Hei-
ratsmärkte stark homogenisieren. Die Bildungsexpansion, von der in modemen
Gesellschaften insbesondere die Frauen und Männer aus der Mittelschicht
profitiert haben, bewirkt deswegen auch eine tendenzielle Schließung des Hei-
ratsprozesses nach Bildungsniveau über die Kohorten hinweg und nicht deren
Öffuung. Darüber hinaus scheint es "kompensatorische, die soziale Ungleich-
heit intergenerational stabilisierende Heiratsmechanismen" derart zugeben, daß
die Frauen nach unten (oben) heiraten, wenn ihr Bildungsniveau höher
(niedriger) als das ihrer Väter ist.
c) Wie bei der Familienbildung, so läßt sich in Westeuropa auch in der Art und im
Umfang der Erwerbsbeteiligung von Frauen eine deutliche Nord-Süd-Spaltung
feststellen. Teilzeitarbeit von Frauen ist in Südeuropa nur schwach ausgeprägt
und die Erwerbsbeteiligung ist geringer. Bis in die späten 80er Jahre hinein hat
sich dagegen in Nordeuropa die wachsende Erwerbsbeteiligung verheirateter
Frauen im Grunde völlig über eine Expansion der Teilzeitarbeit vollzogen. Sie
wurde von den meisten nordeuropäischen Ländern als probates Mittel benutzt,
verheiratete Frauen in der Phase der ökonomischen Hochkonjunktur in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren - ohne deren traditionelle Familienrolle grundsätzlich
in Frage zu stellen. Die Rolle der Frau als Hausfrau und Zusatzverdienerin hat
sich dadurch also weniger drastisch gewandelt als häufig vermutet. Teilzeitar-
beitende Frauen sind zwar ökonomisch nicht mehr vollständig von ihren Ehe-
männern abhängig, aber sie stellen ihre eigenen langfristigen Berufschancen
während der Familienphase noch immer zur Disposition. Bei Männern kommt
Teilzeitarbeit kaum vor. Sie ist bei ihnen eng an frühe Phasen der Bildungs-
und Berufskarriere geknüpft oder mit dem Übergang in den Ruhestand verbun-
den.
d) Obwohl die Ehepartner sich hinsichtlich ihrer Bildungsniveaus, Karrierechan-
cen und Arbeitseinkommen bei der Eheschließung häufig sehr ähnlich sind,
gibt es auch einen größeren Anteil von Paaren mit sehr unterschiedlichen indi-
viduellen Einkommens- und Karrierechancen - und zwar überraschenderweise
in beide Richtungen. Relativ gleich häufig sind Paare, in denen die Männer




die Frauen ihre Ehemänner bezüglich ihrer Karrieremöglichkeiten zu Beginn
der Ehe deutlich überflügeln. Aufgrund der ökonomischen Theorie der Familie
war deswegen zu erwarten, daß - unabhängig vom Geschlecht - derjenige
Partner, der die besseren Karriere- und Einkommenschancen hat, sich im
Verlauf der weiteren Ehe auf die Erwerbsarbeit spezialisiert, während der
andere sich stärker der Hausarbeit und der Kindererziehung zuwendet. Die
empirischen Ergebnisse des Projekts sprechen allerdings deutlich gegen diese
These. Übergänge von Ehemännern in Teilzeitarbeit und Erwerbsunterbre-
chungen von (auch jüngeren) Ehemännern sind kaum zu beobachten. Das heißt,
obwohl viele Männer zu Beginn der Ehe ein weit geringeres Einkommens-
potential besitzen als ihre Ehefrauen, sind es fast ausschließlich nur Frauen, die
auf die Veränderungen im Familienzyklus mit Erwerbsunterbrechungen und
Teilzeitarbeit reagieren. Die traditionellsten Familienstrukturen, die durch die
Spezialisierung des Ehemannes auf die Erwerbsarbeit und der Ehefrau auf die
Hausarbeit gekennzeichnet sind, finden sich vor allem bei den Paaren, in denen
der Mann aus einer einfacheren Schicht stammt, Karriere gemacht und eine
Frau mit geringeren beruflichen Möglichkeiten geheiratet hat.
(2) In statistisch-methodischer Hinsicht hat das Projekt vor allem bei drei Proble-
men Fortschritte erzielt. Es hat (a) eine effiziente Technik zur Analyse "links abge-
schnittener Daten" bei der Schätzung von Übergangsraten- und Survivorfunktio-
nen entwickelt; (b) einen theoretisch-systematischen Zugang zur ModeIlierung der
Zeitpfade bei zeitabhängigen Kovariablen vorgeschlagen; und (c) einen neuen sta-
tistischen Lösungsansatz zur ModeIlierung interdependenter Prozesse begründet
und in empirischen Analysen angewandt.
(3) In programmtechnischer Hinsicht ist das im Projekt fortentwickelte Computer-
programm TDA (Transition Data Analysis) von Götz Rohwer, das eine Vielzahl
spezieller Verfahren zur Analyse von Panel- und Ereignisdaten zur Verfllgung
stellt, laufend ergänzt und erweitert worden. Dadurch konnten die im Projekt ge-
stellten methodisch-statistischen Probleme bei der empirischen Analyse effizient
bewältigt werden. In diesem Zusammenhang ist vor allem daraufhinzuweisen, daß
dieses Programmpaket national und international eine sehr große Zahl von Nutzern
gefunden hat.
(4) Mit Blick auf die Datengrundlage ist es dem Projekt in der letzten Antrags-
phase gelungen, eine Reihe neuerer nationaler und internationaler Längsschnittda-
tensätze in den Datenbestand zu integrieren, zu dokumentieren und fllr empirische
Analysen nutzbar zu machen. Längsschnittdatensätze sind jetzt insbesondere fllr





2. Kenntnisstand bei der AntragsteIlung
Allgemein betrachtet, liegt das Teilprojekt im Schnittpunkt von Mobilitäts-, Bil-
dungs-, Arbeitsmarkt- und Bevölkerungsforschung. Sieht man einmal von ver-
schiedenen Kohortenstudien und der Lebensverlaufsforschung ab, dann dominiert
in all diesen Forschungsgebieten noch immer eine starke Zeitpunktbezogenheit bei
der Erhebung von Daten (Surveys, Mikrozensus- und Volkszählungserhebungen),
eine Querschnittsorientierung bei der Darstellung von Ergebnissen und eine kom-
parativ-statische Strategie bei der Analyse von Veränderungen.
Solche Forschungen haben zwar ihre Berechtigung, weil sie relativ rasch und
meist auch kostengünstig Informationen bereitstellen können, sie sind aber auch
stets mit einer besonderen Gefahr von inhaltlichen Fehlinterpretationen verbunden.
Diese ist um so größer, je rascher sich sozialer Wandel vollzieht (Blossfeld/
Rohwer 1995). Das Bildungs- und Beschäftigungssystem sowie der Bereich der
privaten Lebensformen gehören nun aber gerade zu denjenigen Bereichen moder-
ner Gesellschaften, in denen sich der soziale Wandel in den letzten Jahrzehnten be-
sonders rasant vollzogen hat. Das Projekt wollte deswegen in Anknüpfung an die
neuere Lebensverlauf- und Biographieforschung zum einen die traditionelle
Trennung zwischen den gerade angesprochenen Bindestrich-Soziologien über-
winden und die vorherrschende komparativ-statische Untersuchungsperspektive
durch einen Längsschnitt- und Kohortenansatz ersetzen. Im Unterschied zur bisher
etablierten Lebenslaufforschung setzt das Projekt jedoch nicht am Verlauf ein-
zelner isolierter Individuen an, sondern versucht die Statuspassagen der Individuen
vor allem in Verbindung mit Familienzusammenhängen und Haushaltsgemein-
schaflen zu verstehen.
Auf der Grundlage dieser Projektperspektive haben sich die inhaltlichen Arbeiten
in der vergangenen Forschungsphase vor allem auf die empirische Untersuchung
der folgenden zwei inhaltlichen Teilfragen konzentriert: (1) In welcher Weise hat
sich in modemen Gesellschaften die Reproduktion sozialer Ungleichheit von der
Herkunftsfamilie über die Bildungs- und Berufsverläufe der Lebenspartner bis hin
zur Gründung einer neuen Familie verändert? (2) Wie sind in modemen Gesell-
schaften die Erwerbs- und Berufskarrieren von Partnern mit der sozialen Lage von





Veränderung des Heirats- und Homogamieprozesses: Betrachtet man den For-
schungsstand zum herkunftsspezfisichen Heiratsverhalten am Beginn des Projekts,
dann war zunächst auffallend, daß die meisten Endogamie- und Homogamiestu-
dien eher älteren Datums waren und sich in der Regel nur auf die Feststellung der
Heiratsmuster zu einem bestimmten Zeitpunkt bezogen. Die Zahl der Studien mit
aktueller Information und einer Darstellung der Veränderungen in den Heiratsbe-
ziehungen über die Geburtskohorten hinweg waren gering. Viele der vorliegenden
empirischen Studien waren darüber hinaus an einem traditionellen Familienbild
orientiert und wendeten sich einseitig der Heiratsmobilität von Ehefrauen zu. Da-
bei wurde bei der Frau auf die Bildung und den Beruf des Vaters als Indikatoren
der sozialen Herkunft zurückgegriffen, während beim Mann die erworbene Bil-
dung und der erreichte Berufsstatus zum Interviewzeitpunkt verwendet wurde. Das
Ziel dieser Untersuchungen war ein Vergleich der intergenerationalen Mobilität
durch Heirat bei den Frauen mit der intergenerationalen Berufsmobilität der
Männer. Die theoretische Rechtfertigung dieser Vorgehensweise war das traditio-
nelle Modell der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, bei dem die Hausarbeit
den Ehefrauen und die Erwerbsarbeit den Ehemännern zugeordnet wurde, so daß
sich der Status der Frau entweder über die Familie des Vaters oder des Ehemannes
bestimmt. Der methodische Grund für diese Studien war darüber hinaus häufig die
hohe Quote der familiären Erwerbsunterbrechungen von Ehefrauen, die in Quer-
schnittserhebungen dazu filhrt, daß (Haus-)Frauen wegen ihrer fehlenden Berufs-
angaben nicht kodierbar sind.
Das Grundproblem der meisten Heiratsstudien bestand also zum einen in ihrer
komparativ-statischen Betrachtungsweise. Es wurde nicht nur die soziale Herkunft
zeitpunktbezogen gemessen (z. B. zum Zeitpunkt, in dem der oder die Befragte 15
oder 16 Jahre alt war), sondern es gingen in der Regel nur das höchste Bildungsni-
veau und der Beruf zu einem bestimmten Beobachtungszeitpunkt (Eintritts beruf,
Beruf zum Zeitpunkt der Eheschließung, Beruf zum Zeitpunkt des Interviews etc.)
in die Analyse ein. Dieses Vorgehen wäre nicht problematisch, wenn die Bil-
dungs- und Berufsverläufe keine Dynamik zeigten, alle Personen zum gleichen
Zeitpunkt heirateten und Erwerbsunterbrechungen bei den Frauen eher eine Aus-
nahme wären. Wir wissen aber, daß all dies nicht der Fall ist. Die komparativ-stati-
schen Vergleiche, ob sie nun auf der Grundlage von Tabelleninterpretationen, Re-




dellen durchgefiihrt wurden, bezogen sich somit nur auf Momentaufnahmen der
Prozesse, deren Interpretation wegen der Zeitabhängigkeiten mehr als unsicher ist.
Das Projekt hat sich aus diesem Grunde von vornherein auf die Wirkung der
Bildungs- und Berufsverläufe von Männern und Frauen auf den Heiratsprozeß
konzentriert.
Die meisten vorliegenden Homogamiestudien waren zum anderen aber auch unter
inhaltlich-theoretischen Gesichtspunkten nicht sehr befriedigend. Neuere struktu-
relle Entwicklungen, die eng mit der Heirat in Beziehung stehen, wurden in diesen
Untersuchungen, falls überhaupt, nur am Rande angesprochen. So hat sich durch
die Bildungsexpansion nicht nur das Bildungsniveau der Partner, sondern auch die
Ausbildungsdauer über die Kohorten erhöht. Die Berufsstruktur hat sich über die
Geburtskohorten hinweg tertiarisiert und die Arbeitsmarktprobleme der Berufsan-
fänger sind größer geworden. Die Erwerbsbeteiligung der Frauen ist über die Ko-
horten gestiegen und die Fertilität hat sich verringert. Das beantragte Projekt
wollte deswegen aus einer international vergleichenden und längsschnittorientier-
ten Perspektive vor allem einen Beitrag zur Untersuchung der Wirkungen dieser
strukturellen Veränderungen aufdie intergenerationale Reproduktion sozialer Un-
gleichheit durch das Heiratsverhalten liefern.
Erwerbs- und Berufskarrieren von Ehepartnern: Neben der Untersuchung der
Karrieren von Frauen und Männern bis zum Heiratszeitpunkt hat sich ein zweiter
inhaltlicher Arbeitsschwerpunkt mit den Erwerbs- und Berufskarrieren von zusam-
menlebenden Partnern befaßt. Die Erforschung des Erwerbsverhaltens der Frau
und die Beziehung zwischen den Ehepartnern im Haushaltskontext ist vor allem
im Rahmen der ökonomischen Theorie der Familie vorangetrieben worden. Hier
wurden in jüngster Zeit zunehmend auch Längsschnittanalysen durchgefiihrt. Aus
der Perspektive des internationalen Vergleichs standen diese Forschungen zu Be-
ginn des Projekts aber noch weitgehend am Anfang. In der Regel konzentrierten
sich solche Studien auf die phasenspezifische Erwerbsbeteiligung von Frauen und
ließen die Verläufe der Ehemänner meist ganz außer Betracht.
Für die empirische Erforschung von Partnerverläufen in Haushalten und dort ins-
besondere für die Erwerbsbeteiligung von Frauen, hat das Konzept des Familien-
zyklus eine große Rolle gespielt. Es betonte sieben Schlüsselereignisse im Famili-




letzten Kindes; (4) die Heirat des ersten Kindes; (5) die Heirat des letzten Kindes;
(6) den Tod eines Ehepartners und (7) schließlich den Tod des verbleibenden Ehe-
partners. Diese klassische Vorstellung des Familienverlaufs ist in den letzten
Jahren zu recht mehrfach kritisiert worden. Für unseren Projektzusammenhang war
vor allem wichtig, daß die Annahme einer Entwicklung durch eine fest vorgege-
bene Anzahl von Familienstufen problematisch ist, weil sie empirisch nur selten
zutrifft. Die Gründe für ein Abweichen können vielfältig sein, wie in den vorlie-
genden Analysen des Teilprojekts gezeigt wurde: (1) die Chronologie der zeitli-
chen Ordnung stimmt nicht mit dem Modell überein (z. B. die Geburt des ersten
Kindes tritt vor der Heirat auf); (2) viele Stufen werden von bestimmten Paaren
erst gar nicht erreicht (z. B. Paare, die niemals heiraten); (3) der Prozeß kann völ-
lig unterbrochen werden (z. B. durch Tod oder Scheidung/Trennung); und (4) das
darin enthaltene implizite Modell der isolierten Kemfamilie ist unfähig, wichtige
Strukturveränderungen über verschiedene Zeitperioden oder Gesellschaften aufzu-
nehmen (z. B. die Herausbildung neuer Formen des privaten Zusammenlebens).
Als eine für das vorliegende Teilprojekt besonders wichtige methodische Aus-
gangsthese, die sich aus der Kritik des Modells des Familienzyklus ergab, läßt sich
festhalten, daß die Analyseeinheit nur die über den Haushaltszusammenhang oder
die Familie verbundenen Individuen sein können und nicht die Haushalte oder
Familien selbst. Daraus folgt, daß sich eine Längsschnittanalyse der Erwerbs- und
Berufskarrieren von Partnern auf die Statusübergänge der verbundenen Individuen
(als interdependente parallele Prozesse) in verschiedenen Familien- oder Haus-
haltsausgangszuständen beziehen muß.
Unter theoretischen Gesichtspunkten standen zu Beginn des Projekts zur Erklä-
rung der Erwerbstätigkeit von Männern und Frauen im Haushaltskontext ver-
schiedene Theorieansätze zur Verfügung. An dieser Stelle soll nur darauf hinge-
wiesen werden, daß von Seiten der Wirtschaftswissenschaft der empirisch ein-
flußreichste Ansatz sicherlich die ökonomische Theorie der Familie ist. Vor allem
eine ihrer Thesen war im Kontext unseres Projektes von besonderem Interesse:
Falls die Haus- oder Familienarbeit weniger (nichtrnonetäres) Einkommen erbringt
als die Erwerbsarbeit, werden die Frauen ihr Arbeitsangebot erhöhen. Vor diesem
theoretischen Hintergrund wird die wachsende Erwerbstätigkeit der Frauen vor
allem durch steigende Löhne, eine höhere Produktivität der Hausarbeit im Zuge




vestitionen der Frauen, das Sinken der Kinderzahl und die Veränderung sozial-
und familienpolitischer Rahmenbedingungen (Steuersystem, Kindergartenplätze,
Ganztagsbetreuungseinrichtungen etc.) erklärt. Die Wirksamkeit dieser verschie-
denen Einflüsse auf das Erwerbsverhalten der Frauen ist heute in der Soziologie
und Ökonomie allgemein akzeptiert und gut dokumentiert. Es konnte deswegen im
vorliegenden Projekt nicht um den Nachweis der Wirksamkeit an sich gehen. Im
Zentrum des hier beantragten Projekts stand vielmehr die spezifische Frage nach
den dynamischen Mechanismen im Lebenslauf der Frauen und Partnerkarrieren,
die vermittelt über das System der sozialen Ungleichheit in verschiedenen Ländern
wirksam werden.
3. Angewandte Methoden
Ein wichtiges Ziel des Teilprojekts bestand ferner darin, internationale Vergleiche
durchzuführen, Solche Vergleiche bilden eine besonders wichtige Grundlage -
nicht nur, um Einsichten in nationale Besonderheiten zu gewinnen, sondern auch,
um zutreffendere Aussagen über strukturelle Rahmenbedingungen und Prozesse
sozialen und institutionellen Wandels machen zu können. Dies betrifft beispiels-
weise unterschiedliche Formen des Bildungssystems, der Organisation von Ar-
beitsmärkten und von sozialen Sicherungssystemen. Das Projekt hat deswegen in
der letzten Antragsphase kontinuierlich an der Erweiterung, Dokumentation und
Nutzung seiner Datengrundlagen gearbeitet.
Für Deutschland sind die folgenden drei Datensätze übernommen, aufbereitet und
ausgewertet worden: (I) die Lebensverlaufsstudie des Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung in Berlin, (2) die Daten des Sozio-ökonomischen Panels des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung in Berlin, und (3) die Daten des deut-
schen Family and Fertility Surveys aus dem Bundesinstitut für Bevölkerungswis-
senschaft in Wiesbaden.
Für den internationalen Vergleich wurden mehrere Längsschnittdatensätze heran-
gezogen, die dem Projekt in Bremen zum Teil direkt zur Verfilgung stehen
und/oder zum Teil vom Projekt gemeinsam mit Kooperationspartnern aufbereitet
und bearbeitet werden:
- USA: (I) die zwei National Surveys ofFamilies and Households aus Madison
(WI) und (2) die Panel Study of Income Dynamics aus Ann Arbor (MI), die




- Slowenien: der Quality of Life Survey, der ebenfalls in Bremen verfiigbar ist-
Kooperationspartner ist hier Prof. Ivan Svetlik;
- Dänemark: (I) ein vom Dänischen Statistischen Amt zugänglich gemachter
Längsschnittdatensatz (IDA), der von Dr. Götz Rohwer gemeinsam mit Dr. Sö-
ren Leth-Sörensen, Kopenhagen, bearbeitet wurde und (2) ein in Zusammenar-
beit mit dem Centre for Labour Market and Social Research in Aarhus erstell-
ter spezieller repräsentativer Längsschnittdatensatz, der es erlaubt, die wech-
selseitige Beeinflussung von Partnern in Ehen zu untersuchen;
- Niederlande: der Dutch Family Survey, der in Kooperation mit Prof. Wout Ul-
tee, Dr. Nan Dirk de Graaf und Wilma Smeenk in Nijmegen sowie Dr. Wim
Bernasco in Utrecht vergleichend ausgewertet wird;
- Polen: der polnische Farnily and Fertility Survey aus Warschau, der dem Pro-
jekt in Bremen zur Verfiigung steht - Kooperationspartner sind hier Prof. Irena
Kowalska und Prof. Ewa Fratczak;
- Großbritannien: der British Household Panel Survey.
Die Auswertung dieser Längsschnittdatensätze ist ohne den Einsatz einer fortge-
schrittenen quantitativen Methodologie undenkbar. Die Arbeiten des Projekts er-
streckten sich dabei aber nicht nur auf die bloße Anwendung bereits verfiigbarer
Techniken, sondern ein wesentliches Ziel des Teilprojekts bestand vor allem darin,
gezielt und an inhaltlichen Problemstellungen orientiert, neue Methoden und
Techniken der Längsschnittanalyse weiterzuentwickeln. Die Ergebnisse dieser me-
thodisch-statistischen Arbeiten finden sich hauptsächlich in zwei Monographien:
(I) Hans-Peter Blossfeld und Götz Rohwer (1995): Techniques of Event History
Modeling - New Approaches to Causal Analysis, HilIsdaIe, NJ: Lawrence Earl-
baum und (2) Götz Rohwer (1995): Kontingente Lebensverläufe - Soziologische
und statistische Aspekte ihrer Beschreibung und Erklärung, Habilitationsschrift,
Universität Bremen.
Insbesondere drei Problemstellungen, die in diesen Monographien ausgearbeitet
worden sind, sollen hier herausgestellt werden:
(I) Entwicklung von Methoden zur Analyse "links abgeschnittener Daten" bei der
Schätzung von Übergangsraten- und Survivorfunktionen: Die Verwendung solcher




Es muß vor al1em bei der Schätzung berücksichtigt werden, daß diese Daten eine
konditionale Information enthalten (konditional auf den Anfangszeitpunkt der Be-
obachtung). Damit können konditionale Wahrscheinlichkeiten berechnet werden.
Das Teilprojekt hat demonstriert, daß es möglich ist, die Standard-Schätzverfahren
so zu modifizieren, daß konsistente Schätzungen für solche Daten möglich sind.
Diese statistischen Methoden wurden theoretisch ausgearbeitet und in das von
Götz Rohwer entwickelte Computerprogramm TDA (Transition Data Analysis)
übernommen.
(2) Entwicklung eines konzeptionellen und statistischen Lösungsvorschlags zur
Model/ierung und Repräsentation der Einflüsse zeitabhängiger Kovariablen. Eine
für Anwendungen besonders wichtige Eigenschaft von Übergangsratenmodel1en
liegt darin, daß mit ihrer Hilfe der Einfluß zeitveränderlicher Kovariablen model-
liert werden kann. Bisherige Anwendungen haben sich hauptsächlich darauf kon-
zentriert, sogenannte proportionale Ratenmodel1e zu verwenden, bei denen eine
zeitabhängige Kovariable sich nur in Form einer einmaligen proportionalen Ver-
schiebung einer Basisrate Ausdruck verschaffen kann. Um zu untersuchen, wie der
Einfluß einer zeitabhängigen Kovariablen auf den interessierenden Prozeß wirkt,
ist dies jedoch oft unzureichend. Man möchte vielmehr in Erfahrung bringen, wie
der Zeitpfad für den unterstel1ten Kausalzusammenhang beschaffen ist. Diese Pro-
blemstel1ung wurde in verschiedenen Publikationen theoretisch weiter ausgearbei-
tet (vgJ. z. B. Blossfeld/Rohwer 1995; Rohwer 1995). Es wurde insbesondere ge-
zeigt, daß in Abhängigkeit von den jeweils verfügbaren Daten, Informationen über
den Zeitpfad des Wirkungszusammenhangs gewonnen werden können. Die Me-
thode wurde auch zur Beantwortung der im Projekt gestel1ten inhaltlichen Pro-
blemstel1ungen eingesetzt, und zwar bei der Beantwortung der Frage, wie bei
nichtehelichen Lebensgemeinschaften das Auftreten einer Schwangerschaft zeit-
bezogen die Heiratsneigung beeinflußt (Blossfeld/Klijzing/Pohl/Rohwer 1996).
(3) Entwicklung konzeptioneller und statistischer Modelle zur Analyse interdepen-
denter paralleler Prozesse. Analyseprobleme treten insbesondere dann auf, wenn
wie im vorliegenden Teilprojekt, untersucht werden sol1, wie Paare von Personen
(z.B. Ehepaare) sich paral1el im Berufs- und Familienverlauf entwickeln und dabei
wechselseitig beeinflussen. Die Problemstel1ung ist jedoch al1gemeinerund umfaßt
generel1 die Frage, wie zeitabhängige Kovariablen, d.h. paral1el verlaufende Pro-




tigt werden können; insbesondere dann, wenn es sich um endogene, d.h. durch den
Basisprozeß selbst beeinflußte Kovariablen handelt. Um einen mit unseren übli-
chen Vorstellungen über Kausalität konsistente Lösungsvorschlag für dieses me-
thodische Problem zu finden, wurde das Prinzip der konditionalen Unabhängigkeit
bei (simultanen) Prozessen formuliert. Gestützt auf dieses Prinzip konnte insbe-
sondere gezeigt werden, daß sich ein Modell für zwei (oder mehrere) interdepen-
dente Prozesse in zwei (oder mehrere) Teilmodelle zerlegen läßt; wobei jedes der
Teilmodelle sich auf einen spezifischen Teilprozeß bezieht und die Entwicklungen
in den parallel verlaufenden übrigen Teilprozessen als zeitveränderliche Kovaria-
bIen einbezogen werden können. Neben der theoretischen Ausarbeitung dieses Lö-
sungsansatzes im Rahmen der oben genannten Monographien wurde die Methode
auch bereits bei der empirischen Bearbeitung paralleler Berufskarrieren von Ehe-
partnern eingesetzt (Blossfeld/Drobnic IRohwer 1996).
Das Teilprojekt hat sich mit seinen Auswertungen vor allem auf das Computerpro-
gramm TDA von Götz Rohwer (1994) gestützt, das eine Vielzahl spezieller Ver-
fahren zur Analyse von Panel- und Ereignisdaten zur Verfiigung stellt und immer
wieder flexibel fiir die im Projekt gestellten methodischen Fragen ergänzt worden
ist. Während der laufenden Forschungsphase wurde das TDA-Programm vor allem
so erweitert, daß auch komplexere Längsschnittdatensätze komprimiert gespeichert
und statistisch analysiert werden können. Schließlich wurden in diesem Programm
auch die Möglichkeiten zur flexiblen Modellbildung fortentwickelt. Zu bemerken
ist insbesondere, daß die TDA-Software heute national und international in sehr
vielen prominenten Forschungsinstituten zur Analyse von Längsschnittdaten
eingesetzt wird.
4. Ergebnisse und ihre Bedeutung
1m Folgenden sollen nur summarisch die wichtigsten inhaltlichen Projektergeb-
nisse dargestellt werden.
4.1. Verbesserte Bildungs- und Berufschancen von Frauen und der Prozeß
der Familienbildung
Im Rahmen des Teilprojekts ist zunächst eine größere international vergleichende




auf die Phase der Familienbildung (nichteheliche Lebensgemeinschaften, erste
Heirat und erste Geburt eines Kindes) entstanden (Blossfeld 1995). Im Zentrum
dieser Studie stand die These der ökonomischen Theorie der Familie, daß die Fa-
milie als Institution an Bedeutung verliere und die Frauen keine Kinder mehr be-
kommen wollten, wenn sich ihre Bildungs- und Berufschancen im Vergleich zu
den Männern deutlich verbessern. Die Grundlage der in den Vergleich einbezoge-
nen Länder waren dabei, neben Westdeutschland, die Länder Schweden, die Nie-
derlande, Frankreich, Großbritannien, die USA, Italien, Spanien und Ungarn. Das
übereinstimmende Ergebnis war, daß sich die Bildungsexpansion in modemen Ge-
sellschaften vor allem in einer zeitlichen Strukturverschiebung der Familienbil-
dungsphase im Lebenslauf niederschlägt. Eine zunehmend größere Zahl höher ge-
bildeter Frauen verweilt länger im Bildungssystem und holt die Familienbildungs-
prozesse (Heirat und die Geburt eines Kindes) dann einfach später nach. Nichtehe-
liche Lebensgemeinschaften setzen sich dabei als Lebensform in einer Lebenspas-
sage durch, die durch hohe Statusunsicherheit gekennzeichnet ist. Vom höheren
Bildungsniveau der Frauen an sich und damit von deren verbesserten Berufschan-
cen, läßt sich dagegen in der Regel kein bedeutsamer Effekt auf die Familie als In-
stitution und nur ein schwacher Einfluß auf die Kinderlosigkeit feststellen. Es gibt
allerdings auch Unterschiede, die sich in Europa an einer Nord-Süd-Achse festma-
chen lassen. So wirkt sich die Bildungsexpansion in traditionellen Familiensyste-
men, wie etwa in Italien und Spanien, stärker auf die Familie aus, als in West-
deutschland, Frankreich oder Großbritannien, und dort wiederum intensiver als in
den weit egalitäreren familiären Strukturen skandinavischer Länder, wie etwa in
Schweden.
4.2. Strukturelle Trends in modernen Gesellschaften und ihre Effekte auf die
Heiratshomogamie
In der soziologischen Literatur zum Thema Homogamie und Endogamie sind die
Effekte der Industrialisierung und Modernisierung auf die Wahl von Ehe- und
Lebenspartnern (hinsichtlich bestimmter Merkmale wie Bildung, sozioökonomi-
scher Status und soziale Herkunft) empirisch weitgehend vernachlässigt worden.
Das Teilprojekt hat deswegen diese Prozesse in den Vordergrund gestellt. Es hat
insbesondere die These empirisch zu bewerten versucht, daß modeme




zeichnet seien und sich in der Folge auch intergenerational eine zunehmende
Destratifizierung ergebe.
In den empirischen Analysen sind dazu die Verläufe von Ehepartnern - sei es als
Schichtzugehörigkeiten oder Klassenpositionen - von der Herkunftsfamilie über
die Bildungs- und frühe Berufskarriere im Längsschnitt rekonstruiert und kohor-
tenvergleichend analysiert worden (Timm/Blossfeld 1996; Ultee et al. 1996).
Bereits die deskriptiven Analysen zeigen, daß es in modemen Ländern ein hohes
Niveau und einen langfristigen Trend zu mehr Bildungs- und Statushomogamie
gibt (Timm/Blossfeld 1996; Ultee et al. 1996). Für Deutschland wird dieser Trend
für die Bildungshomogamie beispielhaft in Tabelle 1 dargestellt. Man sieht dort,
daß der relative Anteil der bildungshomogamen Ehen über die Kohorten hinweg
deutlich angestiegen ist. Aus der Perspektive der Frauen ergibt sich, daß es über
die Kohorten hinweg einen dramatischen Rückgang der Aufwärtsheiraten bezüg-
lich des Bildungsniveaus gegeben hat, während die Abwärtsheiraten tendenziell
zugenommen haben. Aber auch bei den jüngeren Geburtsjahrgängen bleibt das
"traditionelle Muster" noch immer erhalten, nach dem die Frauen mehr aufwärts
heiraten als die Männer und die Männer umgekehrt eher abwärts heiraten als die
Frauen.
Die vom Projekt durchgeftihrten Ereignisanalysen zeigen insbesondere, daß die
Aufwärts-, Abwärts- und homogamen Heiratsraten sehr zeitabhängig sind. Plottet
man beispielsweise die Rate für die homogamen Heiraten der Frauen, die einen
Hochschulabschluß erreichen, dann sieht man, daß diese während ihrer Ausbil-
dung noch sehr gering ist. Erst wenn sie das Hochschulsystem verlassen haben,
steigt die Rate plötzlich sprunghaft an, um dann wieder kontinuierlich zu fallen.
Das heißt, die Ergebnisse des Projekts stützen die These von Mare (1991), daß
Personen, mit steigendem Bildungsniveau eine zunehmende Tendenz zu bildungs-
homogarnen Ehen haben, weil höhere Bildungsinstitutionen - vor allem die höhe-
ren Schulen und die Hochschulen - die Kontakt- und Heiratsmärkte stark homo-
genisieren. Die Bildungsexpansion, von der in modemen Gesellschaften insbeson-
dere die Frauen und Männer aus der Mittelschicht profitiert haben (vgl. Sha-
vitIBlossfeld 1993), bewirkt deswegen auch eine tendenzielle Schließung des Hei-





Umgekehrt zeigt sich, daß die Homogamieraten in dem Maße fallen, in dem die
Zeitspanne nach dem Verlassen des Ausbildungssystems ansteigt und die Indivi-
duen sich in eher bildungsheterogamen Umwelten aufhalten. Dieser Befund wider-
spricht damit der häufig geäußerten These, daß das gestiegene Heiratsalter in mo-
demen Gesellschaften allein schon zu höheren Endogamie- und Homogamieraten
führen müsse, da damit längere "Suchzeiten" nach "geeigneten Partnern" verbun-
den sind. Die Ergebnisse des Teilprojekts weisen eher darauf hin, daß die Hetero-
genität der Kontakt- und Heiratsmärkte nach dem Verlassen der Bildungsinstitu-
tionen den dominierenden Einfluß auf den Homogamieprozeß ausübt.
Bezüglich der Abwärtsheiraten. die bei den Frauen wenig systematische Züge tra-
gen und deswegen im soziologischen Sinne eher als "zufällig" zu bezeichnen sind,
scheint die soziale Herkunft der einzig erklärungskräftige Faktor zu sein: Mit stei-
gender sozialer Herkunft sinkt die Neigung zur Abwärtsheirat deutlich. Darüber
hinaus ergibt sich, daß Töchter, die ein geringeres Bildungsniveau als ihre Väter
haben, eher aufwärts heiraten. Ist das Bildungsniveau von Tochter und Vater
gleich, dann ist die Wahrscheinlichkeit, daß diese Frauen homogam heiraten am
größten. Umgekehrt, heiraten Frauen, deren Bildungsniveau das ihrer Väter über-
steigt, tendenziell wieder eher abwärts. Aus diesen "kompensatorischen Heirats-
mechanismen" scheint sich auch intergenerational eine stabilisierende Wirkung
auf das Ungleichheitssystem moderner Gesellschaften zu ergeben.
Die bisher durchgeftlhrten empirischen Analysen zu diesem Teil des Projektes
werden gegenwärtig durch Analysen für die USA, Niederlande und Polen ergänzt.
Insbesondere für die Niederlande liegen bereits erste Ergebnisse vor, die im
Grunde ähnlich Trends wie für Deutschland erkennen lassen (Ultee/De
Graaf/Smeenk 1996). Für die USA und Polen werden die Datensätze für die
Längsschnittanalyse gerade aufbereitet.
4.3. Teilzeitarbeit von Frauen und Familienzyklus im Wandel
In einer weiteren Projektstudie wurde die Frage behandelt, wie sich die VolIzeit-
und Teilzeiterwerbstätigkeit von Frauen im Zusammenhang mit dem Familienzy-
klus über den Lebenslauf verändert und welche Wandlungsprozesse sich dabei
über die Generationen hinweg ergeben (Blossfeld/Hakim 1996). Die Ergebnisse




tionaler Wissenschaftler durchgefiihrt hat, werden in Kürze bei Oxford University
Press erscheinen: Blossfeld, Hans-Peter und Catherine Hakim (Hrsg.): Between
equalization and marginalization. Part-time working women in Europe and the
United States 0/America.
In diese Studie wurden, neben den ehemals sozialistischen Ländern, in denen die
Teilzeitarbeit von Frauen keine Sonderrolle gespielt hat (Drobnic 1996), und den
USA (Drobnic/Wittig 1995, 1996; Drobnic/Blossfeld'Rohwer/Wittig 1996), die
ebenfalls eine Sonderposition einnehmen, sowohl südeuropäische Länder, wie
Griechenland und Italien, als auch nordeuropäische Länder, wie Frankreich, West-
deutschland, die Niederlande, Großbritannien, Dänemark und Schweden, einbezo-
gen. Einige Resultate dieser systematisch-vergleichenden Untersuchungen sind be-
sonders bemerkenswert. Zunächst läßt sich in Europe, wie bei der Familienbil-
dung, auch in der Art und im Umfang der Erwerbstätigkeit von Frauen eine deutli-
che Nord-SUd-Spaltung feststellen. Teilzeitarbeit von Frauen ist in Südeuropa nur
schwach ausgeprägt. Bis in die späten 80er Jahre hinein hat sich dagegen in Nord-
europa die wachsende Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen im Grunde völlig
über eine Expansion der Teilzeitarbeit vollzogen. Eine leicht wachsende Vollzei-
terwerbstätigkeit verheirateter Frauen läßt sich in diesen Ländern erst ab der zwei-
ten Hälfte der 80er Jahre nachweisen. Dabei war die Teilzeitexpansion in der
Phase des Wirtschaftswunders besonders stark und hat in den ökonomischen Kri-
senzeiten der späten 70er und 80er Jahre beträchtlich an Schwung verloren. Teil-
zeitarbeit wurde von den meisten nordeuropäischen Ländern als probates Mittel
benutzt, verheiratete Frauen in der Phase der ökonomischen Hochkonjunktur in
den Arbeitsmarkt zu integrieren - ohne deren traditionelle Familienrolle grund-
sätzlich in Frage zu stellen. Die Wirkung der explosionsartigen Erhöhung der Er-
werbsbeteiligung von Frauen in den letzten 40 Jahren darf deswegen nicht vor-
schnell überbewertet werden. Die Rolle der Frau als Hausfrau und Zusatzverdiene-
rin hat sich dadurch nicht grundlegend gewandelt. Teilzeitarbeitende Frauen sind
zwar ökonomisch nicht mehr vollständig von ihren Ehemännern abhängig, aber sie
stellen ihre eigenen langfristigen Berufschancen während der Familienphase noch
immer zur Disposition. Andererseits wäre es auch falsch, teilzeitarbeitende Frauen
in der Familienphase nur unter dem Gesichtspunkt der Marginalisierung zu be-
trachten, wie dies leider heute häufig mit den Begriffen der "atypischen" oder




sichtigt nicht, daß es sich bei diesen Frauen nicht um isolierte, einzelne Arbeit-
nehmer handelt, sondern daß diese Frauen Schutz im Falle von Krankheit und Ar-
beitslosigkeit sowie soziale Sicherheit im Alter bekommen.
Es hat sich ferner ergeben, daß die gestiegene Frauenerwerbstätigkeit und die na-
tionalen Unterschiede nicht so sehr durch einen Verzicht auf Erwerbsunterbre-
chungen im Lebenszyklus zu erklären ist, sondern eher auf veränderte Muster des
Wiedereintritts in das Beschäftigungssystem nach familienbedingten Erwerbsun-
terbrechungen zurUckzufiihren ist.
Vollzeit- und Teilzeitarbeit haben sich als zwei strukturell verschiedene Formen
der weiblichen Erwerbsbeteiligung erwiesen, d.h. für diese beiden Formen der Er-
werbsbeteiligung gelten unterschiedliche BestimmungsgrUnde. In jeder Analyse
weiblichen Erwerbsverhaltens sollte daher unbedingt zwischen Vollzeit- und Teil-
zeitarbeit unterschieden werden.
Die aus humankapitaltheoretischen Überlegungen abgeleitete Vermutung, daß eine
höhere Bildung im Lebenslauf positiv mit Erwerbseintritten und negativ mit Er-
werbsunterbrechungen assoziiert ist, wurde für die untersuchten Länder bestätigt.
Bildung fördert hierbei keineswegs einseitig die Präferenz für Vollzeit- im Ver-
gleich zur Teilzeiterwerbstätigkeit. Die Analysen legen eher den Schluß nahe, daß
Bildung generell die weibliche Erwerbsneigung erhöht, auch wenn sich die
Neigung zur Erwerbstätigkeit nur über weniger attraktive Tätigkeiten realisieren
läßt.
In einem spezifischen Vergleich zwischen Deutschland und den USA zeigen sich
in den USA deutlich schwächere Effekte familiärer Ereignisse auf die weibliche
Erwerbsbeteiligung als in Westdeutschland. In Westdeutschland haben familiäre
Bedingungen eine sehr große Bedeutung für das weibliche Erwerbsverhalten;
wobei insbesondere die Teilzeitarbeit eine zentrale Rolle bei der Wiedereingliede-
rung in das Beschäftigungssystem spielt. Dies ist in den USA nach den vorliegen-
den Ergebnissen weit weniger der Fall. Die Aufuahme eine Teilzeitarbeit hängt in
den USA nicht von familiären Konstellationen ab.
4.4. Erwerbsmuster von Frauen, parallele Karrieren und soziale Klassen
Erste Ergebnisse, wie Ehegatten sich gegenseitig im Lebensverlauf beeinflussen




1996). Sie basieren auf einer Längsschnittanalyse mit symmetrischer Perspektive.
Das heißt, es wurde für Ehemänner und Ehefrauen untersucht, wie sich die Über-
gänge zwischen (bezahlter) Voll- und Teilzeitarbeit und unbezahlter Hausarbeit,
vom Zeitpunkt der Heirat an vollziehen. Zwei Fragen standen dabei im Vorder-
grund: (1) In welchem Ausmaß heiraten Paare homogam und wie beeinflußt dies
ihr Erwerbsverhalten im späteren Familienzyklus? (2) In welcher Weise sind die
Übergänge zwischen bezahlter Voll- und Teilzeitarbeit und unbezahlter Hausarbeit
geschlechtsspezifisch organisiert?
Den Ausgangspunkt dieser empirischen Analysen stellt der oben bereits darge-
stellte Befund dar, daß in Deutschland die Mehrzahl der Ehen homogam
geschlossen wird und daß sich diese Tendenz über die Kohorten hinweg noch
weiter verstärkt hat. Ehepartner sind sich also hinsichtlich ihrer Karrierechancen
und Arbeitseinkommen bei der Eheschließung häufig sehr ähnlich.
Daneben gibt es aber auch noch eine erhebliche Anzahl von Paaren mit sehr unter-
schiedlichen individuellen Einkommens- und Karrierechancen - und zwar überra-
schenderweise in beide Richtungen. Relativ gleich häufig sind Paare, in denen die
Männer einen höheren beruflichen Status haben als ihre Ehefrauen und Ehen, in
denen die Frauen ihre Ehemänner bezüglich ihrer Karrieremöglichkeiten zu Be-
ginn der Ehe deutlich überflügeln.
Dichte der Differenz des Berufsprestiges beim Berufseinstieg
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Aufgrund der ökonomischen Theorie der Familie wäre deswegen zu erwarten, daß
derjenige Partner (ob Mann oder Frau), der die besseren Karriere- und Einkom-
menschancen hat, sich innerhalb der Ehe auf die marktmäßige Erwerbsarbeit spe-
zialisiert, während der andere sich stärker der Hausarbeit und der Kindererziehung
zuwendet. Leider stellt sich die Situation in Westdeutschland auch bei jüngeren
Paaren empirisch ganz anders dar. Übergänge von Ehemännern in Teilzeitarbeit
und Erwerbsunterbrechungen von (auch jüngeren) Ehemännern sind fast nicht
meßbar. Das heißt, obwohl viele Männer zu Beginn der Ehe ein weit geringeres
Einkommenspotential besitzen als ihre Frauen, sind es fast ausschließlich nur
Frauen, die auf die Veränderungen im Familienzyklus mit Erwerbsunterbrechun-
gen und Teilzeitarbeit reagieren.
Eine genauere Untersuchung des Einflusses der sozialen Position des Ehemanns
auf das Erwerbsverhalten der Ehefrauen zeigt darUber hinaus, daß ihr Erwerbsver-
halten nur aus dem Haushaltskontext heraus verstanden werden kann. Frauen, die
zum Heiratszeitpunkt überwiegend vollzeiterwerbstätig waren, unterbrechen wei-
terhin ihre Erwerbstätigkeit bei der Geburt des ersten Kindes. Dies bedeutet nicht,
daß die Ressourcen der Frau keine Rolle spielen würden. Höhergebildete Frauen
mit besseren Karrieremöglichkeiten und höheren Einkommenschancen unterbre-
chen weniger häufig und - falls sie unterbrochen haben - kehren häufiger vor al-
lem in das Teilzeitsegment des Arbeitsmarktes zurück. Dies kann als eine Bestäti-
gung der Humankapitaltheorie gewertet werden. Insgesamt besteht über die Hei-
ratskohorten hinweg eine generelle Tendenz nach einer Unterbrechung schneller
wieder in den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Dies gilt für Teilzeitarbeit schon seit
drei Jahrzehnten und wurde in der zweiten Hälfte der 80er Jahre auch für die Voll-
zeiterwerbstätigkeit zunehmend üblich. Insgesamt stellt die Arbeit von Ehefrauen
in Westdeutschland eine wichtige Zusatzeinkommensquelle dar, um einen höheren
Lebensstandard zu erreichen bzw. diesen aufrechtzuerhalten.
Dennoch zeigen unsere Analysen auch, daß die Position der Ehemänner auf die
Erwerbskarrieren ihrer Frauen einen starken Einfluß ausüben. Je höher der berufli-
che Status des Ehemannes ist, desto stärker ist der Druck auf die Ehefrau, den Ar-
beitsmarkt zu verlassen und diesem fernzubleiben. Dies ist besonders ausgeprägt





Ein weiteres interessantes Ergebnis ist, daß die soziale Herkunft des Ehemannes
einen stärkeren Einfluß auf das Erwerbsverhalten der Ehefrau hat, als ihre eigene
soziale Herkunft. Die traditionellsten Familienstrukturen, die durch die Spezialisie-
rung des Ehemannes auf die Erwerbsarbeit und der Ehefrau auf die Hausarbeit ge-
kennzeichnet sind, finden sich in den Fällen, in denen der Mann aus einer einfa-
cheren Schicht stammt, Karriere gemacht und eine Frau mit geringeren beruflichen
Möglichkeiten geheiratet hat. Dies kann als ein Zeichen dafiir interpretiert werden,
daß aufwärtsmobile Männer auf die größere Unterstützung ihrer Frauen angewie-
sen sind, um ihre Karrieren erfolgreich zu gestalten. Folglich verzichten gerade
diese Frauen auf ihre eigene Karriere und verhalten sich sehr traditionell.
Erste Ergebnisse für Polen zeigen deutliche Unterschiede zu den Ergebnissen für
Deutschland. Zum ersten ist das Ausmaß der Teilzeitarbeit bei Frauen in Polen, als
ehemalig sozialistischem Land, unbedeutend und konnte deswegen nicht separat
analysiert werden. Zweitens sind die Effekte von Kindem und der Einfluß der Bil-
dung des Ehemannes weit geringer als in Deutschland. Jedoch kann man auch in
Polen bestimmte Strukturen deutlich erkennen: Auf die Neigung den Arbeitsmarkt
zu verlassen, haben Kinder einen positiven Effekt. Vorschulkinder erhöhen die
Neigung den Arbeitsmarkt zu verlassen insbesondere für höher gebildete Frauen,
die aber generell auch eine höhere Erwerbsbeteiligung aufweisen. Darüber hinaus
verlassen die Ehefrauen von Männern mit hohem Bildungsniveau den Arbeits-
markt besonders dann, wenn die Kinder erwachsen sind. Das steht im Gegensatz
zu den allgemeinen Tendenzen in Westeuropa, wo es für Frauen häufig ein Anlaß
ist, in den Arbeitsmarkt zurückzukehren, wenn die Kinder das Elternhaus verlas-
sen.
Ein anderes interessantes Ergebnis ist schließlich , daß in Polen bei den jüngeren
Heiratskohorten die Neigung, den Arbeitsmarkt früher zu verlassen, bei den
Frauen ansteigt, während die Wiedereintrittsrate über die Kohorten hinweg unver-
ändert bleibt. Im Endeffekt bedeutet dies, daß in der historischen Periode von den
frühen 60er Jahren bis zum Jahre 1991, auf die sich unsere Daten beziehen, die




5. Außenaktivitäten und Fachkontakte
5.1. Vorträge, Konferenzbeitrlige und Leitung von Workshops
1994
Blossfeld: Leitung und Durchfiihrung eines Workshops zum Thema "Problems of
Longitudinal Data Analysis", Department of Social Statistics, University of
Southampton, England, April 1994.
Blossfeld: Causal Modeling in Event History Analysis, Vortrag auf dem XIII
World Congress ofSociology, Bielefeld, Juli 1994.
Blossfeld: Leitung eines Workshops zum Thema: Event History Analysis in
Demography, am Laboratoire de Demographie Economique et Sociale,
Universite de Geneve in Zusammenarbeit mit der Population Acitivities Unit,
United Nations Economic Commission for Europe, Genf, Schweiz, August
1994.
Blossfeld: Leitung eines Fortbildungskurses für Doktoranden, organisiert vom
Interuniversity Center for Social Science Theory and Methodology, Royal
Dutch Academy of Arts and Sciences, am Department of Sociology, University
of Utrecht und am Department of Sociology, Catholic University of Nijmegen,
Dezember 1994.
Drobnic": "Employment Policy and Labor Market Programs in Transition."
Vortrag auf der ILO International Conference on Labor Issues in Central and
Eastern Europe, Budapest, 2-3.6. 1994.
Drobnic": "Part-time Work in the Family Life Cycle of American Women".
Vortrag im Centre for Labour Market and Social Research, Aarhus, 23.6.1994.
Rohwer: Workshop zur Arbeit mit dem Programm TDA (Transition Data
Analysis) beim Survey Research Center, University of Michigan (Ann Arbor,
USA).
Rohwer: Workshop zur Ereignisanalyse mit demographischen Daten bei der
Population Activities Unit der Vereinten Nationen (Genf).
Rohwer: Workshop zur Analyse demographischer Längsschnittdaten beim Centre
National de la Recherche Scientifique (LAMAS), Frankreich.
1995
Blossfeld: Vortrag zum Thema "Causal Inference, Time, and Observation Plans in
the Social Sciences", City University London, London, England, März 1995.
Blossfeld: Gastprofessor am Institute of Mathematics and Statistics, Norwegian
School of Economics and Business Administration, Bergen, Norwegen, April
und Mai 1995.
Blossfeld: Part-time Work and the Family Cycle: An International Comparison,
Vortrag auf dem ECSR Workshop 'Family and Work,' Oslo, August 1995
Blossfeld: Modeling Parallel Processes in Demography: An Application Example
of the Causal Approach to Interdependent Systems, Vortrag auf der Konferenz
der European Association for Population Studies, Milano, September 1995.
Blossfeld: Gastprofessor am Institut für Soziologie, Sozial- und
Wirtschaftwissenschaftliches Fakultät, Universität Wien, Österreich, Oktober
und November 1995.
Drobnic": "Women's Part-Time Work: Reconciliation Between Family and




'Family and Work,' Oslo, 13-15.8.1995
Drobnic' : "The Dynamics ofCouples' Employment Careers." Vortrag auf der ESA
Second European Conference for Sociology 'European Societies: Fusion or
Fission,' Budapest, 30.8.-2.9. 1995
Drobnic'': "Event History Analysis - a Dynamic Approach for Assessing the
Quality of Life." Vortrag auf der International Conference of Statisticians
'Statistics ofLabour, Working and Living Conditions,' Radenci, 27-29.11.1995
Drobnic": "Employment Patterns in the Household Context." Vortrag im Centre
for Labour Market and Social Research, Aarhus, 20.11.1995.
Rohwer: Lehrauftrag am Institut für Soziologie (Universität Bern): Einführung in
die Ereignisanalyse von Längsschnittdaten.
Rohwer: Lehrauftrag am Institut für Soziologie (Universität Leipzig):
Längsschnittanalysen zur Arrnutsdynamik.
Rohwer: Workshop zur Arbeit mit der IAB-Beschäftigtenstichprobe beim ZUMA,
Mannheim.
Rohwer: Workshop zur Arbeit mit der IAB-Beschäftigtenstichprobe beim Institut
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nürnberg.
Rohwer: Workshop zur Arbeit mit demographischen Längsschnittdaten in
Transforrnationsgesellschaften beim Institute for Demographie Research,
Tallinn, Estonia.
Rohwer: Vortrag über Erkenntnisansprüche der empirischen Sozialforschung beim
Max Planck Institut für Bildungsforschung, Berlin.
1996
Blossfeld: Gastprofessor am Institut für Soziologie, Sozial- und
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, Universität Wien, Osterreich, Januar
1996.
Blossfeld: Forschungsprofessor, Department of Sociology, Universität Trento,
Italien, März 1996.
Blossfeld: Macrosociology, Rational Choice Theory and Time, Vortag auf der
internationalen Tagung über "Causation, Actors and Empirical Analysis of
. Social Processes", Bremen, März 1996
Blossfeld: International Comparative Life course Reserach, Vortrag auf einem
Workshop organisiert vom Institute for Urban and Regional Research, Austrian
Academy ofSciences, Wien, April 1996.
Blossfeld: Inequality and Solidarity, Vortag auf der Jahrestagung des
Interuniversity Center for Social Science Theory and Methodology, Royal
Dutch Academy of Arts and Sciences, Groningen, Holland, Juni 1996.
Rohwer: Lehrauftrag am Institut für Soziologie (Universität Bern):
Längsschnittanalysen zur Einkommensungleichheit.
Rohwer: Workshop über ereignisanalytische Methoden zur Auswertung des
Family and Working Lives Survey beim Employment Office, London.
Rohwer: Seminar über statistische Methoden zur Analyse der 1. und 2. Welle des
Familiensurveys beim Deutschen Jugendinstitut, München.
Rohwer: Workshop beim Zentralarchiv für empirische Sozialforschung (Köln):
Methoden der Ereignisanalyse (zus. mit J. Huinink und J. Sensch).





5.2. Fachkontakte und -kooperation
Das Teilprojekt B6 hat zusammen mit dem Teilprojekt Z (Methodenbereich) eine
internationale Tagung über "Causation, Actors and Empirical Analysis of Social
Processes" organisiert; Bremen, 22-23 März 1996. Die Teilnehmer außerhalb des
Sfbs 186 waren: Prof. Robert Erikson (Stockholm), Prof. Hartmut Esser
(Mannheim), Dr. Axel Franzen (Bern), Prof. John Goldthorpe (Oxford), Prof. An-
thony Heath (Oxford), Prof. Michael Hechter (Oxford), Prof. Peter Hedström
(Stockholm), Prof. Stanley Lieberson (Harvard), Prof. Siegwart Lindenberg
(Groningen), Prof. Karl Ulrich Mayer (Berlin), Prof. Walter Müller (Mannheim),
Prof. Peter Schmidt (Mannheim) und Prof. Wout Ultee (Nijmegen).
Das Teilprojekt ist stark international orientiert und hat zahlreiche Kontakte zu
Forschungsinstitutionen und Wissenschaftlern im In- und Ausland: (1) Bundesin-
stitut für Bevölkerungsforschung in Wiesbaden (Dr. Katharina Pohl); (2) Centre
for Labour Market and Social Research in Ärhus (DK) (Prof. Niels Westergärd-
Nielsen, Michael Rosholm, Prof. Seren Leth-Serensen); (3)Catholic University of
Nijmegen (NL) (Prof. Wout Ultee); (4) University ofUtrecht (Dr. Wim Bemasco);
(5) Population Activities Unit (UN) in Genf (CH) (Dr. Erik Klijzing); (6) Univer-
sity of Warsaw (PL) (Prof. Ewa Fratczak, Dr. Irena Kowalska); (7) University of
Ljubljana (SLO) (Prof. Ivan Svetlik); (8) University of Trento (I) (Prof. Antonio
Cobalti); (9) University ofRome (I) (Dr. Alessandra de Rose); (10) University of
Stockholm (S) (Prof. Marianne Sundström); (11) Universidad Compludense de
Madrid (E) (Prof. Julio Carabaiia); (12) Institut National D'Etudes Demographi-
ques in Paris (F) (Prof. Henri Leridon, Prof. Laurent Toulemont); (13) CRBST,
Laboratoire de Sociologie Quantitative (F) (Felicite des Netumieres); (14) Univer-
sity of Essex und London (GB), (BHPS); (15) Institute for Social Research, Oslo
und Statistics Norway (N) (Anne-Lise Bllingseeter, Marit Rönsen); (16) The Lon-
don School ofEconomics and Political Science, London (GB) (Catherine Hakim).
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Die für das Forschungsvorhaben in der laufenden Phase grundlegende Fra gestel-
lung nach einem veränderten Selbst- und Funktionsverständnis, auf dessen Boden
auch gesundheitspolitisch definierte Modernisierungskonzepte erwachsen und
Dienstleistungsangebote für Versicherte, die in recht deutlicher Weise mit tradier-
ten Normalitätserwartungen kollidieren, ·läßt sich nach den vorliegenden empi-ri-
sehen Befunden mit einem (vorsichtigen) "Ja" beantworten. Für alle von uns unter-
suchten Kassen zeigt sich, daß Grund, Zeitpunkt, Ziele, Formen und sozialer Ge-
halt von Regulationsformen und Interventionsroutinen veränderten Kriterien unter-
liegen und auch praktisch maßgeblich werden - wenn auch in konkret sehr unter-
schiedlichen Maßnahmen und Angeboten im Bereich von Gesundheitskursen und
betrieblicher Gesundheitsförderung. Information und Beratung, sowie neuen Ko-
operationsformen und Regelungen zur Finanzierung bislang unüblicher Versor-
gungsleistungen.
Die von uns untersuchten Kassen unterscheiden sich allerdings nicht nur auf dieser
qualitativen Ebene spezifischer Maßnahmen und der zugrundeliegenden Interpre-
tationsmuster (von Versicherten, Marktbedingungen, Modernisierungspfaden),
sondern auch in der Reichweite und Offensivität, mit der Handlungsstrategien und
neue Routinen umgesetzt werden. Berücksichtigt man ferner, daß es sich bei allen
Kassen um "Protagonisten" innerhalb der jeweiligen Kassenart handelt, so bedeu-
tet diese Differenzierung schon innerhalb unseres Sampies, daß ein Wandel zu
neuen Regulationsformen und zu einer Ausweitung der Funktionen (Beratung, In-
formation, Prävention) derzeit keineswegs ein säkularer Trend, sondern eine -
unter den spezifischen gesetzlichen Rahmenbedingungen des GSG initiierte -
potentielle und durch sehr große zeitlichen und organisationsabhängige Ungleich-
zeitigkeiten geprägte Linie institutionellen Wandels andeutet.
Die Ergebnisse der Versichertenbefragung haben andererseits jedoch deutlich ge-
macht, daß Modernisierungsprozesse in den Kassen recht genau beobachtet und -
in der Ausweitung von Kassenfunktionen auf die genannten Bereiche neuer
Dienstleistungsformen - durchweg positiv bewertet werden. Insbesondere jüngere
Generationen formulieren Erwartungen, bei denen das Kompetenz- und Zuständig-
kleitsprofil von Krankenkassen tendenziell auf einer Ebene liegt mit etablierten
öffentlichen und gemeinnützigen Einrichtungen der Gesundheitsberatung. Darüber
hinaus werden der Kasse recht umfassende gesundheitsökonomische Steuerungs-
und Kontrollfunktionen zugewiesen. Es ist also keineswegs so, daß die jahrzehnte-
lange überwiegend bürokratisch und verwaltungsfixierte Tätigkeit der GKV ein
Wahrnehmungsmuster konstituiert haben, das nun in erheblichem Widerspruch
stünde zu den neuen Kassenaktivitäten. Kritik am System medizinischer Versor-
gung sowie ökologische gesundheitsbezogene Irritationen und Ängste sind Eck-
pfeiler, die einem verstärkten Engagement der Kassen in den von uns analysierten




2. Stand der Kenntnisse bei der letzten AntragsteIlung
Die Fragestellungen fiir die laufende Forschungsphase gingen von zwei prima fa-
de widersprüchlichen Befunden aus. Einerseits hatten wir fiir das Handlungsfeld
medizinischer Rehabilitation innerhalb der GKV festgestellt, daß dort ein Hand-
lungsmuster reaktiver Antragsverarbeitung dominiert, das auf systematische Be-
darfsermittlung, Information oder Effizienzkontrolle verzichtet. Der Regulations-
prozeß ist nicht von vornherein und durchgängig restriktiv geprägt. Ein formal
egalitärer Anspruch legitimiert jedoch die Reaktivität der Handlungsmuster und
bewirkt eine Verfestigung sozialer Deprivilegierungen: Bildungsstand oder beruf-
licher Status werden zwar als zentrale Determinanten individueller Anspruchs-
wahrnehmung im Bereich Rehabilitation erkannt, eine kompensatorische Politik
oder auf Risikogruppen orientierte Information greift jedoch nirgends Raum.
Andererseits haben wir jedoch auch massiven Bedeutungsgewinn neuer
Dienstleistungskonzepte für Versicherte beobachtet, eine Ausweitung von
Gesundheitsförderungsmaßnahmen nach § 20 SGB (im Rahmen von Gesund-
heitskursen wie auch betrieblicher Gesundheitsförderung) und eine erhebliche
Zunahme von Informations- und Beratungsangeboten für Versicherte. Dies war
kaum in Einklang zu bringen mit der Feststellung eines grundsätzlich eher
passiven, in Verwaltungsroutinen verfangenen Musters von Kassenpolitik, das auf
Steuerungsfunktionen verzichtet und gesundheitspolitische Veränderungsimpulse
weitestgehend anderen Institutionen (Gesetzgeber, Ärzteschaft) zuweist.
Zwar waren wir uns auch seinerzeit schon über die Bedeutung des GSG und seine
Folgewirkungen fiir die Wettbewerbsbedingungen im klaren. Offen war jedoch das
Verhältnis, in dem organisations- und wettbewerbsorientierte Ziele (Mitgliederbe-
stand) einerseits, gesundheitpolitische Orientierungen (Prävention) andererseits
die Innovations- und Modernierungsstrategien der Kassen inhaltlich bestimmen.
Die allgemeine Fragestellung hieß: Inwieweit indizieren die genannten neuen
Angebote fiir Versicherte einen "grundlegenden Wandel von Handlungs- und
Entscheidungsroutinen und Organisationskonzepten von Kassen: Ansätze zu
aktiver Problemidentifikation und präventiver Intervention, Organisations-




auch nachhaltigeres Insistieren auf der Mitwirkungspflicht der Versicherten."
(Fortsetzungsantrag 1993, S. 383).
Weitgehend unbekannt waren uns zu Beginn dieser Forschungsphase gesund-
heitspolitische Motive von Kassen zur Durchführung der genannten Angebote,
ihre empirische Verbreitung und Implikationen für ein grundlegend verändertes
Selbstverständnis innerhalb der GKV. Unklar war aber auch, inwieweit von
Kassen damit ein Funktions- und Tätigkeitsfeld betreten wird, das gesellschaftlich
bislang weitgehend von anderen Institutionen dominiert war, in erster Linie dem
medizinischen Versorgungssystem, in zweiter Linie öffentlichen und gemeinnüt-
zigen Einrichtungen der Gesundheitsberatung. Dies warf die Frage auf nach den
Wahrnehmungsmustern von Versicherten, nach subjektiven Kompetenz- und
Zuständigkeitsprofilen für eine bislang vor allem als sozialstaatliche Bürokratie
und als Verwaltungsorgan agierende Insititution.
3. Verlauf der Untersuchung - methodisches Vorgehen
UrsprUnglieh geplant waren als Untersuchungsfelder (1) Felderhebungen mit
Expertengesprächen in einzelnen Kassen unterschiedlicher Kassenarten zur
Analyse der Zielsetzungen und konkreten Ausfiillung neuer Angebote und
Maßnahmen für Versicherte, (2) problemzentrierte Interviews mit einer Gruppe
von 36 Versicherten (Auswahlkriterium: nach Reha-Beratung durch die Kasse
durchgeführte bzw. nicht durchgefiihrte Reha-Maßnahme), (3) eine schriftliche
standardisierte Umfrage bei max. 1500 Krankenversicherungen zum Thema neuer
Beratungs-, Informations- und GesundheitsfOrderungs-Maßnahmen. Während die
empirischen Arbeiten im ersten Bereich weitgehend im vorgesehenen Rahmen
realisiert werden konnten, ergaben sich fUr jene auf den beiden anderen Feldern
nicht vorhersehbare Probleme, aber auch neue Erkenntnisse, die eine Veränderung
des Untersuchungsdesigns unabwendbar machten.
Zu Beginn der Felderhebungen wurde im Rahmen von Akquisitionsgesprächen
mit Geschäftsführern einzelner Kassen, aber auch mit Repräsentanten von Landes-
und Spitzenverbänden sehr schnell deutlich, daß eine standardisierte Umfrage bei
Kassen nur einen minimalen Rücklauf bringen würde. GSG und vor allem das




gängig erheblich verstärkte "Geheimhaltung" und größere Distanz gegenüber
externen Forschungsanfragen zur Folge, gleichzeitig aber auch intensivierte
Arbeitsbelastung auf allen Hierarchieebenen (Schwerpunkte: interne
Rationalisierungsmöglichkeiten, Funktionsneugliederungen und Schulungserfor-
dernisse). Der deshalb beschlossene Verzicht auf die Durchftlhrung der
Kassenbefragung fiel leichter, als uns einige gerade angelaufene empirische
Studien zur Thematik "Gesundheitsförderung" bekannt wurden, deren Ergebnisse
noch vor Abschluß der Forschungsphase zugänglich sein wUrden (KIRSCHNER U.A.
1994, MüLLERIDEHNE 1996, LENHARDT 1994).
Was die problemzentrierten Interviews mit Versicherten anlangt, wurde uns im
Verlaufe unserer Vorerhebungen immer stärker deutlich, daß die Thematik "medi-
zinische Rehabilitation" für die skizzierte allgemeine Fragestellung des Projekts
nach Modernisierungskonzepten der Kassen und einem grundlegend veränderten
Selbst- und Funktionsverständnis nur wenig erbringen wUrde. Strategien,
Konzepte und konkrete Maßnahmen in der GKV waren (und sind es noch) zum
damaligen Zeitpunkt sehr stark orientiert auf den Bereich Beratung, Information,
Gesundheitsförderung. Es wäre in Anbetracht dessen allzu unsensibel gewesen,
auf der Durchfiihrung von Interviews zur Thematik Rehabilitation zu beharren.
In der von uns stattdessen realisierten standardisierten Befra~un~ von Versicherten
wurden daher vor allem neue Angebote für Versicherte relativ umfassend
thematisiert. Darüber hinaus wurden aber auch allgemeinere Wahrnehmungs-
muster in Bezug auf Krankenkassen und einer Reihe zentraler intervenierender
Variablen (u.a. Bewertung des Medizinsystems, des Solidarprinzips) einbezogen.
Die Befragung wurde im Spätherbst 1995 durchgeftlhrt, postalisch versendet
wurden 3600, ausgefüllt zurückgesandt 1453 Fragebögen, was einer im Vergleich
zu anderen Studien guten RUcklaufquote von rund 40 Prozent enspricht.
Um Wahrnehmungs- und Bewertungsmuster auch für jene Kassen zu erhalten, die
wir im Rahmen der Fallstudien näher untersucht haben (und um eine Verbindung
zu den Experteninterviews und Kassenerhebungen herzustellen), wurde das
SampIe so konstruiert, daß a) Zufallsstichproben von Versicherten aus den
Datenbeständen dieser Kassen gezogen wurden und b) Zufallsstichproben aus den




mit Versicherten anderer Kassenarten). Einbezogen wurden Pflichtversicherte,
Rentner und Mitversicherte im Alter von 25-75 Jahren.
Dieses SampIe ist schon aufgrund der Konstruktionsprinzipien nicht statistisch
repräsentativ. Allerdings zeigen Vergleiche mit repräsentativen Daten von GKV-
Versicherten (STATISTISCHES BUNDESAMT 1994) doch eine hohe bis sehr hohe
Übereinstimmung. Dies gilt insbesondere für die Variablen Alter (unter Berück-
sichtigung der o.a. Eingrenzung) und Geschlecht. Signifikante Differenzen zeigen
sich hinsichtlich der Aspekte Kassenart (AOK im SampIe unterrepräsentiert) und
Stellung im Beruf (Arbeiter im SampIe um rund 10% unterrepräsentiert).
Die Durchführung der Fallstudien und Experteninterviews konnte im wesentlichen
nach jenen Kriterien erfolgen, die wir im Fortsetzungsantrag formuliert hatten.
Allerdings ergaben sich nicht unerhebliche Probleme bei der Sicherung des
Feldzugangs: Die von Kassen in zugespitzter Form wahrgenommene Konkurrenz-
situation untereinander machte es erforderlich, sehr viele, zeitlich umfangreiche
"vertrauensbildende" Vorgespräche zu führen. Insbesondere war ein Höchstmaß an
Verhandlungsgeschick erforderlich, um die Beteiligung von Kassen verschiedener
Kassenarten an der gemeinsamen Versichertenbefragung zu erreichen - wobei
Widerstände hier weniger von den Kassen vor Ort, als von den jeweiligen
Verbäden kamen. Unser Design war bewußt auf die Untersuchung einige weniger
Kassen mit "protagonistischen" Modemisierungskonzepten abgestellt - "protago-
nistisch" unabhängig von qualitativen Spezifika definiert als wegweisend im
Rahmen der jeweiligen Kassenart. Deren Auswahl wurde - wie geplant - im
Rahmen von Erstgesprächen in Bundes- und Landesverbänden vorbereitet, in
denen wir um die Benennung von Kassen baten, die bezogen auf den Bereich
Information, Beratung, Gesundheitsförderung innerhalb der Kassenart als
Wegbereiter und Erprober für Strategien und Maßnahmen gelten.
Auf der Basis dieser Empfehlungen wurden sodann in einer größeren Zahl von
Einzelkassen ausfilhrliche (Yz- bis Itägige) Informations- und Akquisitionsge-
spräche gefilhrt, durchgängig mit Geschäftsfilhrem, überwiegend auch mit
Abteilungsleitern für Gesundheitsförderung. Deren Auswertung filhrte zur
Festlegung von 4 Einzelkassen unterschiedlicher Kassenarten, in denen jeweils




in Westdeutschland angesiedelt. Die regionale Siedlungsstruktur variiert erheblich:
Klein-, Mittel- und Großstadt jeweils mit großem ländlichen Einzugsgebiet,
Großstadt in Ballungszentrum. Zu den Erhebungen zählten neben Akten- und
Dokumentenanalysen in erster Linie Expertengespräche von 2-6 Stunden Dauer
mit: Geschäftsführer, Abteilungsleiter Gesundheitsförderung, Rehabilitation,
Leistungen, sowie zumeist weiteren Entscheidungsträgern (Zuständige für
Selbsthilfegruppen, EDV, Marketing, Arbeitgeberbetreuung, Beratung in
unterschiedlichen Feldern etc.)
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
4.1. Die Fallstudien in Einzelkassen
4.1.1 Vielfalt unterschiedlichster Aktivitäten mit einem gemeinsamen
Ergebnis: Erosion bestehender Normalitätserwartungen
Betrachtet man die Aktivitäten, mit denen die vier untersuchten "Vorreiter-
Kassen" im und über den Bereich der Gesundheitsförderung im weitesten Sinne
ihre Unternehmensziele erreichen wollen, so findet sich eine breite Vielfalt von
Ansätzen: vielfältige Gesundheitsförderungskurse. betriebliche Gesundheits-
förderung, Untersuchung der häuslichen Umwelt auf Schadstoffe "auf Rezept", auf
soziale Risikolagen (z.B. Übergang in die Rente) bezogene Vorsorgekuren, Bau
und Betrieb von "Gesundheitszentren", institutionalisierte Einzeldiskussion von
leistungsintensiven "Fällen" mit der Suche nach verursachenden sozialen
Problemlagen und maßgeschneiderten Hilfeangeboten, Installation ständig
betreuter Selbsthilfegruppen (Stellung von Räumen, Bezahlung von Betreuern,
Zuschüsse der Kasse) für Pychiatrie-Patienten zur Vermeidung langdauernder
stationärer Aufenthalte.
Diese auf den ersten Blick heterogenen, zudem in einem Bereich, der im
Durchschnitt unter I% der gesamten Leistungsausgaben ausmacht, angesiedelten
Aktivitäten haben dennoch ein Gemeinsames: sie fallen heraus aus den "Normali-
tätserwartungen", die - von den Versicherten wie den Kassenmitarbeitern - an das
Handeln von Krankenkassen im Umgang mit Krankheit und Krankheitsrisiken
gerichtet werden. Was in den genannten Beispielen aufscheint, hat mit der
klassischen Rolle der "Absicherung der Freistellung von Kranken von




medizinischer Leistungen" nicht mehr viel zu tun. Die klassische Leistungs-
administration wird - in der Tendenz - ersetzt durch vorverlagerte gestalterische
Intervention, wobei zusätzliche Motive in den Vordergrund treten. Aus dem
Kassenhandeln ergab sich bisher eine Normalität versicherungsmäßiger
Bearbeitung von Krankheit und Krankheitsrisiken, die sich in den Erwartungen der
Versicherten bzw. der Mitglieder dieser Gesellschaft verfestigte, aber auch in den
kasseninternen Aufgabenverständnissen und Handlungsorientierungen.
Ändert sich nun das, was als Bedarf anerkannt ist, ändern sich regulatives Handeln
und, konsequenterweise, daraus resultierende Normalitätserwartungen. Wie der
Bedarfsbegriff individuen- wie gesellschaftsbezogen inhaltlich gefüllt wird, wird -
über Krankheitsvorstellungen, soziale Bearbeitungsroutinen, Rollenzuschrei-
bungen und Zumutbarkeitskriterien - in gesellschaftlichen Prozessen entwickelt.
Was demzufolge in den Krankenkassen als Bedarf angesehen wird, bestimmt
Grund, Zeitpunkt, Ziele, Formen und sozialen Gehalt von Regulation und
Intervention. In allen diesen Dimensionen aber weicht das Kassenhandeln in den
meisten der zu Beginn genannte Beispiele erheblich von bisherigen Normali-
tätserwartungen ab:
a) Qnm.d für regulatives Tätigwerden ist nicht mehr, wie bisher überwiegend, das
ärztlich bestätigte Vorliegen einer Erkrankung, die die Erfilllung sozialer Rollen-
verpflichtung temporär oder dauerhaft verhindert oder beeinträchtigt. Grund ist
zumeist vielmehr das Bestehen einer anlage-, verhaltens- oder verhältnis bedingten
Risikolage, die, mit statistisch bestimmter Wahrscheinlichkeit, eine Erkrankung
zur Folge haben kann. Damit zerbröckelt tendenziell auch die bisherige Definition
des "Krankenstatus": Im Randbereich des "being at risk" (Stone) geht es nicht
mehr um die Freistellung von Rollenverpflichtungen gegen Übernahme der
Krankenrolle, sondern um Einnahme eines latenten Status der/des "potentiell
Kranken", dessen Manifestierung durch Übernahme von Vorsorgeverpflichtungen
verhindert werden soll. Damit können auch neue Normalitätserwartungen in bezug
auf Lebensläufe ("Krankheit ist vielfach vermeidbar bzw. ihre Folgen kompensier-
bar, das Leben verlängerbar") und auf das zu ihrer Realisierung notwendige




b) Zeitpunkt: Üblicherweise intervenieren Kassen bisher, wenn "das Kind in den
Brunnen gefallen" ist, also gesundheitliche Beschwerden oder Beeinträchtigungen
vorliegen, die mit Arbeitsunflihigkeit in Beruf oder Haushalt verbunden sein
können, aber nicht müssen. In den neuen Konzepten, für die die Beispiele stehen,
wird die Intervention vorverlagert, richtet sich auf die Vermeidung einer -
statistisch - drohenden Erkrankung.
c) Zk1s< von Intervention waren bisher abgestuft: Bereitstellung und Finanzierung
medizinischer Maßnahmen, finanzielle Absicherung zur Überbrückung prekärer
Lebenslagen, Mitwirkung an der Herstellung neuer Normalität, wenn "restitutio ad
integrum" nicht mehr möglich ist. Neuere Ansätze richten sich dagegen verstärkt
auf Prävention, also Vermeidung von Krankheit, und zwar nicht in erster Linie
durch medizinische Mittel, sondern durch Angebote und Interventionen der
Krankenkassen, mit denen Verhaltensänderungen der Versicherten, aber auch
Änderungen gesundheitsriskanter Verhältnisse angestrebt werden.
d) Die bislang übliche f.Qrm von Regulation war bürokratisch-administrativ
reaktiv. Nunmehr geht es in Teilbereichen um aktive eigenständige - d.h. vor
allem: medizinunabhängige - "Gesundheitsgestaltung". Kassen suchen dabei nicht
nur den direkten Bezug zu den Versicherten und treten in "Institutionen-
konkurrenz" zum Medizinsystem. Sie entwickeln auch neue Dienstleistungs-
konzepte, mit denen größere "Kundennähe" hergestellt werden soll.
4.1.2 Unterschiedliche Modernisierungsmodelle als Folge der Infragestel-
lung kultureller Selbstverständlichkeiten
Was die von uns untersuchten "Vorreiter-Kassen" gemeinsam vom Gros der
gesetzlichen Krankenkassen abhebt, ist die in Handeln umgesetzte Erkenntnis, daß
die veränderte Situation die Infragestellung bisheriger, für das Krankenver-
sicherungssystem insgesamt oder für die jeweilige Kassenart kennzeichnender
kultureller Selbstverständlichkeiten in bezug auf die Verständnisse von Aufgaben,
Verfahrensweisen und Selbstbild der Organisation erfordert. Die allgemeine
Umbruch- und Krisensituation mit ihren Handlungszwängen trifft die Kassen
allerdings nicht in gleicher Situation. Aktivitäten zur Sicherung von Effektivität
und Effizienz der finanzierten Leistungen und zur Verbesserung der Wettbewerbs-




Hintergrund unterschiedlicher Rahmenbedingungen oder "Datenkränze" , wie sie
etwa durch Versicherten- bzw. Risikostrukturen oder regionale Wettbe-
werbsbedingungen gegeben sind. Allerdings gehen diese nicht als gleichsam
"objektive" unmittelbar in die Strategieentwicklung ein. Sie werden vielmehr
unterschiedlich und je besonders wahrgenommen, gedeutet und zum Bezugspunkt
von Handlungsstrategien gemacht.
Dabei spielen zunächst die angesprochenen "kulturellen Selbstverständlichkeiten"
eine wesentliche Rolle. Daß deren Tauglichkeit unter veränderten Bedingungen
radikal infragegestellt ist, wird in unterschiedlichen Kassen unterschiedlich schnell
realisiert. In einem Großteil behindert die Trägheit, das Beharrungsvermögen
kultureller Momente den notwendigen Wandel und nur in einem kleinen Teil -
eben den "Vorreiter-Kassen" - wird erkannt, daß nicht nur neue Maßnahmen,
sondern auch Veränderungen des ihnen zugrunde liegenden Organisations-
verständnisses erforderlich sind.
Kassen-Differenzen resultieren dabei nicht nur aus unterschiedlichen Hand-
lungsbedingungen, sondern auch aus dem Weiterwirken organisationskultureller
Traditionen und - auffiilligerweise - aus dem Handeln einzelner Personen, vor
allem auf der Ebene der Geschäftsftlhrungen, die ihre Einsichten gegen den
Widerstand althergebrachter Strukturen mit zäher Beharrlichkeit zu realisieren
versuchen. Die Bedeutung personalen Engagements von Individuen für die
Entwicklung von Organisationen und den Umbruch ihrer gewachsenen kulturellen
Strukturen - sowohl in der betriebswirtschaftliehen Theorie wie der Politischen
Ökonomie unterschätzt - wird in den von uns untersuchten "Vorreiter-Kassen"
augenfällig. Es ist dabei in unseren Fällen erstaunlicherweise nicht durchgängig
so, daß neue Konzepte von "brain-trusts" oder einzelnen Innovatoren in Bundes-
bzw. Landesverbänden oder Hauptverwaltungen entwickelt werden und beim
Versuch der "top-down"-Durchsetzung auf die Schwerfälligkeit der Organisatio-
nen vor Ort treffen. Vielmehr findet sich auch der umgekehrte Fall: Gestaltungs-
willige Geschäftsftlhrer in Einzelorganisationen müssen sich nicht nur mit
bremsenden Strukturen innerhalb derselben auseinandersetzen, sondern, beim
Versuch sie "bottom-up" (im Bundes- oder Landesverband) oder in der Breite (in




Behinderungen seitens der "Zenralen" oder der "Schwester-Organisationen". Sie
befinden sich also in der Situation einer Lokomotive, die nicht nur einen trägen
Zug anziehen, sondern gleichzeitig einen weiteren vor sich herschieben muß.
4.1.3 Vier Fallstudien, vier Modelle der Modernisierung des Kassenhau-
delns
Zum Abschluß der skizzenhaften Darstellung und vorläufigen Interpretation
zentraler Befunde unserer qualitativen Untersuchungen "neuen" Kassenhandelns
sollen nun die vorgefundenen Modernisierungsmodelle auf hohem Allge-
meinheitsniveau kurz benannt und charakterisiert werden:
Fall A: Modernisierung als permanente Infragestellung
Die relativ kleine Ortskrankenkasse im ländlichen Raum hat sich aufgrund ihrer
regional beherrschenden MarktsteIlung bisher verstanden als "die" kommunale
Krankenversicherung mit Verantwortlichkeit nicht nur für ihre Versicherten,
sondern für die Region insgesamt, eine Position, die durch die wahrgenommenen
Wettbewerbszwänge nunmehr relativiert wird. Ihr Modernisierungsmodell kann,
unter dem Stichwort "Aufgabenbezug", allgemein gekennzeichnet werden als
Versuch der Lösung - als weitgehend kongruent angesehener - unternehmens- wie
gesellschaftspolitischer Aufgaben auf eher wertkonservativer Basis, aber dennoch
in ständiger Auseinandersetzung mit eingefahrenen Strukturen, die sowohl
Forderungen an das Versichertenverhalten und die eigene Belegschaft (unter
Stichworten wie Eigenverantwortung und Förderung von Selbsthilfefiihigkeit,
Engagement und Kostenmanagement), als auch Konflikte mit Leistungsanbietern
wie innerhalb der eigenen Kassenart einbegreift. Vorrangige Ziele sind Krank-
heitsbewältigung und -verhütung sowie Sicherung von Wirtschaftlichkeit.
Gesundheitsforderung wird seit Jahrzehnten - seitdem der jetzige Geschäftsfilhrer
verantwortlich tätig ist - als unternehmens- wie sozialpolitische Aufgabe begriffen
und ständig weiterentwickelt, was sich auch an einem weit überdurchschnittlichen
Anteil der dafür aufgewendeten Mittel an den Leistungsausgaben insgesamt zeigt.
Allein schon wegen dieser Tradition ist das breit gefächerte, mit dem doppelten
Ziel von Krankheitsverhütung und Kostensenkung begründete Angebot




institutionalisierte Bearbeitung leistungsintensiver EinzelflilIe mit dem Ziel, Hilfen
durch Bearbeitung sozialer Problemlagen zu entwickeln, Beratungsaktivitäten und
die Kooperation mit anderen einschlägig tätigen Institutionen einschließt, nicht
dem Verdacht reiner Wettbewerbsorientierung ausgesetzt.
Das "Dienstleistungskonzept" der Kasse ist dementsprechend als sozusagen
"extensiv" zu kennzeichnen: Wenn ein breites und vielfältiges Angebot vor-
gehalten werden soll, wenn die Versicherten gleichsam "nachgehend" betreut
werden sollen, wenn eine aktive Auseinandersetzung mit sozialen Problemlagen
stattfinden und individuelle Lösungen gefunden werden sollen, kann dies nur
durch entsprechenden mengenmäßigen Einsatz an Gesundheitsförderungskräften.
des weiteren aber auch durch Anforderungen an die inhaltliche und zeitliche
Einsatzbereitschaft der Kassenmitarbeiter (z.B. als Ansprechpartner an ihrem
Wohnort auch außerhalb der Arbeitszeit) gewährleistet werden. Insgesamt wird für
die Entwicklung des Unternehmenskonzepts zwar immer wieder externer
Sachverstand herangezogen, er wird jedoch quasi für die eigenständige, paterna-
listisch fundierte Entwicklung von Konzepten und Problemlösungen instrumen-
talisiert.
Fall B: Modernisierung als konfliktvermeidende Optimierung
Die große, bundesweit operierende Ersatzkasse entwickelt ihre Konzepte vor allem
unter der Kauteie quantitativer Wachstums- und Marktziele und versteht sich dabei
als "großer Dampfer", der - erstaunlicherweise - gerade aufgrund seiner Größe im
Hauptfahrwasser bleiben und vorsichtig manövrieren muß. Ihr Modernisie-
rungsmodell kann deshalb - unter dem Stichwort "Größenbezug" - allgemein
gekennzeichnet werden als zentralistisch-expertokratische Optimierung von
Leistungen und Abläufen unter Vermeidung von Konflikten - sowohl mit den
Erwartungen der Versicherten, als auch mit den Leistungserbringern. Vorrangige
Ziele sind Mitgliederzuwachs sowie, nachgeordnet, Überwachung und Steuerung,
Effektivierung und Qualitätssicherung.
Gesundheitsförderungsaktivitäten werden - im wesentlichen auf der Basis des
medizinischen Riskofaktorenkonzepts - in relativ breiter Vielfalt angeboten.




und neuer - zum Teil lebenslagenbezogener - Formen von Vorsorgekuren. Neue
Ansätze werden allerdings - entsprechend der Philosophie des "großen Dampfers"
- nur sehr vorsichtig umgesetzt, im Wesentlichen bewegt man sich in der
Gesundheitsförderung im Bereich des Bekannten und Bewährten. Nach Konzepten
betrieblicher Gesundheitsförderung, mit denen den oben stichwortartig benannten
Schwierigkeiten und "Rückständigkeiten" Rechnung getragen werden könnte, wird
derzeit tastend gesucht. Das Ziel von Gesundheitsförderung wird beschrieben mit
dem Stichwort "Qualität statt Masse" - worin sich zunächst Distanz gegenüber
reiner Wettbewerbsorientierung, aber auch Kritik an der Qualität und dem
unzureichenden Problemgruppenbezug (Mittelschichtorientierung) von ein-
schlägigen Kursen verbirgt. Dementsprechend richten sich verschiedenartige
Qualitätssicherungsbemühungen auf diesen Bereich. Insgesamt kann man sich aber
des Eindrucks nicht erwehren, daß Gesundheitsförderung im Modernisie-
rungskonzept der Kasse nicht unbedingt eine zentrale Stellung einnimmt, teilweise
eher legitimatorischen und "Spielwiesen"-Charakter hat.
Wenn das Modernisierungsmodell der Kasse als zentraIistisch-expertokratisch
optimierend bezeichnet wurde, so resultierte dies dementsprechend nicht
unwesentlich aus der Analyse der vorgefundenen Dienstleistungs- und Organi-
sationsentwicklungskonzepte. Es geht in ihnen weniger um die Verbesserung der
direkten Kundenbetreuung - hier wird offensichtlich nur geringer Handlungsbedarf
gesehen. Schwerpunktmäßig zielen sie vielmehr auf die Optimierung interner
Abläufe und kassenspezifischer Leistungsangebote sowie die Überwachung und
Steuerung der Arbeit der Geschäftsstellen vor Ort. Dafür werden • nicht zuletzt
durch externe Experten - Informationssysteme und Qualitätssicherungsverfahren
entwickelt, werden Umorganisationen vorgenommen (und auch wieder rückgängig
gemacht), wird Personalentwicklung durch Schulungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen betrieben, aber auch durch das Abrücken von der klassischen
"Dienstordnungs"-Karriere über die Rekrutierung von Quereinsteigern mit
"sozialversicherungsfremden" Qualifikationen.
Fall C: Modernisierung als kultureller Wandel in der Nische
Diese relativ kleine Innungskrankenkasse im großstädtischen Ballungsraum




des Handwerks und seiner Beschäftigten in sozusagen allen Lebenslagen. Trotz
ihrer relativ gesicherten Position in einer Marktnische (zwar geringer Anteil an
allen Versicherten, aber hoher "Abdeckungsgrad" der Innungen der Region)
entwickelt sie aber - in kongenialem Austausch mit ihrem Bundesverband - immer
wieder neue und zum Teil die Grenzen des herkömmlichen Krankenversiche-
rungsverständnisses deutlich überschreitende Ansätze im Leistungsspektrum und
der Kundenbetreuung. Ihr Modernisierungsmodell kann - unter dem Stichwort
"Klientelbezug" - allgemein gekennzeichnet werden als Durchsetzung kassen-
politischer Innovationen, nicht zuletzt auf der Basis organisationsinternen
kulturellen Wandels, unter Bezugnahme auf eine in ihrem Selbstverständnis relativ
homogene Klientel: die Gemeinschaft des Handwerks.
Im Bereich gesundheitsförderlicher Aktivitäten entwickelt die Kasse - in
Zusammenarbeit mit ihrer Dachorganisation - neue Modelle und hebt sich kritisch
von ausschließlich wettbewerbsbezogenen und auschließlich auf dem medizini-
schen Risikofaktorenkonzept basierenden Aktivitäten ab. Gesundheitsförderung
nimmt dabei einen weit überdurchschnittlichen Anteil an den Leistungsausgaben
ein. Inhaltliche Stichworte dafür sind etwa die Finanzierung geprüfter alternativer
Heilmethoden, der Umweltcheck auf Rezept, das Angebot betrieblicher Gesund-
heitsförderung auf der Basis gründlicher Datenanalysen, schließlich der unter dem
Begriff "Lebensphasenmodell" unternommene Versuch, überindividuell problema-
tische Situationen im Lebensverlauf als typische Interventionspunkte zu
identifizieren und Maßnahmeangebote darauf auszurichten.
Zusammenfassend wurde das Modernisierungsmodell unter den Obergriff
"kultureller Wandel" gestellt. Dies paraphrasiert nicht nur die bereits ange-
sprochenen Überschreitungen der (kulturellen) Grenzen eines traditionellen
Krankenversicherungsverständnisses, sondern bezieht sich wesentlich auch auf die
"innere" Modernisierung, d.h. auf Organisations- und Dienstleistungskon-
zeptentwicklung. Wie nirgends anders drängt für das organisationsbezogene
Modernisierungskonzept der Begriff "Unternehmenskultur" auf. Es geht dabei
nämlich nicht nur um den Einsatz neuer Instrumente wie Unternehmensplanung,
Arbeit mit Zielvereinbarungen oder "24-Stunden-Service" im - vor allem antrags-




bürokratischen Strukturen und Verhaltensmustern, die nicht zuletzt über
systematische Fort- und Weiterbildung aller Mitarbeiter erreicht werden soll.
Auffiillig sind dabei vor allem Begriffe wie "ständige Suche nach neuen, mach-
baren Ideen", "kreative Unruhe" oder auch die Hervorhebung des Verständnisses
eines insgesamt jungen teams im Austausch von Ideen innerhalb der Hierarchie.
Fall D: Modernisierung als Anpassung an Gegebenbeiten
Die Betriebskrankenkasse eines großen Industrieunternehmens mit mehreren
Werken in unterschiedlichen Regionen entwickelt in ihrer Hauptverwaltung, auch
im Austausch mit Konzepten des BKK-Bundesverbandes, durchaus neue
Konzepte im Bereich der Rehabilitation und der - insbesondere betrieblichen -
Gesundheitsförderung. Deren Umsetzung vor Ort steht aber unter der doppelten
KauteIe werksspezifischer und regionaler Besonderheiten. Insofern kann hier nicht
das Modernisierungsmodell der Kasse insgesamt, sondern nur seine spezifische
Konkretisierung in der untersuchten Verwaltungsstelle gekennzeichnet werden, die
sich am Rande einer Kleinstadt in eher ländlicher Region befindet. Diese
Ausprägung kann - unter dem Sichtwort "Betriebsbezug" - allgemein charakteri-
siert werden als erzwungene oder nachholende Modernisierung, als Anpassung
vorhandener Ansätze an die restriktiven Bedingungen des betrieblichen Hinter-
grunds zum einen und der regionalen Wettbewerbssituation zum anderen. Solche
Anpassung, die auch als Reduktion entwickelter Konzepte einer "Vorreiter-Kasse"
auf das in der Kassenlandschaft Gängige beschrieben werden kann, ist
konsequenterweise durch ein geringes Maß an Konflikten - sowohl in bezug auf
Adressaten, als auch in bezug auf die kritische Auseinandersetzung mit
vorhandenen Konzepten - geprägt.
Gesundheitsförderung wird - in Zusammenarbeit mit lokalen Einrichtungen wie
VHS - weitgehend im Rahmen traditioneller Kurse auf der Basis des Risiko-
faktorenkonzepts angeboten und wesentlich auf Image- und Wettbewerbsfaktoren
reduziert. Sonstige Aktivitäten bleiben überwiegend im Rahmen eines herkömm-
lichen Verständnisses des Kassenhandelns (z.B. Fallorientierung bei Langzeit-
krankheit, unhinterfragte Rolle des Arztes als Dreh- und Angelpunkt), trans-
zendieren dies nur dort, wo bereits entwickelte Konzepte problemlos nutzbar sind.




BKK-Bundesverbandes (z.B. Vorsorgekuren für Versicherte im Übergang zum
Ruhestand), sondem auch auf Kooperation mit dem Hauptkonkurrenten (etwa in
der Trägerschaft einer pharmazeutischen Beratungsstelle). Insbesondere das
Instrument "betriebliche Gesundheitsförderung" bleibt am Ort - trotz der Einsicht,
daß der Mitteleinsatz dafilr in naher Zukunft den für allgemeine Gesund-
heitsförderung übersteigen wird - völlig unentwickelt. Systematische Umsetzung
eines bei der BKK vorhandenen Konzepts wird hier ersetzt durch spontane
Einzelaktionen in Zusammenarbeit mit betrieblichen Instanzen, die auf der Basis
von Nähe und "Sich-Kennen" funktioniert.
Das "Dienstleistungskonzept" der Kasse erscheint gerade im Spiegel von
angesprochenen, in der Planung befindlichen, aber noch nicht umgesetzten
Veränderungen als verbesserungsbedürftig. Dies bezieht sich zum einen auf den
Kundenkontakt, der, wie eingangs bereits angesprochen, darunter leidet, daß die
Kasse nur mit einer Verwaltungsstelle in der Region präsent ist. Dies bringt zum
einen das Problem, daß sich der "Kundenantrag" der aktiv Versicherten weit-
gehend auf die Schichtwechselzeiten beschränkt, zum anderen jenes, daß die
Betreuung der nicht-aktiven zu wünschen übrig läßt. Hier setzen denn auch die
Überlegungen zur Verbesserung an: Ausbau von wohnortnahen und telefonischen
Serviceangeboten, Ausbau eines nachgehenden Außendienstes o. dgl. Gleichzeitig
richtet sich die Kritik aber auch nach innen, insbesondere auf die als zu gering
angesehenen Spielräume zu eigenständigem Handeln gegenüber der Haupt-
verwaltung.
4.2 Durchführung und Ergebnisse der Versicherten-Befragung
Der durch die veränderten Wettbewerbsbedingungen in Gang gesetzten Moderni-
sierungsprozeß in der GKV, wie wir ihn ausschnitthaft empirisch erfaßt haben,
folgt zweifellos unterschiedlichen Zielsetzungen und Handlungsparametem. Eine
stärkere BerUcksichtigung von AnsprUchen und Erwartungen der Versicherten -
wettbewerblieh relevant und gesundheitspolitisch begrUndbar - ist in diesem
Kontext aber ein ganz wesentlicher Orientierungspunkt. Vorstellungen von
"Bedarf' an wie "Nachfrage" nach spezifischen Dienstleistungs-Angeboten sind in
der GKV jedoch, wie auch in anderen sozialstaatliehen Institutionen oder




Analysen und Forschungsaktivitäten. Es stellt sich daher die Frage, inwieweit die
Angebote und Maßnahmen der Kassen tatsächlich auch auf das Interesse der
Versicherten stoßen. Ein verändertes, stärker auf aktives und präventives "Risiko-
Management" gerichtetes gesundheitspolitisches Funktionsverständnis von Kassen
wird sicherlich nur praktisch erfolgreich, wenn es weitgehend komplementär zu
den Ansprüchen maßgeblicher Versichertengruppen ist. Konkret angesprochen
sind damit Fragen wie:
Inwieweit nehmen Versicherte überhaupt Veränderungen in den Dienst-
leistungs-Angeboten ihrer Krankenkasse (positiv) wahr? Oder dominieren hier
aufgrund zumeist geringer Vergleichsmöglichkeiten und eher geringer persön-
licher Erfahrungen allgemeine Einschätzungen und Stereotype?
Folgt die Wahrnehmung "der Krankenkasse" noch tradierten Zuschreibungen
und Assoziationen, die Kassen eher im Umfeld von Behörden und Bürokratien
verorten? Wird Kassen als Institutionen der Sozial-VersicheruDl: überhaupt
Kompetenz für gesundheitsbezogene Probleme zuerkannt?
Inwieweit stoßen neuere Kassen-Angebote (Beratung, Information, Gesund-
heitsförderung) tatsächlich auf allgemeines Interesse oder beschränkt sich dies
auf einzelne Gruppen?
In welchem Maße erscheint das GKV-Solidarprinzip Versicherten aufgrund
seiner egalitären und bedarfs-orientierten Regulationsprinzipien als adäquate
Form der Risikovorsorge? Inwieweit werden Differenzierungen, individuell
zugeschnittene Beitrags- und Leistungs-Verträge als sinnvolle und "zeitgemä-
ßere" Alternative bewertet?
Einige ausgewählte und zentrale Befunde der (noch laufenden) Auswertung der
standardisierten Versichertenbefragung werden im folgenden dargestellt.
4.2.1 Wahrnehmung und Beurteilung der Kassen
Was die die "Vorreiterschaft" der von und ausgewählten Kassen inhaltlich umfaßt
und wie diese Kassenpolitik gesundheits- und lebenslaufpolitisch einzustufen ist,
haben wir bereits zusammenfassend dargestellt. Zu fragen bleibt, zu welchen Ur-
teilen die jeweilige "Klientel" der Kassen gelangt, inwieweit also teilweise kon-
fliktorische, durchgängig aber zeit-, personal- und finanzaufwendige Modernisie-





Die Beantwortung dieser Frage fällt methodisch nicht leicht. Wir haben nach der
Erhebung unterschiedliche Vergleichsgruppen für jede Einzelkasse konstruiert, un-
ter anderem: a) Mitglieder derselben Einzelkasse in anderen Orten/Regionen der
BRD und b) Mitglieder anderer Kassen und Kassenarten in derselben Stadt/Regi-
on. Es hat sich jedoch durchgängig gezeigt: Beide weisen durchgängig und
konstant erhebliche Abweichungen hinsichtlich der Versichertenstruktur und
zentraler sozio-demographischer Variablen auf (Geschlecht, Alter, Bildung, SteI-
lung im Beruf, Erwerbsstatus, Verdienst, Versichertenstatus, chronische Erkran-
kung, Behinderung etc.). Alle diese Variablen haben jedoch ihrerseits einen nicht
unerheblichen Einfluß auf Wahrnehmungsmuster und Anspruche in Bezug auf
Kassen-Funktionen und -Angebote.
Als allgemeines Ergebnis ist in diesem Zusammenhang zunächst hervorzuheben:
Eine "positive" Bewertung der Kasse, d.h. die Wahrnehmung persönlich zufrie-
denstellender und zur Lösung gesundheitsbezogener und/oder versicherungs-
rechtlicher Fragen hilfreicher Kassenleistungen hängt deutlich zusammen insbe-
sondere mit dem Alter und der Betroffenheit von Krankheit. Die Erfahrung einer
zufriedenstellenden Ausfüllung von Funktionen durch die Kasse, die über Ver-
waltungsleistungen hinausreichen und sie als Beratungseinrichtung qualifizieren,
wird sehr viel deutlicher artikuliert von Älteren, Rentnern, chronisch Erkrankten
und Behinderten. Weiterhin sind nehmen Positivurteile mit ansteigender Häufig-
keit und Intensität persönlicher Kontakte mit der Kasse zu. Dies mag einerseits
damit zusammenhängen, daß ein Kassenwechsel für Ältere sehr viel weniger
akzeptabel oder lohnend erscheint, was nicht ohne Einfluß auf Zufriedenheits-
Urteile bleibt. Andererseits zeigt sich aber auch, daß mit dem Grad persönlicher
Kenntnisse und direkter Kontakte eine zuvor diffuse Skepsis und tendenziell
kritische Haltung revidiert wird. In dem Maße also, wie Kassen sich hinausgehend
über ihre traditionellen Funktionen auch als Informations- und Beratungsstelle
profilieren, würden sich danach Akzeptanz und Positivresonanz für diese Funktion
erhöhen - vergleichbare Qualität der Leistungen wie bislang vorausgesetzt.
Im Hinblick auf unterschiedliche Bewertungen der einzelnen Kassen unserer
Fallstudien in dieser Perspektive ist festzuhalten: Direkte "Paarvergleiche" von




interpretationsfllhige Befunde. Deshalb bleibt nur der Weg über multivariate Ver-
fahren der Datenanalyse. Auf Details der sehr umfangreichen und zeitaufwendigen
Datenanalyse sei an dieser Stelle verzichtet. Als Indikatoren zur Kennzeichnung
von Wahrnehmungs- und Bewertungsmustern von Versicherten für "ihre" Kasse
wurden aus ca. 20 abhängigen Variablen des Fragebogens insgesamt fünf über-
geordnete neue Kategorien gebildet: (1) Gesamtbewertung der Dienstleistungs-
qualitäten (2) Positivveränderungen in den letzten Jahren (3) Beratungs-Qualität
(4) Bürokratische Elemente (5) Leistungen am Rande oder außerhalb der
Krankenversicherungs-Zuständigkeit.
Berücksichtigt man a) im Prinzip geringe direkte Vergleichsmöglichkeiten von
Versicherten, (b) relativ seltene konkrete und persönliche Erfahrungen von Kas-
senkontakten und (c) Einflußeffekte von Marketing, Werbung etc. auf individuelle
(Vor-)Urteile, so ist überraschend, daß sich unsere Differenzierung zwischen den
Kassen hinsichtlich der Quantität und Qualität gesundheitspolitisch innovativer
Akzentsetzungen relativ deutlich auch im Urteil der Versicherten widerfindet. Die
Kassen A und C werden relativ durchgängig, d.h, hinsichtlich mehrerer Indika-
toren, deutlich positiver als ihre jeweiligen Vergleichsgruppen bewertet. Dieser
Effekt ist - wie die logistische Regression zeigt - auch ein Kasseneffekt, also nicht
allein erklärbar aus der jeweils besonderen Versichertenstruktur. Die Kasse B liegt
im Durchschnitt, Abweichungen sind nach oben und unten sind allein bewirkt
durch die Versichertenstruktur. Kasse D schließlich wird in einigen Punkten
durchschnittlich, in einigen negativer bewertet als Vergleichsgruppen, hier ist
jedoch ein signifikanter Kassen-Effekt nachweisbar. Versicherte zeigen sich also -
zusammenfassend interpretiert - durchaus sensibel gegenüber Modemisierungspro-
zessen in ihrer Krankenkasse und registrieren neue Angebote und Service-
leistungen im Bereich Beratung, Information und Gesundheitsförderung auch als
positive Veränderung.
4.2.2 Gesundheitsbezogene Beratung durch die Krankenkasse
Mit der Intensivierung ihrer Informations- und Beratungs-Aktivitäten für Versi-
cherte in den letzten Jahren folgen die Krankenkassen der Anforderung von § 1
SGB V : "Die Krankenkassen haben den Versicherten dabei durch Aufklärung,




hinzuwirken". Die Marketing-Schlagzeile der Ortskrankenkassen: "Wir sind
immer für Sie da" dokumentiert jenseits ihrer persuasiven Semantik die Leitvor-
stellung von Fürsorge, persönlicher Betreuung und Problemhilfe als quasi lebens-
weltliche Aufgabenstellung und -erfüllung durch die Krankenkasse. "Beratung"
erscheint also als eine Aufgabe, in der Kassen qualifizierte Dienstleistungs-
funktionen erfüllen, "Kundennähe" dokumentieren und damit gegenüber Mit-
gliedern wie potentiellen Neumitgliedern auf besondere Leistungen verweisen
können. In Anbetracht der durch das Sozialgesetzbuch detailliert vorgeschriebenen
Möglichkeiten zur Leistungsbewilligung ist dieses Tätigkeitsfeld (neben Gesund-
heitsförderung, Information und z.T. auch Rehabilitation) daher besonders wettbe-
werbsrelevant.
In unserer Befragung hatten wir neun unterschiedliche Beratungsthemen (u.a.:
über Arzneimittel-Unbedenklichkeit, den Nutzen "alternativer" Medizin etc.)
vorgegeben und danach gefragt, ob man für solche Fragestellungen und Probleme
mehr Beratung für notwendig hält. Hierbei konnte unterschieden werden, a) ob
ganz allgemein (also unabhängig davon, welche Institution dies erfiillen solle)
mehr Beratung notwendig sei sowie b) ob diese Aufgabe, bezogen auf das
jeweilige Problemfeld auch von der Krankenkasse erfiillt werden sollte. Zusätzlich
dazu hatten wir - mit inhaltlich und sprachlich parallelisierten items - erfragt, ob
man sich persönlich in der letzten Zeit in einer solchen Problemsituation mit
Beratungsbedarf befunden hat. Die Grundauszählung dieser Fragen erbringt
zunächst folgende Befunde:
Insgesamt wird in sehr hohem Maße ein Mehr an Beratung für die von uns
thematisierten Problemsituationen für notwendig erachtet. Rund 70-90% der
Befragten - je nach Thematik - votieren für mehr Möglichkeiten und Angebote zu
persönlicher gesundheitlicher Beratung. Am stärksten ausgeprägt ist dies (90%)
für Umwelt- und Ökologie-Fragen, für den Aspekt "Unbedenklichkeit von Arznei-
mitteln" und auch für "alternative" Medizin. Für die Krankenkasse wird dabei ein
spezifisches inhaltliches Kompetenz-oder Zuständigkeits-Profil erkennbar. "Um-
welt"-Fragen und ökologische Aspekte erscheinen nicht als Domäne und
Auskunftsbereich von Kassen. Auf der anderen Seite werden - so nicht ohne




prüfung der ärztlichen Diagnostik und Therapieformen zu einem Beratungsfeld der
Kassen deklariert.
Weitere - damit zusammenhängende - recht aufschlußreiche Befunde ergeben sich,
wenn man nach differenzierenden soziodemographischen und anderen Aspekten
fragt, die mit einem höheren oder niedrigeren Maß an artikulierten Beratungs-
wünschen einhergehen. Gesundheits- und krankheitsbezogene Aspekte, dies muß
überraschen, zeigen hier keinen oder nur einen statistisch insignifikanten Zusam-
menhang. Weder die subjektive Einschätzung des eigenen Gesundheitszustands,
noch das Vorliegen einer chronischen Erkrankung, noch die Zahl der Arztbesuche
beeinflussen das Antwortverhalten in der hier diskutierten Frage. Das gleiche gilt
für die beiden Aspekte "medizinisches Wissen" (Selbsteinstufung des Kenntnis-
standes in Gesundheits-, Krankheits-, Therapie-Fragen) und das Ausmaß der
"gesundheits- bzw. krankheitsbezogenen Lese- und Informations-Interessen"
(Selbsteinstufung). Es zeigt sich jedoch anderseits durchgängig, d.h. für alle
thematisierten Problemsituationen, daß die Altersvariable einen entscheidenden
Einfluß auf die Artikulation von Beratungs-Ansprüchen hat. Mit Ausnahme der
Altersgrupe der über 69jährigen, die in einigen der thematisierten gesundheitlichen
Problemfelder einen "Knick nach oben" zeigt, verlaufen die Alterskurven relativ
durchgängig von oben nach unten, d.h.: Jüngere benennen häufiger als andere
Altersgruppen die Notwendigkeit von mehr Beratungsangeboten.
Zu interpretierende und in Einklang zu bringende Befunde sind in diesem Kontext:
einerseits das insgesamt sehr hohe Ausmaß, mit dem - altersunabhängig - für mehr
Beratungsangebote in alltäglichen gesundheitlichen Problemsituationen votiert
wird, die (hier nicht dokumentierte) vergleichsweise nur geringe Beeinflussung der
Antwortmuster durch die Dimension konkreter persönlicher Betroffenheit zum
zweiten, und die starke Altersvarianz (unabhängig von gesundheits- und bildungs-
spezifischen Aspekten) zum dritten. Maßgeblich sind dabei wohl zunächst nicht
unerhebliche, persönlich erfahrene Defizite im medizinischen Versorgungssystem
- dies zeigen Ergebnisse unserer Studie im Kontext der Bewertung des
Medizinsystems. Das in der ärztlichen Sprechstunde von der Mehrzahl der
Befragten so erkannte Defizit an "sprechender" Medizin bewirkt einen allgemeinen




fragen außerhalb der Arztpraxis, durch andere Institutionen unter Einschluß der
Krankenkassen. Basis dafür sind wohl - auch in unseren Daten erkennbare -
Irritationen, Verängstigungen, Desorientierungen, was ökologische Bedrohungen
und "Gesundheitsrisiken" betrifft. "Beratung" als persönliche und kommunikative
Plattform der Informationsvermittlung erscheint hier als naheliegende Form der
Problemlösung - unabhängig davon, ob man sie auch nutzt und persönlich als
erfolgbringend einschätzt.
Maßgeblich für diesen Befund sind nach unserer Auffassung mehrere Aspekte.
Der Anspruch an Information, Transparenz, Beratung ist - auch in anderen
Erfahrungszusammenhängen - bei Jüngeren stärker ausgeprägt. Weiterhin haben
Jüngere in noch sehr geringem Maße Kenntnisse über und Erfahrungen mit der
Institution GKV, bei ihnen bedeutet "Beratung durch die Krankenkasse" nicht
unbedingt einen Bruch mit erworbenen Vorurteilen und Stereotypen von der Kasse
als bürokratisch geprägter Organisation mit Verwaltungsfunktion. D.h., hier deutet
sich ein Wandel im Verständnis der Institution GKV an, bei dem die Funktionen
und Zuständigkeiten der Krankenkasse zunehmend auch in der thematischen Nähe
anderer Beratungseinrichtungen (AIDS-, Drogen-, Verbraucherberatung) wahr-
genommen werden.
Schließlich kommt in den obigen Befunden aber wohl auch eine generalisierte
Anspruchs- und Erwartungshaltung zum Ausdruck: "Beratung" erscheint als
zentrales und elementares Charakteristikum der "Informations"- wie auch der
"Dienstleistungs"-Gesellschaft. Beratungsmöglichkeiten vorzuhalten, ist danach
im subjektiven Anspruchshorizont eine basale Aufgabe sozialstaatlicher Institu-
tionen, um so mehr, wenn es um existentielle gesundheitliche Gefilhrdungen, um
Risiken für die psycho-physische Integrität des Individuums geht.
4.2.3 Gesundheitsfdrderungs-Maßnahmen: Teilnahme und Bewertung
17% der Bevölkerung, haben nach einer repräsentativen Befragung (KIRSCHNER
U.A. 1994) schon einmal einen Gesundheitskursus besucht, bei Volkshochschulen,
Vereinen, Kirchen, zumeist jedoch bei einer Krankenkasse. Dabei wurden ganz
erhebliche Differenzen zwischen Männern (12% Teilnehmer) und Frauen (21%)




heiten, Beschwerden" geben 42% als Motiv an, "Ich wollte etwas für mein Wohl-
befinden tun" sagen 41%. Unter Einbezug unterschiedlicher Verhaltensweisen
(wie Rauchen, Ernährung, Sport, Arztbesuche, Teilnahme an Früherkennungsun-
tersuchungen), formulieren die Autoren der Studie ein Profil der Teilnehmer an
Gesundheitskursen. Diese leben (1) häufiger gesundheitsbewußt als der Bevöl-
kerungs-Durchschnitt (Rauchen, Sport, Alkohol), (2) nehmen häufiger die medizi-
nische Versorgung in Anspruch (Zahl der Arztbesuche, Teilnahme an Früher-
kennung) und (3) beurteilen den eigenen Gesundheitszustand schlechter oder sind
häufiger von Krankheiten betroffen. Teilnahme an Gesundheitsförderungs-Maß-
nahmen wäre danach also eine Reaktion auf Krankheiten und Beschwerden und
eingebettet in ein insgesamt "gesundheitsbewußteres" Alltagsverhalten.
Unsere Versicherten-Befragung hat diese Befunde weitgehend bestätigt. Die
zuletzt in den Medien gehäuft publizierte Bewertung von Kassen-Kursen als reines
"Freizeitvergnügen" ist eine Stilisierung. Andererseits wird aus unserer Befragung
jedoch auch deutlich: Teilnehmer an Gesundheitsförderung sind eine "geschlosse-
ne Gesellschaft", eine Gruppe, die immer wieder (oft mehrere) Kurse besucht und
die sich besonders intensiv und häufig mit gesundheitlichen und medizinischen
Fragen beschäftigt.
"Gesundheit" spielt in den Interessen und Motiven dieser Gruppe (zumeist
Frauen, 30-50jährige, mittleres Bildungsniveau, Angestellte) eine sehr große
Rolle. Dabei ist es weniger eine schwerwiegende akute oder chronische
Erkrankung, die zu veränderten Alltagsgewohnheiten und zum Besuch von Kursen
fuhrt - chronisch Kranke oder Behinderte sind keineswegs öfter als Teilnehmer
vertreten. Maßgeblich sind vielmehr erste Erfahrungen nachlassender Leistungs-
voraussetzungen und gehäufter auftretende oder länger anhaltende Gesundheitsbe-
schwerden. Diese Erfahrung führt allerdings nicht zwangsläufig und über alle
Bevölkerungskreise hinweg zu "präventivem" Verhalten und zu einem Besuch von
Gesundheitskursen. Welche weiteren Faktoren hinzu kommen müssen (Verantwor-
tung für Kinder, zeitliche Spielräume, Normen von Bezugsgruppen), ist eine
offene und noch unbeantwortete Forschungsfrage.
Wer schon einmal einen Kurs besucht hat, wird dies wahrscheinlich wieder tun,




hoch wahrscheinlich. Die Frage, ob man in Zukunft wohl einen Gesundheitskurs
besuchen wird, bejahen 9 % der Befragten ohne bisherige Kursbesuche, 39 %
derjenigen mit einem Kursbesuch, 74 % derjenigen mit 2 und mehr. Das Interesse
an organisierter Gesundheitsförderung ist bei dem in dieser Hinsicht noch
unerfahrenen Teil der Bevölkerung (der großen Mehrheit von 83%) also sehr
gering.
Weiterhin zeigt sich, daß die Zahl der vorzeitigen Kurs-Abbrecher extrem niedrig
ist. Und auch die Kritik an den Kursen ist ausgesprochen gering. Nur von einer
Minderheit (25%) kommen überhaupt negative Feststellungen zum Kursleiter, zur
Didaktik oder zu Themen. Dies ist insbesondere im Vergleich zu anderen Veran-
staltungen im Bereich Erwachsenenbildung und Freizeit minimal. Offensichtlich
sind die jetzigen Formen und Inhalte für den jetzigen Teilnehmerkreis optimiert -
aber eben auch nur für diesen Kreis.
Überraschend ist, daß zwar nur eine Minderheit der Bevölkerung bislang an
Gesundheitsförderungs-Maßnahmen teilgenommen hat, daß gleichwohl aber zwei
Drittel meinen: Trotz des Kostendrucks sollten die Krankenkassen ihr Angebot
weiterbetreiben oder sogar noch quantitativ ausweiten. Die allgemeine Verun-
sicherung durch medizinische Aufklärungs- und Informationskampagnen, stets
neue Meldungen über ökologische Gesundheitsrisiken hinterlassen hier ihre
Spuren. Da es keine Patentrezepte und keinen umfassenderen Schutz vor
Krankheit gibt, erscheinen Gesundheitsf6rderungs-Maßnahmen als erhaltungs-
bedürftige Einrichtung zur Bewältigung potentieller Gesundheitsbeschwerden.
Für eine durchaus beachtliche Zahl von Versicherten, so ist zusammenfassend
festzustellen, haben Gesundheitsförderungsmaßnahmen also eine produktive
Funktion, sie sind zumindest motivationale Verstärker, schaffen soziale Unter-
stützung für ein verändertes Gesundheitsverhalten aufgrund zunehmend erfahrener
körperlicher Beschwerden. Krankenkassen gehen mit den von ihnen durchge-
filhrten Gesundheitsförderungs-Maßnahmen also sehr stark auf Versicherten-
Interessen ein, auch wenn die vergleichweise geringe Zahl von Teilnehmern
Gegenteiliges zu dokumentieren scheint. Die Kassen-Angebote fungieren - ebenso
wie Beratungs- und Informationleistungen - in Anbetracht recht weit verbreiteter




Bewältigung potentieller Gesundheitsbeschwerden und -probleme, die aktuell
zwar nicht durchgängig in Anspruch genommen wird, deren Stornierung jedoch
problematisch erscheint und dezidiert abgelehnt wird.
4.2.4 Einstellungen zum "Solidarprinzip" und zu differenzierten Kranken-
versicherungs-Verträgen und -Leistungen
Parallel zu neuen Maßnahmen und Dienstleistungsangeboten für Versicherte gibt
es in Krankenkassen seit geraumer Zeit auch Überlegungen und Konzepte, die eine
Diversifizierung und Flexibilisierung von Versicherungsverträgen betreffen, und
die zum Teil Modellvorschläge aufgreifen, die von der Enquete-Kommission zur
Strukturreform in der GKV (SACHVERSTÄNDIGENRAT 1989, 1995) entwickelt
wurden: Abwahl bestimmter Leistungen, zusätzliche Absicherung einzelner
medizinisch-therapeutischer Leistungen, Bonus-Malus-Regelungen, Beitragsrück-
erstattung usw. Die Frage, inwieweit Versicherte solchen Konzepten positiv oder
negativ gegenüberstehen, ist nicht nur sozialpolitisch von Interesse, sondern auch
in der Perspektive der Wahrnehmung von Risiken (Krankheit) im Lebensverlauf
und der individuellen Präferenzen von Risiko-Vorsorge.
OFFE U.A. (o.J.) hatten in qualitativen Interviews mit insgesamt 53 GKV-Versi-
cherten herausgefunden, daß es eine - so nicht unbedingt zu erwartende - extrem
hohe Zustimmung zum Solidarprinzip in der GKV gibt, wenn auch mit jeweils
recht unterschiedlichen individuellen Argumentationsmustern und Begründungen.
Dies zeigt sich auch in unserer Befragung: "Alles in allem" sind 87% der
Versicherten für das Solidarprinzip. Zugleich zeigt sich jedoch, daß bei weiteren,
differenzierenden Fragen zu spezifischen Aspekten des Solidarprinzips teilweise
Positionen bezogen werden, die nur sehr begrenzt im Einklang mit dem Basisurteil
stehen. D.h.: Die Zustimmung zum Solidarprinzip ist nicht uneingeschränkt
positiv, sondern von Ambivalenzen und Relativierungen durchsetzt. Einen
"Mißbrauchs-Verdacht" (ungerechtfertigte Inanspruchnahme medizinischer Lei-
stungen) artikulieren 30% der Versicherten, 45% plädieren für Malus-Regelungen
(bei "ungesunder Lebensweise"), 33% würden es begrüßen, wenn man bestimmte





Nimmt man die gleichwohl in der Bilanz hohe Zustimmung zum Solidarprinzip
und den Befund hinzu, daß ein etwa gleich hoher Anteil von Versicherten (88%)
angibt, "wahrscheinlich nicht" bzw. "auf keinen Fall" (nach Einfiihrung der
Kassen-Wahlfreiheit) die jetzige Kasse wechseln zu wollen, so läßt sich dies wohl
interpretieren als Zustimmung zu flexibleren und differenzierteren Formen sozialer
Sicherung, für die gesamtgesellschaftlich, nicht aber persönlich ein Bedarf erkannt
wird.
Von besonderem Interesse ist aus unserer Sicht dabei, bei welchen Gruppen die
oben angesprochenen Relativierungen, Einschränkungen und Ambivalenzen im
Kontext "Solidarprinzip" besonders stark ausgeprägt sind. Es sind dies nicht - wie
man vermuten könnte - die Jüngeren, sondern die Älteren. Das Alter ist in dieser
Frage stärkster Einflußfaktor, ganz deutlich vor anderen Faktoren wie Verdienst-
höhe, Bildungsniveau oder Gesundheitszustand. Bei der bilanzierenden Frage zum
Solidarprinzip sind nur sehr geringe Altersdifferenzen auffällig, von insgesamt
nicht mehr 6 Prozentpunkten. Bei differenzierenden Fragen werden diese Differen-
zen deutlich höher. Dies gilt etwa für die Aspekte einer Mißbrauchs-Unterstellung
bei anderen Versicherten, der Befürwortung von Malus-Regelungen (für Raucher,
Übergewichtige), für Sympathien zu einer individuellen Risikovorsorge und auch
Zustimmungen zum statement "In einer Leistungsgesellschaft ist das Solidar-
prinzip fehl am Platz. Wer viel leistet und gut verdient, zahlt dazu."
Die Interpretation dieses letzten Ergebnisses ist nicht ganz einfach. Hinzuweisen
ist zunächst einmal darauf, daß diese Befunde im Kontrast stehen zu Thesen eines
normativen Orientierungswandels im Zusammenhang von Individualisierungs-
prozessen, die mit verstärktem Konkurrenzdenken, mit Gruppen- und Individual-
Egoismen einhergehen. Ebenso ist dieser Befund kaum in Einklang zu bringen mit
jenen Diskussionsbeiträgen im Zusammenhang der sog. "Aufkündigung" des
Generationen-Vertrags in der Rentenversicherung, Diskussionsbeiträgen, die bei
einer Vielzahl von Jugendlichen einen massiven Konfliktkurs zur Eltern- und
Großeltern-Generation erkannt haben (vgl. z.B. SCHOBERffESSARING 1993).
Zwei einander ergänzende Interpretationslinien liegen nahe. Zum einen: Die
Erfahrung der "Risikogesellschaft" als persönlich unbeeinflußbare, als ubiquitäre




die bei Jüngeren sehr viel weniger Rationalisierungen und Affektneutralisierungen
unterliegt, führt dort auch zu Wertorientierungen und Präferenzen, die eine
allumfassende und pauschale Risikovorsorge ohne individuelle Kalküls und
Differenzierungen favorisieren. Etwas blumig formuliert: Das Risikopotential wird
als so groß und unüberschaubar erlebt, daß nur das "Rundum-Sorglos-Paket" der
GKV als adäquate Vorsorgemöglichkeit erscheint. Zum anderen: Womöglich führt
die Herauslösung aus traditionalen sozialen Bezügen, die Position "jenseits von
Klasse und Stand" (wie BECK 1986 es gekennzeichnet hat) zunehmend zu
Motivationen und Normen, die kollektive Bezüge und kommunitäre Strukturen
stärker in ein positives Licht setzen. In unserem Untersuchungskontext wäre dies
zwar zunächst nicht viel mehr als verbale Sympathie für eine recht abstrakte
"Solidargemeinschaft" innerhalb der GKV, gleichwohl aber ein Indiz für eine
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Im Teilprojekt wurden Prozesse sozialer Ungleichheit in einem auf Gleichheit der
Versorgungschancen hin angelegten Bereich analysiert. Statuspassagen im Er-
werbsverlauf wurden als Gegenstand individueller Handlungsstrategien und von
Lebenslaufpolitiken betrieblicher und staatlicher sozialpolitischer Akteurinnen in-
terpretiert. Insbesondere die (vorwiegend gesundheitliche) Begrenzung von Tätig-
keitsdauern - bestimmte Tätigkeiten können überwiegend nicht bis zum gesetzli-
chen Rentenalter ausgeübt werden, die weitere Erwerbsfli.higkeit setzt folglich den
Wechsel der Tätigkeit voraus - bildete das Problem, dessen Verteilung in Verlaufs-
studien und dessen Erzeugung und Bearbeitung in Interviews mit Akteurinnen er-
hoben wurde. Dabei wurden bei reha-ärztlich angeratenen Tätigkeitswechseln erst-
malig mehrere Akteurinnen desselben Fallverlaufs unabhängig voneinander inter-
viewt.
Gesundheitliche Beeinträchtigungen erhöhen - so ein bisheriges Ergebnis der Ver-
laufsuntersuchungen - das Risiko krisenhafter Statuspassagen im Erwerbsleben
(Arbeitslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit) nur für bestimmte Beschäftigtengruppen.
Abstiegskarrieren und Statuspassagen in die Nichterwerbstätigkeit finden sich
nach gesundheitlichen Beeinträchtigungen besonders dann, wenn diese in Kombi-
nation mit einfachen Berufspositionen, belastenden Arbeitsbedingungen, zwi-
schenbetrieblichen Wechseln oder bei Frauen auftreten. Begrenzte Tätigkeitsdau-
ern sind bei Angehörigen niedriger Sozialschichten, einer Kumulation belastender
Arbeitsbedingungen sowie bei bestimmbaren Berufsgruppen eher zu erwarten.
Die Untersuchung der Akteursnetze an Rehabilitandlnnenverläufen machte die ga-
tekeeping- oder local-justice-Prozesse (Jon Elster) nachvollziehbar, die den Risi-
ken des Beschäftigungssystems unbeabsichtigt sozialpolitische und reha-medizini-
sehe Sekundärrisiken hinzufügen können. Das Konzept der Sozialisation in die In-
validität konnte handlungstheoretisch präzisiert werden. Nur ergänzend wurden
Lösungsmuster betrieblicher Personal- und Lebenslaufpolitik bei Nutzung sozial-
politischer Anreizstrukturen bearbeitet. Dem GutachterInnenvorschlag entspre-
chend sollten Betriebsfallstudien hauptsächlich späteren Untersuchungen vor-be-
halten werden.
Ergebnisse und Konzepte des Projekts fanden in der Rehabilitationsforschung, in
der Frauengesundheitsforschung wie in der Forschung zum demographischen




2. Stand der Forschung bei der letzten AntragsteIlung
Zum Zeitpunkt der letzten AntragsteIlung war der dynamische Ansatz einer Ver-
knüpfung von Erkrankungs- und Erwerbsverläufen, den das Projekt in die Diskus-
sion eingebracht hat, auch außerhalb der Soziologie - besonders in den Bereichen
Gesundheitsberichterstattung und Arbeitsschutz - bereits auf Interesse gestoßen.
Trotzdem herrschten hier ebenso wie (mit wenigen Ausnahmen) in der Medizin-
soziologie nach wie vor Querschnittauswertungen von Ereignissen (Krankheits-
fällen) und Anforderungen (Belastungen) vor. Ergebnisse aus der Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (z.B. Stooß 1990) sowie Analysen mit Krankenkassendaten
(GKV-Daten; z.B. Georg u.a. 1981; Müller u.a. 1982) hatten aufberufs(gruppen)-
spezifische Belastungsschwerpunkte und - in Übereinstimmung mit Ergebnissen
aus dem A- und B-Bereich des Sfb - auf berufs(gruppen)spezifische Erwerbsver-
läufe verwiesen. Im Teilprojekt C4 waren zu diesem Zeitpunkt noch keine nicht
auf die berufliche Tätigkeit bezogenen Determinanten des Erwerbsverlaufs (wie
z.B. die familiäre Situation) in die Analysen einbezogen worden. Die Konstitution
von sozialpolitisch erzeugten "Risiken zweiter Ordnung" war in der Reha-
Forschung als Risiko mangelnder Abstimmung zwischen den sozialpolitischen
Trägem thematisert worden (z.B. Jahn 1992). Medizinsoziologische Unter-
suchungen über die berufliche Wiedereingliederung nach der Akutphase schwer-
wiegender Erkrankungen (Herzinfarkt, koronare Bypassoperation) hatten auf der
Grundlage von Patientlnnen-Befragungen deutliche Hinweise auf ÄrztInnen als
"gatekeeper" erbracht (z.B. Badura u.a. 1987; Gerhardt 1992). Diesen Hinweisen
war aber noch nicht in einer Untersuchung der "gate keeper" selbst nachgegangen
worden.
In der 1. und 2. Projektphase hatte sich - vornehmlich am Beispiel des Übergangs
in Arbeitslosigkeit - gezeigt, daß Arbeitsunfähigkeit bzw. Krankheit für einige
Personengruppen das Risiko krisenhafter Statuspassagen erhöht, während sie für
andere wohlfahrtsstaatlich überbrückt werden kann (vgl. Arbeits- und Ergebnisbe-
richt 1993). Für diese Untersuchung waren - aufwendig aufbereitete - Daten einer
regionalen GKV (AOK "Küstenstadt") einer Reihe von multivariaten Längs-
schnittanalysen unterzogen und die Auswertungen zur Überprüfung der Verall-
gemeinerbarkeit der Ergebnisse auf der Grundlage des Sozio-ökonomischen Pa-
nels (SOEP) partiell repliziert worden. Für die soziologische Diskussion und die




- erstens - Ereignisse im Lebenslauf (z.B. Krankheit, Arbeitslosigkeit) ungleich-
heitsrelevant sein können und als Determinanten sozialer Ungleichheit Beachtung
finden sollten. Zweitens wurde argumentiert, daß tatsächliche Zusammenhänge
verzerrt und Risikokumulationen sowie Prozesse der Reproduktion sozialer Un-
gleichheit im Zeitverlauf verdeckt werden können, wenn Wechselwirkungen zwi-
schen Ereignisvariablen und soziodemographischen Merkmalen - insbesondere
Geschlecht und Nationalität, aber auch Beruf - unberücksichtigt bleiben. Es wurde
gefolgert, daß Untersuchungen zur sozialen Ungleichheit im Erwerbsverlauf im
Gegensatz zu einer verbreiteten Forschungspraxis gruppenspezifisch durchgeführt
werden sollten.
Explorative Betriebsfallstudien in der 2. Projektphase hatten gezeigt, daß viele
Betriebe begrenzte Tätigkeitsdauern als aktuelles oder zumindest als langfristig auf
sie zukommendes Problem wahrnehmen (siehe Arbeits- und Ergebnisbericht
1993). Als Ursachen für die Begrenztheit wurden vor allem gesundheitliche
Gründe genannt. Es war deutlich geworden, daß bei betrieblichen Strategien ge-
genüber zeitweise Arbeitsunfiihigen und begrenzten Tätigkeitsdauern auch die
Subventionierung von Externalisierungen durch die Sozialversicherung ins Kalkül
gezogen wurde. Ergänzende ExpertInnengespräche mit SpitzenvertreterInnen der
GKV hatten gezeigt, daß Beratung zu betrieblicher Laufbahnpolitik demgegenüber
sehr selten stattfand. Zum Zeitpunkt der AntragsteIlung waren seitens der Renten-
und der Krankenversicherung allerdings für die nächsten Jahre Maßnahmen in den
Bereichen Rehabilitation und Betriebsbeeinflussung angekündigt worden.
Vor dem Hintergrund des Forschungsstandes bei der letzten AntragsteIlung und
durch die eigenen Ergebnisse aus der 1. und 2. Phase stellten sich dem Projekt fol-
gende Fragen zum Gegenstandsbereich begrenzter Tätigkeitsdauern, die den Ver-
lauf der Untersuchungen in der Berichtsphase bestimmten (siehe Abschnitt 3) und
die zum großen Teil auch beantwortet werden konnten.
3. Fragestellungen und Verlauf der Untersuchung
In der Berichtsphase sollten Statuspassagen in getrennten Erhebungen sowohl an
individuellen Verläufen (Erwerbs- und Gesundheitsverläufen) untersucht werden
als auch an den Instanzen, die diese Verläufe zu steuern versuchen. Gegenstand




ner Bewältigung durch Akteurlnnen der Sozialversicherungen, betriebliche Ak-
teurlnnen und Individuen ein Bereich, an dem die für den Sfb zentralen Konzepte
des "gatekeeping", der "Risiken zweiter Ordnung", der "Selbstsozialisation" und
der Reproduktion sozialer Ungleichheit weiter geklärt werden konnten.
Begrenzte Tätigkeitsdauern lassen sich aus zwei Perspektiven erfassen:
Aus der Perspektive eines Arbeitsplatzes lassen sie sich daran erkennen, daß die-
ser von der Mehrzahl der darauf Beschäftigten nur für eine begrenzte Dauer einge-
nommen und/oder vor dem Erreichen des gesetzlichen Rentenalters verlassen wird,
oft sogar aus Sicht der Vorgesetzten oder anderer Expertinnen nicht mehr bewäl-
tigt werden kann. Drei betriebliche Strategien des Umgangs mit diesem Problem
- Externalisierung, Laufbahnpolitik und Arbeitsplatzgestaltung - sollten im Kon-
text der jeweils charakteristischen Handlungskonstellationen und Gestaltungs-
optionen von betrieblichen Akteurinnen und Akteurinnen der Sozialversiche-
rungen anhand von Interviews mit Reha-FachberaterInnen, Reha-ÄrztInnen und
RehabilitandInnen und in Betriebsfallstudien untersucht werden (vgl. theoretisches
Modell 2 im Antrag zur 3. Phase).
Im Einzelfall, d.h. aus der Perspektive einer erwerbstätigen Person, zeigt sich
die Begrenztheit einer Tätigkeitsdauer weniger eindeutig. Scheinbar noch am ein-
deutigsten wird sie (rehabilitations-)ärztlich festgestellt, wenn dieser sie explizit
diagnostiziert und einen Tätigkeitswechsel anrät. Dieser "klientelisierte" Weg soll-
te im Rahmen eines RehabilitandInnen-Panels untersucht werden. Da der Weg
über die Rehabilitation nicht der einzige Weg zu Statuspassagen bei begrenzten
Tätigkeitsdauern (wie Berufswechseln oder Übergängen in die Nichterwerbstätig-
keit) ist, war ergänzend die Untersuchung nicht bereits klientelisierter Verläufe er-
forderlich (vgl. theoretisches Modell 1 im Antrag zur 3. Phase), die auf der Basis
von GKV-Daten und Daten des SOEP erfolgen sollte.
Vor diesem Hintergrund gestaltete sich der Untersuchungsablauf in der Berichts-
phase und damit die Gliederung des nachfolgenden Ergebnisteils wie folgt:
(1) Im Rahmen des Rehabilitandlnnen-Panels (Untersuchungsstrategie 1) wurden
mittels wiederholter ExpertInnen- und Betroffeneninterviews sowie Fallkonferen-
zen einerseits Erwerbs- und Krankheitsverläufe von RehabilitandInnen, denen re-
ha-ärztlich ein Tätigkeitswechsel angeraten worden war (siehe 4.21), und anderer-
seits die Strategien, Handlungsmöglichkeiten und Entscheidungsprozesse der be-




spektiven aufeinander erhoben. Damit konnte die riskante Abstimmung zwischen
verschiedenen Passagenhelferinnen erstmals gleichzeitig in individuellen Ver-
läufen und bei den institutionellen AkteurInnen selbst erforscht werden (siehe 4.1).
(2) Den Gegenstand von Untersuchungsstrategie 2 bildeten nicht bereits klienteli-
sierte Verläufe bei gesundheitlichen Beeinträchtigungen und begrenzten Tätig-
keitsdauern. Es sollte die Hypothese geprüft werden, daß begrenzte Tätigkeitsdau-
ern vornehmlich in bestimmten Berufsgruppen zu finden sind, und Tätigkeitsdau-
ern begrenzende Bedingungen sowie Tätigkeitswechsel begünstigende Ressourcen
identifiziert werden. Auf der Grundlage von GKV-Daten und der Deutschen Herz-
Kreislauf-Präventionsstudie (DHP-Studie) wurden dazu Statuspassagen in die
Frührente analysiert (siehe 4.22). In eine Auswertung zur Verteilung sozialer Un-
terstützung bei Krisen des Erwerbsverlaufs auf der Grundlage des SOEP (siehe
4.24) konnten auch nicht auf die berufliche Tätigkeit bezogene Kontextfaktoren
einbezogen werden. In weiteren Untersuchungen mit dem SOEP zu Statuspassa-
gen chronisch Kranker (siehe 4.23) wurden darüber hinaus auch der Einfluß von
"gender" und Arbeitsplatzbelastungen sowie andere als gesundheitliche Gründe
fiir die Begrenztheit von Tätigkeitsdauern berücksichtigt.
(3) Untersuchungsstrategie 3 wurde, dem Votum der Gutachterinnen folgend, an-
gesichts des "als zu umfangreich und zu aufwendig" erscheinenden Arbeitspro-
gramms "die Erhebung der betrieblichen und sozialpolitischen Strategien ... zu-
rückzustellen und sich auf die Untersuchungen I und 2 des Antrags zu konzentrie-
ren" (Bewilligungsschreiben vom 3.12.93), auf wenige explorative Betriebsfall-
studien beschränkt (siehe 4.3).
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
4.1. Akteursnetze bei reha-ärztlich anzuratendem Tätigkeitswechsel
Mit dem Rehabilitanden-Panel, dessen Basis eine Vollerhebung der 350 Reha-
bilitandInnen einer Station einer Klinik der Arbeiterrentenversicherung eines Jah-
res bildete, wurden klientelisierte Verläufe bei begrenzter Tätigkeitsdauer und
deren Steuerung durch Akteursnetze untersucht. Erstmalig wurden auf der
Grundlage von Fallkonferenzen und Interviews die Strategien, Handlungsoptio-
nen und Entscheidungsprozesse aller relevanten involvierten Akteurinnen - von
Reha-Ärztlnnen, Reha-FachberaterInnen, betrieblichen Akteurinnen (siehe auch




einander analysiert (vgl. Behrens 1994a, 1994c; Behrens u.a. 1995a). Damit
konnten auch die "lokalen" Verteilungsentscheidungen (vgl. Elster 1992), die
durch allgemeine Normen nie vollständig abzuleiten sind und in ihrer Konkretisie-
rung bis zum Widerspruch zwischen lokaler und allgemeiner Gerechtigkeit fuhren
können, in ihrer soziologischen Regelhaftigkeit im Bereich der Rehabilitation re-
konstruiert werden. Die Untersuchung zu Akteursnetzen brachte folgende Ergeb-
nisse:
Nicht-medizinische Filterprozesse bei ärztlich angeratenem Tätigkeitswechsel
Es zeigte sich deutlich, daß sich Ärztinnen als "gatekeeper" im Rehabilitati-
onsprozeß auch durch nicht-medizinische Faktoren in ihrer Entscheidung bestim-
men lassen: Obwohl den betreuenden ÄrztInnen rein medizinisch bei einem Drit-
tel der 350 RehabilitandInnen ein Tätigkeitswechsel ratsam schien, wurde er tat-
sächlich nur bei 50 angeraten (vgl. Abb.1). In vielen Fällen schien den Reha-Ärzt-
Innen ein Tätigkeitswechsel sozialpolitisch zu wenig unterstützt oder vom Ar-
beitsmarkt her chancenlos zu sein. So fürsorglich diese Auswahl gemeint ist:
Durch diese Antizipation im ärztlichen Urteil kann eine Differenz zwischen dem
medizinisch Gebotenen und dem sozial- und betriebspolitisch Möglichen nicht
mehr deutlich werden. Eine Art prästabilisierter Harmonie wird hergestellt - aber
nicht durch die Anpassung der Leistungen an den Bedarf, sondern durch die An-
passung des Bedarfs an die Leistungen (vgl. Behrens 1994a). Für die Soziologie
der "localjustice" (vgl. Elster 1992) ist diese Erklärung verblüffend: Das Vertei-
lungs- , Gerechtigkeits- bzw. Rationierungsproblem ist der begründeten Entschei-
dung entzogen; das zu entscheidende Problem wird durch Anpassung des Bedarfs
wegdefiniert. Ein zweiter, nicht-medizinischer Filterprozeß war bei der Vorstel-
lung bei dem/r Reha-Fachberaterln der Rentenversicherung zu beobachten:
Ihm/Ihr wurden nur die Hälfte der RehabilitandInnen vorgestellt, denen reha-
ärztlich ein Tätigkeitswechsel angeraten worden war. Hier war u.a. die
Antizipation sozialpolitischer Regelungen und Arbeitsmarktbedingungen
durch die RehabilitandInnen entscheidend, die vom Wirken des/r Fachberaterln




Abb. 1: Entscheidungsprozesse bei reha-ärztlich anzuratendem Tätigkeitswechsel
Untersuchungspopulation: 350 Rehabilitandlnnen; davon:
ca. 1/3 von 350 Rehabilitandlnnen
1 50 Rehabilitandlnnen
128 Rehabilitandlnnen3. PatientIn wurde Fachberaterln vorgestellt:
1. Tätigkeitswechsel war rein 1
medizinisch ratsam: L- ---.
2. Tätigkeitswechsel wurde angeraten:
Systematische Lernbehinderung der Reha-K1inik
Trotz des großen Einflusses, den die vorauseilende Antizipation von sozialpoliti-
schen und Arbeitsmarktbedingungen auf die ärztliche Bedarfsfeststellung hat,
zeigte sich, daß die Klinik ihre Antizipationen an systematischen Rückmeldungen
nicht kontrollieren kann (vgl. Behrens 1994a). Normalerweise gibt es keinerlei
systematische Kontaktaufnahme mit Rehabilitandlnnen nach der Entlassung
aus der Klinik. Damit ist Reha-Kliniken die Chance genommen, aus Rehabilitand-
Innen-Verläufen systematisch für ihre Beratungen zu lernen. Daß sich die Antizi-
pationen nicht immer bestätigen, zeigte sich auch deutlich an der Auswahl der Re-
habilitandinnen für die intensiveren Einzelfallstudien: Während der auswählende
Reha-Arzt diesen Betroffenen eine relativ erfolgreiche Reintegration prognostizier-
te, schätzten Arbeitsberaterinnen dieselben Fälle als teilweise hoffnungslos ein.
Die Klinik zeigte sich von den tatsächlichen Verläufen überrascht. Zur Vermei-
dung solcher systematischen Lernbehinderungen sollten Verlaufsuntersuchungen -
besser noch: Rückmeldungen anderer involvierter Akteurinnen wie z.B. Arbeitsbe-
raterinnen und Hausärztinnen - regelmäßig erfolgen.
Kommunikationsdefizite behindern Reintegrationsbemühungen
Die 7 Einzelfallstudien haben gezeigt, daß die RehabilitandInnen, die das Wirken
der verschiedenen Akteurinnen in ihrem Lebenslauf zu verknüpfen hatten, ein
anderes Bild der Reha-Klinik, der Reha-Fachberatung, des Verhältnisses zum/r
Hausärztin und Betriebsärztin haben als diese Akteurinnen selbst (vgl. Schulz u.a.
1995a). Insbesondere haben die RehabilitandInnen in der Mehrzahl nicht wahrge-




tenes Programm handelte und daß ihre Bemühungen um eine gesundheitszuträgli-
chere Tätigkeit aktiv von der Beratung der Rentenversicherung gefördert wird.
Diese festgestellten Kommunikationsdefizite wiegen um so schwerer, als sich
zeigte, daß die RehabilitandInnen auch seitens der Arbeitgeber nur unzureichend
über Reintegrationsmaßnahmen und/oder zustehende Leistungen bzw. Rechtsposi-
tionen informiert werden. Für einige der befragten RehabilitandInnen wurden die-
se Hindernisse um so unverständlicher, je mehr sie in ihrer unmittelbaren Sicht-
weite Arbeitsplätze vorfanden, die sie für sich für geeignet hielten, die aber gleich-
wohl unerreichbar blieben. Der in der Untersuchung beobachtbare Weg, diese De-
fizite mittels Beratung durch andere AkteurInnen (Gewerkschaften, Schwerbehin-
dertenvertrauensleute u.ä.) völlig ohne Bezug auf die primär involvierten Fach-
beraterInnen auszugleichen (vgl. Schulz u.a. 1995a), ist für die Betroffenen mit
großen Unsicherheiten behaftet und nur mit erheblichem Aufwand zu realisieren.
Es wäre daher wünschenswert, wenn RehabilitandInnen deutlicher über Maßnah-
men zur Reintegration in das Erwerbsleben informiert würden. Zudem könnte eine
längere Betreuung nach Rehabilitationsmaßnahmen durch ArbeitsberaterInnen da-
zu beitragen, Unsicherheiten und Hindernisse bei der betrieblichen Reintegration
zu erkennen und zu vermeiden, Arbeitsmarktbarrieren zu identifizieren und
entgegenzuwirken und damit letztendlich auch die Effizienz der eingeleiteten
Maßnahmen zu überprüfen und zu optimieren. Die gefundenen Mängel in der
Abstimmung und Rückmeldung sozialpolitischer AkteurInnen gefährden die
Rehabilitation in die Erwerbsarbeit zusätzlich. Sie werden zu Risiken zweiter
Ordnung.
Das Reha-Panel der Berichtsphase ermöglichte es, Strategien und Wahrnehmun-
gen institutioneller Träger der Rehabilitation zu identifizieren und in ihrem Einfluß
auf gatekeeping-Prozesse bei der Rehabilitation deutlich zu machen. Im Rahmen
des Untersuchungsdesigns war es aber nicht möglich, institutionelle Regelungen
des Sozialversicherungssystems zu variieren, um ihren Einfluß auf die gatekeep-
ing-Entscheidungen von ÄrztInnen einer vergleichenden Analyse zu unterziehen.
Für die nächste Projektphase wird deshalb eine international vergleichende Unter-
suchung beantragt, mit der der Anreiz verschiedener Sozialversicherungssysteme
auf Handlungsmöglichkeiten und Strategien ärztlicher gatekeeper im Rehabili-ta-




4.2 Untersuchung individueller Verlliufe
4.21 Berufliche Wiedereingliederung bei reha-lirztlich angeratenem
Tätigkeitswechsel
Verläufe sind (auch) ein Ergebnis organisatorischer Steuerungen. Im Rahmen der
Interviews mit Rehabilitandlnnen, Reha-Ärztlnnen und Reha-Fachberaterlnnen zur
organisatorischen Steuerung wurden daher mit dem Rehabilitandlnnen-Panel zu-
gleich Verlliufe von Erwerbspersonen mit gesundheitlich begrenzter Tätig-
keitsdauer untersucht. Ziel war es, weitere Bedingungen zu ermitteln, unter denen
reha-ärztlich angeratene Tätigkeitswechsel realisiert werden können oder eine der
in Modell 1 genannten Alternativen zur Geltung kommt.
Von den 50 Rehabilitandlnnen mit reha-ärztlich angeratenem Tätigkeitswechsel
(siehe Abb. I) wurden 19 als arbeitsfähig, 5 als mit Einschränkungen arbeitsfähig
und 26 als arbeitsunflihig aus der Reha-Klinik entlassen (siehe Behrens u.a.
1995b). In 33 Fällen fand eine Nachverfolgung, d.h. Gespräche mit demlr behan-
delnden Ärztin zu zwei Zeitpunkten nach der Entlassung aus der Reha-Klinik,
statt. Es zeigte sich, daß innerhalb von 9 Monaten in 9 Fällen eine geeignetere Tä-
tigkeit aufgenommen werden und in 2 Fällen Teilerfolge erzielt werden konnten.
In 10 Fällen waren eingeleitete Maßnahmen eindeutig gescheitert. Als Bestim-
mungsfaktoren der Realisierbarkeit angeratener Tätigkeitswechsel fanden sich - in
Übereinstimmung mit Modell 2 - deutliche Hinweise auf betriebliche Strukturen
und Strategien (siehe Behrens 1994c; Behrens u.a. 1995a, 1995b; Schulz u.a.
1995a): Sowohl im Rahmen der Arztgespräche als auch in den Fallkonferenzen,
Expertinnengesprächen und Einzelfallstudien wurden betriebliche Faktoren (z.B.
Betriebsgröße, Betriebskultur, Personalpolitik) allein oder in Kombination mit
individuellen Ressourcen (insbesondere Qualifikation, berufliche Erfahrung) als
maßgeblich genannt. Im Rahmen einer multivariaten logistischen Regressionsana-
lyse (siehe Behrens u.a. 1995b) zeigte sich für Herz-Kreislauf-Erkrankungen im
Vergleich zu orthopädischen Diagnosen ein negativer Effekt auf die Realisierbar-
keit angeratener Tätigkeitswechsel; der Effekt der Ausbildung erwies sich - bei
Bestätigung des positiven Vorzeichens - als nicht signifikant. (Zum Verhältnis von
tatsächlichem Verlauf und ärztlichen Antizipationen und Verteilungsentscheidun-




Kliniken aufgezeigt zu haben, ist ein wichtigeres Ergebnis des Reha-Panels als die
- auf kleinen Fallzahlen beruhende - Analyse der Einflußfaktoren auf die
Realisierbarkeit angeratener Tätigkeitswechsel.)
In einigen Fällen war der Ausgang der Statuspassage in eine zuträglichere Tätig-
keit allerdings auch nach 9 Monaten noch offen. Ferner deutete sich an, daß beruf-
liche Wiedereingliederungen und Erleichterungen am Arbeitsplatz offenbar nicht
in allen Fällen von Dauer sind und gesundheitliche Probleme trotz realisierter Tä-
tigkeitswechsel fortschreiten können. In der 4. Projektphase sollen daher Erwerbs-
und Krankheitsverläufe nach Reha-Maßnahmen über einen mehrjährigen Zeitraum
hinweg für eine größere Untersuchungspopulation auf der Basis von GKV-Daten
analysiert werden. Bereits auf der Grundlage der vorliegenden Ergebnisse wird
allerdings deutlich, daß einige RehabilitandInnen mit begrenzter Tätigkeitsdauer
offenbar über Jahre in einem Zwischenstadium zwischen einer - den Einzelfall-
studien zufolge überwiegend gewünschten - endgültigen Rückkehr in die Normali-
tät der Erwerbsarbeit und einer - häufig erwarteten - vorzeitigen Berentung verhar-
ren. Die widersprüchlichen Anforderungen, die sich aus dieser Situation ergeben,
können auf Dauer zur Sozialisation in die Frühberentung führen (siehe dazu Beh-
rens I994a, S.I29ff.).
4.22 Frühberentungen als Folge begrenzter Tätigkeitsdauern
Im individuellen Verlauf zeigt sich die Begrenztheit einer Tätigkeitsdauer aus ge-
sundheitlichen Gründen an Statuspassagen in die Frührente besonders deutlich.
Auf der Grundlage von Daten der AOK "Küstenstadt" und der DHP-Studie wur-
den daher erwerbs- und krankheitsbezogene Merkmale von Frührentnerinnen er-
mittelt und mit entsprechenden Verteilungen bei AltersrentnerInnen sowie Er-
werbstätigenlErwerbspersonen verglichen (siehe Behrens/Dreyer-Tümmel 1994,
1995; Elkeles u.a. 1996). Ziel dieser Untersuchungen war es, Tätigkeiten mit be-
grenzter Tätigkeitsdauer sowie Bedingungen zu ermitteln, die zur Begrenzung von
Tätigkeitsdauern beitragen. Sie brachten folgende zentrale Ergebnisse:
Typische Sozialschichtvariablen wie Bildung und berufliche Stellung korrelieren
mit dem Frühberentungsrisiko: FrührentnerInnen haben überproportional häufig
keinen oder einen Volks-/Hauptschulabschluß und keine abgeschlossene Berufs-




beiterlnnen, Frührentner unter 55 Jahren auch als einfache und mittlere Angestellte
beschäftigt (siehe Elkeles u.a. 1996). Insbesondere bei männlichen Frührentnern
ist die letzte berufliche Tätigkeit im Vergleich zu Altersrentnern und Erwerbstäti-
gen deutlich häufiger durch belastende Arbeitsbedingungen gekennzeichnet. Be-
sonders markant sind die Unterschiede in bezug auf die Belastung durch Wechsel-
schicht, Akkord- und Stückarbeit, Fließbandarbeit, Hitze/Nässe/Kälte, körperlich
schwere Arbeit und einseitige körperliche Beanspruchungen, für die beiden letzt-
genannten Belastungskategorien erwiesen sie sich auch im Rahmen einer logisti-
schen Regression als signifikant (siehe a.a.O.). Neben der Stärke einzelner Bela-
stungen trägt aber offenbar auch eine deutliche Kumulation von Belastungen zur
Begrenzung von Tätigkeitsdauern bei.
Auf BerufelBerufsgruppen (zur Klassifikation siehe Schulz u.a. 1994) mit be-
grenzten Tätigkeitsdauern wurden im Rahmen der Analysen einige Hinweise ge-
funden. So waren Frührentner in der Spätphase ihres Erwerbslebens überpropor-
tional häufig als Bauhilfsarbeiter und Maurer, Bergleute, Fleischer, Postverteiler,
Schweißer und Brennschneider, Schlosser und Raum- und Hausratreiniger,
Frührentnerinnen als Montiererinnen, Warenprüferinnen/-sortierinnen, Verpacke-
rinnen, in der Fischverarbeitung und in Pflegeberufen beschäftigt (siehe Elkeles
u.a. 1996; Behrens/Dreyer-Tümmel 1994, S.82ff., 1995, S.438ff.). Da die Daten
keine Aussagen über Verweildauern zuließen, ist die Aussagekraft dieser Ergeb-
nisse allerdings beschränkt. So ist anzunehmen, daß teilweise sog. "Endberufe"
erfaßt wurden, in die Arbeitnehmerlnnen mit begrenzten Tätigkeitsdauern im
Laufe ihres Erwerbslebens - u.a. aus gesundheitlichen Gründen - wechseln. Die
Untersuchung mit GKV-Daten (siehe a.a.O.) deutet daraufhin, daß es sich Z.B. bei
Tätigkeiten als Lager- und Transportarbeiter für ältere, z.T. leistungsgewandelte
Arbeitnehmer teilweise um die letzte Stufe eines bereits labilisierten Erwerbsver-
laufs handelt. Z.B. Tätigkeiten als Wächter/Pförtner stellen demgegenüber in eini-
gen Fällen offenbar berufliche Auffangpositionen und damit die Fortsetzung der
Erwerbskarriere begünstigende Ressourcen dar.
Bereits die berufsbezogenen Ergebnisse deuten an, daß die Statuspassage in die
Frührente in vielen Fällen offenbar nicht erst mit dem letzten Status vor der Beren-
tung beginnt. Vielmehr ist die Spätphase vor der Frühberentung häufig durch er-
werbsbezogene Ereignisse wie häufige und lange Arbeitsunfähigkeiten und Ar-




das Wechselspiel krankheits- und erwerbsbezogener Ereignisse, Risikokumulatio-
nen und Labilisierungsprozesse und damit die Dynamik der Statuspassage zu er-
fassen, sollen Verläufe vor der Frühberentung in der 4. Projektphase über einen
mehrjährigen Zeitraum hinweg berufsgruppenspezifisch analysiert werden.
4.23 Krisenhafte Statuspassagen als Folge langfristiger Krankheit
Bei der Untersuchung unsteter Erwerbsverläufe folgten wir in der Berichtsphase
- in Anlehnung an Modell 1 - einerseits der Hypothese, daß - im Kontext einer
Theorie horizontaler Ungleichheit - das Risiko unsteter Erwerbsverläufe bei ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen für bestimmte Personengruppen höher ist als
für andere (z.B. Frauen, ältere Arbeitnehmerinnen, Beschäftigte aus bestimmten
Berufsgruppen/Branchen). Andererseits gingen wir, aufbauend auf den Ergebnis-
sen der 2. Phase, im Rahmen einer Risikokumulationsthese davon aus, daß ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen am Anfang einer Kette von krisenhaften Ereig-
nissen im Erwerbsverlauf stehen und in Wechselwirkung mit anderen Faktoren zu
einer Labilisierung des Erwerbsverlaufs führen können.
Für die Analysen wurde aus den ersten sechs Wellen des SOEP ein Untersu-
chungssampie aus deutschen Erwerbstätigen unter 60 Jahre gebildet (Elkeles u.a.
1996). Die Ergebnisse zeigen, daß Erwerbstätige mit gesundheitlichen Beein-
trächtigungen häufiger von Abstiegskarrieren betroffen sind: nicht einmal jedeR
Dritte geht ein Jahr nach einem gesundheitlich induzierten Erwerbsübergang noch
einer Berufstätigkeit nach. Arbeitslosigkeit oder Rente folgen bei ihnen. Gesund-
heitsbedingte Statuspassagen haben nicht nur unmittelbare Folgen für die weitere
Laufbahn der Betroffenen, sondern auch für die davon betroffenen Haushalte
(Rückgang des Haushaltsnettoeinkommens). Innerbetriebliche WechslerInnen bil-
den hier allerdings eine Ausnahme: Ihr Einkommen verbessert sich nicht nur in
vielen Fällen, der Wechsel bewirkt häufig auch eine Verringerung der Arbeits-
platzbelastungen. Hier deuten sich berufliche Auffangpositionen (siehe auch
Behrens/Dreyer-Tümmel 1996) an, die offensichtlich innerbetrieblichen Wechsle-
rInnen eher zugänglich sind als Erwerbstätigen mit anderen Tätigkeitswechseln.
Der Vergleich "chronisch kranker" Erwerbstätiger (siehe Elkeles u.a. 1996),
die über 6 Wellen ihren Arbeitsplatz nicht wechselten, mit "gesunden konstant




älter als die beiden Vergleichsgruppen, haben einen vergleichsweise starken Anteil
an Beschäftigten in den "mittleren" Angestelltenpositionen, einen geringeren An-
teil von un- und angelernten Arbeiterpositionen und eine günstigere Einkommens-
position (Arbeitsnetto- und Haushaltsnettoeinkommen). Die Arbeitsbedingungen
deuten einerseits auf gesundheitlich zuträgliche Arbeitsplätze hin (geringerer An-
teil von z.B. Nacht- und Wechselschicht, körperlich schwerer Arbeit und belasten-
den Umwelteinflüssen). Andererseits berichten die Beschäftigten wesentlich häufi-
ger als die Vergleichsgruppen über hohe nervliche Anspannungen. Ihre Arbeitsun-
flihigkeitszeiten sind deutlich höher. Es deutet sich an, daß krisenhafte Statuspas-
sagen in Folge gesundheitlich begrenzter Tätigkeitsdauern nicht für alle Beschäf-
tigtengruppen die Regel sind, sondern in Abhängigkeit von anderen Faktoren in
Abstiegskarrieren oder Auffangpositionen münden (siehe auch Behrens u.a. 1992;
BehrenslDreyer-Tümmel 1996).
In geschlechtsspezifischen Analysen (Koppelin 1995, 1996; Koppelin u.a. 1995a,
1995b) wurden Unterschiede hinsichtlich der Krankheit und ihrer Bedeutung für
die Kontinuität des Erwerbsverlaufs herausgearbeitet. Deutlich wird, daß
erwerbstätige Frauen und Männer keine Unterschiede in Hinblick auf ihre
gesundheitliche Situation (siehe Abb. 2 (tl ) zeigen. Zum Zeitpunkt der 6. Welle
(t2) zeigen sich dann aber für die Geschlechter unterschiedliche Verläufe: Frauen
haben häufiger eine Statuspassage in Nichterwerbstätigkeit als Männer, Dabei
stellen Frauen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen den größten Anteil der
Wechslerinnen dar. Allerdings haben auch Männer mit gesundheitlichen
Beeinträchtigungen doppelt so häufig wie "gesunde" eine Statuspassage in
Nichterwerbstätigkeit. Inwieweit eine Labilisierung des Erwerbsverlaufs in Folge
gesundheitlicher Beeinträchtigung bei Frauen und Männern in Kombination mit
anderen sozialen und geschlechtsabhlingigen Faktoren zu einer Risiko-
kumulation führen kann, deutet der Anteil von "Kindern unter 16 Jahren" in den




Abb. 2: Nach Geschlecht differenzierte Erwerbsverläufe deutscher Frauen und



































Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse der Untersuchungen, daß Abstiegskarrie-
ren und Statuspassagen in Nichterwerbstätigkeit nach gesundheitlicher Beein-
trächtigung besonders dann auftreten, wenn diese in Kombination mit den Merk-
malen Geschlecht, geringe Berufsposition und mehrfach belastende Arbeitssituati-
on sowie zwischenbetrieblichen Wechseln stehen. Weitere geschlechtsabhängige
Faktoren, die eine Risikokumulation bei Krankheit erhöhen, deuten sich an. Hieran
sollen die Untersuchungen im 2. Halbjahr 1996 und in der 4. Phase anknüpfen.
4.24 Soziale Unterstützung bei Krisen im Erwerbsverlauf
Die Untersuchung zur sozialen Unterstützung bei Krisen im Erwerbsverlaufknüpft
an die erwerbs- und gesundheitszentrierten Analysen des Projekts zu krisenhaften
Statuspassagen an und stellt nicht berufsbezogene Rahmenbedingungen des
Erwerbsverlaufs erstmals in den Vordergrund. Untersuchungen, die von der
Möglichkeit zunehmender freundschaftlicher und nachbarschaftIicher Hilfe gerade
in Krisen des Erwerbsverlaufs ausgehen, wurde die von uns sog. "negative Kom-
pensationsthese" gegenübergestellt, die besagt, daß gerade diesen besonders be-
dürftigen Personen, die verstärkt auf private, nicht-monetäre Hilfeleistungen an-
gewiesen sind, diese eher weniger zur Verfiigung stehen (siehe Schulz 1996). Ge-
prüft wurde daher - in Anlehnung an das geläufige Postulat der Stärke schwacher
Beziehungen (siehe Granovetter 1973) - mit Daten der 8. Welle/West bzw. 2.
Welle/Ost des SOEP, ob Personen in Krisen des Erwerbsverlaufs - bei langer Ar-
beitslosigkeit oder Arbeitsunfähigkeit - nach eigener Einschätzung seltener oder
häufiger über nichtverwandtschaftliche Unterstützungsleistungen verfugen als
die Vergleichsgruppen (siehe Schulz 1996). Die Untersuchungspopulationen wur-




Tab. 1: Wahrgenommene soziale Unterstützung außerhalb der Verwandtschaft
Westdeutsche Ostdeutsche Türken
Männer Männer
% n % n % n
- ganztags Beschäftigte I 66.0% 1979 74.1% 902 58.6% 297
- Arbeitslose- 48.6% 35 62.8% 51 17.9% 28
- chron. Kranke-' 60.2% 1019 69.6% 548 54.5% 101
- über 6 Wochen AU4 65.1% 126 -• -• 44.8% 182
Westdeutsche Ostdeutsche Türklnnen
Frauen Frauen
% n % n % n
- ganztags Beschäftigte! 73.8% 829 74.4% 661 62.9% 97
- Arbeitslose/ 62.5% 40 67.5% 80 60.0% 10
- chron. Kranke-' 64.7% 1211 66.1% 702 56.2% 89






In den neuen Bundesländern nicht erhoben.
In den letzten 6 Monaten vor Befragung konstant ganztags Beschäftigte.
In den letzten 6 Monaten vor Befragung konstant arbeitslos Gemeldete.
Seit mindestens einem Jahr oder chronisch Kranke.
Im letzten Jahr mindestens einmal über 6 Wochen Arbeitsunfähige,
Die ersten Ergebnisse stUtzen die negative Kompensationsthese eher (vgl. Tab.1):
Arbeitslose Männer nehmen deutlich seltener solche Unterstützungen wahr als
Vollbeschäftigte. Dieser Befund ist nicht nur bei den west- (66% vs. 48.6%) bzw.
ostdeutschen (74.1% vs. 62.8%), sondern vor allem bei den türkischen Männern
ausgeprägt (58.6% vs. 17.9%). Bei den Frauen verfügen Arbeitslose zwar auch
über weniger Unterstützungsbeziehungen als ganztags Beschäftigte, aber die
Unterschiede sind geringer. Zusammengefaßt deutet sich an, daß Arbeitslosigkeit,
aber auch chronische Krankheit keineswegs mit einer vermehrten Mobilisation
freundschaftlicher und nachbarschaftlicher Unterstützung einhergehen. Im Gegen-
teil, die Risiken scheinen zu kumulieren, insbesondere steigert Arbeitslosigkeit bei
Männern das Risiko geringerer nachbarschaftlicher und freundschaftlicher Hilfe.
Die Unterschiede zwischen Männern und Frauen, Ost-, Westdeutschen und Türk-
Innen haben uns zu einer weiterfilhrenden, z. Zt. unternommenen multivariaten





Die explorativen Betriebsfallstudien machten typische betriebliche Entscheidun-
gen identifizierbar, die die zeitlich begrenzte Ausftihrbarkeit einer Tätigkeit erst
zur beruflichen Sackgasse machen und in die vorzeitige Beendigung des Erwerbs-
lebens drängen. Mit der Klarheit eines Rezeptes waren "Fehlentscheidungen" an
Statuspassagen auszumachen (vgl. z.B. Behrens 1994a, 1996a).
Bei möglichen Erklärungsfaktoren dieser betrieblichen Entscheidungen ergaben
sich unerwartete Ergebnisse. Weder durch die ökonomische Situation noch durch
die Technik noch durch die Größe eines Betriebes schien die Entscheidung für Ar-
beitsplatz- und Laufbahngestaltung und gegen die - von der Sozialversicherung
subventionierte - Externalisierung bestimmt. Größere Betriebe, bei denen mehr
sog. Verweisarbeitsplätze als bei kleineren zu vermuten sind, entscheiden sich eher
seltener für Arbeitsplatz -und Laufbahngestaltung als einige ganz kleine mit sehr
geringem personellen und ökonomischen Handlungsspielraum. Es sind betriebs-
kulturelle Faktoren, d.h. bei Kleinstbetrieben manchmal das Alter des Be-
triebsinhabers, die nach Marktchancen für Arbeitsplatz- und Laufbahngestaltung
suchen lassen. Das letzte Ergebnis wurde durch einige, mit freundlicher Unter-
stützung der Innungskrankenkasse zustandegekommenen, Interviews mit Hand-
werksmeistern und Altgesellen (=Personalvertretungen) gestützt,
Nicht untersucht werden konnten Umsetzungen von betrieblichen, durch Träger
der Sozialversicherung unterstützten Programmen, die eine längere Erwerbstätig-
keit fördern sollen. Diese Untersuchungslücke ist keineswegs nur darauf zurückzu-
führen, daß im Projekt - dem Gutachterinnenvotum folgend - keine entsprechen-
den Untersuchungen unternommen worden wären. Von 1994 bis 1996 ließen sich
bei unveränderter Personalreduktion Erfolge solcher Programme kaum beobach-
ten.
4.4. Offene Fragen
Die Ergebnisse des Projekts lassen zwei Fragen offen, für deren Beantwortung die
Datenbasis zu erweitern ist:
In der Berichtsphase wurde die Methode der Längsschnittanalyse mit aufeinander
bezogenen AkteurInnen desselben "Falls" - RehabilitandInnen, Reha-Fachberate-




durch keinen reporting-bias verzerrte Fallzahlen beschränkt. Daher sollen tages-
genaue Verlaufsdaten einer gesetzlichen Krankenversicherung hinzugezogen wer-
den, um berufs(gruppen)spezifisch Verläufe vor und nach medizinischen Re-
habilitationsmaßnahmen und in die Erwerbsunfähigkeit untersuchen zu kön-
nen.
Die Untersuchung organisatorischer Steuerung individueller Verläufe bei ge-
sundheitlich begrenzten Tätigkeitsdauern konnte die Varianz gesamtstaatlicher In-
stitutionen nicht in die Analyse einbeziehen. Daher wurde bereits in der Berichts-
phase ein internationaler Vergleich vorbereitet. Er ist notwendig, um überhaupt
eine Varianz institutioneller Regelungen der Sozialversicherungs- und Gesund-
heitssysteme, die ja national vereinheitlicht sind, zu erhalten. In Parrallelprojekten
in Schweden, den Niederlanden, Frankreich und Deutschland sind Reaktionen auf
standardisierte Krankheits- und Erwerbsverläufe durch schriftliche Befragung von




"Structure, Process, Programme Outputs and Final Outcome. What is the Meaning
of 'Outcomes Management?". Beitrag zur Jahrestagung "Managing for Health
Outcomes" der European Healthcare Management Association vom 5.-
7.7.1995 in Celle (Johann Behrens)
"The Example of Germany". Beitrag zur internationalen Tagung "Cross-National
Study of Vocational Rehabilitation" des Department of Sociology and Political
Science der Universität Trondheim, Norwegen, vom 24.-26.8.1995 (Johann
Behrens)
"Lebenslaufpolitik: Staatliche, Sozialversicherungs- und betriebliche Strategien
gegenüber gesundheitlich begrenzter Tätigkeitsdauer" . Beitrag zum 4. Sym-
posium "Lebenslaufpolitik: Institutionen und Statusmanagement" des Sfb 186
. an der Universität Bremen vom 21.-22.9.1995 (Johann Behrens)
"Arbeitspolitik: Gesundheit und Alter". EinfUhrungsvortrag zum Workshop III des
4. Symposiums "Lebenslaufpolitik: Institutionen und Statusmanagement" des
Sfb 186 an der Universität Bremen vom 21.-22.9.1995 (Johann Behrens,
Rainer Müller)
"Vier statt drei Stufen der Qualitätsmessung: Struktur-Qualität, Prozeß-Qualität,
Qualität des Programm-Outputs und dessen Einfluß auf die Erreichung
letztendlich angestrebter Ziele". Beitrag zur Jahrestagung der DGSMP vom




"Akteursnetze beim Tätigkeitswechsel nach Rehabilitation - Evaluation von
Rehabilitandenverläufen und deren Akteursnetzen". Beitrag zur Jahrestagung
der DGSMP vom 27.-30.9.1995 in Magdeburg (Johann Behrens)
"Klassentheorie am Ende (?) der Klassengesellschaft (?)". Beitrag zur Tagung
"Klassentheorie am Ende der Klassengesellschaft?" der Sektion "Soziale
Ungleichheit und Sozialstrukturanalyse" der DGS vom 6.-7.10.1995 in
Hannover (Johann Behrens)
"Qualitätssicherung in der Pflege und in der Rehabilitation". Beitrag zum 9.
Sozialpolitischen Symposium des Zentrums für Arbeit und Soziales am Institut
für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen Gemeinschaft
(Schloß Quint) am 9.10.1995 (Johann Behrens)
"Geschlechtsspezifische Analysen zur begrenzten Tätigkeitsdauer als Folge
gesundheitlicher Beeinträchtigung mit Daten des Sozio-ökonomischen Panels".
Beitrag zur Jahrestagung der Sektion Medizinsoziologie der DGS am
8.12.1995 in Heidelberg (Frauke Koppelin)
"Defizite institutioneller Betreuung im Rehabilitationsverlauf - Zu kommunika-
tiven Defiziten zwischen Rehabilitanden und deren Betreuern". Beitrag zur
Jahrestagung der Sektion Medizinsoziologie der DGS am 8.12.1995 in
Heidelberg (Detlef Schulz)
"Gender-specific Aspects of the Effect of Health on Individual's Employment
Status". Beitrag zum internationalen Kongreß "Women, Work, and Health"
vom 17.-20.4.1996 in Barcelona (Frauke Koppelin)
"Interventions in Supply and Demand Factors of Behavioural Change Towards
Outcome Management in Occupational Health Services". Beitrag zur 9.
Tagung der International Association of Health Policy vom 13.-16.6.1996 in
Montreal (Johann Behrens)
5.2 Beiträge zur Diskussion in der Fachöffentlichkeit
Ergebnisse und Konzepte des Reha-Panels und der eher handlungstheoretischen
Akteursuntersuchungen wurden in der Rehabilitationsforschung relativ breit auf-
genommen: als Klärung der Effekte der Sozialversicherung auf die Frühberentung
und als Klärung der Sozialisation in die Invalidität als Problem der Rückkehr zur
Arbeit (Plenum beim Rehabilitationswissenschaftlichen Kolloqium des VDR).
Die Problemanalyse "begrenzte Tätigkeitsdauer" übernahm das BMBWFT in
mehrere Projekte zum demographischen Wandel und zur Zukunft der Erwerbsar-
beit am Standort Deutschland. Die International Commission on Occupational
Health (lCOH) und die einschlägige Direktion der WHO nahmen Schlußfolge-
rungen in ihre Memoranda zum "Work after 45" und zur Evaluation des Gesund-
heitschutzes am Arbeitsplatz auf.
Zur Etablierung der Frauengesundheitsforschung in den Gesundheitswissenschaf-




wissenschaftenlPublic Health" und ein Graduiertenkolleg "Gesundheitswissen-
schaften" wurde mit entwickelt.
Ergebnisse der Betriebsfallstudien wurden sowohl unter Fachleuten der Sozial-
versicherung (vgl. Behrend (Hrsg.) 1994) und des Gesundheitsschutzes am Ar-
beitsplatz als auch der Arbeitsplatz- und Technikforschung aufgenommen. In die
Empfehlungen und Schlußfolgerungen des multinationalen Projekts "Über-
windung von Altersbarrieren bei der Einstellung und Qualifizierung von Mit-
arbeitern" der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen (Dublin) wurden drei Ergebnisse übernommen: Politik für alternde
ArbeitnehmerInnen ist nur effektiv, wenn (erstens) schon früh im Lebenslauf Not-
wendigkeiten und Möglichkeiten von Tätigkeitswechseln ("Laufbahnpolitik")
absehbar sind, die (zweitens) mit Marketingstrategien, z.B. der Erweiterung des
Aufgabenspektrums, der Mischarbeitsplätze und der Entwicklung spezifische Er-
fahrungen Älterer nutzender Geschäftsfelder. verknüpft werden und (drittens)
systematisch 50-jährige eingestellt werden, um die betriebliche Altersstruktur
aufnahmefiihig zu halten (vgl. Frerichs/Nägele 1996, S.234).
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Das Projekt verfolgt das Ziel, Reaktionen auf die Veränderungen institutioneller
Rahmenbedingungen im Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand zu ermit-
teln. Am Beispiel der mit der Rentenreform 1992 eingeführten Teilrentenregelung
soll untersucht werden, unter welchen Bedingungen sich Maßnahmen zur Flexi-
bilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand mit dem Ziel der
Verlängerung der Lebensarbeitszeit durchsetzen können. Die Untersuchung ist als
vergleichende Analyse einer Teilrentnerstichprobe mit einer Vergleichsgruppe von
Personen, die einen Antrag auf eine volle Altersrente gestellt haben, angelegt. Die
ursprüngliche Konzeption, die auch eine schriftliche retrospektive Befragung zu
Lebensverlaufsdaten beinhaltete, mußte aufgrund der Ergebnisse des Pretests ge-
ändert werden. Die vorliegenden Ergebnisse beruhen daher auf individuellen
Querschnittsdaten.
1. Aus den Statistiken der Rentenversicherungsträger zeichnete sich während der
Projektlaufzeit ab, daß dem Modell der Teilrente kein großer Erfolg beschieden
sein würde. Als wichtigster Grund hierfür kann der sich unter der schwierigen
Arbeitsmarktsituation weiter verstärkende Trend zur Frühverrentung betrachtet
werden, der sich auch in der Vollrentnerstichprobe des Projekts deutlich abzeich-
net.
2. Eines der Ergebnisse ist, daß sich die Personenkreise hinsichtlich ihres Informa-
tionsstandes unterscheiden. Die Antragsteller einer Vollrente sind durchschnittlich
weniger gut informiert als die Antragsteller einer Teilrente. Dies betrifft sowohl
die Information über unterschiedliche Optionen, die das Rentenrecht bezüglich des
Übergangs in den Ruhestand bietet, als auch die zu erwartende Höhe der Renten-
zahlungen und Einkünfte aus betrieblicher und privater Altersvorsorge. Offenbar
spielt der Prozeß der Erwartungsbildung auch im Hinblick auf zukünftige Ein-
künfte eine bisher unterschätzte Rolle.
3. Neben den institutionellen Altersgrenzen und Anspruchsvoraussetzungen für
den Bezug einer Altersrente sind die wichtigsten Einflußfaktoren auf die Ruhe-
standsentscheidung die Gesundheit und die Verfügbarkeit eines Arbeitsplatzes.
Die Analyse der erhobenen Daten aus der Befragung von Voll- und Teilrentnem
zeigt deutlich, daß neben gesetzlichen Regelungen und individuellen Präferenzen





4. Die Teilrente als Maßnahme zur allmählichen Verlängerung der Erwerbsphase
setzt zu spät im Lebensverlauf ein und setzt derzeit weder für Rentenantragsteller
noch für Arbeitgeber ausreichende Anreize gegen die Frühverrentung. Entschei-
dend ist dabei auch, daß zwischen der letzten Erwerbstätigkeit und dem Beginn
der Rentenzahlungen häufig Arbeitslosigkeitsphasen oder Nicht-Erwerbsphasen
liegen, so daß die Nutzung der Teilrente in vielen Fällen durch einen Wiederein-
stieg in die Erwerbstätigkeit statt durch eine einfache Verlängerung der Erwerbs-
phase erfolgen müßte. Der Beginn einer schrittweisen Reduzierung der Arbeitszeit
müßte in einem Lebensalter erfolgen, zu dem der überwiegende Teil der älteren
Arbeitnehmer noch erwerbstätig ist. In diesem Zusammenhang kann das gerade
beschlossene Altersteilzeitgesetz als Brücke zwischen Erwerbstätigkeit und Rente
eine bedeutende Rolle spielen.
2. Stand der Kenntnisse bei der ersten AntragsteIlung und
Ausgangsfragestellung
Gegenstand des Projektes ist es, Reaktionen auf eine institutionelle Reform der
Statuspassage vom Erwerbsleben in den Ruhestand zu untersuchen. Die in der wis-
senschaftlichen Literatur dazu vorfindbaren Erklärungsversuche lassen sich u. a.
nach unterschiedlichen Vorstellungen über das Ausmaß der individuellen Ent-
scheidungsfreiheit in bezug auf die Gestaltung des Lebenslaufs unterscheiden. Den
höchsten Grad an individueller Souveränität findet man bei ökonomischen Lebens-
zyklusansätzen, nach denen Individuen ihren Nutzen durch die optimale Ver-
teilung von Arbeit und Freizeit bzw. Konsum und Sparen im Lebensverlauf maxi-
mieren. Institutionelle Rahmenbedingungen können dabei durchaus berücksichtigt
werden und in Form ökonomischer Anreize in das Entscheidungskalkül eingehen.
Soziologische Untersuchungen betonen hingegen eher Normen und Grenzen indi-
vidueller Gestaltungsmöglichkeiten. So betrachten Wolf/Kohli (1988: 198 f.) die
Entscheidungen über das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben als "hochgradig
vorstrukturiert" und nur in "spezifisch eingeschränkten Graden in der Verfügung
der Individuen". Die Strukturierung des Übergangs in den Ruhestand bewirkt eine
Herausbildung von sogenannten Pfaden in den Ruhestand (vgl. Jacobs/Kohli/Rein
1991 oder Guillemardlvan Gunsteren 1991). "Pfade" entstehen auf der Grundlage
institutioneller Rahmenbedingungen, d. h. insbesondere durch Anspruchsvoraus-




bedingungen beeinflussen auch gesellschaftliche Nonnen. Die Existenz von Ru-
hestandspfaden vereinfacht aber auch den Entscheidungsprozeß der älteren Ar-
beitnehmer, indem die Zahl der Handlungsalternativen verringert wird, die
Transparenz des Entscheidungsfeldes damit erhöht und Transaktionskosten redu-
ziert werden.
Die zentrale Fragestellung dieses Projektes lautet, wie sich unter diesen Bedingun-
gen neue institutionelle Arrangements durchsetzen können. Als neuer institutionell
angebotener Ruhestandspfad sollte dabei die im Rahmen der Rentenreform 1992
eingeführte Teilrentenregelung herangezogen werden. Das Teilrentenmodell er-
laubt die Inanspruchnahme eines Teils der Altersrente bei gleichzeitigem Bezug
von Einkommen aus einer (Teilzeit-) Erwerbstätigkeit und stellt ein sogenanntes
spätes Gleitmodell in den Ruhestand dar, das erst dann genutzt werden kann, wenn
ein Anspruch auf Zahlung einer Altersrente besteht. Es zielt auf eine Verlängerung
der Lebensarbeitszeit ab. Gleichzeitig ermöglicht es eine - gerontologisch sinn-
volle - schrittweise Reduzierung der Arbeitszeit.
Zur Erklärung des Zeitpunkts und der Art des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben
sollten folgende Fragenkomplexe untersucht werden: Innerhalb des ersten Fragen-
bereichs geht es um die Wahrnehmung der Entscheidungsgrundlagen und die
Informationsbeschaffung durch die Rentenantragsteller. Zu untersuchen war, wie
gut Rentenantragsteller sich mit den finanziellen Konsequenzen ihrer Ruhestands-
entscheidung auseinandergesetzt haben (vgl. Allmendinger 1994), welche Infor-
mationsquellen sie genutzt haben und ob sie unterschiedliche Alternativen gegen-
einander abgewogen haben. Daraus werden Hinweise darauf erwartet, inwieweit
sich Rentenantragsteller von rationalen Nutzenkalkülen leiten lassen und in wel-
chem Maße sie sich an bereits bekannten Handlungsalternativen (Ruhestands-
pfaden) orientieren. Der zweite Fragenkomplex behandelt die Identifikation von
Einflußfaktoren auf die individuelle Ruhestandsentscheidung. Dabei geht es u. a.
um die persönliche Arbeitszufriedenheit, die Arbeitsplatzsituation und den beruf-
lichen Status. Als weitere Erklärungsfaktoren für das Ausscheiden aus dem Ruhe-
stand gelten der Gesundheitszustand und die Möglichkeit, Belastungen am
Arbeitsplatz durch die Aufgabe der Erwerbstätigkeit zu vermeiden, Weiter sollten





In ökonomischen Modellen zur Nutzenmaximierung wird die Ruhestandsentschei-
dung als eine besondere Arbeitsangebotsentscheidung verstanden, wonach Ein-
kommen und Freizeit im Lebensverlauf die entscheidenden Variablen bilden.
Daher befaßt sich ein weiterer Teil unserer Untersuchung mit Fragen zur ökonomi-
schen Situation von Haushalten in der Übergangsphase vom Erwerbsleben in den
Ruhestand, wobei neben Arbeits- und Renteneinkommen auch Transferzahlungen
und Einkünfte aus privater Altersvorsorge berücksichtigt werden.
3. Verlauf der Untersuchung und methodisches Vorgehen
Das Projekt ist konzipiert als vergleichende Analyse von Personen, die einen
schrittweisen Übergang in den Ruhestand durch Inanspruchnahme einer Teilrente
gewählt haben, und einer Gruppe von Rentenantragstellern, die ihre Erwerbstätig-
keit zugunsten einer vollen Altersrente i. d. R. völlig beenden. Im Rahmen einer
schriftlichen retrospektiven Befragung waren individuelle, haushaltsbezogene und
biographische Merkmale der Rentenantragsteller sowie Angaben zum Arbeitgeber
und zur Arbeitsplatzsituation zu erheben. Zusätzlich wurden Angaben über die
Informationsbeschaffung und Transaktionskosten des Übergangs in den Ruhestand
einbezogen. Angestrebt wurde für jede Vergleichsgruppe ein Rücklauf von min-
destens 1.000 Fragebögen. Die geplante Datenbasis enthält damit Informationen,
die deutlich über den Umfang prozeßproduzierter Daten der Rentenversicherungs-
träger hinausgehen. Diese enthalten nur die zur AntragsteIlung notwendigen
Angaben und vernachlässigen dadurch zum einen den Haushaltskontext und lassen
zum anderen persönliche Einschätzungen und Motive beim Wechsel in den Ruhe-
stand außer acht. Die geringe Anzahl der bisher beantragten Teilrenten ließ jedoch
eine Untersuchung der Inanspruchnahme der Teilrente auf der Basis existierender
Datenbestände aus Stichprobenerhebungen, wie z. B. des Mikrozensus oder des
Sozioökonomischen Panels, nicht zu.
3.1 Datenzugang
Der Zugang zu den Rentenantragstellern erfolgte durch eine Kooperation mit zwei
Rentenversicherungsträgern. Für die Angestelltenrentenversicherung stimmte die
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin (BfA) und für die Arbeiter-
rentenversicherung die Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz (LVA) einer




nerzahlen in der Arbeiterrentenversicherung wurde die Einbeziehung weiterer
Landesversicherungsanstalten als unzweckmäßig erachtet. Aus Datenschutzgrün-
den konnten die Rentenversicherer keine Adressen von Rentenantragstellern an
das Forschungsprojekt weitergeben. Daher wurde vereinbart, daß die Versendung
der Fragebögen an die Antragsteller von Voll- und Teilrenten von den beiden
Versicherungsträgern durchgefiihrt wird. Die Versendung der Fragebögen erfolgte
jeweils nach Eingang von Rentenanträgen.
3.2 Datenerhebung
Die Erhebung konnte aufgrund zahlreicher organisatorisch bedingter Verzögerun-
gen bei den Rentenversicherungsträgern erst im Juli 1995 beginnen. Bei den
Vollrentnern konnte die Verschickung von 3.000 Fragebögen innerhalb weniger
Wochen vollzogen werden. Dagegen wurde die Teilrentnerbefragung, bei der alle
Antragsteller dieser Rentenart vom jeweiligen Versicherungsträger Fragebögen
erhalten sollten, aufgrund der niedrigen Fallzahlen bis Mitte 1996 angesetzt, um
eine ausreichend große Stichprobe zu erhalten. Bei den Vollrentnern entsprach der
Rücklauf den Erwartungen aus einem Pretest und ermöglichte eine Datenbasis von
1.246 Fällen.
Die Statistik des Verbandes der Rentenversicherungsträger wies 1995 insgesamt
1.501 Teilrentenfälle aus. Trotz der erheblich längeren Laufzeit der Teilrentnerbe-
fragung belief sich der Rücklauf bis Mai 1996 jedoch auf lediglich rund 100 (!)
Fälle. Die BfA erklärte dies damit, daß eine erhebliche Zahl von Teilrentnern nicht
aus eigener Initiative einen Antrag auf eine Teilrente stellt, sondern daß in einigen
Fällen aufgrund des Überschreitens der Hinzuverdienstgrenzen bei Altersrenten
bis zum 65. Lebensjahr eine Vollrente durch die BfA auf eine Teilrente herabge-
stuft wird. Diese "unfreiwilligen" Teilrentner konnten jedoch bei der Befragung
der Antragsteller aus organisatorischen Gründen häufig nicht ermittelt werden, wo-
durch nicht alle Teilrentenzugänge durch die Befragung erreicht werden konnten.
Zur Erhöhung der Fallzahlen der Teilrentnerstichprobe und zur Einbeziehung der
"unfreiwilligen" Teilrentner wurde nach einem längeren Verhandlungsprozeß mit
den beteiligten Rentenversicherungsträgern vereinbart, weitere Fragebögen an
schon "im Bestand" befindliche Teilrentner zu versenden. Die Adressen der Teil-




und ermöglichen einen Versand von 1.000 geringfügig geänderten Fragebögen,
wodurch mit einer Datenbasis von weiteren 400 Teilrentenfiillen kalkuliert werden
kann. Die Versendung der Fragebögen durch die BfA erfolgt im Juli 1996. Die
Befragung von Teilrentnern "im Bestand" der LVA ist bereits abgeschlossen und
erbrachte einen Rücklaufvon lediglich 20 Fällen.
3.3 Datenauswertung
Da der Rentenzugang stark durch die von den Rentenantragstellern gewählte Ren-
tenart geprägt wird, soll die Repräsentativität der Vollrentner und Teilrentnerstich-
probe anhand des Kriteriums Rentenart beurteilt werden. Tabellen 1 und 2 zeigen,
daß die Struktur der Stichprobe hinsichtlich der Rentenzugangsarten weitgehend
mit der Statistik des Verbandes Deutscher Rentenversicherer (VDR), die die Ren-
tenzugänge der gesamten gesetzlichen Rentenversicherung ausweist, überein-
stimmt.
Auffällig ist allerdings der geringe Anteil der Antragsteller einer Regelaltersrente,
der auf zwei Grunde zurückzuführen ist: Zum einen führte die Ausrichtung der
Fragebögen auf die Berufstätigkeit vor Rentenbeginn offensichtlich dazu, daß Per-
sonen ohne kontinuierliche Erwerbsphasen (z. B. nicht erwerbstätige Ehefrauen)
häufig nicht antworteten. Die Dominanz arbeitsmarktorientierter Fragen ist ver-
mutlich auch für den niedrigen Anteil von Frauen in der Vollrentnerstichprobe
verantwortlich. Zum anderen gelten ältere Menschen hinsichtlich ihrer Teilnahme-
bereitschaft an Befragungen als kritische Gruppe (vgl. Brune et al. 1991), so daß
insbesondere bei 65-Jährigen mit einer geringeren Antwortbereitschaft gerechnet
werden muß. Der hohe Anteil der Altersrente für Schwerbehinderte, Berufs- oder
Erwerbsunfiihige in der Vollrentnerstichprobe ist nur in wenigen Fällen auf den
vorherigen Bezug einer BU-IEU-Rente zurückzuführen und entspricht dem hohen




Tabelle 1: Verteilung der Vollrentnerstichprobe nach Rentenarten und Geschlecht
(Rentenzugang '95 nach der VDR-Rentenzugangsstatistik 1995)
Stichprobe Rentenzugang '95
Vollrenten Männer Frauen Männer Frauen
Regelaltersrente 12,1 20,0 26,8 39,8
Altersrente für langjährig Versicherte 19,5 3,3 15,7 2,7
Altersrente wg. Schwerbehinderung, BU o. EU 20,4 4,4 7,2 1,9
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 48,1 10,0 50,2 5,2
Altersrente für Frauen 0,0 62,2 0,0 50,4
Altersrente für unter Tage Beschäftigte 0,0 0,0 0,1 0,0
Altersrenten insgesamt in%: 100 100 100 100
absolut: 745 479 537.425 462.329
Tabelle 2: Verteilung der Teilrentnerstichprobe nach Rentenarten und Geschlecht
(Rentenzugang '95 nach der VDR-Rentenzugangsstatistik 1995)
Stichprobe Rentenzugang '95
Teilrenten Männer Frauen Männer Frauen
Regelaltersrente 2,1 4,0 0,5 0,5
Altersrente für langjährig Versicherte 57,5 4,0 64,6 7,9
Altersrente wg. Schwerbehinderung, BU oder EU 29,8 4,0 21,3 2,0
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 10,6 2,0 13,6 0,8
Altersrente für Frauen 0,0 86,0 0,0 88,8
Altersrente für unter Tage Beschäftigte 0,0 0,0 0,0 0,0
Altersrenten insgesamt in %: 100 IOD 100 100
absolut: 47 50 568 933
Die Untersuchung ist als vergleichende Analyse der beiden Rentnergruppen kon-
zipiert, wodurch vor allem die Unterschiede zwischen Teilrentnern als "Pionieren"
bezüglich der Nutzung neuer sozialrechtlicher Arrangements und den Vollrentnern
als Nutzern eines eher konventionellen Ruhestandspfades aufgezeigt werden sol-
len. Aufgrund der geringen Fallzahlen bei Teilrentnern und der Verzögerungen bei
der derzeit noch laufenden Teilrentnerbefragung und -nacherhebung, mußten wir
uns zunächst hauptsächlich auf die empirische Auswertung der ursprünglich als
Vergleichsdatensatz konzipierten Vollrentnerstichprobe konzentrieren. Die Ergeb-
nisse der Datenauswertungen auf Basis der Teilrentnerstichprobe können nur als
vorläufig betrachtet werden. Eine Überprüfung der vorläufigen Aussagen und
Thesen wird durch die (unter 3.2 genannte) Ausweitung der Befragung der Teil-
rentner aus dem "Bestand" der beteiligten Rentenversicherungsträger ermöglicht.




einer Ex-ante-Befragung miteinander verglichen werden. Weiterhin werden mit
dem Datensatz die folgenden auf deskriptiven Verfahren beruhenden Analysen um
multivariate Verfahren erweitert werden können. Mittels Tobit- und ordinaler
Logit-Modelle soll in diesen Schätzungen der Einfluß unterschiedlicher individuel-
ler und arbeitsplatzbezogener Größen auf die Ruhestandsentscheidung untersucht
werden. Sobald eine ausreichend große Teilrentnerstichprobe vorliegt, werden
auch bivariate Auswahlmodelle geschätzt, wobei die vollständige Aufgabe der Er-
werbstätigkeit dem schrittweisen Statuswechsel über eine Teilrente gegenüberge-
stellt werden soll.
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
4.1 Änderung der Ausgangsfragestellung
Die Verteilung der Vollrentnerstichprobe nach Rentenarten (vgI. Tabelle 1) spie-
gelt die aktuelle Frühverrentungswelle wider (vgI. AlbrechtlMüller 1996): Rund
die Hälfte der befragten Männer beantragte eine Altersrente wegen Arbeitslosig-
keit und schied über die "5ger Regelung" aus, die mittlerweile durch die Verlänge-
rung des Zeitraumes, in dem an Ältere Arbeitslosengeld gezahlt wird, zu einer
"57,4er Regelung" geworden ist. l Wenn der Ruhestand als Lebensphase nach der
endgültigen Aufgabe der Erwerbstätigkeit definiert wird, kann als Beginn des
Ruhestands nicht der Beginn des Rentenbezugs gelten, sondern der Zeitpunkt der
Beendigung der Erwerbstätigkeit. Der Ruhestandsbeginn liegt damit bei Bezug
einer Altersrente wegen Arbeitslosigkeit mindestens ein Jahr vor dem Beginn der
Rentenzahlungen. Auch bei Frauen, insbesondere wenn sie eine Regelaltersrente
beantragen, ist der Beginn der Rentenzahlung oft nicht mit dem Ruhestandszeit-
punkt identisch, denn schließlich waren in der Stichprobe 84 % der Bezieherinnen
einer Regelaltersrente seit mindestens 5 Jahren vor Rentenbeginn nicht mehr
erwerbstätig.
Als 5ger Regelung wird die Möglichkeit bezeichnet, durch den Bezug von Arbeitslosen-
geld für die Dauer von einem Jahr und dem anschließenden Bezug einer Altersrente
wegen Arbeitslosigkeit ab dem 60. Lebensjahr bereits mit 59 Jahren aus dem Erwerbs-
leben auszuscheiden. Durch die Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes
für ältere Arbeitsnehmer auf 32 Monate kann die Erwerbstätigkeit bereits ab einem Alter




Durch die ungünstigen Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt zeichnete sich
frühzeitig ab, daß der Teilrente als Maßnahme zur Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit bei der derzeitigen Arbeitsmarktlage kein Erfolg beschieden war. Daher
mußte die Forschungsfrage, unter welchen Bedingungen sich eine Regelung zur
Verlängerung der Erwerbsphase im Lebensverlauf durch Teilrente und Teilzeit-
arbeit durchsetzen kann, erweitert werden um die Frage, warum die Bedingungen
für institutionelle Neuregelungen dieser Art trotz der demographischen Alterung
so schlecht sind. In Teil 4.4 wird auf diese Frage näher eingegangen.
Am hohen Anteil der Rente wegen Arbeitslosigkeit sieht man, daß nicht nur insti-
tutionelle Regelungen und individuelle Präferenzen Art und Zeitpunkt des Über-
gangs in den Ruhestand bestimmen, sondern in starkem Maße der Arbeitsmarkt als
limitationaler Faktor auftritt. Die häufig zu beobachtenden Arbeitslosigkeits- oder
Invaliditätsphasen vor der Rente bestätigen die These Guillemards (1991), nach
der die Alterssicherungssysteme in zahlreichen Wohlfahrtsstaaten die Kontrolle
über den Ruhestandszeitpunkt verloren haben. An deren Stelle sind intermediäre
Regelungen getreten, die ursprünglich zur Absicherung anderer Risiken vorgese-
hen waren. Der Zeitpunkt des Übergangs in den Ruhestand ist immer mehr von
Entscheidungen der Unternehmen über den Abbau oder die Umstrukturierung der
Belegschaft abhängig als von den Altersgrenzen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Damit erschwert die zunehmende Dominanz der Arbeitsmarktlage älteren
Arbeitnehmern die Steuerung des eigenen Lebenslaufs. Daher ist in diesem Projekt
in der nächsten Phase geplant, die Stellung älterer Arbeitnehmer im Betrieb und
die Bedeutung der Arbeitgeberentscheidungen für den Übergang in den Ruhestand
zu untersuchen.
4.2 Informationsnachfrage und -beschaffung durch Rentenantragsteller
In der ökonomischen Theorie des Lebensarbeitsangebots und damit auch der
Ruhestandsentscheidung ist das umfassend informierte und rational handelnde
Individuum, das zukünftige Einkommensströme abdiskontiert und mit dem Nutzen
der Freizeit vergleicht, geradezu konstitutiv. Doch Untersuchungen von Allmen-
dinger (1994) und Wamken (1993: 9 f.) geben Hinweise darauf, daß die Kennt-
nisse über sozialrechtliche Regelungen der gesetzlichen Rentenversicherung, über




wie über die zu erwartenden Renteneinkünfte sehr gering sind. So kannten nach
Allmendinger (1994: 173) lediglich knapp 3 % der befragten Rentner zum Zeit-
punkt des Übergangs in den Ruhestand die Höhe ihrer Rente. Nach Wamken be-
stehen die Informationsdefizite vor allem bezüglich der wählbaren Ruhestands-
pfade. Diese Ergebnisse waren Anlaß, den Prozeß der Informationsbeschaffung
und den Informationsstand näher zu untersuchen.
Informationsbeschaffung:
Zunächst ist festzustellen, daß Voll- und Teilrentner sich vor ihrer Antragstellung
einer Vielzahl von Informationsquellen bedienten. Als wichtigste Informations-
quellen über die Möglichkeiten des Übergangs in den Ruhestand dienten die Bera-
tungsstellen der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und der Landesversi-
cherungsanstalten, die von 62 % der Teilrentner und 40 % der Vollrentner in
Anspruch genommen wurden. Bei Vollrentnern ist zudem die Informationsbe-
schaffung im Betrieb von Bedeutung, da 28 % durch die Personalleitung, 22 %
durch den Betriebs- oder Personalrat und 21 % durch Kollegen oder Freunde
informiert wurden. Die große Bedeutung der Betriebe bei der Informationsbeschaf-
fung der Vollrentner führt zu der Vermutung, daß hier ein Zusammenhang mit
betrieblicher Frühverrentungspolitik besteht. Eine Einbeziehung der Rentenart
ergab schließlich, daß 42 % der Antragsteller einer Altersrente wegen Arbeits-
losigkeit sich bei der Personalleitung und 41 % beim Betriebs- oder Personalrat
über die Möglichkeiten des Übergangs in den Ruhestands informiert haben. Die
beiden wichtigsten Informationsquellen von Teilrentnern waren Informations-
broschüren mit einem Nutzungsgrad von 31 % und Zeitungen oder Zeitschriften
mit einer Inanspruchnahme von 26 %. Auffallend ist, daß Teilrentner häufiger In-
formationsmedien wählten, die auf eine stärkere Eigeninitiative bei der Informa-
tionsbeschaffung hindeuten.
Über die Intensität der Informationsbeschaffung gibt die Zahl der von Rentenan-
tragstellern im Durchschnitt genutzen Informationsquellen Aufschluß. Dieser
Durchschnitt liegt für Vollrentner bei 1,7, wobei Männer mit einem Durch-
schnittswert von 1,9 einen höheren Informationsbedarfals Frauen (1,5) aufweisen.
Da die Rente der (Ehe-) Männer häufiger die wichtigste Einkommenskategorie
eines (Rentner-) Haushaltes darstellt, ist ein höherer Bedarf an Informationen nicht




kanten Einfluß auf das Informationsbedürfuis ausübt, denn bei Hauptschul-, Real-
schulabschluß und Abitur ergeben sich Durchschnittswerte von etwa 1,7.
Obwohl erwartet werden kann, daß dem Rentenantrag von Teilrentnern eine inten-
sivere Auseinandersetzung mit den Optionen des Ruhestandes voranging, liegt die
durchschnittliche Anzahl der genutzten Informationsquellen für Teilrentner bei
1,8. Die Differenzierung des Informationsbedarfs nach Geschlecht zeigte ähnliche
Ergebnisse wie bei den Vollrentnern: Die Durchschnitte liegen für Männer bei 2
und für Frauen bei 1,6. Eine weitere Aufgliederung des Informationsbedarfs der
Teilrentner hinsichtlich der Schulbildung und der beruflichen Stellung ist aufgrund
der niedrigen Fallzahlen noch nicht sinnvoll.
Informationen über das Teilrentenmodell:
Nach Wamken (1993: 10) ist das Teilrentenmodell nur 39 % der befragten 50- bis
70-jährigen Erwerbstätigen bekannt. Damit kennen 51 % der älteren Arbeitnehmer
einen möglichen Weg der Gestaltung der Übergangsphase in den Ruhestand nicht.
Dieser Informationsstand verbesserte sich nicht, obwohl seit der Einfilhrung der
Teilrente immerhin drei Jahre vergangen waren: Auch in unserer Befragung waren
nur 36 % der befragten Vollrentner vor ihrem Rentenantrag über die Teilrente
informiert. Dabei waren Männer deutlich besser informiert als Frauen, und mit
steigender Schulbildung wuchs auch die Bekanntheit des Teilrentenmodells. Der
Bekanntheitsgrad der Teilrente ist bei Selbständigen mit 62 % besonders hoch.
Rentenhöhe:
Obwohl die zu erwartende Höhe der Rente in der Forschungsliteratur als wichtige
Determinante der Ruhestandsentscheidung betrachtet wird (vgl. Jacobs/Schmähl
1989), zeichnen sich die befragten Rentenantragsteller durch einen geringen
Informationsstand über ihre finanzielle Situation im Ruhestand aus. Auf die Frage,
ob ihnen die monatliche Höhe ihrer zukünftigen Rente auf 10 DM genau, auf 100
DM genau oder nicht näher bekannt ist, bestätigten 48 % der Vollrentner und 26 %
der Teilrentner, daß sie die Höhe ihrer Rente "nicht näher" kennen. 52 % der
Vollrentner und 74 % der Teilrentner kennen ihre beantragte Rente "auf 100 DM"
oder "auf 10 DM" genau. Kaum besser informiert sind die Empfiinger betrieblicher
Altersrenten, von denen 43 % (der Vollrentnerstichprobe) die Höhe ihrer zukünfti-




Die Informationsdefizite werfen die Frage auf, welche Faktoren einen niedrigeren
Informationsstand begründen. Daher wurden die Unterschiede in der Kenntnis der
Rentenhöhe nach Schulbildung, beruflichem Status und dem Einkommen vor Ren-
tenbeginn differenziert. Bei steigender Schulbildung sind demnach bessere Kennt-
nisse der zukünftigen Rentenzahlungen zu beobachten. Überdurchschnittlich infor-
miert sind Angestellte und Arbeitslose, Selbständige und Arbeiter dagegen kennen
die zukünftige Rente weniger genau. Weiter zeigen sich Unterschiede im Informa-
tionsstand bei Berücksichtigung des Einkommens vor Rentenbeginn. Die Gruppe
der Rentenantragsteller, der ihre Rente nicht näher bekannt ist, hat ein deutlich
niedrigeres Durchschnittseinkommen (2.130 DM) als die beiden Personengruppen
mit höherem Informationsstand (2.594 DM, wenn die Rente auf 10 DM genau
bekannt ist und 2.911 DM, wenn die Rente auf 100 DM genau bekannt ist). Die
Ergebnisse weisen zudem darauf hin, daß Rentenantragsteller in den neuen
Bundesländern noch immer nicht im gleichen Maße wie die Westdeutschen mit
dem System der gesetzlichen Rentenversicherung vertraut sind, da 84 % der
befragten Ostdeutschen die zukünftige Rentenhöhe nicht näher bekannt ist.
Der geringe Informationsstand über die Rentenhöhe ist vor allem deshalb überra-
schend, weil Versicherte der gesetzlichen Rentenversicherung, die das 55. bzw.
59. Lebensjahr (West- bzw. Ostdeutschland) vollendet haben, automatisch eine
Auskunft über die Höhe ihrer Anwartschaften erhalten. Schließlich gaben rund
88 % der befragten Teilrentner und 84 % der Vollrentner an, daß sie eine Renten-
auskunft von ihrem Rentenversicherungsträger erhalten haben. Jedoch sichert eine
automatische Rentenauskunft keine genaue Kenntnis über die Höhe der zu erwar-
tende Rente, da die letzten Jahre der Erwerbstätigkeit oder Arbeitslosigkeit und die
zwischenzeitliehen Rentenanpassungen noch nicht berücksichtigt sind.
Der eher geringe Informationsstand wird von den Betroffenen offenbar nicht als
Problem empfunden, da 78 % der Vollrentner und 75 % der Teilrentner die Infor-
mationsbeschaffung als "eher mühelos und ohne großen Zeitaufwand" empfunden
haben. Dies läßt darauf schließen, daß beim Übergang in den Ruhestand eine
Orientierung an bekannten Handlungsmustern erfolgt. Das Bewußtsein, für lange
Zeit berufstätig gewesen zu sein und Beitragsleistungen erbracht zu haben, führt
schließlich bei Rentenantragstellern zu der Erwartung einer Gegenleistung in Form




muß (vgl, Kohli/Wolf 1987: 99 f.). Als weitere Erklärung für das offensichtliche
Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung kann die erfolgreiche Proklama-
tion des Ziels der Lebensstandardsicherung durch sozialpolitische Institutionen an-
gesehen werden. Dieses Ziel wurde in der Vergangenheit weitgehend erreicht, so
daß ältere Arbeitnehmer heute häufig die Erwartung einer lebensstandardsichem-
den Rente hegen. Das Wissen um die Regelungen der Rentenversicherung und
sogar um die genaue Höhe der Rente ist bei einem erwerbszentrierten Lebensver-
lauf schließlich nicht dringend notwendig, da die gesetzlichen Wartezeiten ohne-
hin erfilIIt und auch hohe Anwartschaften aufgebaut werden (vgl. Allmendiger
1994: 176). Informationen über die gesetzliche Rentenversicherung werden aber
umso notwendiger, je mehr der individueIle Lebensverlaufvon dem des "Normal-
arbeitnehmers" abweicht, also insbesondere dann, wenn die Destandardisierung
und Deinstitutionalisierung des Lebensverlaufs (vgl. GuiIlemard 1991 und Mayer
1995) tatsächlich weiter voranschreiten.
4.3 Einflußfaktoren für den individuellen Übergang in den Ruhestand
4.3.1 Persönliche Einschätzung der Ruhestandsmotive
Fragt man Voll- und Teilrentner nach ihren subjektiven GrUnden für die vollstän-
dige Aufgabe der Erwerbstätigkeit zum gewählten Zeitpunkt, bzw. nach ihrer Ent-
scheidung für eine Teilrente, so zeigen sich deutliche Unterschiede:2
2 Frauen, die mindestens 5 Jahre nicht erwerbstätig waren und als beruflichen Status
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Vollrentner geben i. d. R. Gründe an, die auf den Wunsch nach möglichst frühzei-
tiger Beendigung ihrer Erwerbstätigkeit schließen lassen. Auf Seiten der Renten-
antragsteller herrscht das Gefühl vor, nach langen Berufsjahren genug gearbeitet
und einen Anspruch auf Rente zu haben, um nicht mehr einer oftmals als belastend
empfundenen Berufstätigkeit nachgehen zu müssen. Betrachtet man das durch-
schnittliche Rentenzugangsalter nach Rentenarten, so wird offenbar, daß meist die
frühestmögliche Altersrente gewählt wird und kein Interesse an einer Weiterarbeit
im Ruhestand besteht, selbst dann nicht, wenn zu den Rentenzahlungen beliebig
hinzuverdient werden könnte. So wurde auch nur in Einzelfällen angegeben, daß
z. B. aus finanziellen Gründen länger gearbeitet wurde als es die frühestmögliche
Altersgrenze der Rentenversicherung erlaubt. Für fast die Hälfte der Teilrentnerin-
nen ist eine Kombination aus Teilrente und Erwerbsarbeit eine Möglichkeit, ihre




Vollrentner gibt an, die Erwerbsarbeit aus gesundheitlichen Gründen so früh wie
möglich beenden zu wollen (vgl. Abb.l ).
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Den größten Vorzug sehen die Antragsteller einer Teilrente - ebenso wie viele
Gerontologen (vgl. z. B. Bäcker/Naegele 1992) - darin, sich durch Teilzeitarbeit
allmählich an den Ruhestand anzupassen zu können, wobei auch die sozialen Kon-
takte im Kollegenkreis eine Rolle spielen. Auch die Arbeitgeber sind daran in-
teressiert, Teilrentner möglichst lange in ihrem Betrieb zu halten. Immerhin
arbeiten 20 % der Teilrentner länger, weil ihre Arbeitgeber von deren Ausbildung
und Erfahrung profitieren möchten und 20 % wollen die Teilrentenphase zur Ein-
arbeitung eines Nachfolgers nutzen. Bei erwerbstätigen Vollrentnern ist hingegen
ein gewisser Druck im betrieblichen Umfeld zu erkennen, ihre Erwerbstätigkeit so
früh wie möglich zu beenden, um keine Arbeitsplätze für jüngere Arbeitnehmer zu




frühzeitig aufzulösen, um eine Rente zu beantragen. Über 50 % der Männer been-
den schließlich ihr Arbeitsverhältnis durch einen Auflösungsvertrag. Auch gesell-
schaftliche Normierungen spielen eine Rolle; so ist gerade für erwerbstätige
Frauen das 60. Lebensjahr, die derzeit noch geltende Altersgrenze der Frauen-
altersrente, das "übliche Alter", um in Rente zu gehen.
4.3.2 Die berufliche Stellung und die Situation am Arbeitsplatz
Da starke Zusammenhänge zwischen dem schulischen Bildunl:sniveau und dem
beruflichen Ausbildunl:sabschluß bestehen und dadurch die getrennte Auswertung
nach schulischer und beruflicher Ausbildung ähnliche Ergebnisse brachte, wurde
hier eine Darstellung gewählt, die schulische und berufliche Ausbildungsabschlüs-
se zu einer Variablen zusammenfaßt. Jedem Abschluß wurde eine standardisierte
Ausbildungsdauer (vgI. dazu Blossfeld 1985) unterstellt und die Ausbildungs-
phasen je Person wurden zur Variable "Dauer der schulischen und beruflichen
Ausbildung" addiert. Tabelle 3 zeigt, daß bei zunehmendem Rentenzugangsalter
auch höhere Durchschnittswerte für die Ausbildungsdauer zu verzeichnen sind.
Auch weisen Teilrentner deutlich längere Ausbildungszeiten auf als Vollrentner.
Tabelle 3: Mittelwerte der Dauer der schulischen und beruflichen Ausbildung
Rentenzu- 60 61 62 63 64 65 und insge-
gangsalter älter samt
Vollrentner 10,9 11,5 11,3 11,4 11,9 12,6 11,3
Teilrentner 12,0 13,1 12,7 13,2 13,8 12 12,8
Die Analyse des Rentenzugangsalters nach der beruflichen StellunI: bei der Ren-
tenantragstellung oder vor der letzten Arbeitslosigkeitsphase zeigt erhebliche
Strukturunterschiede. 64,4 % der Arbeiter und 57 % der Angestellten beziehen
ihre Altersrente bereits mit 60 Jahren. Eine Regelaltersrente wird von keinem
Arbeiter in der Vollrentnerstichprobe beantragt, aber von 10,6 % der Angestellten.
Der späteste Beginn des Rentenbezugs findet bei Selbständigen statt, von denen
nur 15,2 % mit 60, jedoch 57,6 % mit 65 ihre Rente beantragen. Der berufliche
Status "nicht beschäftigt" korrespondiert inbesondere bei Frauen häufig mit einem
Rentenzugangsalter von 65 Jahren. Dies ist darauf zurückzufilhren, daß sich in




fehlender Zugangsvoraussetzungen für vorgezogene Altersruhegelder eine (meist
niedrige) Regelaltersrente beantragen.
Tabelle 4: Verteilung der Vollrentnerstichprobe nach Rentenzugangsalter und
beruflichem Status (in %)
Rentenzu- 60 61 62 63 64 65 % Mittel- ins-
gangsalter und und ins- wert: ges,
berufl, Status lilter ges. Alter
Arbeiter 64,4 11,6 3,9 17,5 2,7 0 100 60,8 337
Angestellte 57,0 11,5 5,4 13,1 2,5 10,6 100 61,2 558
Selbständige 15,2 9,1 0,0 12,1 6,1 57,6 100 64,0 33
Beamte 33,3 0,0 0,0 0,0 0,0 66,7 100 63,5 6
Arbeitslose 83,3 4,2 4,2 0,0 4,2 4,2 100 60,5 24
Nicht 35,3 1,9 3,9 5,8 4,8 48,3 100 63,0 207
Beschäftigte
Sonstige 66,7 6,7 6,7 6,7 0,0 13,3 100 61,1 15
Insgesamt 54,7 9,5 4,5 12,6 3,1 15,7 100 61,5 U80
Die berufliche Stellung erweist sich auch für die Inanspruchnahme einer Teilrente
als bedeutsam, denn die Struktur der Teilrentnerstichprobe weicht hinsichtlich der
beruflichen Stellung erheblich von der Vollrentnerstichprobe ab. 78 % der Teil-
rentner sind in Angestelltenberufen tätig, 2 % sind Arbeiter und I I % Selbstän-
dige. In der Vollrentnerstichprobe sind hingegen nur 47 % Angestellte und 3 %
Selbständige, aber 28,4 % Arbeiter. Obwohl eine Teilrente für Arbeitslose im
Regelfall keine sinnvolle Option darzustellen scheint, sind in der Stichprobe 5 %
der Teilrentner arbeitslos. Die Anwendung des Teilrentenmodells durch Selbstän-
dige läßt sich durch die höhere Flexibilität der Arbeitszeitgestaltung der Selb-
ständigen und dem Fehlen von Arbeitsmarktrestriktionen erklären. Bei Arbeitern
kommt die Teilrente hingegen aufgrund des starken Frühverrentungstrends äußert
selten zur Anwendung.
Die Aufteilung der Vollrentnerstichprobe nach Wirtschaftszwei~en entspricht den
Erwartungen aufgrund der Qualifikationsstruktur von älteren Arbeitnehmern.
Ältere Erwerbspersonen sind häufiger in traditionellen Branchen zu finden. So




des Wirtschaftszweiges auf das Rentenzugangsalter ist nicht so stark ausgeprägt
wie es die unterschiedlichen Belastungen in verschiedenen Branchen vermuten
lassen. Der hohe Anteil von Frühverrentungen findet sich in allen Branchen, wenn
er auch in einigen nicht so stark ausgeprägt ist. In nahezu allen Branchen beantra-
gen die meisten Arbeitnehmer eine Altersrente mit 60. Die Anteile der Arbeitneh-
mer, die bereits mit 60 eine Rente beziehen, schwanken mit einer Bandbreite von
47 % in der Landwirtschaft bis zu 68 % im Energieversorgungssektor. Altersteil-
zeitarbeit in Kombination mit einer Teilrente scheint am ehesten im Bereich priva-
ter Dienstleistungen möglich zu sein, da dort 25 % der Teilrentner, aber nur 10 %
der Vollrentner tätig sind. Die Nichtanwendung des Teilrentenmodells im verar-
beitenden Gewerbe ist vermutlich nicht nur auf wenig flexible Arbeitszeitmuster,
sondern auch auf betriebliche Externalisierungsstrategien (vgl. RosenowlNaschold
1994) und auf den Wunsch der Arbeitnehmer nach einer Beendigung von körper-
lich belastenden Tätigkeiten zurückzuführen.
Die Betriebs~röße besitzt einen deutlichen Einfluß auf die Rentenart. In Betrieben
mit mindestens 1.000 Mitarbeitern scheiden über 50 % der älteren Arbeitnehmer
aufgrund der "5ger Regelung" aus dem Betrieb aus, d. h. sie beantragen nach min-
destens einjähriger Arbeitslosigkeit eine Altersrente. Teilrenter sind häufiger in
kleineren Betrieben zu finden: 24 % der befragten Teilrentner, aber nur 12 % der
Vollrentner arbeiten in Unternehmen mit 12 und weniger Mitarbeitern. In Groß-
unternehmen hingegen arbeiten Teilrentner seltener: Während nur 9 % der Antrag-
steller einer Teilrente in Unternehmen mit mindestens 1.000 Beschäftigten arbei-
ten, sind 31 % der Antragsteller einer Vollrente in Großunternehmen tätig.
Auch die Dauer der Betriebszu~ehöri~keit ist für den Übergang in den Ruhestand
von Bedeutung. So betragen die Mittelwerte der Betriebszugehörigkeitsdauer bei
Vollrentnern 27,6 Jahre und bei Teilrentnern 22,8 Jahre. Frauen haben erwar-
tungsgemäß sehr viel kürzere Unternehmenszugehörigkeitszeiten als Männer: Bei
Vollrentnern beträgt der Mittelwert für Frauen 22,5 Jahre und für Männer 30,0
Jahre. Die folgende Tabelle zeigt außerdem die Unterschiede in der Betriebszuge-
hörigkeitsdauer bei verschiedenen Rentenarten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß





Tabelle 5: Mittelwerte der Betriebszugehörigkeitsdauer von Vollrentnern nach
Geschlecht und Rentenart
Rentenart Mllnner Frauen Summe
Regelaltersrente (65) 31,6 25,6 30,6
Rente fIlr langjllhrig Versicherte (63) 29,2 21 28,9
Rente wegen Schwerbehinderung, DU, EU (60) 28,6 24,5 28,2
Rente wegen Arbeitslosigkeit (60) 30,7 22,9 29,8
Rente fIlr Frauen (60) - 22,2 22,2
ZUSD1IU1ren 30,0 22,5 27,6
Teilrentner geben erwartungsgemäß seltener an, hohen Arbeitsbelastunl:en ausge-
setzt zu sein. Ohne nennenswerte Belastungen sind nach eigenen Angaben 59 %
der Teilrentner und 33 % der Vollrentner. Die Hauptbelastungsursache aus Sicht
der Teilrentner sind Arbeitsüberlastungen, während Überstunden (9 %) und kör-
perliche Arbeit (3 %) keine dominierende Rolle spielen. Bei Vollrentnern fallen
neben der Arbeitsüberlastung vor allem die Belastung durch körperliche Arbeit
(22 %) und Überstunden (17 %) auf.
4.3.3 Einkommensverhältnisse im Übergang in den Ruhestand
Aufgrund fehlender Antwortbereitschaft und unzureichender Informationen über
die zukünftige Rentenhöhe (vgl. Abschnitt 4.2) sind die Angaben in den Frage-
bögen zu den Einkommensverhältnissen des Rentenantragstellers und ihrer Le-
benspartner häufig unzureichend. So sind zwar noch gut drei Viertel der Befragten
dazu bereit und in der Lage, ihr derzeitiges Einkommen anzugeben, bei den künf-
tig zu erwartenden Einkommensströmen tun dies nur noch ca. die Hälfte. Dies war
nach den Ergebnissen des Pretests nicht zu erwarten. Das Einkommen des Partners
geben zwar immerhin 80 % der befragten Vollrentner an, bei den Haushaltsein-
kommen erhält man jedoch nur für 70 % der Personen Angaben. Eine Aufschlüs-
selung der Einkommensangaben nach Einkommensarten ist noch seltener möglich.
Die empirische Überprüfung eines mikroökonomischen Entscheidungskalküls
(z. B. Viebrok 1996) auf Grundlage gegenwärtiger und künftiger Einkommens-




Für die Vollrentner ist zu beobachten, daß sowohl die durchschnittlichen Haus-
haltseinkommen von alleinstehenden und in einer festen Partnerschaft lebenden
Rentenantragstellern mit zunehmendem Rentenalter steigen. Unter den "Frührent-
nern" mit 60 sind die Antragsteller einer Rente wegen Schwerbehinderung,
Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit finanziell durchschnittlich besser ausgestattet als
die Antragsteller einer Rente wegen Arbeitslosigkeit. Unter den Alleinstehenden
ist das Einkommen von Frauen erwartungsgemäß geringer als das der alleinstehen-
den Männer.
4.3.4 Einflüsse des Haushaltskontextes auf den Übergang in den
Ruhestand
Der Familienstatus und die Struktur des Haushalts sind durch den Altersunter-
schied von Männern und Frauen in Partnerschaften geprägt. Frauen leben öfter
allein in einem Haushalt, wobei der größte Anteil der Alleinstehenden verwitwet
ist, was neben der höheren Lebenserwartung von Frauen auch darauf zurückzufüh-
ren ist, daß Frauen meist jünger als ihre Ehemänner sind.
Im Haushaltskontext interessiert in erster Linie das Rentenzugangsverhalten von
Paaren, und ob das Phänomen des "joint-retirement" wirklich zu beobachten ist,
nach dem Partner den Ruhestandszeitpunkt aufeinander abstimmen, mit dem
Ergebnis, daß gerade Frauen oft ihre Erwerbstätigkeit schon vor dem Zugang zur
Rente beenden (vgl. Wagner 1996). Tatsächlich gilt für Frauen und Männer, daß
Verheiratete früher eine Rente beantragen als Alleinstehende und daß Teilrentner
etwas häufiger alleinstehend sind als Vollrentner. Auffiillig ist dabei besonders der
hohe Anteil geschiedener und/oder alleinlebender Frauen, die ihre Erwerbstätigkeit
auch nach Erreichen der Altersgrenzen für eine gesetzliche Rente weiterfUhren
möchten. Betrachtet man die Teilrentner, die mit einem Lebenspartner in einem
Haushalt wohnen, zeigt sich, daß die (Ehe-) Partner von Teilrentnern häufiger
berufstätig sind als die Partner der Vollrentner, was auch die These des gemein-
samen Rentenzugangs stützt. Während die Männer von Rentenantragstellerinnen
meist Vollzeit arbeiten, sind die Partnerinnen von Voll- und insbesondere auch
Teilrentnern häufig in Teilzeitarbeit tätig.
Gut 20 % der Männer und fast 30 % der Frauen in der Stichprobe sind mit der




bei diesen Aufgaben von ihren Partnern seltener unterstützt als Männer von ihren
Partnerinnen. Dabei haben Pflege- und Betreuungsaufgaben bei Vollrentnern
wenig Einfluß auf die Entscheidung, die Erwerbstätigkeit zu beenden. Jedoch ist
auffallend, daß Teilrentner im Vergleich zu Vollrentnern seltener Angehörige pfle-
gen oder Enkelkinder betreuen.
4.4 Ursachen für die geringe Inanspruchnahme des Teilrentenmodells
Die Inanspruchnahme der Teilrente war niedriger als selbst vorsichtige Schätzun-
gen erwarten ließen: Nach der Rentenzugangsstatistik des Verbandes Deutscher
Rentenversicherungsträger wurden von 1992 bis 1995 lediglich rund 4.800 Teil-
renten beantragt. Dadurch stellte sich die Frage, welche Faktoren für das Ausblei-
ben des Erfolgs der Teilrentenregelung verantwortlich sind.
Die geringe Inanspruchnahme des Teilrentenmodells in Verbindung mit Altersteil-
zeitarbeit beruht u. a. auf Informationsdefiziten auf Seiten der Arbeitnehmer wie
der Arbeit~eber. 63 % der befragten Vollrentner kannten die Option der Teilrente
nicht, obwohl ein Rentenantrag eine intensive Beschäftigung mit dem Thema des
Übergangs in den Ruhestand nahelegt. Nach einer von Winkel et al. (1994: 46 f.)
durchgefilhrten Unternehmensbefragung waren auch nur 22 % der Unternehmen
"gut oder umfassend" über das Teilrentenmodell informiert.
Der Vergleich des Rentenzugangs der VDR-Statistik mit der Vollrentnerstichprobe
zeigte bereits den starken Trend zur Frühverrentung, der zu der These Anlaß gibt,
daß die Teilrente u. a. deshalb wenig in Anspruch genommen wird, da ältere
Arbeitnehmer häufi~ bereits eini~e Zeit vor dem Erreichen der Alters~renze einer
Teilrente auS dem Erwerbsleben aus~eschieden sind. In der Vollrentnerstichprobe
waren schließlich nur 31 % der Rentenantragsteller unmittelbar bis zum Renten-
beginn erwerbstätig. Die Bezieher einer Altersrente wegen Arbeitslosigkeit haben
ihr Erwerbsleben mindestens ein Jahr vor Rentenbeginn beendet.
Die Alters~renzen der Teilrente entsprechen in vielen Fällen nicht den Präferenzen
der älteren Arbeitnehmer, die ihrerseits Ruhestandszeitpunkte anstreben, die deut-
lich vor dem erstmöglichen Teilrentenbezug liegen. Durch den anhaltenden Trend
zur Frühverrentung wurde schließlich das frühe Ausscheiden aus dem Erwerbs-




zum Maßstab für die eigene Ruhestandsplanung. Auch scheint eine völlige Auf-
gabe der Erwerbstätigkeit den Präferenzen der meisten Rentner zu entsprechen,
denn die Frage, ob ein Interesse an einer Teilzeitbeschäftigung bestünde, wenn es
keine Hinzuverdienstgrenzen gäbe, wurde von 78 % der Vollrentner verneint. Im
Vergleich zur tatsächlichen Inanspruchnahme der Teilrente bleibt aber ein noch
beachtliches Potential von 22 % der Vollrentner mit einem Interesse an einer
Altersteilzeitbeschäftigung.
Eine wichtige Ursache für die geringe Inanspruchnahme der Teilrente ist auch der
Mangel an geeigneten Teilzeitarbeitsplätzen. 33 % der Vollrentner, die zumindest
Kenntnis vom Teilrentenmodell hatten, gaben an, sich aufgrund des Fehlens von
Teilzeitarbeitsplätzen in ihrem Betrieb nicht für eine Teilrente entschieden zu
haben und für 14 % kam die Teilrente aufgrund "weiterer betrieblicher Gründe"
nicht in Frage. Diese Einschätzungen scheinen jedoch in einigen Fällen eher dem
subjektiven Empfinden als der tatsächlichen Situation im Unternehmen zu ent-
sprechen, denn lediglich 15 % der über die Teilrente informierten Vollrentner
haben mit ihrem Arbeitgeber oder Vorgesetzten die Möglichkeit einer Teilrente
auch besprochen.
Ein nicht geringer Teil der Frühverrentungswünsche oder -zwänge älterer Arbeit-
nehmer ist zudem auf gesundheitliche Probleme zurückzuführen. Als wichtigsten
Grund für die Entscheidung, gerade zu diesem Zeitpunkt die Beschäftigung aufzu-
geben, gaben rund 30 % der befragten Vollrentner gesundheitliche Gründe an. Die
Differenzierung der Ruhestandsgründe nach Rentenarten zeigt erwartungsgemäß,
daß gesundheitliche Gründe vor allem von Antragstellern einer Altersrente wegen
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Die übergeordnete Frage nach Elementen von Stabilität und Wandel in der Ent-
wicklung der deutschen Sozialversicherung wurde in der zweiten Phase des Teil-
projekts DI in zweierlei Richtung konkretisiert: Zum einen sollte die Ausdehnung
des in der Unfallversicherung entwickelten Passagenmanagements auf die Invalidi-
täts- und Krankenversicherung, zum anderen die Anpassungsfilhigkeit dieser insti-
tutionellen Steuerung im sozialen Wandel untersucht werden.
Festgestellt wurde, daß die Ausgestaltung der Statuspassage aus der Erwerbsarbeit
in der Sattelzeit der deutschen Sozialversicherung nach der Jahrhundertwende auf
"prozedurale" Kompetenz aufbaute. Im Mittelpunkt dieser Ausgestaltung stand ein
aus der Unfallversicherung weiterentwickeltes Passagenmanagement, das eine Be-
darfsregulierung als Aushandlungsprozeß von Problemartikulation, behördlicher
Beratung, ärztlicher Begutachtung und institutioneller Beurteilung organisierte.
Das Management korrespondierte mit einer neu entwickelten versicherungsmathe-
matischen Planungsvorgabe, deren Prognosen (Zahl der Versicherten, Invalidisie-
rungswahrscheinlichkeit) selbst budgetierend auf sozialpolitische Leistungsgrößen
wirkten.
Festgestellt wurde weiterhin, daß die Ausgestaltung der deutschen Sozialver-
sicherung vor dem Ersten Weltkrieg der Orientierung auf industriegesellschaftliche
Wachstums- und Wettbewerbsfilhigkeit folgte. Die sozialintegrative Wirkung
dieser Konstruktion wurde durch eine BerUcksichtigung veränderter Risikolagen,
vor allem aufgrund industriell organisierter Leistungsverdichtungen im mittleren
Erwerbsleben, und durch eine Ausdehnung sozialer, an den Bürgerstatus
gekoppelter Leistungen unterstützte. Die so verallgemeinerte Arbeiterversicherung
erhielt ihre Anpassungs- und Lemfilhigkeit insbesondere durch Sozialver-
sicherungsverfahren, die in verschiedenen Verfahrensschritten und Akteursbe-
ziehungen unterschiedliche Handlungschancen (bezogen auf Bedarf, Anspruch,
Problematisierung und Regulierung) öffneten.
Im Mittelpunkt der Sozialversicherungsverfahren stand die Risikobiographie, mit
der eine Bilanzierung gesellschaftlich verursachter Gesundheitsbelastungen in zeit-
licher Dimension (in Lebensverlauf und sozialem Wandel) vorgenommen wurde.
In der fallbezogenen Feststellung einer Erwerbsunfähigkeit wurde eine allgemeine
Budgetierung der sozialen Sicherungsleistungen durch Regulierung des Anspruchs
entwickelt. Diese institutionelle Logik der Verfahren nahm die Artikulation des
Bedarfes auf und steuerte den Erwartungshorizont. Betroffene Arbeitnehmer, be-
gutachtende Arzte und Leistungsträger waren aufeinander angewiesen. Ins-
besondere wurden prozedurale Problemorientierungen ausgeprägt, mit denen ein
tendentiell unbeschränktes Interesse an Sicherungsleistungen (weniger jedoch das





2. Stand der Kenntnisse bei der AntragsteIlung
In den neueren Diskussionen über den Sozialstaat Deutschland (Lampert/Bossert
1992, S.13) werden zwar die Ziele historisch aus dem gesellschaftspolitischen Be-
mühen abgeleitet, die ungleiche 'natürliche' Grundausstattung der Gesellschafts-
mitglieder (Arbeitsvermögen als Humankapital) auszugleichen, deren ökono-
mische wie politische Konsequenzen abzufedern und den Zugang zu materialer
Freiheit, persönlicher Entfaltung und sozialer, kultureller oder politischer Partizi-
pation im bestimmten Maß zu ermöglichen. Im Hinblick auf die Grenzen des So-
zialstaates werden veränderte Risikolagen in modemen Gesellschaften (Alters-
struktur, chronische Krankheiten etc.) jedoch vor allem als Kostenproblematik dis-
kutiert (Badura/Feuerstein 1994). Entsprechend wird die Anpassungsfähigkeit der
deutschen Sozialversicherung vor allem gegenüber den angelsächsischen Einrich-
tungen und angesichts der anstehenden europäischen Angleichung in Frage ge-
stellt.
Demgegenüber wird in der sozialgeschichtlichen Diskussion hervorgehoben, daß
die deutsche Sozialversicherung wie kaum eine andere politisch-soziale Institution
"über Krisen, Kriege, Katastrophen, über politische Umwälzungen und politisches
Verderben hinweg" viele Konstruktionsmerkmale bewahrt und sich als entspre-
chend anpassungsfähig erwiesen hat (Hentschel 1983, S.12). Als Besonderheit
wird auf eine "Tradition der Auffassung des Staats als Instrument zur Förderung
der allgemeinen und individuellen Wohlfahrt" (Ritter 1986, S. 38) und damit auch
zur Entschärfung des Klassenkampfes verwiesen. Mit Blick auf den politisch
"bedrohlichen Bedürftigen" (Hentschel 1983, S. 12) stand der Aufbau der
Sozialversicherung in enger Verbindung mit dem anderen Grundpfeiler des moder-
nen Sozialstaates, der "Selbstregulierung sozialer Konflikte durch die betroffenen
Interessen" (Ritter 1986, S. 90).
Wenn Sozialpolitik in historischer Tradition auf "Sozialversicherungspolitik"
(Schmidt 1988, S. 21) eingeengt wird, dann hat dies mit der Effektivität der Sozial-
versicherungsverfahren, weniger mit den zunächst bescheidenen Leistungen zu
tun. Die bedrohliche Bedürftigkeit konnte weniger bearbeitet werden als die ange-
prangerte Rechtlosigkeit. Wenn Manfred G. Schmidt den Kritikern der Sozialpoli-
tik im Kaiserreich entgegen hält, daß sie "den sozialdefensiven Charakter der So-
zialpolitik jedoch überbewertet und das in der Sozialpolitik sichtbar werdende pa-
ternalistische Herrschaftsmodell unterbewertet" hätten (1988, S. 27), so wird in
dem Teilprojekt Dl gegenüber beiden Positionen der Modernisierungsgehalt der
Sozialversicherung an der Ausgestaltung der Sozialversicherungsverfahren festge-
macht. Sicherlich erklären einzigartige politische Bedingungen zum Ende des Jahr-




Sonderweg der deutschen Sozialpolitik, Schmidt seinerseits unterschätzt jedoch
den innovativen Gehalt der Sozialintegration im Zuge nationaler Leistungs-
orientierung (verwiesen sei nur auf Weltmarkt- und Großmachtauseinandersetzun-
gen im Vorfeld des 1. Weltkrieges). Als wichtigste und modeme Errungenschaft
der Sozialversicherungsverfahren wurde daher im Teilprojekt Dl eine wachsende
und internalisierte Leistungsbereitschaft qualifizierter Arbeitnehmer angenommen.
Die eigentlichen Verfahren innerhalb der Sozialversicherung sind bislang ebenso-
wenig aufgearbeitet wie die historischen Daten, die von der Sozialversicherung
(Reichsversicherungsamt) jährlich zusammengestellt wurden. Einige Annahmen
über das Zusammenspiel von medizinischen und juristischen Vorstellungen erga-
ben sich aus umfangreichen rechtsgeschichtlichen Studien zur Kausalität, aus me-
dizinhistorischen Untersuchungen zu ärztlichen Sichtweisen und aus eigenen Vor-
arbeiten. Die rechtlich notwendige Annahme kausaler Zusammenhänge wurde da-
bei als gesellschaftlich bedingt und als normatives Steuerungselement erkannt
(Barta 1983).
Die ärztliche Rolle und Sichtweise im Aufbau der Sozialversicherung wird als
Problem sozialer Beziehungen gedeutet, in denen Gesundheit wissenschaftlich von
einer Lebensmaxime des Bürgertums hin zu einem allgemeinverbindlichen sozi-
alen Konstrukt entwickelt wurde (Labisch 1992).
Die institutionellen Steuerungen in der Risikogesellschaft sind vom Beginn des 19.
Jahrhunderts an vor allem angesichts relativer Verarmung entwickelt worden. Der
Umgang mit Unsicherheit konnte als integrative ProbIernabfederung organisiert
werden (Evers 1993). Die Frage für das Teilprojekt DI war, ob die integrative
Wirkung der Sozialversicherung auf die angestrebten Entpolitisierung der sozialen
Frage nebst entsprechender Sozialdisziplinierung betroffener Arbeitnehmer einge-
engt blieb.
Immerhin waren die Sozialversicherungsinstitutionen in ihrer Bedeutung für Her-
stellung und Durchführung allgemeinverbindlicher Entscheidungen auf den Auf-
bau stabiler Sozialbeziehungen (Rieger 1992) angewiesen, so daß vor allem das
Verhältnis zwischen ärztlicher Professionalisierung und solidargemeinschaftlichen
Interessen, aber auch die Mitwirkung betroffener Arbeitnehmer (Lüdtke 1991),
wichtig wurde. Hier lag die sozialhistorische Betonung bislang vor allem auf dem
Beharrungsvermögen (institutionelle Eigendynamik), der Prägekraft (Definitions-
macht) und Anpassungsfähigkeit (Umleitungs- und Verteilungsfunktion) der Insti-
tutionen (BaldwinI990). Dieses Forschungsinteresse findet in der Geschichte der
Invaliditätsversicherung einen geeigneten Gegenstand, weil die Etablierung der
Rentenversicherung in der Tat einen fast übereilten "Sprung ins Dunkle"




Im Mittelpunkt sozialgeschichtlicher Fragestellungen steht der Widerspruch, daß
die Entwicklung der Sozialversicherung "auf die politisch-sozialen Bedingungen
für mehr Gleichheit und Verteilungsgerechtigkeit" abzielte, während sie praktisch
"eher zum Gegenteil geneigt" (Hentschel 1983, S. 30) hat. Die Erklärungen argu-
mentieren bislang hauptsächlich negativ: Demnach waren die Angebote sozialer
Sicherung einerseits so gut, daß die im 19. Jahrhundert gewachsene Klassenspal-
tung entpolitisiert werden konnte, andererseits zugleich so schlecht, daß keine
neue sozialreformerische und solidargemeinschaftliche Grundlage für Politisierung
geschaffen wurde.
Hier setzen die Überlegung des Teilprojektes an. Die Frage wurde dahingehend
konkretisiert, welche institutionelle Optik eine ausreichende Verbindlichkeit für
Reichsbehörden, Versicherungsanstalten, Ärzte und Arbeitnehmer herstellen
konnte. Daher war die Wirklichkeit der Problemorientierung und Problembearbei-
tung, d.h. die tatsächlichen Sozialbeziehungen der Akteure, v.a. im Hinblick auf
die Handlungschancen der versicherten Arbeitnehmer und die gate-keeper-
Funktion der Ärzte, genauer zu untersuchen.
3. Verlauf der Untersuchung - methodisches Vorgehen
Im Teilprojekt DI wurde versucht, die Daten der Sozialversicherung in einer sozi-
algeschichtlichen Auswertung als eine makrosoziologische Rahmung der institu-
tionellen Handlungs- und Anpassungsprozesse zu begreifen. Diese Prozesse soll-
ten mit mikrosoziologischen Informationen über subjektive Handlungsstrategien in
Invaliditätsversicherungsverfahren in Beziehung gesetzt werden, indem eine poli-
tikgeschichtliche Analyse der zuständigen Ebenen der Invaliditätsversicherung
(Ortsbehörden, Landesversicherungsanstalten, Reichsversicherungsamt) durchge-
führt wurde. Insofern wurde ein Methodenmix aus Dokumentenanalyse einzelner
Sozialversicherungsfälle (Akten des Reichsversicherungsamtes), Policy-Analyse
der "Bereisung" der Landesversicherungsanstalten durch das Reichsversicherungs-
amt sowie rechnergestützten Erfassung und Auswertung der historischen Sozial-
versicherungsstatistik angewandt.





Schaubild 1: Methodisches Vorgehen
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Im einzelnen wurden zunächst nach den Unfallversicherungsstatistiken (1886-
1933) nun auch die Daten der Invaliditätsversicherung (1891-1933) vergleichend
ausgewertet. Verfilgbar sind für die Unfallversicherung über 47 Jahre für ca. 60
Berufsgenossenschaften 28 Variablen (ab 1926 zusätzlich Daten zu Berufskrank-
heiten), für die Invaliditätsversicherung über 42 Jahre für 31 Landesversicherungs-
anstalten nebst 11 Sonderanstalten 44 Variablen. Die Variablen umfassen allge-
meine und fallbezogene Daten, ein Teil der aggregierten Daten liegt auch alters-
und geschlechtsspezifisch vor.
Die politischen Reform- und Implementationsbemühungen konnten konzentriert
anhand der "Bereisung" analysiert werden, die angesichts eines unerwarteten Ren-
tenanstiegs um die Jahrhundertwende vom Reichsamt des Inneren ausging, vom
Reichsversicherungsamt durchgeführt wurde und auf effektive Verfahren auf der
Ebene der unteren Verwaltungsbehörden und begutachtenden Ärzte zielte.
Gesichert wurden im Bundesarchiv Koblenz alle Fälle, in denen Invaliditätsverfah-




Die Auswertung konnte damit die verschiedenen Etappen der Verfahren, vor allem
das Betreiben der Verfahren durch die betroffenen Arbeitnehmer sowie die medi-
zinischen und juristischen Argumentationslinien, erfassen.
Wie vorgesehen wurde in einer speziellen Expertise mit fachjuristischem Sachver-
stand ein bestimmter Ausschnitt der Problematik genauer und intensiver analysiert.
Hier bot sich an, die juristischen und medizinischen Begründungen der Leistungs-
versagung, vor allem verbunden mit dem Begriff der Neurose, historisch verglei-
chend zu analysieren.
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
Das Teilprojekt erforscht die historische Stabilität des deutschen Sozialversiehe-
rungssystems. Im Mittelpunkt stehen die in Sozialversicherungsverfahren ermög-
lichten Anpassungs- und Lernprozesse institutioneller Steuerung. Diese werden -
von der Unfallversicherung ausgehend - auf eine Balance multipler Identifikatio-
nen und Funktionen, vor allem von gesellschaftlichen Ansprüchen und Leistungen,
von individuellen Bedarfen und Problemlagen, aber auch von Engagement der Be-
troffenen und Gate-keeping der ärztlichen Gutachter, zurückgeführt.
In den bisherigen Analysen stand die Sattelzeit um die Wende zum 20. Jahrhundert
im Mittelpunkt. Die Sozialversicherungsverfahren in Deutschland wurden seiner-
zeit von der Unfallversicherung aus strukturiert, wobei die Risikobiographie als
Bilanzierung vorzeitiger Erwerbsunfähigkeit durch die Sozialversicherung ausge-
prägt wurde. Gesellschaftspolitisch war die Risikobiographie eingebettet in die
Annahmen, daß mit den Instrumenten des Unfallparadigmas jeweils offenkundige
soziale Härten zu bearbeiten wären, und daß für den normalen wirtschaftlich-
technischen Entwicklungsgang kein besonderes Steuerungs-Instrumentarium nötig
wäre.
Diese Annahme wurde durch sozialpolitisch motivierte Vorstellungen über die
anzustrebende Absicherung der Arbeiterschaft (Höhe der Renten) erweitert, die
durch Modellrechnungen und "fiktiven Bilanzen" erstmals in einem wirksamen
Planungsrahmen konkretisiert wurden (Balance zwischen Beitragsleistungen und
Rentenleistungen auf der Basis linearer Bevölkerungsentwicklung usw.). Bestim-
mte Planungsvorgaben wurden stabil gesetzt (z.B. Altersaufbau der Versicherten),
andere flexibel gehandhabt (z.B. Heilverfahren). Die ersten verwertbaren Erfah-
rungen mit diesen Planungsvorgaben seit Mitte der I890er Jahre bestätigten die
Basisannahmen und zeigten regionalspezifische flexible Handlungsspielräume für
die Landesversicherungsanstalten. In den weiteren Reformen der Sozialversi-
cherung wurde jeweils dieser Zusammenhang zwischen stabilen Planungshorizon-




ten. Dies wiederum nutzte einer, auch regional und politisch unterschiedlichen,
Berücksichtigung von Problemlagen und biographisch begründeten Bedarfen.
Um die Jahrhundertwende machten Zeitgenossen erstmals auf "Grenzen des Sozi-
alstaates" aufmerksam und diskutierten "unerwünschte Folgen der deutschen So-
zialpolitik". Was heute als globale Budgetierung diskutiert wird und als "Beitrags-
satzstabilität" im Sozialgesetzbuch verankert ist (Koppelung des Finanzvolumens
der Versicherungsträger an die Wachstumsrate der beitragspflichtigen Löhne und
Gehälter) wurde seinerzeit als Regulierung der Ansprüche auf der Basis sta-
tistischer Prognosen organisiert. Die heute kritisierte formale Abkoppelung sozial-
staatlicher Steuerungen vom sozialpolitischen Bedarfsziel (Kühn 1994, 20) ist ge-
schichtlich nicht zwingend. Wenn heute in Debatten über Rationierung die Frage
aufgeworfen wird, wie ein Budget bedarfsbezogen sein und das Solidaritätsprinzip
stärken kann, nutzt der Blick in die Geschichte. Die Sozialversicherungsverfahren,
wie sie um die Jahrhundertwende ausgestaltet wurden, ermöglichten eine solidar-
gemeinschaftliche Budgetierung der Ansprüche vor allem über die Aushandlung
der Risikobiographie.
In den Verfahren konnten seinerzeit verschiedene sozialpolitische Zielkonflikte
(Lampert, Bossert 1992, S. 105ft) prozedural gelöst werden. Dies betraf vor allem
die Balance zwischen rechtsstaatliehen und sozialstaatliehen Prinzipien (Teilhabe
durch Freiheit oder Leistung, Gerechtigkeit oder Selbstverantwortlichkeit, Ver-
mittlung zwischen Subsidiarität und Solidarität, Leistungsfähigkeit der Volkswirt-
schaft, Umverteilung nach Sozialstaatsgebot, Mißbrauch und/oder Verbindlichkeit
von Beiträgen und Sicherungen). Allerdings erfolgte dies historisch konkret in
einer Schieflage, in der die öffentlich-rechtliche Rolle der medizinwissenschaft-
lichen Begutachtung gegenüber Arbeitnehmerinteressen übermäßig gestärkt und
andererseits rechtliche Normierungen gegenüber politischen Aushandlungen be-
vorzugt wurden. Die damit angedeutete historische Bürde soll in den weiteren For-
schungen des Teilprojektes DI verfolgt werden.
Die Regulierung des Anspruchs griff auf die Erfahrungen zurück, die in der Un-
fallversicherung gemacht wurden, indem die KausalitätsprUfung und die Rolle der
medizinwissenschaftlichen Begutachtungen in den Vordergrund gestellt wurde. So
ergab sich eine doppelte Prüfung, die zugleich eine doppelte Risikolage konstitu-
ierte. Geprüft wurde zum einen in verschiedenen Schritten, ob ausreichende Ursa-
chen (Kausalitätsprinzip der Leistungsbegründung) vorhanden sind. Wurde ein
ausreichender Anspruch konstatiert, wurde in weiteren Schritten die Wirkung dif-







Die ärztlichen Gutachten waren der in der Unfallversicherung entwickelte Hebel,
um das Ausmaß der Versicherungsleistungen und die präventiven Perspektiven zu
kanalisieren. Die Risikobiographie, die sich in ursächlicher Vorgeschichte und
qualitativem Bedarf ausweisen mußte und auf die sich Arbeitnehmer wie Versiche-
rungsträger gleicherweise bezogen, erlaubte es, die produzierten Gesundheitsrisi-
ken in einem individuellen Arbeitsleben nach solidargemeinschaftlichen Normie-
rungen zu beurteilen.
4.1 Sozialversicherungsstatistik als Rahmenplan
Das Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz (luAVG) war sicherlich "das in
seinen Kosten am schwierigsten zu kalkulierende und daher auch riskanteste
Werk" (Ritter 1986, S. 50) im Aufbau der deutschen Sozialversicherung. Während
für den Aufbau der Unfallversicherung vor allem das Kausalitätsprinzip und für
die Krankenversicherung die ärztliche Leistungsdefinition von herausragender





Die Leistungen der Invalidenversicherung wurden in Abwägurig sozial- und fi-
nanzpolitischer Dimensionen konkret bestimmt. Das sozialpolitisch angestrebte
Maß für die Absicherung der Arbeitnehmer (Regelung des Zugangs zu Versiehe-
rungsleistungen, Höhe der Leistungen) wurde zusammen mit spezifischen Rah-
menvorgaben (Zahl der Versicherten, Invalidisierungswahrscheinlichkeiten) kon-
zipiert. Die Erwartungen und Ansprüche wurden von den Behörden und Institutio-
nen (von der Ortspolizei bis zum Reichsversicherungsamt) auf diese Rahmenvor-
gaben bezogen. Die Problem- und Bedarfsdefinitionen waren eingebettet in einen
statistischen Planungshorizont, der mit Hilfe von Modellrechnungen, in denen die
versicherungsrelevanten Rahmendaten in Form von angenommener Bevölkerungs-
vermehrung (1,39%) und Kostenprognosen aufgearbeitet waren, abgesteckt wurde.
Die Prognosen wurden in der Implementierungsphase des Gesetzes (1892-1899)
aufgrund erhobener Daten aktualisiert.
Schaubild 3:



























-.-Erwarteter Zugang an Invalidenrenten nach Behm1888
-0- Erwarteter Zugang an Invalidenrenten nach Erfahrungen bis 1898"
Die Prognosen bildeten nicht nur den jeweiligen "statistischen Wissensstand" ab,
sondern formten gleichzeitig erstmals eine Normalitätsvorstellung, an der die wei-
tere institutionelle Entwicklung gemessen wurde. Sie entfalteten auf diesem Wege




auf eine gemeinschaftliche Optik. Und sie wurden zum Interpretationsrahmen für
die Effizienz der gesetzlichen Regelungen, da sie Grad und Art der Ausschöpfung
des Leistungsvolumens im Rahmen der Planungsvorgaben offenbarten. Damit
entwickelten sie eine Budgetierungsfunktion: Eine Überschreitung der "sicheren"
Rahmenvorgaben konnte als Argumentationsgrundlage für eine kritische Überprü-
fung und gegebenenfalls Korrektur der Verfahrenspraxis von unteren Verwal-
tungsbehörden und Landesversicherungsanstalten genutzt werden. Dies war denn
auch alsbald mit der "Bereisung" der Fall (s. 4.2).
Der Vergleich der nach den Prognosen erwarteten Rentenentwicklung in der IuAV
mit den realen Zahlen (Schaubild 3) weist zunächst eine großzügige Spanne aus,
insbesondere wenn die Ausgangsdaten nach Behm (1888) zugrundegelegt werden.
Deutlich ist allerdings auch die problematische Entwicklung kurz nach der
Jahrhundertwende, die Anlaß zur umsteuemden "Bereisung" gab.
Tatsächlich entwickelten sich die Anträge und Versicherungsfiille jedoch auf ähn-
lichem, aber deutlich niedrigerem Niveau als in der Unfallversicherung (s. Schau-
bild 4). Allerdings war das Verhältnis zwischen Anträgen und BewiIligungen in
der Invaliditätsversicherung weitaus günstiger für die Betroffenen.
Die Entwicklung der Rentenneuzugänge in der Invalidenversicherung zeigte
zunächst eine Hochphase (NoveIlierung des IuAV) zur Jahrhundertwende wegen
des erleichterten Zuganges, der verkürzten Wartezeiten und des erweiterten Be-
griffs der Erwerbsunfiihigkeit und verlief dann ab 1907 relativ stabil. 1923 kam es
wegen der gesetzlichen Integration der Altersrente zu einem deutlichen Sprung,
dem eine Stabilisierung auf höherem Niveau folgte. Die Unfallversicherung ist
demgegenüber weitaus deutlicher von konjunkturellen Einflüssen betroffen. So
zeigen sich Brüche in der ansonsten kontinuierlichen Entwicklung jährlich neu
entschädigter Unfälle (Krankenfürsorge und Renten an Verletzte und Hinter-
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Die tatsächlichen Rentenleistungen bewegten sich auf bescheidenem Niveau, was
besonders im Verhältnis zum durchschnittlichen Lohn verdeutlicht werden kann
(Schaubild 5). Die erstaunliche stabilen Leistungen in der Invaliditätsversicherung,
abgesehen von den Verwerfungen in Krieg und Inflation und von dem Ausbau in
der Weimarer Republik, erreichten durchschnittlich niemals mehr als 25% des
Bruttolohns und behielten ihre subsidiäre Logik. Deutlich wird auch die relative
Verschlechterung der Unfallversicherungsleistungen, was vor allem auf längere
Rentenzeiten und die entsprechende Entwertung wegen fehlender Lohnanpassung
zurückzufiihren ist. Doch auch in der Invaliditätsversicherung finden wir vor dem
I. Weltkrieg durchschnittlich nur eine etwa 2jährige Rentenbezugsdauer.
Als Referenzgröße wurde das "durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt aller Versi-
cherten ohne Lehrlinge und Anlernlinge" (Göbel, Hohorst-Kocka) herangezogen.
Für die Invalidenrente liegt bis 1920 eine Statistik der durchschnittlichen Höhe der
Rentenleistungen der Neuzugänge vor. Hier wurde ein stetiger Anstieg verzeich-
net, da die mit der Laufzeit der Versicherung steigenden durchschnittlich an-
rechenbaren Beitragszeiten direkt auf die Höhe der Renten durchschlagen. Auf der
Basis der laufenden Renten und der Rentenleistungen insgesamt wurde sodann die




zum Neuzugang wegen des geringeren Niveaus der früher bewilligten Renten
durchweg niedriger liegen. Die Daten der Unfallentschädigung erlauben keine
Differenzierung nach Vollrente und Teilrente, weshalb die durchschnittlichen
direkten Rentenleistungen der Unfallversicherung für eine dauernd völlig erwerbs-
unfähige Person (entsprechend der Invaliditätsversicherung) nicht zu berechnen
sind. Alternativ wurde daher die durchschnittliche Höhe aller Entschädigungen pro
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4.2 Sozialgeschichtliche Sattelzeit und institutionelles Lernen
Um die Wende zum 20. Jahrhundert finden wir eine zunehmende Verdichtung von
Anforderungen an die menschliche Arbeitskraft. Auf dem Hintergrund Weltmarkt
und Großmachtentwicklung wurde diese Verdichtung der Arbeitsanforderungen
und -belastungen in die Mitte des Arbeitslebens verlagert, was wiederum eine Be-
grenzung des lebenslangen Arbeitens verlangte und auch ermöglichte. Die Sozial-
versicherungsverfahren organisierten nun eine Orientierung auf nationale Lei-
stungsfllhigkeit, die mit dem Interesse betroffener Arbeitnehmer (Teilhabe an Si-
cherungsleistungen) und der Solidargemeinschaft (wachsende Ressourcen für sozi-
ale Sicherung) gleicherweise konvergierten. Vor allem konnte die Arbeitsver-
pflichtung internalisiert und damit ein entscheidender Beitrag zur Ablösung obrig-
keitlicher Herrschaftsstrukturen und gesellschaftlichen Inklusion geleistet werden.
Die größere Teilhabe an industriegesellschaftlich produzierten Ressourcen konnte





Die sozialgeschichtliche Einsicht, daß sich um die Jahrhundertwende "ein
fundamentaler Formwandel der 'Modeme' vollzog" (Nolte, 1996, S. 283), spiegelt
so vor allem das Gefühl der Zeitgenossen, daß die zuvor scheinbar unaufhaltsame
Tendenz zur antagonistischen Gesellschaft und zum "großen Kladderadatsch" zum
Stillstand gebracht wurde. An die Stelle gesellschaftlicher Großgruppen und
Klassen traten spezifische Sozialbeziehungen zwischen Jugend, Alter, Frauen,
Urbanisierung, Verberuflichung etc. im Spannungsverhältnis zwischen Freiheit
und Individualisierung (Simmel 1903).
Die gesellschaftliche Differenzierung erforderte ein größeres Arsenal wirksamer
institutioneller Steuerung. Dieses wurde mit der Jahrhundertwende um den Begriff
der Erwerbsunflihigkeit aufgebaut, der zugleich auf Arbeitsverpflichtung wie auf
anerkannte Passagen aus dem Erwerbsleben abhob. Deutlich sind in dem Politik-
prozeß jener Zeit Spannungen zwischen zentralistischen, regionalen und kommu-
nalen Ansätze. Untersucht werden konnten im Detail die Lernprozesse des Reichs-
amt des Innern und des Reichsversicherungsamtes (RVA) nach der Jahrhundert-
wende.
Auf dem Hintergrund der sozialstatistischen Rahmenvorgaben wurde zunächst der
starke Zuwachs an Renten analysiert. Es wurden regionale Ungleichgewichte und
insbesondere Mängel in dem "Eingang" zur Statuspassage festgestellt, dort, wo
Rentenanträge gestellt wurden und eine wohlfahrtspolizeiliche Bearbeitung ein-
setzte. Die dann in Gang gesetzte "Bereisung" setzte an dem Finanzausgleich ein,
der vor allem wegen der finanziellen Schieflage der LVA Ostpreußen nötig gewor-
den war. Bei der Überprüfung der Verfahren wurden jene drei strukturellen Steu-
erungskriterien ausgearbeitet, die den weiteren institutionellen Entwicklungsgang
prägten:
a) Statt der bei der Gesetzgebung angenommen gleichförmigen Struktur der Versi-
cherten in allen Regionen des Reiches wurden wirtschaftliche und demogra-
phische Strukturschwächen (Migration in die Stadt, Alterszusammensetzung,
Wirtschaftszweige und Lohnhöhen, entsprechende Kumulation schlechter Ri-
siken etc.) ausgemacht.
b) War zunächst eine einfache Fortsetzung wohlfahrtspolizeilicher Aufgaben der
unteren Verwaltungsbehörden angenommen worden, so wurden jetzt am Bei-
spiel teils selbstherrlicher teils unwissender Arbeit in Ostpreußen die Bedeu-
tung von Beratungs- und Kanalisierungsleistungen erkannt; institutionelle
Steuerung konnte dort, wo sie zunächst und zuerst mit Betroffenen zu tun
hatte, teils als symbolische Politik, teils als regionalspezifische Implementie-




c) Als strukturelle Logik institutioneller Steuerung konnte die Verdächtigung auf
der Basis der Arbeitsverweigerungsvermutung und eine entsprechende
restriktive Prüfung der Ansprüche stabilisiert werden (Menschenbild des
"Polen" als arbeitsscheuen und begehrlichen Rentenantragstellers).
Ausgehend von dem Beispiel der ostpreußischen Verhältnisse wurden dies die
wirkungsmächtigen Leitbilder für Sozialversicherungspolitik. So erfolgte Ende
1904 eine Neuordnung der Verfahren, die Ende 1908 für untere Verwaltungsbe-
hörden und Ärzte konkretisiert wurde. Ab 1909 war das RVA in der Lage, die Ent-
wicklung der Rentenanträge und -leistungen sehr genau zu verfolgen und schnel1
zu reagieren.
Während der "Bereisungen" untersuchten die Kommission des RVA die Entschei-
dungen, insbesondere die ärztlichen Gutachten, im wesentlichen mit einer Zufall-
stichprobe: ca 10 beliebige Rentenfälle wurden herausgegriffen und nachbegut-
achtet. Hierbei wurde auf die unterschiedliche Handhabung in den verschiedenen
Landesversicherungsanstalten geachtet. Insgesamt standen zwei zentrale Aspekte
im Mittelpunkt des Vergleiches, die in der Bereisung Ostpreußen beispielhaft
herauskristaIlisiert wurden und die jeweils kritische Fragestellungen implizierten:
a) Verwaltungsmängel: genügt die Vorbereitung der Polizeibehörden und unteren
Verwaltungsorgane, wird das Gesetz der Intention nach angewandt, wie gut ist
die Beratung bei der Antragstel1ung, wie gut sind die Kenntnisse der
wirtschaftlichen Verhältnisse, v.a. der vergleichbaren Verdienste usw.?
b) Entscheidungsmängel: genügt der Beitrag der medizinischen Wissenschaft,
gibt es ein klares Bild des gesunden Arbeiters, gibt es klare Kriterien für die
Veränderungen der Leistungsfähigkeit- gibt es klare Kriterien für die
Verbindung von somatischen, psychologischen und qualifikatorischen
Leistungsmerkmalen usw.?
4.3 Institutionelle Steuerung in Sozialversicherungsverfahren
In Sozialversicherungsverfahren wurde eine Balance von antragstellenden Arbeit-
nehmern und begutachtenden Ärzten als 'Risikobiographie' fortgeschrieben, die
zwischen Disziplinierung und Politisierung vermittelte. Im bislang untersuchten
Zeitraum von 1889 bis 1929 konnten solche institutionelIen Anpassungs- und
Lernprozesse festgestellt werden, die auf juristisch-ärztliche Definitionen von
"Erwerbsunfähigkeit" und auf sozialpolitische Einschätzung verminderter Ver-








Die Anpassungs- und Lernprozesse institutioneller Steuerung waren "von unten"
als Zusammenwirken von Problemartikulationen und sozialpolitischen Erwartun-
gen organisiert und als ärztlich-gutachterliehe Definitionen von Leistungsminde-
rungen und darauf bezogener verrechtlichter Ansprüche ausdifferenziert. Anpas-
sungs- und Lernfähigkeit basierten auf polarisierenden und doch wieder integrie-
renden Aspekten dessen, was unter Arbeitsfähigkeit in der modemen Gesellschaft
verstanden wurde (s. Schaubild 6): Arbeitsfähig zu sein war zum einen als Grund-
lage nationaler Leistungsfähigkeit konzipiert, was die Arbeitsverpflichtung voraus-
setzte, aber auch die Verwirklichung der Arbeitsfähigkeit als Erwerbsfähigkeit
einschloß. Sie war zum anderen als gerechter Bedarf konzipiert, der eine angemes-
sene Teilhabe an gesellschaftlicher Wohlfahrt voraussetzte, aber auch als existen-
tiell begründeter Bedarf auf den Rahmen solidargemeinschaftlicher Möglichkeiten
beschränkt blieb. Diese Spannung zwischen Disziplinierung und Politisierung,
zwischen disjunktiven und integrierenden Wirkungen prägte die konkreten Aus-
handlungen spezifischer Sozial1eistungen in Würdigung der Risikobiographie.
Die 'Risikobiographie' beinhaltete auf der einen Seite die subjektive Bilanzierung
gesundheitlicher Belastungen, auf der anderen Seite eine fal1spezifische Abwei-
chung normaler Lebenskurven. Diese Wahlverwandtschaft ermöglichte das Zu-
sammenspiel von Ärzten und Juristen in den Sozialversicherungsverfahren ebenso




konnte um die Jahrhundertwende auf vorhandener Erfahrungsbasis das Statuspas-
sagenmanagement deutlich verbessert werden. Im Vergleich zur Unfall-
versicherung waren in der Invaliditätsversicherung die ersten Schritte in der Sta-
tuspassage, vor allem die Artikulation und Antragstellung, deutlicher und gewich-
tiger. 8-10% aller artikulierten Bedarfsfälle wurden bereits bei der AntragsteIlung
von unteren Verwaltungsbehörden vom weiteren Verfahren ausgeschlossen, was
einen anerkannt großzügigen Anerkennungsquotienten zuwege brachte. Die wei-
teren Stufen des Verfahrens konnten dann deutlich gegeneinander abgegrenzt und
mit eigenen Aushandlungsdimensionen versehen werden. Bis hin zur letzten In-
stanz vor dem Reichsversicherungsamt wurde das Engagement der betroffenen Ar-
beitnehmer zur Ausprägung der Verfahren genutzt und sie wurden sukzessive ein-
bezogen. Während vor dem Landesversicherungsamt und dem Oberversicherungs-
amt der unmittelbare Problembezug im Mittelpunkt stand, war vor dem Reichsver-
sicherungsamt (anders als in der Unfallversicherung) schließlich vor allem die
rechtliche Würdigung des Verfahrens ausschlaggebend. Hier konnte eine Proble-
matisierung, die auf deutliche Lücken oder Ungerechtigkeiten der Verfahren auf-
merksam machte, ebenso berücksichtigt werden, wie ein verselbständigtes Pochen
auf soziale Gerechtigkeit als neurotische Verirrung ausgegrenzt werden konnte.
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c) Forderung nach biogra-
phischem Risikoausgleich










































4.4 Mechanismen der Leistungsversagung. Das Beispiel der Neurosen
Der Vorwurf des "Pensionsspekulantentum" (Tennstedt 1976, S. 449) wurde
bereits mit der Gesetzesvorlage einer Invaliditätsversicherung diskutiert. Die Be-
gehrengsvorstellungen wurden dann um die lahrhundertwende und im Ersten
Weltkrieg herausgestellt, um die Grenzen der solidargemeinschaftlichen Verant-
wortlichkeit zu markieren.
In einer speziellen Studie (Schimanski 1996) wurden politische, juristische und
medizinische Begründungen untersucht, mit denen Sozialversicherungsleistungen
versagt wurden. Beabsichtigt war, den sachlichen Kern jener institutionellen
Steuerung aufzuhellen, die auf eine Ausgrenzung unangemessener Ansprüche auf-
baute. Die Studie stellt in breiter Argumentation die gesetzlichen Intentionen und
Gründe vor, die in den Versicherungszweigen gegen vorwerfbare Handlungen zu
finden sind. Mit Schwergewicht auf System- und Charakterneurosen wird heraus-
gearbeitet, wie sich ein geringes Vertrauen in den sittlichen Fond der Arbeiter in
Maßnahmen verlängert, mit denen mißbräuchliche und simulierte Ansprüche abzu-
wehren sind. Mit einem bestimmten Menschenbild herausgestellt wurden Tatbe-
stände der Trunksucht, der geschlechtlichen Ausschweifungen, der vorsätzlich her-
beigeführten Krankheiten, der Raufhändel oder des Betruges. Diese Tatbestände
durchbrachen das Finalitätsprinzip der Rentenversicherung und gaben dem aus der
Unfallversicherung stammenden Kausalitätsprinzip Raum. Auf diesem
Hintergrund konnten medizinische und juristische Denkmuster, die im Grunde
erheblich divergieren, in der Feststellung rechtserheblicher Gründe für Leistungs-
versagen konvergieren.
Die Studie diskutiert die einschlägige Rechtsprechung bis in die Nachkriegszeit,
verfolgt die begrifflichen und sozialpolitischen Wandlungen und gab entschei-
dende Anregungen, die wachsende Verrechtlichung der Sozialversicherungsver-
fahren im gesellschaftspolitischen Wandel genauer zu überprüfen.
4.5. Lebenslaufmanagement und Risikobiographie
Wie kaum eine andere Institution in der modernen Gesellschaft waren Sozial-
versicherungsverfahren zwar 'Problembewältiger' und 'Problemerzeuger' zugleich,
aber ersteres in weit größerem Ausmaß (M. G. Schmidt 1988, S. 209), verwirk-
lichten also grundlegende Versprechungen des Wohlfahrtsstaates.
Die Risikobiographie war als sozialpolitische Öffnung hin zur industriellen Patho-
genität, zur Haftungsproblematik und zur Schadensprävention angelegt. In der Ar-
tikulation und Begründung eines sozialpolitischen Bedarfes wurde die Risikobio-




sikolage für betroffene Arbeitnehmer und zugleich zur Basis sekundärer Folgenab-
schätzung für die Versicherungsinstitutionen. Die Arbeitnehmer mußten die Last
tragen, die mit der Rekonstruktion ihrer Gesundheitsgefährdungen im Lebensver-
laufund auch mit der möglichen Leistungsversagung zusammenhing.
Die Versicherungsinstitutionen konnten mit der Risikobiographie nicht nur indivi-
duelle Bedarfe sondern auch die Effektivität der Leistungszuweisung und die Ak-
zeptanz der sozialpolitischen Rahmung verfolgen. Insofern kann die Risikobiogra-
phie als Kernbestandteil institutioneller Steuerungsmechanismen begriffen werden,
die ein 'Statuspassagenmanagement' für betroffene Arbeitnehmer wie für zustän-
dige Institutionen ermöglichten.
Das Statuspassagenmanagement war an die Anerkennung der Gesundheitsgefahr-
dung gekoppelt, die im Laufe der Zeit mehr und mehr den medizinischen Gutach-
ten aufgebürdet wurde. Medizinische Gutachten unterstellten eine Normalität der
Versichertenbiographie (Erwerbsfähigkeit des gesunden Arbeitnehmers) und er-
wartete Abweichungen (alters- und konstitutionsbedingte Leistungsminderungen).
Bezogen auf die ärztlichen Experten konnte eine Standardisierung der Argumenta-
tionen und Beurteilungskriterien nachgewiesen werden. Wichtiges, problembezo-
genes Moment blieb die AntragsteIlung durch die Arbeitnehmer: Betroffenheit und
Beharrlichkeit der Antragsteller wurden vorausgesetzt, doch Querulanz und Ren-
tenneurose markierten eine Grenze, die gezogen wurde, damit Arbeitsverpflich-
tung und Problematisierung dem Zweck der Sozialversicherung untergeordnet
blieben. Innerhalb dieser Grenzen entfaltete der Aushandiungsprozeß in den Ver-
fahren ein hohes Maß an Selbststeuerung und Wirksamkeit, was die Anpassungs-
fähigkeit des deutschen Sozialversicherungssystems auszeichnete. Die Rolle der
Ärzte als Gate-keeper an der Statuspassage in die Erwerbsunfähigkeit wurde um so
stärker, je mehr die soziale Bedürftigkeit als existentielle Frage auf Gesundheit
(körperliche und geistige Produktivität) zurückgefiihrt und als versicherungsrele-
vante Krankheit identifiziert wurde.
Die implizierte finale Orientierung der Arbeiterversicherung (Schutz der Erwerbs-
fähigkeit und Kompensation der Erwerbsunfähigkeit) insgesamt wurde zum Ende
des 19. Jahrhunderts auf eine kausale Orientierung festgelegt: körperliche und gei-
stige Schädigung (Erkrankung) muß als Ursache von Erwerbsunfähigkeit nach-
weisbar sein. Auf diese kausale Orientierung bezogen sich die Erwartungen der
Versicherten ebenso wie die medizinisch-juristischen Entscheidungsbegründun-
gen.
Die Arbeiten im Teilprojekt Dl zeigen, wie die kausale Orientierung zu einem
flexiblen Konstruktionselement biographischer Risiken wurde. Die Konstruktion




dung eines qualitativen Bedarfs in den Status des gesetzlich unterstützten Erwerbs-
unfähigen übergehen konnten. Das Statuspassagenmanagement bestand in einem
Verfahren, an dem vor allem betroffene Arbeitnehmer nebst Vertretern und Ärzte
als objektivierende Experten beteiligt waren.
Vor allem die versicherungsrechtliche Würdigung der Neurosen, konnte als wirk-
sames Instrument des Passagenmanagements ausgeformt werden. Eine scharfe
Trennung zwischen drei Problemdimensionen, die in den Sozialversicherungsver-
fahren unterschiedlich gehandhabt wurden, wurde entwickelt:
• "primäre Risiken": allgemein auftretende und gesellschaftlich zu verantwor-
tende Gesundheitsgefährdungen und -schädigungen, die im Verlaufe eines Ar-
beiterleben einfach vorkommen;
• "Standardrisiken" (primär-sekundäre Risiken): durch Sozialversicherung defi-
nierte und Sozialversicherungsleistungen begründende Gefährdungen und
Schädigungen, die für den betroffenen Arbeitnehmer geformt (sekundär), für
den Sozialversicherungsträger aber allgemeiner Ausgangspunkt (primär) sind;
• "sekundäre Risiken": durch den institutionellen Umgang mit den Standardrisi-
ken des Erwerbslebens entstehende zusätzliche (sekundäre) Gefährdungen und
Schädigungen (wie Neurosen, aber auch bezogen aufVolksgesundheit), die ei-
nerseits Teil einer neuen, durch das Sozialversicherungssystem geschaffenen
Wirklichkeit, andererseits zusätzliche Einschätzung der Effektivität der sozia-
len Sicherung sind.
In den Sozialversicherungsverfahren konnte ein zusätzlicher Anpassungs- und
Bewertungsmechanismus installiert werden, insofern die sekundären Risiken als
Probleme sozialpolitischer Effektivität erkennbar wurden. Wenn die Diskrepanz
zwischen Erwartung und Leistung nicht mehr von einer einfachen Verfahrenslegi-
timation gedeckt wird, wenn die Legitimation durch Verfahren selbst in Spannung
gerät, dann ist dies ein Signal für Anpassungsprobleme. Die besondere Leistungs-
fähigkeit der Sozialversicherungsverfahren bestand nun darin, daß sie in einem
bestimmten Rahmen die Normalitätsannahmen und die Verfahrensregeln in ihrer
sozialpolitischen Wirksamkeit beurteilen und gegebenenfalls die Verfahren selbst





















So bleibt in den Forschungen des Teilprojektes vor allem die Frage offen, weIche
Veränderungen die Sozialversicherungsverfahren selbst unter unterschiedlichen
gesellschaftspolitischen Bedingungen oder aufgrund eigener Entwicklungs-
dynamik erfuhr. Wenn angenommen werden soll, daß "der Ausbau der sozialen
Sicherung kontinuierlich - weitgehend unabhängig vom Typ des politischen
Regimes" verläuft (Schmidt 1988, S. 32), dann wäre die Lern- und Anpassungs-
fähigkeit der institutionellen Steuerungen im sozialen Wandel zu prüfen.
5. Außenaktivitäten
Im Teilprojekt Dl arbeiten drei Wissenschaftler auf 1,5 Stellen. Nach der ersten
Projektphase stand in der vorigen Phase vor allem die theoretische und empirische
Konsolidierung der Arbeiten im Vordergrund. Neben einigen Vorstellungen der
sozialgeschichtlichen Grundlagen waren die Arbeiten nicht auf eine Außendarstel-
lung orientiert. Die Außenaktivitäten konzentrierten sich vielmehr auf engere Ko-
operationen und Arbeitstreffen, in denen die sozial- und medizinhistorischen Hy-
pothesen entwickelt wurden.
Die medizingeschichtliche Kooperation hat für das Teilprojekt eine besondere




chende Kompetenz hat. Die bestehende Zusammenarbeit mit Esteban Rodriguez-
Ocaüa (Universität Granada), Paul Weindling (Wellcome Unit Oxford), sowie
Alfons Labisch, Institut für Geschichte der Medizin, Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf, wurden ausgebaut. Die Arbeitstreffen zu historisch und international
vergleichenden Ansätzen der Wirtschafts- und Sozialgeschichte wurden in Liver-
pool und Bremen mit Robert W. Lee fortgesetzt. Medizinsoziologische und
gesundheitspolitische Arbeitstreffen wurden mit Anton Kerkhoff (Universiteit
TwentelEnschede) durchgeführt, Hervorgehoben werden soll die Kooperation
(Anson Rabinbach, Princeton, Jakob Tanner, Bielefeld), die sich speziell mit den
theoretischen Übernahmen biologischer Argumentationszusammenhänge in sozial-
wissenschaftliche Erklärungen in der Geschichte beschäftigt. Dies bezieht sich
sowohl auf allgemeine physiologische Konzepte, als auch auf spezielle Probleme,
wie die der körperlichen Leistungsfiihigkeit bis hin zu Ernährungsfragen.
. Referat zur Tagung "Stadt, Krankheit und Tod. Städtische Gesundheit während der
Epidemiologischen Transition" vom 21.-23-3- I996 im Institut für Geschichte der
Medizin der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf
Beitrag Lars Kaschke zur Konferenz "Reactions to the Beginnings of Modem
Social Policy in Europe" vom 15.-20.4.1996 in Tampere, Finnland
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Mergner; U. Rabe-Kleberg (Hrsg.): Modeme Lebensläufe im Wandel. Wein-
heim, 249-270 .
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MiIIes, Dietrich (1994a): Gewerbehygienische Aufgaben in der Geschichte ar-
beitsmedizinischer Professionalisierung. In: R. Müller; Th. Schulz (Hrsg.):
Betriebsärztinnen im Handlungsfeld betrieblicher Politiken. Chancen und Di-
lemmata beim Gesundheitsschutz.- Bremerhaven, S. 9-61
MiIIes, Dietrich (1994b): Geschichte der Toxikologie. Eine Einfiihrung. In: H.
Marquardt; S. Schäfer (Hrsg.): Handbuch der Toxikologie. Mannheim, 5-14
MiIIes, Dietrich (1994): Abnahme der Krankheiten durch Zunahme der
Zivilisation? Modemisierung, Verelendung und Sozialbiologie in der Ge-
schichte. ZeS-Arbeitspapier 10/94
MiIIes, Dietrich (1995a): Capacity of work as the buming of calories. The history
of the rational physical economy. In: H. Kamminga; A. Cunningham (eds.):
The Science and Culture ofNutrition. Amsterdam, 75-96
MiIIes, Dietrich (1995b): Risikobiographie und historischer Wandel des Sozial-
versicherungssystems. In: Sfb-report Nr.4, 6-11
MiIIes, Dietrich (1996a): What are Occupational Diseases? Risk and the concept of
risk in the histroy of industrial medicine. In: R. Cooter; B. Luckin (eds.):
Accidents in History. Injuries, Fatalities and Social Relations. London
MiIIes, Dietrich (1996b): Statt Gesundheit Gewerbehygiene als
"Verpackungskunst". In: J. Vögele (Hrsg.): Stadt, Krankheit und Tod. Städti-
sche Gesundheit während der Epidemiologischen Transition. FrankfurtJM. (im
Erscheinen)
MiIIes, Dietrich (1996c): Physiologische Grundlegung ärztlicher Begutachtung. In:
Ph. Sarasin; J. Tanner (Hrsg.): Physiologie und Industrielle Gesellschaft.
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Kaschke, Lars (1996a): The Insured in the Disability Insurance in Imperial Ger-
many. Dissociation or Integration? Paper, presented at the Conference
"Reactions to the Beginnings of Modem Social Policy in Europe, 15.-
20.4.1996 in Tampere, Finnland
Kaschke, Lars (1996b): Kommission für "Rentenquetsche"? Die Rentenverfahren
in der Invaliditätsversicherung und die "Bereisung" der Landesversicherungs-
anstalten 1901-1911. Arbeitspapier
Kaschke, Lars (1996c): Integration durch Verfahren. Problembearbeitung in So-
zialbeziehungen der Invaliditätsversicherung im Wilhelminischen Reich. Ar-
beitspapier
Sniegs, Monika (1996): Die Gestaltungskraft der Prognose. Die Modellrechnung
in der Invaliditäts- und Altersversicherung 1891-1912. Arbeitspapier Bremen
Kascke, Lars; Sniegs, Monika (1996): Historische Daten der Invaliditäts- und Un-




Schimanski, Werner (1996): Vorwerfbarkeit und Leistungsversagen. Historisch-
vergleichende Studie zur politischen, juristischen und medizinischen Begrün-
dung der Leistungsversagung wegen vorwerfbaren Handlungen in Kranken-,
Unfall-, Kriegsopfer- und Entschädigungsverfahren, unter besonderer Berück-
sichtigung der Neurose. Arbeitspapier Bremen
Milles, Dietrich (1996): Budgetierung des Anspruchs. Institutionelle Steuerungen
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Der dynamische Ansatz der Armuts- und Sozialhilfeforschung wurde anhand
erweiterter Daten fortentwickelt. Die drei im Antrag gesetzten Forschungsziele
wurden im wesentlichen erreicht: 1. ÜberprUfung der bisherigen Ergebnisse: Die
neueren Ergebnisse zeigten, daß sie zu den Ergebnissen aus der ersten Antragsko-
horte in Kontinuität stehen, und somit die ältere Zugangskohorte zur Sozialhilfe
kein Ausreißer war. 2. Sozialer Wandel: Der Vergleich der neueren mit der älteren
Zugangskohorte (90er vs. 80er Jahre) brachte einen Wandel der Sozialhilfeklientel
an den Tag (maßgeblicher Anteil von Zuwanderern in der neuen Kohorte), zeigte
aber auch eine durchschnittliche Abnahme der Bezugsdauer in der Sozialhilfe, die
den vorherrschenden Annahmen widerspricht. Beide Ergebnisse sind neu in der
wissenschaftlichen und politischen Diskussion. 3. Der Ost-West-Vergleich mit
dem Kooperationsprojekt YE2 in Halle/Saale erbrachte einerseits Ähnlichkeiten
(kurze Bezugszeiten) und andererseits spezifische Unterschiede (Sozialhilfe wird
im Osten seltener als Mittel biographischer Planung eingesetzt).
Darüber hinaus wurden anläßlich der laufenden Reform des Bundessozialhilfe-
gesetzes Beiträge zur Politikforschung geleistet (Deutungsmusteranalyse,
Wirkungsforschung, Policy-Analyse). Hinzu kamen substantielle Beiträge zur all-
gemeinen soziologischen Theorie (Karrierebegriff, Lebenslauf und Institution, In-
dividualisierunglRisikogesellschaft). Die Ergebnisse sind in 3 Monographien, 1
Sammelband (sowie 3 weiteren in Arbeit befindlichen Sammelbänden) und in über
50 Aufsätzen dokumentiert. Andere Autoren haben mehrfach in wissen-schaft-
lichen Zeitschriften zu Ergebnissen der Projektarbeit Stellung genommen. Hinzu
kommen zahlreiche Beiträge in überregionalen Medien (Zeitungen, Rundfunk,
Fernsehen) sowie politikberatende Tätigkeiten der Projektmitglieder. Vertiefend
konnte ein internationaler Vergleich von Sozialhilfedynamiken USA - Deutsch-
land anhand angeglichener Verlaufsdatensätze durchgefilhrt werden.
2. Stand der Kenntnisse bei der letzten AntragsteIlung
Stand bei der letzten AntragsteIlung: Das Teilprojekt hat einen dynamischen
Ansatz in die deutsche Armutsforschung eingeführt, sowohl den in quantitativen
als auch in den qualitativen Analysen zur Sozialhilfeforschung. Die ersten Ergeb-
nisse - daß Armut und Sozialhilfebezug häufig nur vorUbergehend sind und daß
Arme handlungsfähiger sind als bisher angenommen - hat zu einer kleinen Revolu-
tion in der deutschen Armutsforschung sowie in der sozialpolitischen Armutsdis-




des Sozioökonomischen Panels (SOEP) haben diese Ergebnisse in ihren Grund-
tendenzen bestätigt. Datenbasis war ausschließlich ein IO%-Sample der Neuzu-
gangskohorte 1983 zur Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt) der Stadt Bremen.
Fragestellung bei der letzten AntragsteIlung: Drei Fragen bzw. Themen standen
im Vordergrund: 1. die Analyse neuer Zugangskohorten zur Sozialhilfe (1989,
1995) zwecks Überprüfung des dynamischen Ansatzes (Absicherung der aus der
Antragskohorte 1983 gewonnenen Ergebnisse) sowie der Analyse "jüngerer" An-
tragskohorten. Das Antragsjahr 1989 der zweiten Antragskohorte ist das letzte Jahr
der alten BRD. Die Zugangskohorte 1995 wird qualitativ interviewt, wodurch
"Echtzeit -" statt der bisher verwendeten retrospektiven Interviews möglich
werden. 2. Analyse und Erklärung des Wandels sozialer Problemlagen von den
80er zu den 90er Jahren anhand eines Vergleichs der Zugangskohorten 1983
(beobachtet bis 1989) und 1989 (beobachtet bis 1994). Insbesondere ist zu prüfen,
inwieweit sich die Arbeitsmarktentwicklung, die Globalisierung der Wirtschaft,
die zunehmende soziale Ausgrenzung, Sozialabbau und evtl. Veränderungen der
Wohlfahrtskultur soziale Problemlagen in den 90er Jahren verändert haben. 3. Ost-
West-Vergleich (Kooperation mit Teilprojekt YE2, Halle/Saale): Wie unter-
scheiden sich Sozialhilfeverläufe in Ost- und Westdeutschland, sowohl in quanti-
tativer als auch in qualitativer Hinsicht?
3. Verlauf der Untersuchung - methodisches Vorgehen
Die Untersuchung konnte entsprechend der Ankündigungen durchgeftihrt werden,
zusätzlich erweitert um Policy-Analysen. Anlaß hierftir war die im Berichtszeit-
raum laufende Reform des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG), zu der die For-
schung des Teilprojekts aufgrund ihrer wirkungsanalytischen Aspekte einen Bei-
trag geliefert hat. Projektleiter und -mitarbeiter wurden direkt als Politikberater
herangezogen.
Es wurde die geplante quantitative Aktenerhebung des Neuzugangs 1989
durchgeftihrt mit anschließenden Verlaufsanalysen. In Form einer Kohortenana-
lyse wurden die Zugangsjahrgänge 1983 und 1989 verglichen. Die Durchftihrung
der leitfadengestUtzten problemzentriert-narrativen biographischen Interviews
(LWelle des qualitativen Panels) verzögerte sich um ein dreiviertel Jahr, da sich




Bremer Sozialverwaltung schwieriger als zuvor gestaltete. Es wurden 79
Interviews mit Neuzugängen zur Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt) im Jahre
1995 durchgefUhrt und zu jedem Interview ausftlhrliche Postskripte erstellt. Für
die Auswertung wurde ein "Regelwerk" konzipiert. In der laufenden Auswertung
stehen Fallanalysen, Fallvergleiche und Typenbildung nach dem von Monika
Ludwig modifizierten Ansatz von Uta Gerhardt im Mittelpunkt. Ferner fanden
regelmäßige Arbeitstreffen mit dem Kooperationsprojekt YE2 statt.
4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
Da im Berichtszeitraum umfangreich publiziert wurde, kann sich der folgende
Überblick auf eine Skizze der Ergebnisse anband der vorliegenden Publikationen
beschränken. Im einzelnen wurden vorgelegt: 3 Monographien (Leibfriedl
Leisering u.a. 1995, Buhr 1995, Ludwig 1996), mehr als 50 Aufsätze, 1 Sammel-
band (Zwick 1994) sowie 3 in fortgeschrittenem editorischen Zustand befindliche
Sammelbände (LeiseringlWalker 1997, Voges 1996, VogeslDuncan 1997) und 1
weitere, ebenfalls in fortgeschrittenem Zustand befindliche Monographie (überar-
beitete Übersetzung von LeibfriedlLeisering u.a. 1995, Cambridge University
Press 1997).
Die folgende Darstellung folgt den drei unter Ziffer 2 formulierten Fragen zum
Zeitpunkt der letzten AntragsteIlung. Darüber hinaus wurden Beiträge zur Policy-
Forschung geleistet sowie zur soziologischen Theorie (Punkte 4.4 und 4.5 der
folgenden Darstellung). Zudem wurde die erste Frage (Prüfung und Absicherung
des dynamischen Ansatzes) umfassender bearbeitet als nur durch Analyse einer
neuen Zugangskohorte, nämlich durch einen internationalen Vergleich BRD -
USA sowie durch weitere Analysen auf Grundlage der alten Daten, vor allem in
Hinblick auf die Rolle der Familie.
4.1 Überprüfung des dynamischen Ansatzes (Absicherung der bisherigen
Ergebnisse)
Analyse der neuen Zugangskohorte (1989, beobachtet bis 1994) (Buht/Weber
1996, Ludwig/Leisering/Buhr 1995, Weber 1996): Entsprechend unseren Hypo-
thesen über verzeitlichte Armut in einer sich individualisierenden Gesellschaft,




grenzung im sozialpolitischen und wissenschaftlichen Diskurs zeigte sich, daß sich
die Dauer des Sozialhilfebezugs in der neuen Zugangskohorte gegenüber der
Älteren geringfilgig verkürzt hatte, KurzzeitflilIe also zugenommen haben. Diese
Ergebnisse bestätigen die bisherigen Erkenntnisse aus dem Zugangsjahr 1983.
Unerwartet war der Wandel der Klientel, der sich durch einen hohen Anteil von
Zuwanderern (Übersiedlern, Aussiedlern und Asylsuchenden) beim Neuzugang
1989 niederschlägt. Rechnet man diese Klienten heraus, so ergibt sich für die
verbleibenden "ansässigen" Hilfebezieher, daß die Dauer des Hilfebezugs von den
80er auf die 90er Jahre geringfilgig gestiegen ist. Auch beim neuen
Zugangsjahrgang trafen wir auf viele "WarteflilIe", also auf politisch verursachten
Sozialhilfebezug in Folge verzögerter Auszahlung vorgeordneter Leistungsträger.
Die qualitative Analyse der Zugangskohorte 1995 weist auf neue Problemlagen
der 90er Jahre hin: schwierige Arbeitsmarktlagen auch für Höherqualifizierte,
zunehmende Schuldenbelastung, die Integration von Aussiedlern und die Armuts-
gefährdung der unteren und mittleren Mittelschicht ("prekärer Wohlstand"). Der
Aussiedler könnte der wichtigste transitorische Typ der 90er Jahre sein. Dabei
zeichnen sich bereits aktivere und passivere Einstellungen der Betroffenen zu ihrer
Integration in die bundesrepublikanische Gesellschaft ab.
Internationaler Vergleich (DuncanNoges 1996, DuncanNoges/Hauser 1994,
DuncanNoges u.a. 1994, Leibfried/Wiseman 1995): Es handelt sich um die ersten
Vergleiche von Sozialhilfedynamik in westlichen Ländern. Voges und Duncan
(1996) konnten anhand vergleichbarer Verlaufsdatensätze zeigen, daß generösere
Wohlfahrtsregime (hier: der bundesdeutsche Sozialstaat im Vergleich zum
amerikanischen) nicht notwendig zu längeren Bezugszeiten in der Sozialhilfe
filhren.
Vertiefende Analysen der älteren Daten: Sozialhilfeempflinger sind nicht nur
Empfänger von Sozialhilfe, sondern haben einen komplexen "Einkommens- bzw.
Wohlfahrtsmix" (Leisering 1996a). Qualitative Analysen deuten darauf hin, daß
ein solcher "Einkommensmix" häufig Zeichen von Aktivität und einer Ausstiegs-
orientierung ist. Insgesamt konnte erneut die bestehende Heterogenität und
Handlungsflihigkeit von Sozialhilfeempflingern nachgewiesen werden. Weitere
Analysen galten spezifischen Verarmungsrisiken in Folge familialen Wandels





Die Doktorarbeiten von Buhr und Ludwig wurden zwecks Buchpublikationen
wesentlich überarbeitet (Buhr 1995 mit Schwerpunkt auf quantitative Analysen der
Verzeitlichung von Sozialhilfebezug, ergänzt um qualitativ-biographische Analy-
sen; Ludwig 1996 mit Schwerpunkt qualitative Analysen von Sozialhilfe-
"Karrieren", über die Zeiten des Sozialhilfebezugs hinausreichenden Lebenslauf-
Analysen, Analyse von Bewältigungshandeln [Coping] im institutionellen Kontext
sowie handlungstheoretischer typisierender Analyse nach Uta Gerhardt). Qualitati-
ve Analysen zur biographischen Bedeutung der Sozialhilfe und zum Umgang der
Empfänger mit ihrer Lebenssituation wurden auch in anderer Form veröffentlicht
(Buhr/Ludwig 1994, Ludwig/Leibfried 1995).
Synthetisierende Darstellungen: Die quantitativen wie die qualitativen Ergebnisse
wurden in LeibfriedlLeisering u.a. 1995 systematisch monographisch dargestellt
und dabei in einen historischen, sozialpolitischen, soziologischen und lebenslauf-
theoretischen Kontext gestellt (zu spezifischen Beiträgen zur soziologischen Theo-
rie s.u., Punkt 5). Weitere synthetisierende Beiträge (Aufsätze): Leibfried/-
Leisering 1994 (Beitrag zur ZEIT), Buhr/Leisering/Leibfried 1994 (Beitrag zur
FRANKFURTER RUNDSCHAU), Buhr 1995 (synthetisierende Darstellung unter
dem Aspekt der Wirkungsanalyse der Sozialhilfe) und Ludwig/Leisering/Buhr
(1995, mit einer zusammenfassenden Antwort auf die zahlreichen Kritiken an der
Forschung des Projekts).
4.2 Analyse sozialen Wandels (BuhrlWeber 1996, Buhr/LeibfriedlLeisering
1996, Leisering I 996b)
Die Erklärung des Wandels sozialer Problemlagen in bezug auf die Entwicklung
und evtl. Dauer von Sozialhilfebezug erwies sich als schwierig. Gängige Erklä-
rungsmuster, die aus der Arbeitsmarktentwicklung und den Kürzungen im Sozial-
bereich eine Tendenz zu sozialer Ausgrenzung ableiten, erwiesen sich bisher als
unbefriedigend, da die Bezugsdauern in der Sozialhilfe von den 80er auf die 90er
Jahre abgenommen und nicht zugenommen haben. Allerdings ist auch die Erklä-
rungshypothese zunehmender Verzeitlichung in Folge einer Individuali-sierung zu
relativieren, denn bei der "ansässigen" Sozialhilfeklientel (also Bürger deutscher
Nationalität sowie seit längerem hier lebender Ausländer) ist durchaus ein gering-




pretationsmuster nicht die unerwartet starke und neue Rolle, die Zuwanderer
(Asylsuchende und Aussiedler) in der Sozialhilfe spielen.
Insgesamt ergibt sich in vielfacher Hinsicht eher ein Nicht-Wandel statt eines
Wandels von den 80er zu den 90er Jahren. Nicht-Wandel ist aber ebenso
erklärungsbedürftig wie Wandel. Zum anderen erweist sich Wandel bei differen-
zierter Sicht auf einzelne Problemgruppen und soziodemographische Merkmale als
heterogen: Bezüglich verschiedener Teildimensionen der Zeitlichkeit von Sozial-
hilfebezug und bezüglich unterschiedlicher Untergruppen der Klientel gibt es ge-
genläufige Trends. Insgesamt sprechen die Ergebnisse gegen einfache "Trend-
Theorien" (Karl Ulrich Meyer), so daß weitere Analysen in der kommenden
Antragsphase erforderlich sind.
4.3 Ost-West-Vergleich (Leisering/ Mädje 1996, Leibfried/Leisering u. a.
1995, Kapitel 7)
Stärker als erwartet lag der Schwerpunkt der Kooperation mit Teilprojekt YE2 in
Halle/Saale in der Beratung und Mitwirkung bei der Erzeugung einer quantitativen
Datenbasis. Zum einen erwiesen sich die administrativen Bedingungen im Sozial-
amt vor Ort als besonders schwierig. Schon die Herstellung einer Grundgesamtheit
für die Stichprobenziehung erforderte einen erheblichen Arbeitsaufwand. Sodann
mußte das komplexe Erhebungsinstrumentarium, das in den letzten Jahren im Pro-
jekt D3 entwickelt worden war, systematisch auf die Verhältnisse in Halle übertra-
gen werden. Als Ergebnis dieser Vorarbeiten ist eine umfassende Vergleichbarkeit
der quantitativen Aktendaten gewährleistet. Die Beratung und Mitwirkung erfolgte
sowohl durch wechselnde Arbeitstreffen der Forschungsteams in Bremen und
Halle als auch durch Arbeit vor Ort einzelner Mitarbeiter bei der Konzeption,
Erhebung und Auswertung in Halle.
Was die qualitative Forschung angeht, so konnten aufgrund der verzögerten
Erhebung im Projekt D3 die komparativen Auswertungen BremenlHalle noch
nicht abgeschlossen werden. Erste Analysen deuten daraufhin, daß die Lebensge-
staltungswünsche weniger von Bedeutung sind als im Westen. Sozialhilfe ist bei
den meisten Befragten eine nachrangige Leistung. Der Stellenwert der Berufsarbeit
als vorrangige Form der Existenzsicherung ist weitgehend ungebrochen, und die




sondern ausgelöst durch den Übergang in eine marktwirtschaftliche Ordnung.
Ebenso wie im Westen wird Sozialhilfeempfang als unproblematischer angesehen,
wenn Sozialhilfe von vornherein als Übergangs-phase wahrgenommen wird.
Parallel wurde bereits eine theoretische und historische Rahmung der Ver-
laufsanalysen in Bremen und Halle geleistet. In der Perspektive des
Armutsbegriffs von Georg Simmel konnte ein beziehungssoziologischer neuer Zu-
gang zur Erfassung von Armut im vereinten Deutschland gewonnen werden, bei
dem drei Schichten von Armut unterschieden werden (kollektive Armut, indi-
viduelle Armut, institutionell bearbeitete Armut; LeiseringIMädje 1996). Gesell-
schaftsgeschichtlich wurde herausgearbeitet, daß bereits in der DDR ein
erhebliches Armutspotential bestanden hat und daß die Zunahme der Armut
infolge der Vereinigung durch mehrere Faktoren zu relativieren ist
(Leibfried/Leisering u. a. 1995, Kap. 7).
4.4 Poliey-Analysen
Es wurden zahlreiche Beiträge geleistet zur Analyse der laufenden Debatte zur
Reform des BSHG, zu allgemeinen Fragen der Armuts- und Sozialpolitik sowie zu
Deutungsmustern im sozialpolitischen Diskurs.
Sozialhilfereform: Aus der dynamischen Sozialhilfeforschung ergeben sich Folge-
rungen für die Sozialhilfereform, insbesondere aus den Befunden, daß dauerhafte
Abhängigkeit von Sozialhilfe ein seltener Fall ist und daß bei den Hilfebedürftigen
ein hohes Aktivitätspotential vorliegt, das politisch aufgegriffen werden kann
(Leibfried/Leisering 1995). Die Forschung des Projekts ist unmittelbar eine Wir-
kungsanalyse der Sozialhilfe. Ferner wurde eine konkrete Analyse des laufenden
Diskurses zur Sozialhilfereform vorgelegt (Leiseringl Leibfried 1995; gekürzt als
LeibfriedlLeisering 1995 in DIE ZEIT) sowie dessen politikgeschichtlicher, ver-
gessener Hintergrund beleuchtet (Buhr 1995). Schließlich wurde aus den drei
Haupttypen der qualitativen Analyse von Sozialhilfekarrieren - verfestigte Armuts-
karrieren, sozialstaatlich normalisierte Armutskarrieren, optimierte Armutsbewäl-
tigung - ein Konzept eines differentiellen und neuen sozialpolitischen Umgangs
mit Armut innerhalb und außerhalb der Sozialhilfe abgeleitet. Diese drei Typen
entsprechen unterschiedlichen individuellen Problemlagen, unterschiedlichen




abgeleiteten Änderungsbedarfen vorliegender sozialpolitischer Maßnahmen.
(Ludwig 1995 a, 1996). Ferner wird ein Sammelband zur Sozialberichterstattung
erstellt (Voges 1996).
Deutungsmuster im sozialpolitischen Diskurs: Zahlreiche Arbeiten zielten darauf
ab, vorherrschende Mythen in Bezug auf Sozialhilfe und Vorurteile gegenüber
Sozialhilfeempfängern zu widerlegen, insbesondere was die Wirkungsweise der
Sozialhilfe angeht, die Zusammensetzung ihrer Klientel und die Dauer des Hilfe-
bezugs (Leibfried/Leisering 1995, Buhr 1995). Insbesondere gibt es nur wenig
Anhaltspunkte, daß die oft behauptete "Abhängigkeit" von Sozialhilfe im Laufe
längeren Hilfebezugs eine relevante Erscheinung ist (Leibfried/Leisering u. a.
1995, Kap. 4, Leisering/Leibfried 1995 in der FRANKFURTER ALLGEMEINEN
ZEITUNG) Aus der Sicht der dynamischen Forschung bedürfen auch gesell-
schaftspolitische, insbesondere gewerkschaftliche Konzepte sozialer Ungleichheit
im Rahmen der Globalisierung der Ökonomie und der Deregulierung nationaler
Volkswirtschaften einer Neubestimmung. Ungleichheit kann in diesem Rahmen
"nützlich" sein, also als Instrument gesellschaftlicher Entwicklung eingesetzt
werden, wobei jedoch der Sozialstaat als "nützlicher" Sozialstaat zu konsolidieren
ist (Leisering/Leibfried 1996).
Auch die Rede von "Grenzen" des Sozialstaats erweist sich vor dem Hintergrund
einer Analyse des Zusammenhangs von Sozialversicherung und Sozialhilfe als ein
politisch-semantisches Instrument, einen interessengeleiteten Rückbau des Sozial-
staats zu begründen und durchzusetzen (Leisering 1995).
Aufgrund des Befundes des Projekts, daß der Anstieg der Sozialhilfeempfänger-
zahlen von den 80er auf die 90er Jahre wesentlich durch den gewachsenen Anteil
von Zuwanderern bedingt ist, wurde in der Presse (FOCUS, BILD-Zeitung)
gefolgert, daß die "Neue Armut" ein Phantom sei. In einer kritischen
Auseinandersetzung mit dieser Sichtweise haben wir gezeigt, daß "Neue Armut"
tatsächlich komplexer ist, als "kritische" Akteure in der sozialpolitischen Praxis
dies vielfach annehmen, daß neue Armut jedoch eine Realität der deutschen
Gesellschaft darstellt, die die gesellschaftliche Entwicklung in Deutschland sogar
grundsätzlicher in Frage stellt, als das bei der ursprünglichen Ausrufung der
"neuen Armut" im Jahre 1984 gedacht war. Denn zusätzlich zu dem bisher im




Probleme des Wandels von Haushalts- und Familienformen sowie die
Zuwanderung (BuhrlLeibfried/Leisering 1996).
4.5 Soziologische Theorie
Risikogesel/schaft/lndividualisierung: Die Ergebnisse wurden systematisch in den
Zusammenhang der Theorie der Risikogesellschaft und der Individualisierung von
Ulrich Beck gestellt. Aufgrund der Analysen des Sozialhilfebezugs stellt sich die
soziale Typik und der Wandel von Armut in der heutigen Bundesrepublik als Aus-
druck von drei Formen sozialen Wandels dar: Verzeitlichung von Risikolagen,
Biographisierung von Lebenslagen und Lebensverläufen und soziale Entgrenzung
von Risikolagen (Leisering 1994, Leibfried/Leisering u. a. 1995, Kap. 9). Der Be-
griff "Verzeitlichung" kann dabei direkt an Arbeiten von Ulrich Beck und Peter
Berger anknüpfen. Der Befund häufig nur vorübergehenden Sozialbezugs stellt
eine eindrucksvolle empirische Bestätigung der (Hypo-)Thesen dar, die Ulrich
Beck im Jahre 1986 in der "Risikogesellschaft" aufgestellt hatte.
Auch der Befund einer "sozialen Entgrenzung" sozialer Problemlagen knüpft
direkt an Vorstellungen von Beck an bzw. bestätigt dessen Hypothese einer
"Demokratisierung" von Arbeitslosigkeit und Armut: Soziale Risiken greifen heute
über soziale Randgruppen hinaus und reichen als vorübergehende Notlage und
ständige Drohung bis hin in die Mittelschicht. Auf der Seite der Wahrnehmung
durch soziale Akteure entspricht dies dem von Ulrike Nagel in einem früheren Sfb-
Projekt festgestellten Bild jüngerer Sozialarbeiter über den Gegenstand ihrer
Berufstätigkeit, den Nagel als einen "sozial entgrenzten Begriff sozialer Problem-
lagen" charakterisiert, womit die Vorstellung gemeint ist, daß es die Sozialarbeiter
nicht mehr oder nicht nur mit randständigen Existenzen zu tun haben, sondern mit
Problemlagen, mit denen sie selbst prinzipiell auch konfrontiert sein könnten und
biographisch auch werden.
Zudem wurden die konkurrierenden Zeitdiagnosen "Zweidrittelgesellschaft" und
"Risikogesellschaft" einer gesellschaftstheoretischen Analyse unterzogen (Leise-
ring 1995b, Leibfried/Leisering u. a. 1995, Kap. 10). Während der erste Begriff
ältere Vorstellungen einer Klassengesellschaft revitalisiert, enthält der zweite Be-
griff die Auffassung einer neuartigen, reflexiven Moderne, in der herkömmliche
sozioökonomische Spaltungs linien durch neue ökologische und wissenschaftlich-




heit überlagert werden. Die Rekonstruktion beider Begriffe führt zu dem Versuch
einer Vermittlung.
Lebenslauf und Institutionen: Institutionen, insbesondere politischen Steuerungs-
instanzen, kommt eine konstitutive Rolle bei der Strukturierung von Lebensläufen
zu. Aufgrund der Ergebnisse zur Sozialhilfe konnte der modeme Lebenslauf in
einem umfassenden Sinne als Ergebnis politisch-institutioneller Steuerung rekon-
struiert werden. Neben den in der bisherigen Lebenslaufforschung im Vordergrund
stehenden Institutionen Bildungswesen und Rentenversicherung kommt insbeson-
dere den Institutionen des sozialen Risikomanagements, vor allem der Sozialhilfe,
der Arbeitslosenversicherung und der Krankenversicherung eine besondere Rolle
bei der Kontinuitätssicherung von Lebensverläufen zu (LeibfriedlLeisering u.a.
1995, Kap. 1, Leisering 1995c). Entsprechend konnten die Unterschiede der wich-
tigsten in der Literatur diskutierten Lebenslaufbegriffe (Karl Ulrich Mayer, Martin
Kohli, John W. Meyer, Rene Levy) spezifiziert werden. Es zeigte sich, daß bei
jedem dieser Lebenslaufbegriffe jeweils unterschiedliche sozialstaatliche Institu-
tionen im Vordergrund stehen (bei Mayer und Meyer etwa Bildung, bei Kohli
Rente), das bei allen jedoch kein systematischer Platz für die Institutionen sozialen
Risikomanagements vorgesehen ist.
Aus den Unterschieden der Lebenslaufbegriffe und der jeweils im Vordergrund
stehenden Institutionen wird auch verständlich, warum in einigen Theorien der
deterministische Charakter von Lebensläufen betont wird (Mayer, prägende Rolle
des Bildungswesens und der sozialen Herkunft), bei anderen jedoch die Kontin-
genz und Offenheit des Lebensverlaufes (etwa bei Martin Kohli sowie aufgrund
der Projektergebnisse Risikomanagement als "Reparatur" diskontinuier-licher
Biographien). Im internationalen Vergleich wurde eine Typologie sozialstaatlicher
Lebenslaufregime konstruiert.
"Karrieren": Gegenüber früheren verengten Verwendungen des Begriffs in der
älteren Randgruppenforschung der 70er Jahre wurde der Karrierebegriff als ein In-
strument der dynamischen Analyse sozialer Ungleichheit und sozialer Probleme
entwickelt (Ludwig 1996). Damit wurde insbesondere ein Beitrag geleistet zur
Programmatik des Sfb, die Vermittlung von individuellen Risikolagen und
institutionellen Steuerungen zu untersuchen. In der soziologischen (nicht nur




Deklassierung, Devianz und Coping. Durch Kontrastierungen mit vorliegenden
deterministischen und probabilistischen Karrieremodellen der Analyse sozialer
Probleme wurde, aufbauend auf Vorarbeiten von Uta Gerhardt und Axel
Groenemeyer, ein neuer, kontingenter Karrierebegriff eingefilhrt. Substantiell wur-
de ein differenzierter Coping-Begriff in die deutsche Armutsforschung eingefilhrt,
der neuere Entwicklungen dieses Begriffs (Lazarus sowie andere) vor allem aus
der Gesundheitsforschung für die Analyse sozioökonomischer Problemlagen
fruchtbar macht. Im Mittelpunkt steht die Problemdefinition durch die Betroffenen
(wobei materielle, institutionelle und umfassend biographische Problemdefini-
tionen auch bei Sozialhilfeempfängern zu unterscheiden sind), der handelnde Um-
gang mit der jeweiligen individuellen Lage (also sozialökonomisches Coping, das
über Strategien der Identitätssicherung hinausgeht, die in herkömmlichen ver-
gleichbaren Analysen im Vordergrund stehen), sowie die Möglichkeit, durch ange-
messenes Bewältigungshandeln nicht nur mit einer Risikolage besser umzugehen,
sondern diese dauerhaft zu überwinden.
Weitere Beiträge zur soziologischen Theorie betreffen die Anwendung des Sim-
melschen beziehungssoziologischen Armuts- und Hilfebegriffs auf die historisch
neue Armutskonstellation im vereinten Deutschland (s.o.) (Leisering/Mädje 1996).
Auch wurde ein Beitrag zur Theorie des Sozial staats geleistet (Leisering 1995a).
Offene Fragen: Zahlreiche empirische und theoretische Fragen bleiben und sind
zum Teil in der kommenden Antragsphase zu bearbeiten. So wäre die Quantifi-
zierung der Entwicklung des Anteils von Zuwanderern in der Sozialhilfeklientel
von großer gesellschaftspolitischer und -theoretischer Bedeutung, ergänzt um eine
weitere Analyse der spezifischen Handlungstypik dieser Population. Aufgrund des
hohen Erhebungsaufwandes weiterer Zugangs-kohorten wird eine entsprechende
Untersuchung jedoch nicht möglich sein. Eine Aufgabe für die nächste Phase be-
steht auch darin (vergl. o. Punkt 2), den Wandel sozialer Problemlagen von den
80er zu den 90er Jahren stringenter und konsistenter zu erklären. Ebenso ist der so-
ziokulturelle Wandel, der anhand eines Vergleichs der qualitativen Interviews mit
den Zugangskohorten 1983 und 1995 zu analysieren wäre, methodisch schwierig
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aus der Amut?", Vortrag: "Umbau des Sozialstaates: Perspektiven einer
integrierten Armuts- und Sozialpolitik", Bremen, 23.124. November 1995
(zusammen mit Lutz Leisering).
Präsentation der Forschungsergebnisse vor der Sitzung der Deputation für Soziales
und Jugend der Freien Hansestadt Bremen am 23. Mai 1996 (zusammen mit Petra
Buhr).
Lutz Leisering
Hochschule für Wirtschaft, Hamburg, Symposium "Neue Armut", Abschluß-
referat: "Neue Armut: Zweidrittelgesellschaft oder Risikogesellschaft?", Hamburg,
28.129. Januar 1994.
Deutscher Landesausschuß des International Council on Social Welfare, Deutscher
Verein für öffentliche und private Fürsorge, Forum "Armut und Strategien der
Armutsbekämpfung in der Bundesrepublik", Vortrag: "Armutspolitik und Lebens-
lauf. Armutspolitische Folgerungen aus der Bremer Studie 'Sozialhilfekarrieren"',
Frankfurt, 14.-16. März 1994 (zusammen mit Petra Buhr).
Bund Neudeutschland, Frübjahrstagung, Vortrag: "Demographische Probleme und





Deutsche Gesellschaft für Soziologie, Jahrestagung der Sektion Sozialpolitik,
Vortrag: "Sozialhilfe und individualisierter Lebenslauf", Halle, 6J7. Mai 1994
(zusammen mit Petra Buhr).
World Congress of Sociology, Besprechung der Aufsätze von Miller, Hvinden,
Hettige und Warsywoda-Kruszynska im Workshop "Poverty" des Research
Commitees 19, Bielefeld, Juli 1994.
Bremer Bürgerschaft, Sozialdeputation, Vortrag: "Armut hat viele Gesichter",
Bremen, 1. Dezember 1994 (zusammen mit Petra Buhr und Stephan Leibfried).
Präsentation der Forschungsergebnisse vor der CDU-Fraktion der Bremischen
Bürgerschaft am 6. Februar 1995 (zusammen mit Petra Buhr und Stephan
Leibfried).
27. Kongreß der deutschen Gesellschaft für Soziologie, Vortrag: "Armut im
vereinigten Deutschland - Umbruch und Kontinuität", Halle/Saale, April 1995
(zusammen mit Eva Mädje).
Tagung "Vergleich der Systeme sozialer Sicherung in Europa", MIRE, Vortrag:
"Grenzen des Sozialversicherungsstaates? Sozialer Wandel als Herausforderung
staatlicher Einkommensicherung", Berlin, 27.-29. April 1995.
Dienstbesprechung der leitenden MitarbeiterInnen des Sozialdienstes Wirtschaft-
liche Hilfen zum Thema "Sozialhilfekarrieren", Vorstellung der Ergebnisse der
Bremer Längsschnittstudie, Bremen, Mai 1995 (zusammen mit Stephan Leibfried).
Jahrestagung der AG Frankfurter Sozialwissenschaftler und Sozialpraktiker
"Armut und gesellschaftliche Ausgrenzung", Vortrag: "Sich Armut stellen.
Befunde und Überlegungen im Zusammenhang der Bremer Langzeitstudie",
Frankfurt, 4.-7. September 1995.
Universität Bremen, Sonderforschungsbereich 186, 4. Symposium: "Lebenslauf-
politik - Institutionen und Statusmanagement", Plenarvortrag: "Lebenslauf und
Sozialstaat", Bremen, 21./22. September 1995.
Beratende Teilnahme am Konultationsprozeß der Kirche zum wirtschaftlichen und
sozialen Wandel, September bis Dezember 1995.
Universität Bamberg, Tagung: "Soziale Arbeit und soziale Differenzen", Vortrag:
"Armutsbilder in Wissenschaft und sozialer Praxis", Bamberg, 10. Oktober 1995.
Missionarswissenschaftliches Institut Missio, AachenlKatholieke Universiteit
Nijemwegen, Tagung: "Ökonomismus und seine Folgen", Vortrag: "Sozialer





Forum "Demokratie und politische Kultur", Vortrag: "Zeit der Armut - veraltete
'Armutsbilder' verstellen den Weg für eine echte Reform", Bremen, 24. Oktober
1995 (zusammen mit Stephan Leibfried).
"Arme verstehen", schriftlicher Beitrag zur Medienkampagne "Empathie" der
Aktion Gemeinsinn, November 1995.
Freie Hansestadt Bremen, Senator für Frauen, Gesundheit, Soziales und Umwelt-
schutz, Tagung: "Umbau des Sozialstaates: Neue Befunde zur Armut - neue Wege
aus der Amut?", Vortrag: "Umbau des Sozialstaates: Perspektiven einer inte-
grierten Armuts- und Sozialpolitik", Bremen, 23.124. November 1995 (zusammen
mit Stephan Leibfried).
Deutsches Jugendinstitut (DJI), 10. Symposium: "Orte des Sozialen", Vortrag:
"Sozialhilfe - Zeit der Abhängigkeit", München, 28. November 1995.
Arbeitsgemeinschaft arbeitsloser Bürger (AGAB), Vortrag: "'Mißbrauch' von So-
zialleistungen - Typen, empirische Befunde, Politik", Bremen, 12. Dezember
1995.
Monika Ludwig
Arbeitslosenselbsthilfe OIdenburg e.V., Vortrag: "Die dynamische Armutsfor-
schung in der Kritik", OIdenburg, 1. März 1995.
Jugendhof Vlotho, 7. Kurswoche zur Jugendhilfeplanung, Vortrag: "Armut und
Armutspolitik in Deutschland", Vlotho, 4. Juli 1995 (zusammen mit Andreas
Weber).
Universität Bremen, Sonderforschungsbereich 186, 4. Symposium: "Lebenslauf-
politik - Institutionen und Statusmanagement", Vortrag: "'Ausgrenzung' oder
'Bewältigungshandeln'? Schwierigkeiten bei der Analyse sozialer Problemlagen",
Bremen, 21./22. September 1995.
Freie Hansestadt Bremen, Senator für Gesundheit, Jugend, Soziales und
Umweltschutz, Fachtagung: "Umbau des Sozialstaates: Neue Befunde zur Armut -
Neue Wege aus der Armut", Vortrag: "Alte und neue Befunde zur Armut",
Bremen, 23.124. November 1995 (zusammen mit Petra Buhr).
Wolfgang Voges
Rand Population Center and UCLA Economics Department, Tagung "Reshaping
the Family: Social and Economic Changes and Public Policy", Vortrag: "Do Ge-




Lone-Parent Families in Gennany and the United States", Los Angeles, USA, 21.
Januar 1994 (zusammmen mit Greg Duncan).
Zentralarchiv für Empirische Sozia!forschung an der Universität zu Köln, Uni-
versität Bremen, Zentrum für Sozialpolitik, Workshop "Use of PSID Data for
Comparative Socia! Policy Research", Vorträge: "Handling Different Data Types:
PSID Survey Data and LSA Process Produced Data"; "Socioeconomic Status and
Mortality", Köln, 16/17. Juni 1994.
Pädagogische Hochschule Freiburg, Vortrag: "Sozialräumliche Disparitäten und
Bildungsbeteiligung", Freiburg, 16. Juni 1994.
Universität Göteborg, Department of Social Work, Projekt "Comparing the Swe-
dish and the German Situation", Vortrag: "Social Assistance Dynamies and Local
Labour Market", Göteborg, 28. September 1994.
Universität Lund, Tagung "Recent Approaches on Socia! Assistance", Vortrag:
"Social Assistance with the LSA", Lund, Schweden, 14. November 1994.
Friedrich-Ebert-Stiftung, Tagung "Umverteilen? Wege aus der Krise des Sozial-
staats", Vortrag: "Neue Ergebnisse der Bremer Armutsforschung und besondere
familienpolitische Aspekte", Bonn, 27.-31. März 1995.
Deutsche Gesellschaft für Soziologie, 27. Kongreß: "Gesellschaft im Umbruch",
Vortrag: "Pluralisierung familialer Erscheinungsformen und Heterogenisierung der
Armutslagen von Ein-Eltern-Familien", Halle, 3.-7. April 1995.
Zentralarchiv für Empirische Sozialforschung an der Universität zu Köln, Uni-
versität Bremen, Zentrum für Sozialpolitik, Konferenz: "Visualization of Catego-
rical Data", Vortrag; "Typification in Poverty Dynamies Research: Constructing
Typologies ofWelfare Recipients", Köln, 16-19. Mai 1995.
Schwedischer Gewerkschaftsbund, Konferenz: "Växande fattigdom i västväriden",
Vortrag: "Poverty and Segregation in Gennany", Stockholm, 30. Mai 1995.
Sozialamt der Evangelischen Kirche von Westfalen, Jugendpolitisches Forum:
"Verschärfte Lebenlagen von Jugendlichen und ihren Familien", Vortrag: "Armut
in Familien und die Folgen für junge Menschen", Schwerte, 10.111.August 1995.
Center for Urban Affairs and Policy Research an der Northwestern University,
Workshop, Vortrag: "Segregation and Welfare Dynamies", Evanston, 8.
September 1995.
Family Researchers Network des Canadian Policy Research Networks, Workshop,
Vortrag: "Change ofFamily Structures and Children's Well-Being. An Outline for




Maxwell School for Citizenship and Public Affairs. Vortrag: "Does generous
Social Assistance Programs lead to dependence? A comparison of Germany and
United States", Syracruse University, 21. September 1995.
Universität Bremen, Sonderforschungsbereich 186, Tagung: "Social and Welfare
Dynamics", Vortrag: "Pulling Out of the income Safety Net in Germany and
Sweden", Bremen, 6.17. Oktober 1995.
Polish Academy of Science, Friedrich-Ebert-Stiftung and Institute of Labour and
Social Studies, Konferenz "Social Policy towards Poverty. Problems of Countries
under Transition", Vortrag: "Poverty in Present Social State: Germany's Experi-
ence", Warschau, 13.114. Oktober 1995.
Universität Bielefeld, Fakultät für Soziologie, Tagung: "International Conference
on Empirical Poverty Research", Vortrag: "Residential milieus and welfare",
Bielefeld, 27.128. Oktober 1995.
Akademie für Sozialmedizin, Tagung: "Armut und Krankheit", Vortrag:
"Gebrauch und Mißbrauch der Armutsbegriffe in der Wissenschaft und Praxis, 14.
März 1996.
Universität Göteborg, Department of Social Work, Vortrag: "Statuspassages and
Poverty Risks in the German Welfare State", Göteborg, 15. Mai 1996.
Weber, Andreas
"Soziaihilfeempfänger". Aktueller Forschungsstand zur Sozialhilfe. Vortrag auf
der Jahrestagung der Evangelisch-Lutherischen Kirche Oldenburg e.v. am 24.
Januar 1995.
"Neue Armut" in Deutschland. Armutsdynamiken in den 80er und 90er Jahren
gegenübergestellt den Konzepten "Neue Armut" und "Zwei-Drittel Gesellschaft".
Kooperationsveranstaltung mit der Volkshochschule Wesermarsch in Nordenham
am 1. März 1995.
Jugendhof Vlotho, 7. Kurswoche zur Jugendhilfeplanung, Vortrag: "Armut und
Armutspolitik in Deutschland", Vlotho, 4. Juli 1995 (zusammen mit Monika
Ludwig).
Universität Bremen, Sonderforschungsbereich 186, Tagung: "Social and welfare
dynamics", Vortrag: "The impact of social change on social assistance. Two
Cohorts of German recipients compared", Bremen, 5.-7.10.1995 (zusammen mit
Petra Buhr).
Universität Bielefeld, "International Conference on Empirical Poverty Research",




beginning and end ofthe eighties", Bielefeld, 17.118.11.1995 (zusammen mit Petra
Buhr).
Fachkolloquium "Armut in Hamburg - Herausforderungen, Strategien und
Reformen", Vortrag: "Zeitlichkeit von Armut - Sozialhilfeverläufe und sozial-
politische Implikationen - Das Bremer Beispiel", Hamburg, Haus Rissen, 27.
November 1995 (zusammen mit Petra Buhr).
Gemeinsamen Fachtagung des Amtes für Soziale Dienste, der Freien Hansestadt
Bremen, Abteilung Ost, sowie dem Sonderforschungsbereich 186 und dem
Zentrum für Sozialpolitik der Universität Bremen, Vortrag: "Dauer und Struktur
der Sozialhilfe im Bremer Osten", Bremen, 8. März 1996 (zusammen mit Petra
Buhr).
Medien:
Teilnahme an zahlreichen Interviews und Life-Veranstaltungen in Funk (WDR,
SFB; Leisering) und Fernsehen (Tagesthemen, ARD, Leibfried; Stern-tv, [RTL),
Buhr, Leisering; ZDF, Leisering). Pressekonferenzen zu den Forschungserge-
bnissen bzw. zur Buchpublikation LeibfriedlLeisering u.a, 1995 in Bremen (1994)
und Frankfurt/Main (1995).
5.2 Beiträge zur Diskussion in der Fachöffentlichkeit
a) Reaktionen der Fachwelt (Kritiken, Rezensionen)
Bäcker, Gerhard (1995): Eine sozialpolitisch orientierte Reformpolitik ist möglich
und nötig, in: Fricke, Werner (Hrsg.): Jahrbuch für Arbeit und Technik 1995,
Bonn: Dietz
Butterwegge, Christoph (1996): Nutzen und Nachteile der dynamischen
Armutsforschung. Kritische Bemerkungen zu einer neueren
Forschungsrichtung, in: Zeitschrift für Sozialreform, Heft 2, S. 69-92.
BrUckner, Hannah (1995): Poverty in Transition? Life Course, Social Policy, and
Changing Images of Poverty, in: Dan A. Chekki (Hrsg.): Urban Poverty in
Affiuent Nations, Greenwich, CT und London: JAI Press (Research in
Community Sociology Bd. 5), S. 203-224.
BrUckner, Hannah (1995): Research on the Dynamics of Poverty in Germany.
Journal ofEuropean Social Policy 5, p. 317-322
Dangschat, Jens (1994): Soziale Ungleichheit und die Armut der Soziologie,




Dangschat, Jens (1995): "Stadt" als Ort und als Ursache von Armut und sozialer
Ausgrenzung, Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitschrift
DAS PARLAMENT, B32/95, S. 50-62.
Eden, Thomas (1995): Soulfoul Dynamics. Die dynamische Armutsforschung,
Siesta. Zeitung der Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg 23, S. 8f.
Eden, Thomas (1995): Zur Kritik an der dynamischen Armutsforschung,
Hannover: ZEPRA (Landesarbeitsgemeinschaft der Arbeitslosenprojekte für
Erwachsene in Niedersachsen), Ms., S. 37-42.
Freyberg, Thomas von (1995): ... im ganzen also sehr widerwärtig ... Verleugnen,
Verleumden, Ausgrenzen: Vom Umgang mit der Armut, in: Friedhelm
Hengsbach und Matthias Möhring-Hesse (Hrsg.), Eure Armut kotzt uns an!
Solidarität in der Krise, Frankfurt: Fischer, S. 23-37.
Gerstenberger, Heide (1994): Die dynamische Armutsforschung und das Elend der
Welt, Leviathan 22, S. 7-16.
Jacobs, Herbert (1994): Wer dramatisiert denn hier? Anmerkungen zum
Forschungsprojekt "Sozialhilfekarrieren", Sozialer Fortschritt 43, S. 121-128.
Ludwig-Mayerhofer, Wolfgang (1994): Über die Heterogenität auch der Verläufe
von Armut und über die Schwierigkeiten ihrer Erfassung anhand prozeß-
produzierter Daten, BIOS 7, S. 223-239.
Völker, Wolfgang (1995): Let's talk about ... what? Armut?! Sozialhilfe!?
Bemerkungen zur Konjunktur der "Dynamischen Armutsforschung", Wider-
sprüche 15,54, S. 61-66.
b) Vergleich mit Arbeiten außerhalb des Sfb
Christine Hagen und Beate Hock (Dynamik von Armut in einer hessischen
Kleinstadt, Frankfurt a.M.: Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge,
1996) haben die Untersuchungen von D3 für eine hessische Kleinstadt repliziert
und kamen dabei zu sehr ähnlichen Ergebnissen.
Auf der von D3 organisierten Tagung "Social and Welfare Dynamics" (Oktober
1995, L. LeiseringIR. Walker) wurden von deutschen und ausländischen Referen-
ten dynamische Analysen verschiedenster sozialer Problemlagen vorgelegt, er-
gänzt um methodologische und politiktheoretische Analysen zum dynamischen
Ansatz. Dabei wurden die Grundannahmen des Projekts D3 bestätigt und An-
regungen für die weitere Arbeit gewonnen.
Analysen von Einkommensarmut auf Grundlage des Sozioökonomischen Panels




die Verzeitlichung von Armut wie das Teilprojekt D3. Dies gilt auch für neuere
Analysen auf dieser Grundlage, vor allem für die Arbeiten von Peter Krause (Zur
Messung von Einkommensannut. Diss. Bochum 1996). Im Rahmen einer
spezifischen Fragestellung kommt Katja Schulte in ihrer Diplomarbeit (Wege aus
der Armut. Eine qualitative Analyse quantitativer Längsschnittsdaten. Unv. Di-
plomarbeit, Universität Bielefeld 1995) zu Ergebnissen über den Verlauf von
Einkommensannut anhand des SOEP, die stärker als die Ergebnisse von D3 die
Verfestigung von Armut betonen.
Die Dissertation von Werner Hübinger (Einkommen und Lebenslagen zwischen
Armut und Wohlstand. Sozialstrukturanalyse einer Problempopulation. Erscheint
1996 unter dem Titel "Prekärer Wohlstand") bestätigt den Befund einer sozialen
Entgrenzung von Armut und Deprivation aus anderer Warte als D3, nämlich auf
der Grundlage von Querschnittsdaten im Rahmen der Caritas-Armutsstudie. Die
von uns festgestellten temporärarmen bzw. vorübergehend Sozialhilfebeziehenden,
die normalerweise ein Einkommen oberhalb der Armutsgrenze haben, werden hier
als "prekärer Wohlstand" identifiziert, die im Äquivalenzeinkommensspektrum
zwischen 50 % und 75 % des Durchschnitts zu verorten sind. In dieser Gruppe
treten Benachteiligungen in mehreren Lebensbereichen auf, die diesen Personen-
kreis nicht wesentlich von den Armen (den unter 50 % liegenden bzw. den Sozial-
hilfeempfllngern) unterscheidet. Aus seinen Ergebnissen leitet der Autor allerdings
auch eine Verfestigung von Deprivation im unteren Einkommensbereich ab, wo-
durch die dynamische, auf Kontingenz setzende Sicht des Projekts D3 in seiner
Sicht relativiert wird.
Jens-Thorsten Sommer untersuchte in seiner Diplomarbeit (Sozialhilfebezug und
soziale Ungleichheit. Dimensionen 'Neuer Armut'? Unv. Diplomarbeit, Universität
Bremen, 1996) mit Daten des SOEP Eintrittsrisiken in die Sozialhilfe und aus der
Sozialhilfe hinaus unter schichtspezifischen Gesichtspunkten. Er bestätigt die
quantitativen dynamischen Ergebnisse des Projekts D3. Er weist zugleich darauf
hin, daß Dynamik und Strukturen sozialer Ungleichheit nicht im Widerspruch ste-
hen. Seih Fazit lautet: Beim Eintritt in die Sozialhilfe findet ein Selektions-prozeß
statt, so daß unterschiedlich hohe Zugangsrisiken bestehen, die sich an schicht-
ähnliche Strukturen orientieren. Insofern werden ähnliche Ergebnisse der qualitati-






Bild-Zeitung (1996): Bremer Uni-Studie: Keine neue Armut, Bild-Zeitung,
11.03.1996.
Bundesministerium für Gesundheit (1996): Rückkehr ins Arbeitsleben lohnt sich
auch filr Sozialhilfeempfänger, Pressemitteilung des BMG Nr. 18, 16.02.1996,
Verlag Der Tagesspiegel GmbH.
Geyer, Christian (1996): Wandel der Armutsbilder. Dynamisiert, Frankfurter
Allgemeine Zeitung, 17. Januar, S. N 5.
Lingenthal, Rainer (1995): Neue Armut, Wochenpost, 14. Dezember, S. 14-15.
Dribbusch, Barbara (1995): Einmal unten sein, das prägt, taz, 8. August, S. 13.
Dribbusch, Barbara (1994): Auf der Achterbahn (Neue Studien widerlegen die
These von der Zweidrittelgesellschaft), taz, 22. Oktober, S. 3.
Focus (1996): Phantom "Neue Armut", Focus Nr. 11, 11. März 1996, S. 11.
Geyer, Christian (1994): Die ausgesparte Rentnerin. Verdrängung durch
Dramatisierung: Wie Armut übersehen wird, wenn sie zum Thema wird,
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12. Januar.
Kowalski, M.; Müller, E. und S. Schwartz (1995): Das süße Leben der Sozial-
Schmarotzer, Focus Nr. 43, 23. Oktober 1995, S. 278-286.
Schmitt, Verena (1995): Die Sozialhilfe dient dem Arbeitsamt als Warteschleife.
Bremer Langzeitstudie brachte überraschende Ergebnisse/"Teufelskreis der Ar-
mut" ist seItenlBedarfsgerechtes Kindergeld angemahnt, Berliner Zeitung, 5.
Juli.
Sieloff, Detlef (1995): Untersuchung der Armut: Das Leben als Achterbahn,
Eisenacher Presse, 20. Juni.
Zahlreiche Beiträge im Weserkurier (Bremen) und im Lokalteil Bremen der taz
sowie Agenturmeldungen in Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Allgemeine
Zeitung, Frankfurter Rundschau und Die Welt nach Pressekonferenzen in Bremen,
30.November 1994 und in Frankfurt, 23. Juni 1995.
5.4 Politikberatung
Teilnahme als Experten bei Anhörungen des Deutschen Bundestags zur BSHG-
Reform: Leibfried (26.1.1995), Leibfried, Buhr, Leisering (22.11.1995), Leisering
(19.6.1996). Dazu wurden jeweils schriftliche Stellungnahmen vorgelegt.
Teilnahme an einer internen Veranstaltung der Gesellschaft filr Versicherungs-
wissenschaft und -gestaltung mit Bundesgesundheitsminister Horst Seehofer




Teilnahme an einem beratenden Arbeitskreis zum Umbau des Sozialstaats bei der
Bundestagsfraktion der Bündnisgrünen (Leitung: Andrea Fischer, sozialpolitische
Sprecherin der Fraktion der Bündnisgrünen) (Leisering).
Vorstellung der Ergebnisse vor der Sozialdeputation der Bremer Bürgerschaft, mit
schriftlichen Vorlagen (1994,1995, 1996; Buhr, Leibfried, Leisering).




Behrens, Johann und Wolfgang Voges (1996): Kritische Übergänge:
Statuspassagen und sozialstaatliehe Institutionalisierung, in: dies. (Hrsg), S.
16-42.
Behrens, Johann und Wolfgang Voges (Hrsg.) (1996): Fließende Übergänge.
Statuspassagen und sozialstaatliehe Institutionalisierung, FrankfurtJNew York:
Campus.
Buhr, Petra (1994): Wie wirksam ist die Sozialhilfe? Dauer und biographische
Bedeutung von Sozialhilfebezug, in: Thomas Olk und Barbara Riedmüller
(Hrsg.): Grenzen des Sozialversicherungsstaates, Opladen: Westdeutscher
Verlag (Leviathan Sonderheft 14), S. 219-247.
Buhr, Petra; Leibfried, Stephan und Lutz Leisering (1994): "Die vielen Gesichter
der Armut", Frankfurter Rundschau, Nr. 291, 15. Dezember 1994.
Buhr, Petra; Leisering, Lutz; Ludwig, Monika und Michael Zwick
(1994):"Armutspolitik und Sozialhilfe in vier Jahrzehnten" (japanisch),
Shyakaimondaikenkyu 44 (I), S. 51-111.
Buhr, Petra und Monika Ludwig (1994): Deklassierung oder biographischer
Übergang? 'Modeme' Armutskarrieren in den achtziger Jahren, in: Michael
Zwick (Hrsg.): Einmal arm, immer arm? Neue Befunde zur Armut in
Deutschland, Frankfurt a.M./New York: Campus, S. 106-133.
Buhr, Petra (1995): Dynamik von Armut. Dauer und biographische Bedeutung von
Sozialhilfebezug, Opladen: Westdeutscher Verlag.
Buhr, Petra (1995): Notlösung, Übergangshilfe, bequeme Lösung: Einstellungen
und Zeitperspektiven von Sozialhilfeempfllngem, in: Deutscher Caritasverband
(Hrsg.), caritas '96, Jahrbuch des Deutschen Caritasverbandes, Freiburg:
Deutscher Caritasverband, S. 49-56.
Buhr, Petra (1995): Sozialhilfe - Alte Vorurteile, neue Erkenntnisse, in: Sozialstaat
am Ende? Weichenstellung für die Zukunft. Eine Dokumentation der Bundes-




Bundesrepublik Deutschland e.V., Sondernummer der "Demokratische
Gemeinde", September 1995, Bonn, S. 40-48.
Buhr, Petra, (1995): "Objektive Zeit: Wie lange dauert Sozialhilfe?", in: Stephan
Leibfried, Lutz Leisering u.a., Zeit der Armut. Frankfurt a.M.: Suhrkamp, S.
75-106.
Buhr, Petra, (1995): "Subjektive Zeit: Wahrnehmung und Bewertung von
Sozialhilfe", in: Stephan Leibfried, Lutz Leisering u.a., Zeit der Armut.
Frankfurt a.M.: Suhrkamp, S. 107-130.
Buhr, Petra (1995): Sozialhilfe - Mythos und Realität. Klarstellungen zur aktuellen
Reformdebatte, Blätter für deutsche und internationale Politik 40, S. 1060-
1070.
Buhr, Petra (1995): Sozialhilfe und Lebenslauf. Empirische Analysen kurzfristigen
und langfristigen Sozialhilfebezugs auf der Grundlage quantitativer und
qualitativer Daten, in: Josef Popper-Nährpflicht-Stiftung. Forschungspreis
1995, Frankfurt a.M.: Universität, S. 50-68.
Buhr, Petra und Stephan Leibfried (1995): 'What a difference a day makes': the
significance for social policy of the duration of social assistance receipt, in:
Room, Graham (Hrsg.), Beyond the Threshold. The measurement and analysis
ofsocial exclusion, Bristol: The Policy Press, S. 129-145.
Buhr, Petra und Lutz Leisering (1995): Armut im Lebenslauf. Armut und
Armutspolitik aus der Sicht der dynamischen Armutsforschung,
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge
75, S. 73-77.
Buhr, Petra (1996): Zur Dynamik von Armut - Dauer und biographische
Bedeutung von Sozialhilfebezug, in: Heiner Brülle und Norbert Johrendt
(Hrsg.), Kostenexplosion in der Hilfe zum Lebensunterhalt, Herten: Prosoz
InstitutIVSOP (im Erscheinen).
Buhr, Petra; Leibfried, Stephan und Lutz Leisering (1996): Gibt es eine "neue
Armut"? ,Frankfurter Rundschau Nr. 74, 27. März 1996, S. 7.
Buhr, Petra und Wolfgang Voges (1996): Akten als Datenquelle: Die Bremer
Sozialhilfedaten, in: Wolfgang Voges (Hrsg.), Kommunale
Sozialberichterstattung. Erfassung regionaler Disparitäten, Leverkusen: Leske
+ Budrich (im Erscheinen).
Buhr, Petra und Andreas Weber (1996): Long-term Receipt ofSocial Assistance in
Germany: the Eighties versus the Nineties, in: Hans-Jürgen Andreß (Hrsg.),
Empirical Poverty Research in a Comparative Perspective, New York:
Westview Press (in Vorbereitung).
Buhr, Petra und Andreas Weber (1996): The Impact of Social Change on Social
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In den Existenzbedingungen und Biographien gibt es in den Landfamilien der
ostdeutschen Untersuchungsregionen sowohl im geschichtlichen Vergleich zu der
Zeit vor 1989 als auch im interkulturellen Vergleich zum Dasein der Landbewoh-
ner im Agrarstaat Iowa, aufs Ganze gesehen, mehr Verschiedenheit als Gemeinsa-
mes. Im Unterschied zum letzteren erfolgt hier der Wandel nicht nur schneller und
radikaler, sondern auch umfassender. In Iowa handelt es sich um eine lang
andauernde ökonomische Krise eines schrumpfenden Wirtschaftssektors, der
Landwirtschaft, mit sozialen Konsequenzen besonders für die seit Generationen
vererbten kleineren Familienfarmen. In Ostdeutschland hingegen haben die
Menschen einen jähen, politisch induzierten sozialen Systemumbruch mit bis dahin
ungekannten ökonomischen Folgen herbeigefiihrt, die zwar ebenfalls am härtesten
die Landwirtschaft betrafen, aber generell einen tiefen Einbruch des gesamten
Arbeits- und Erwerbssystems mit sich brachten. Trotzdem, so konnten wir
ebenfalls feststellen, nehmen die Eltern und noch mehr die Jugendlichen mit
Ausnahme einiger Risikogruppen den Systemwechsel mehrheitlich positiv wahr.
Unter den nach Raum und Zeit je verschiedenen gesellschaftlichen Bedingungen
erweist sich die Familie als eine eigenständige soziale Mikroeinheit und als
entscheidendes Vermitlungsglied zwischen den makrostrukturellen Veränderungen
einerseits und den Lebensläufen ihrer Mitglieder, insbesondere auch den Lebens-
entwürfen der jungen Generation, andererseits. Im Unterschied zu Iowa jedoch, wo
sich die Farmkrise vorwiegend negativ auf die sozial - psychischen Beziehungen
der betroffenen Elternteile untereinander und zu ihren Kindern auswirkt, überwiegt
in Ostdeutschland der schon in unserer früheren Untersuchung zu "DDR - Zeiten"
angetroffene Zustand einer Solidar- und Wertegemeinschaft im Intergenerations-
verhältnis. Trotz bewußt wahrgenommener biographischer Brüche (bes. in den
Erwerbsbiographien der meisten Eltern) existiert - unseren Daten zufolge - eine
erstaunliche Kontinuität des Familienalltags.
Den jeweiligen empirisch erfahrbaren Risikolagen entsprechend entwickeln die
Landfamilien hier wie dort ein starkes Anpassungspotential. Die konkreten
Handlungsstrategien unterscheiden sich, wobei es zwischen den Elterngeneratio-
nen in Iowa und auf dem ostdeutschen Lande teilweise zu gegensätzlichen
Geschlechter - und Kohorteneffekten kommt. Dort aber wie hier variieren die
Adaptionsstrategien und Handlungsoptionen stark in Abhängigkeit von den
verfügbaren Ressourcen. In Iowa hängen sie stark davon ab, ob man Farmer




zählen weniger die von der Landwirtschaft bestimmten Haushaltstypen als
vielmehr die Sozialstatuslagen, die ihrerseits maßgeblich von den Bildungs- und
Berufsbiographien der Eltern bestimmt sind und mit dem Erwerbs- und
Einkommensstatus korrelieren und mit deren Risiken.
Der elterliche Sozialstatus stellt sich in den neuen Bundesländern - ebenso wie in
den früheren Untersuchungen in der DDR - zwar nicht als die alleinige, wohl aber
stärkste Eintlußgröße bezüglich der Bildungsaspirationen, Bildungserfolge und
beruflichen Zukunftspläne ihrer (älteren) Kinder und somit fUr die Wahl der
spezifischen Übergangspfade nach der Schule heraus. Sowohl hinsichtlich der
Bildungs- und Berufsentscheidungen als auch der weiteren Lebenspläne, soweit
schon vorhanden, folgt die junge Landgeneration in Ostdeutschland auch eher
generell den überkommenen Übergangsmustern und Vorstellungen über die
gesamte Statuspassage als (post-) modernen Konzepten eines Bildungsmora-
toriums mit individuell aufgefächerten Teilpassagen. Trotz der Strukturver-
änderungen im Schul- und Ausbildungssystem hält sich der hohe Institutio-
nalisierungsgrad der Laufbahnen. Die gewachsene Optionsbreite bleibt ein
Oberflächenphänomen. Die tiefere Tendenz besteht in der dominanten Selbstre-
krutierung von Statusgruppen - mit einer Ausnahme: Wie in lowa geht auch in den
neuen Bundesländern der Landwirtschaft der Nachwuchs aus.
2. Ausgangsfragestellung und analytischer Bezugsrahmen
Die Untersuchungen in ostdeutschen ländlichen Regionen waren als eine
Longitudionalstudie von voraussichtlich sechs Jahren parallel zu den von Eider,
Conger u.a. in Iowa durchgeführten Forschungen konzipiert. Sie sollten zu
vergleichbaren Einsichten in die Folgen des makrostrukturellen Wandels auf dem
Lande für die dort lebenden Familien und die Entwicklung ihrer (älteren) Kinder,
hier besonders für deren Statuspassagen nach der Schule, führen. Außer auf den
interkulturellen Vergleich waren die Forschungsfragen auf eine historische
Sichtweise bezüglich der Veränderungen von Lebensbedingungen, Biographien
und Lebensplänen von Landfamilien und -jugendlichen vor und nach dem
gesellschaftlichen Systemumbruch in Ostdeutschland angelegt, zumal es in den
ausgesuchten Landkreisen 15 Jahre zuvor eine ähnliche empirische Untersuchung
von Bildungs- und Jugendsoziologen aus der DDR gegeben hatte.
Der Stand unserer theoretischen und empirischen Kenntnisse zu Beginn der




Durch die Kooperation mit den amerikanischen Forschern wurde er unter
durchgehender Beibehaltung der zentralen Fragestellung nach dem Überset-
zungsprozeß von risikoreichen Krisensituationen des ökonomischen und sozialen
Wandels in die Lebenslagen und sozialen Beziehungen von Landjamilien und
vermittels ihrer in die Lebenspläne und Übergangspjade der Jugendlichen
erweitert. Insbesondere Elders Arbeiten zu den Kindern der Farmkrise (1992a) und
zum intergenerativen Wandel im ländlichen Amerika (zus. mit Rudkin und
Conger, 1992) sowie das namentlich von Conger und Eider entworfene
konzeptionelle Modell über die familialen Konflikte und die Anpassung von
Adoleszenten bei ökonomischen Risikolagen haben die Ausarbeitung unseres
analytischen Bezugsrahmens beeinflußt. Zu Vergleichszwecken wurde unser
theoretisches Modell in Abstimmung mit EIder sehr ähnlich gehalten, freilich unter
Weglassung der ausgesprochen psychologischen Variablen bei den Vätern und
Müttern.









































Von Elders Perspektive, Sozialisationskonzepte in solche des Lebenslaufs unter
den Bedingungen von historischer Zeit und sozialem Wandel aufgehen zu lassen
(1994), beeinflußt, haben wir die drei Dimensionen der Untersuchung zwar
beibehalten, aber inhaltlich leicht modifiziert. So verfolgten wir nunmehr unsere
Fragestellungen stärker auf den Dimensionen der Haushaltsökonomie, der
innerfamilialen Beziehungen im Generationsverhältnis und der Chancen und
Risiken der ersten Statuspassage im jugendlichen Lebenslauf.Über das "lowa
Youth and Family Projekt" (IYFP) hinausgehend, sahen wir uns veranIaßt, aus
dem Bildungs- und Berufsstatus und den vorausgegangenen Laufbahnen der Eltern
einen jamilialen Sozialstatus zu konstruieren. Analytisch und empirisch fällt er
nämlich weder mit dem Erwerbsstatus noch mit dem landwirtschaftlich oder
nichtlandwirtschaftlich bestimmten Haushaltstyp zusammen, wohl aber erweist er
sich als eigenständige soziale Einflußgröße. Für die Analyse der Makro-Mikro-
Beziehungen des sozialen Wandels und seiner Vermittlungsglieder ist er
theoretisch und empirisch unerläßlich. Für die Analyse der qualitativen Familien-
interviews richtete sich die Ausgangsfragestellung auf die sozialen Ressourcen, die
die ostdeutschen Familien auf dem Lande für die Bewältigung der Transformation
mitbringen. Ziel war es hier, familienbiographische Adaptionsstrategien zu
ermitteln.
3. Methodische Vorgehensweise
Probleme der internationalen und historischen Vergleichbarkeit
Bei komparativen soziologischen Forschungen stellen sich stets einige Schwie-
rigkeiten ein, von denen verständlicherweise die unsrigen nicht verschont blieben.
Der Kürze halber sollen hier nur die Differenzen in den Erhebungstechniken, der
Indexbildung und der Zeitlichkeit erwähnt werden. Das unterschiedliche Sampling
muß ebenfalls berührt werden.
Unter historisch und kulturell so verschiedenartigen Bedingungen, wie sie sowohl
in der Landwirtschaft der USA im Vergleich zu der in Ostdeutschland als auch im
Erwerbs-, Wohlfahrts- und Bildungssystem sowie schließlich auch in den
Familienstrukturen und -traditionen vorliegen, verdienten Probleme der
Operationalisierung bishin zur Indexbildung einer ausftihrlichen methodischen
Erörterung. Hier sei nur beispielhaft auf die Gliederung der Haushaltstypen nach
Farmern und ihrer Gleichsetzung mit "Landwirtschaftlich Beschäftigten" und die




dort Ausgeschiedenen oder einst oder niemals dort Tätigen angefiihrt. Ferner
wurde schon erwähnt, daß unter den hiesigen Bedingungen außerdem eine
Clusterung zu 4 Sozialstatusgruppen unter Verwendung der Variablen Bildungs -
und Qualifikationsstand, berufliche Tätigkeit und Stellung von Vätern und Müttern
notwendig wurde, weil nicht der dominanten amerikanischen Vorstellung von der
mittelschichtartigen, weißen, männlich geleiteten Farmfamilie gefolgt werden
konnte, sondern die sozial stark hierarchische Struktur der ostdeutschen Land-
bevölkerung beiderlei Geschlechts abgebildet werden mußte. Viele Variablen
mußten unseren Bedingungen angepaßt werden, so z. B. die Definition von
"unstable work", "family's economic hardship", "rural orientation" und
dergleichen mehr. Hilfreich waren hier die direkten Erörterungen unserer Frage-
bögen mit Gien Eider Ir. selbst in einem Workshop zu Beginn unserer empirischen
Untersuchung, so daß am Ende etwa 30 - 40 Prozent der Indikatoren einigermaßen
vergleichbar gemacht wurden. Auf die psychologischen Inhalte, die bei der
Untersuchung der innerfamilialen Dynamik der Gefiihle und Mentalitäten der
Landfamilienmitglieder in Iowa eine große Rolle spielten, haben wir bewußt
verzichtet. Unsere Fragebögen und Interviewleitfäden wurden den amerikanischen
Partnern zugestellt.
Das Problem der unterschiedlichen Vorgehensweise bei der Erhebung wurde
dadurch abgeschwächt, daß wir unsere Zahl der Eltern- bzw. Familieninterviews
unter Anspannung aller Kräfte von den geplanten 60 auf 200 und bei den nar-
rativen Tiefeninterviews von den angezielten 9 auf 22 gesteigert haben und
zugleich die Befragung der Adoleszenten, die bei EIder, Conger und ihren Mit-
arbeitern in den 452 Familien stattfindet, auf 855 Jugendliche in ihren schulischen
Abgangsklassen ausdehnten, wovon 200 von ihnen wieder den häuslich
interviewten Familien zugeordnet werden konnten. Was bleibt ist die Differenz in
den Untersuchungsistrumenten, die wir durch eine geschickte Verbindung von
quantitativen (und wie bei den amerikanischen Forschern standardisierten)
Erhebungstechniken und qualitativen Verfahren so gering wie möglich zu halten
bestrebt waren.
Die Longitudinalstudie in Iowa begann 1989 und erreichte 1994/95 Adoleszenten
aus den Abgangsklassen der high school. Wir setzten genau im gleichen Schuljahr




Bundesrepublik importierten Schulsystem mit unserer Untersuchung ein, so daß
ein Vergleich an der Schwelle zur Statuspassage nach Verlassen der Schule
möglich werden sollte. Dennoch entstand ein doppeltes Problem. Erstens konnten
wir retrospektiv - bis auf ganz wenige Fragen - nicht die Jugendlichen, sondern nur
deren Eltern nach den Entwicklungen seit 1989 befragen. Zweitens standen uns
nur die amerikanischen Fragebögen zur Verfügung, soweit sie vor unserer eigenen
Untersuchung zum Einsatz gelangt waren. Trotzdem boten sie doch die
Mitwirkung von Gien Eider an den Entwürfen filr unsere eigenen Un-
tersuchungsinstrumente genügend Anhaltspunkte.
Das Zeitproblem stellte sich, aufs Ganze gesehen, sogar schwächer hinsichtlich
gewisser Ungleichzeitigkeiten mit der Parallelforschung als vielmehr im histori-
schen Vergleich heraus. Etwa nur 20 - 30 Prozent der Indikatoren konnten aus der
Untersuchung von 1979/80 übernommen werden. Die Folge ist deshalb ein hier
nur partieller Vergleich, dessen Methodologie noch ausfilhrlich in einer
Habilitationsschrift (Stompe, in Vorbereitung) im Zusammenhang mit der Gesamt-
darstellung der Ergebnisse zu den beiden Meßzeitpunkten in unterschiedlichen
gesellschaftlichen Systemen darzustellen ist. Es muß sich dann zeigen, ob kontext
- immanente ("systemspezifische") oder kontext - übergreifende ("universell -
kulturspezifische") Konstrukte besser geeignet sind, den historischen Wandel auf
dem Lande, bzw. bei den Landfamilien, von der DDR bis zu den neuen
Bundesländern zu erfassen.
Auswahlverfahren und Datenerhebung
Während Eider und Conger mit einem großen Mitarbeiterstab Jahr für Jahr 452
Familien in 8 Counties besuchen und interviewen (jedes Familienmitglied einzeln)
und außer Vater, Mutter und den Adoleszenten noch ein Geschwisterteil
einbeziehen, haben wir eine unterschiedliche Auswahl treffen mUssen.
Aus Gründen der Vergleichbarkeit mit unserer Untersuchung von 1979/1980
wählten wir die Landkreise Grevesmühlen in Mecklenburg - Vorpommern und
Osterburg in Sachsen - Anhalt aus, die indes wie die Iowa - Counties eindeutig bis
vor kurzem von der Landwirtschaft geprägte Untersuchungsregionen waren. Da




konnte auf einen dritten, ursprünglich zur Auffiillung und Ergänzung vorge-
sehenen Kreis verzichtet werden.
Wir unterscheiden zwischen einem Kernsampie von N = 200 interviewten Fa-
milien mit je einem jugendlichen Schulabgänger und einem "erweiterten" Sampie
von N = 855 Schulabsolventen aus 9., 10. und 12. Klassen (in dem die 200 o. g.
Jugendlichen mitenthalten sind). Die Sampie • Zusammensetzung ist der von 1979
sehr ähnlich - mit dem Unterschied, daß damals nur 100 Eltern interviewt werden
konnten.
Tabelle EI: Stichproben der Jugendlieben und ihrer Eltern 1979 und
1995 nach Geschlecht, abs. und in Prozent
1979 1995
Anzahl % Anzahl %
Jugendliche insges. 827 100,0 855 100,0
dar. männlich 382 46,2 407 47,6
dar. weiblich 441 53,3 445 52,0
dar. ohne Angabe 4 0,5 3 0,4
Eltern insgesamt 100 100,0 200 100,0
dar. mit Jungen 46 46,0 108 43,0
dar. mit Mädchen 54 54,0 92 46,0
Die Jugendlichen wurden damals wie heute mit einem standardisierten Frage-
bogen - zumeist aus geschlossenen Fragen bestehend - schriftlich befragt, etwa I -
11/2 Stunden lang in ihren Schulklassen durch geschulte Interviewer und ohne
Anwesenheit ihrer Lehrer. 86 Prozent gaben die Einwilligung und die Adressen
ihrer Eltern, von denen dann trotz einiger Abweisungen am Ende 200 mittels eines
weitgehend standardisierten Interviewbogens, durchschnittlich 1 Stunde lang,
mündlich befragt wurden.
Die empirische Erhebung der Massendaten erfolgte in nur 3 Wochen Ende
März!Anfang April 1995 sowohl in 49 Schulklassen als auch durch Hausbesuche
bei den Eltern in relativ weit verstreut gelegenen Gemeinden unterschiedlicher
Größe in beiden typischen Landkreisen. Sie war nur möglich durch den
unermüdlichen Einsatz von 17 Studenten, die als Interviewer im Feld an die Seite




Zur Beschreibung des makrostrukturellen Hintergrundes und zu Vergleichs-
zwecken erfolgte die Erhebung von Sekundärdaten aus Statistiken und anderen
Materialien des statistischen Bundesamtes, der statistischen Landesämter
Mecklenburg-Vorpommerns und Sachsen-Anhalts, der Schul- und anderer
Statistiken der Landratsämter der Untersuchungskreise, der Bundesanstalt für
Arbeit, der Arbeitsämter Schwerin und Stendal sowie ihrer Dienststellen in
Grevesmühlen und Osterburg u. a. m. Dies sind insbesondere Daten zur Bevöl-
kerungsentwicklung, zur Schulstruktur, zur Erwerbstätigkeit, zur Lehrstelle-
nentwicklung und Berufsberatung, zur Wirtschaftsstruktur und zu Veränderungen
in der Landwirtschaft.
Hinzu kamen 22 Familien - Tiefeninterviews von jeweils 1 bis 2 Stunden mit El-
tern und Jugendlichen gleichen Alters in denselben Untersuchungsgebieten, deren
Gegenstand die Geschichte der Familien seit der Wende 1989 war. Sie wurden von
zwei erfahrenen Wissenschaftlerinnen nach dem Verfahren des familienge-
schichtlichen Gesprächs als offene Gespräche und mit einem Kurzfragebogen am
Schluß, in dem die äußeren Daten festgehalten wurden, durchgeführt,
Datenauswertung
Bei der Auswertung der soeben genannten Familieninterviews, die zunächst
vollständig zu transskripieren waren, wurde einzelfallanalytisch in Anlehnung an
die objektive Hermeneutik vorgegangen. Daran anschließend erfolgte der Fall-
vergleich mit der Abtragung der Besonderheiten der Familien auf Dimensionen
des Vergleichs.
Die Analyse der quantitativ erhobenen Daten sowohl aus den Elterninterviews als
auch aus der Schülerbefragung erfolgte mit Hilfe der statistischen Auswertung auf
der Basis von SPSS für Windows 6.0.1. und Mikrosoft Excel Version 5.0.
Dazu wurden zunächst die Dokumente der Befragung der Jugendlichen und der
Interviews der Eltern verschlüsselt, danach die in den Fragebögen und den
standardisierten Interviews der Eltern enthaltenen offenen Fragen codiert. Zum
Einsatz kamen unterschiedliche statistische Verfahren: einfache deskriptive wie
Häufigkeitsverteilungen ebenso wie analytische, wie z. B. multiple Varianzana-
lysen und Regressionsanalysen mit den entsprechenden Signifikanztests. Für




Mittelwertvergleiche mit dem T - Test an. Die benutzten Item-Batterien wurden in
der Regel zu Aggregatvariablen verdichtet. Es kamen im Ergebnis von Fak-
toranalysen nur Faktoren mit Alpha - Werten über 0.5 in Anwendung. Für die
Entwicklung einer Typologie der Familien nach dem Sozialstatus wurde die
Clusteranalyse eingesetzt.
Methodischer Ausblick
Der Vergleich mit den amerikanischen Daten ist bei weitem noch nicht abge-
schlossen. Er stützt sich bisher auf die Publikationen unserer Kooperationspartner
bis 1994 und muß vor allem dem für den Herbst 1996 vorgesehenen Workshop
überlassen bleiben. Sinnvoll wird er allerdings erst dann endgültig, wenn beide
Seiten die geplante Longitudionalstudie auch wirklich paralJeJ zu Ende bringen
können.
Unsere derzeitigen umfänglichen Ergebnisse haben bislang eher den Charakter
einer einmaligen Querschnittsanalyse mit historischem Rückblick. Außer dem
Aufsatz von Nagel (1996) wird ein ausführlicher Gesamtreport (Meier; Müller;
Stuhler 1996) von ca. 200 Seiten mit einem detaillierten Tabellenwerk - über den
hier vorgelegten Bericht weit hinausgehend - hergestellt. Diese vorgesehene
Publikation der Ergebnisse wird außerdem die Methodendarstellung und - kritik
wesentlich erweitern.
4. Die Hauptergebnisse
4.1. Makroökonomischerund sozialer Wandel
In den untersuchten Regionen haben die ökonomische Krise und der soziale
Wandel tiefe Spuren hinterlassen. Sowohl in den Landkreisen Grevesmühlen in
Mecklenburg-Vorpommern und Osterburg in Sachsen-Anhalt als auch in den acht
Counties der Paralleluntersuchung im Staate Iowa zeigen die einschlägigen
Indikatoren ökonomische und soziale Veränderungen aufder Makroebene an, die
massenhaft zu Risikolagen führen und von denen Folgen für die dort beheimateten
Familien und die Biographien ihrer Mitglieder zu erwarten sind.
Von der Landflucht waren beide Untersuchungsgebiete betroffen. In den be-




zwischen 1980-1989 zwischen 8,1% und 12,8% zurück 1. Vergleichsweise verlo-
ren Grevesmühlen und Osterburg schon in dem Jahrzehnt vor der seinerzeitigen
ersten Untersuchung (1979/80) rund 10% und dann nochmals vor und nach dem
Wegfall der innerdeutschen Grenze bis zum Jahre 1993 weitere rund 4% im ersten
und rund 8% im zweiten Falle.
Hier wie dort wanderten vor allem die Jüngeren ab, wobei die Alterung der Land-
bevölkerung im Zuge des Umbruchs der Lebensverhältnisse in Ostdeutschland
durch einen katastrophal anmutenden Geburtenrückgang beschleunigt worden ist.
Beim Strukturwandel des Beschäftigungssystems kann man in Iowa von einer
sektoralen Verschiebung, in den hiesigen untersuchten Kreisen - wie in Ost-
deutschland generell - von einem Einbruch der gesamten Erwerbstätigkeit
sprechen. Nur in 4 der untersuchten Iowa-Counties gingen die Beschäftigungs-
zahlen zurück, in einem blieben sie stabil, und in 3 stiegen sie - wie im Staat selbst
- noch an. Dagegen reduzierte sich die Zahl der Erwerbstätigen im Landkreis
Grevesmühlen drastisch um knapp die Hälfte, im Landkreis Osterburg sogar um
mehr als die Hälfte. Dieser einzigartige Beschäftigungsabbau innerhalb von 3-4
Jahren in den ostdeutschen Regionen übersteigt alle Erfahrungen der dort lebenden
Generationen.
Am stärksten ist sowohl in den ostdeutschen Untersuchungskreisen als auch in den
Iowa-Counties die Landwirtschaft von diesem Niedergang betroffen, wenn er auch
aufgrund unterschiedlicher historischer Voraussetzungen der Form und dem
Ausmaß nach vergleichsweise verschieden verlief.
Einesteils gab es in Iowa während des Krisenjahrzehnts bei den kleinen Fami-
lienwirtschaften ein Farmsterben von ca. 20 % der Höfe, und ihre Zahl soll nach
der Voraussage der Forscher um weitere 9,5 % bis 1997 fallen. Auf der anderen
Seite hat sich gemäß Internet-Daten in nur 5 Jahren (1987-1992) die Zahl der
großen Farmen (über 1000 acres) um rund 1000, h. d. um 27% erhöht. In den
besagten Counties verloren infolge der Farmkrise rund 15 % der in der Land-
Die Daten über Iowa sowie die dort untersuchten Counties sind, soweit nicht mit
"Internet" gekennzeichnet, entnommen aus: Conger; EIder (1994), Eider; Rudkin;




wirtschaft Beschäftigten ihre Arbeit. Die Arbeitslosenquote aber blieb allen
Quellen zufolge durchweg unter 5 % und lag bei den Frauen noch niedriger als bei
den Männern.
Im Unterschied dazu filhrten die Liquidierung der sozialistischen Eigentums-
verhältnisse und der dementsprechenden großen, kollektiven Betriebsformen und
die politisch erwünschte Re-Privatisierung bis 1993 in Grevesmühlen zur
NeugrUndung von weit über 100 und in Osterburg von über 200 einzelbäuerlichen
Familienbetrieben • mit wenigen Ausnahmen Kleinbauern oder nur bäuerliche
Nebenwirtschaften. Ungeachtet der staatlichen Förderung dieser Eigentums- und
Betriebsformen haben sich dennoch wieder kollektive Großbetriebe - nunmehr auf
der Grundlage bürgerlichen Rechts - neu gebildet. Im Kreis Grevesmühlen werden
rund 70 % und im Kreis Osterburg mehr als 80 % der Flächen gemeinschaftlich
bewirtschaftet. Die mit dem Einzug der westlichen Marktwirtschaft verbundene
rigorose Rationalisierung ist jedoch gerade an ihnen nicht vorübergegangen. Im
Gegenteil, innerhalb kürzester Frist haben 4 von 5 ehedem in der Landwirtschaft
Beschäftigten ihren Arbeitsplatz verloren - in unseren Untersuchungskreisen
genauso wie überall in den neuen Bundesländern.
In einem Gebiet, in dem einstmals - etwa zum Zeitpunkt der seinerzeitigen ersten
Untersuchung - nachweisbar Vollbeschäftigung herrschte, gab es im April 1995,
als unsere derzeitige Untersuchung lief, 20% registrierte Arbeitslose im Bereich
der Dienststelle Osterburg und aufgrund gewisser Standortvorteile (Nähe zu
westdeutschen Großstädten) in Grevesmühlen rund 14 %. Die Arbeitslosenquote
der Frauen lag im ersten Fall um rund 10 % und im zweiten Fall um rund 7 % über
der der Männer. Vor 1989 hielten sich in der DDR die Erwerbsquote beider
Geschlechter die Waage. Der Tendenz nach ähnlich wie in Iowa, jedoch in viel
höherem Maße sind der Landwirtschaft vor - und nachgelagerte industrielle und
andere gewerbliche Unternehmen sowie Dienstleistungen (in Ostdeutschland auch
Sozial- und Bildungseinrichtungen auf dem Lande) in den Bankrott getrieben
worden. Der Rückgang der allein im produzierenden Gewerbe Beschäftigten um
ein Drittel kann durch die gewachsene Zahl von neuen Selbständigen in den
beiden Untersuchungskreisen - meistens Kleingewerbetreibenden auf unsicherer
wirtschaftlicher Basis - nicht aufgefangen werden. Ebensowenig kann die In-




oder der Aufkauf von Dienstleistungsunternehmen durch westdeutsche Kapi-
taleigner die Zerstörung der einstmals von der DDR planmäßig betriebenen
Ansiedlung von Industriebetrieben auf dem Lande wettmachen. Dagegen wird die
hohe Erwerbslosigkeit in den untersuchten Kreisen durch wohlfahrtsstaatliche
Maßnahmen (staatlich gestützte Arbeitsplätze; Vorruhestand; Fortbildungs- und
Umschulungskurse etc.) noch gemildert. Die Quote läge ansonsten um etwa 10 %
in den beiden Kreisen höher.
Es gibt bereits eine Armutspopulation und die Notwendigkeit hoher öffentlicher
Ausgaben für die am schwersten betroffenen sozialen Gruppen. In unseren
Untersuchungskreisen lagen beide Größen über den in Iowa festgestellten (s.w.u.).
Am meisten bedürfen Dauerarbeitslose und Alleinstehende mit Kindern (meist
Frauen) ohne oder nur mit einem geringen Erwerbseinkommen der finanziellen
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln.
Vergleicht man die makrostrukturellen Veränderungen in den Untersuchungs-
regionen in Ostdeutschland mit denen in den USA, dann treten neben bestimmten
Gemeinsamkeiten, was den Niedergang der Landwirtschaft angeht, deutliche
Unterschiede hervor.
Zusammengefaßt zeigen die Daten der Paralleluntersuchung, daß es sich in Iowa
um eine langanhaltende Agrarkrise ökonomischer Natur mit ernsten sozialen
Konsequenzen, vor allem für einen bestimmten Teil von Bauern handelt;
währenddessen die Menschen in den ebenfalls einst landwirtschaftlich geprägten
ostdeutschen Untersuchungskreisen selbst einen jähen sozialen und politischen
Systemumbruch herbeigeführt haben, der ungeahnte ökonomische Folgen hat. Der
Strukturwandel im amerikanischen Fall besteht in einem gravierenden, stetigen
Bedeutungsverlust der Landwirtschaft in einem Staat, in dem die Arbeit und
Lebensweise von dessen Bewohnern seit Generationen weitgehend von ihr
bestimmt waren. Im ostdeutschen Fall bricht nicht nur die Landwirtschaft nahezu
gänzlich zusammen, sondern der viel tiefer und weiter gehende Strukturwandel
politischen und sozialen Ursprungs fUhrt zum Übergang zu einer kapitalistischen
Ökonomie und gleichermaßen zu neuen bürgerlichen Rechts- und Gesell-




Modernisierungsdruck herrscht dort wie hier, wenngleich auch wieder in ver-
schiedenartiger Weise. In lowa zeichnet sich das Absterben der kleineren, über
Generationen vererbten Familienwirtschaften ab als Folge des neuen, globalen
Konkurrenzkampfes. In den ostdeutschen ländlichen Regionen folgt auf eine
"selektive Modernisierung" sozialistischen Gepräges (Gerschenkorn 1985) eine
Art "sekundäre Modernisierung" auf privatwirtschaftlicher Basis mit der domi-
nanten Tendenz einer Durchrationalisierung in Form eines rasanten Arbeits-
platzabbaus. Der Wandel erfolgt hier nicht nur schneller und radikaler, sondern
auch umfassender. Ist der Strukturwandel dort der ökonomischen Krise eines
schrumpfenden Wirtschaftssektors geschuldet, so hier einem allseitigen sozialen
Systemumbruch.
Hier wie dort bUrden die makrostrukturellen Veränderungen der Bevölkerung
soziale Kosten auf, die sich auf der Mikroebene in der Familie und ihren Haus-
halten sowie in den Lebensläufen und -plänen ihrer Mitglieder aus den ver-
schiedenen Generationen niederschlagen müssen.
4.2. Familienökonomie - objektive Lagen und subjektive Wahrnehmung
In Anlehnung an das IYFP haben wir auf der Dimension der Familienokonomie
die Frage verfolgt, welche Folgen der makro strukturelle Wandel für die auf dem
Lande lebenden Familien in Abhängigkeit von deren Erwerbssituationen, den
Haushaltstypen, gebildet nach ihrer Stellung zu oder in der Landwirtschaft, und
ihren Einkommen hat und wie die transformationsbedingte Veränderung der
wirtschaftlichen Lage der Familien wahrgenommen wird. Unsere Hypothese war,
kurz gesagt, daß es auch unter den Landfamilien Gewinner und Verlierer des
sozioökonomischen Umbruchs gibt, und zwar je verschieden nach ihren Status-
merkmalen. Den Familien und Individuen, so wurde erwartet, werden hohe Um-
stellungs- und Anpassungsleistungen abverlangt.
Unsere derzeitigen Ergebnisse bestätigen unsere wichtigsten Annahmen betreffs
sozialstruktureIl unterschiedlicher Auswirkungen auf die Landfamilien und
hinsichtlich biographischer Brüche - besonders in den Erwerbsbiographien der
Eltern - bei einem großen Teil der Population. Zugleich weisen sie auf Kon-




Dies betrifft zunächst einmal schon den Vergleich nach Haushaltstypen in beiden
Sampies, wo infolge der viel größeren Einschnitte in das hiesige Erwerbssystem
der Anteil von noch in der Landwirtschaft beschäftigten Elternteilen kleiner als der
in Iowa ist, während der jüngst aus der Landwirtschaft in Ostdeutschland
Ausgeschiedenen größer ausfällt.
Tabelle E2: Haushaltstypen, gebildet nach den Beziehungen der Fami-
lien zur Landwirtschaft, abs. und in Prozent, Grevesmühlen
(G) und Osterburg (0) im Vergleich zu Iowa-Counties
Iowa-Counties Grevesmühlen und Osterburg
Haushaltstyp
Anzahl % Anzahl %
Farmer 90 19,9 17 8,5
Part-time Farmer 40 8,8 I 0,5
Displaced Farmer 59 13,0 50 25,0
Nonfarmer, Farm origin 148 32,7 80 40,0
Nonfarmer 116 25,6 52 26,0
Insgesamt 453 100,0 200 100,0
Die Stichprobenanteile werden sich bei den Nonfarmern beider Kategorien sehr
ähnlich, wenn man ihnen das "Part-time Farming" zuschlägt, bei dem auch in Iowa
der größte Teil des Haushaltseinkommens aus nichtlandwirtschaftlichen Tätig-
keiten stammt und sich die Betreffenden nicht mehr als Farmer definieren.
Der höhere Anteil von nicht in der Landwirtschaft beschäftigten Eltern mit bäu-
erlicher Herkunft in den ostdeutschen Landkreisen weist auf einen wichtigen
generationsspezifischen Unterschied im historischen Kontext hin; denn sie
stammen aus Familien, deren Eltern wiederum (die GI - Generation nach Eider)
schon im Zuge der einstigen Kollektivierung in der DDR ihre einzelbäuerlichen
Unternehmen aufgegeben haben.
In beiden Sampies zeigen sich signifikante Zusammenhänge zwischen dem





Tabelle E3: Erwerbsstatus der Eltern, Anteil von berufstätigen Müttern
auf dem ersten Arbeitsmarkt und Streuung im Haushalts-
nettoeinkommen in Abhängigkeit vom Haushaltstyp, in
Prozent, Grevesmühlen (G) und Osterburg (0) im Vergleich
zu Iowa-Counties (Iowa-C)
Von "instabiler" Berufstätige Streuung des Haus-
Arbeit betroffene Ehefrauen haltsnettoeinkom-
Haushaltstyp Familien' mens
lowa-C G+O lowa-C G+O lowa-C G+O
Farmer 7 29 72 77 +18,9 -4,5
Part-time Farmer 12 68 +36,7
Displaced Farmer 22 44 80 62 -5,0 -16,4
Nonfarmer, Farm
15 20 85 84 0,0 +6,0
origin 24 29 75 79 13,8 +8,1
Nonfarmer
Bei Conger und Eider (1994): Verlust oder vorübergehender Ausfall des Arbeitsplatzes oder
Degradierung. Für uns bedeutet "instabile Arbeit": Verlust oder Beschäftigung auf einem
öffentlich finanzierten Arbeitsplatz (ABM, FuU etc.)
Vom Arbeitsplatzrisiko sind in beiden Sampies die "Displaced", die aus der
Landwirtschaft Ausgeschiedenen, am stärksten betroffen: in den ostdeutschen
Kreisen anteilmäßig sogar noch stärker, in den Iowa-Counties ähnlich den
Nonfarmern. Diese beiden Gruppen haben dem IYFP zufolge auch dort die
stärksten Einkommensverluste, während dies in unserer Untersuchung als
Abweichung vom generellen Mittelwert nach unten nur auf die "Displaced",
dagegen nicht auf die außerhalb der Landwirtschaft schon immer oder seit langem
Tätigen einkommensmäßig zutrifft. Die Bauern in Iowa haben ebenso wie die
dortigen "Part-time-Farmer" erhebliche Einkommensgewinne, die Bauern in den
ostdeutschen Untersuchungskreisen leichte Verluste.
Die Frauenerwerbsquote ist in Iowa auf rund 70-85 % angestiegen (bei der GI-
Generation waren nur ca. 20 % der Mütter erwerbstätig). In den ostdeutschen
Untersuchungskreisen dagegen ist sie auf eine ähnliche Größe abgefallen. Dies




Ein Kohorteneffekt zeigt sich in der Elterngeneration - besonders bei den Vätern -
in Iowa und den in den ostdeutschen Landkreisen interviewten Familien. Während
die mittlere Generation dort vom Farmsterben am stärksten heimgesucht ist, was
nachweisbar besonders die Väter als schweren Schicksalsschlag empfinden, haben
hier gerade die befragten 35-45 jährigen Väter, im Vergleich zu den anderen
Alterskohorten, mit 90 % einen Arbeitsplatz auf dem sog. ersten Arbeitsmarkt
behaupten können. Zwar hat auch hier diese heutige Elterngeneration (G2 nach
Eider) Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (ABM) und einen Wechsel des Wirtschaftszweiges (rund 56 % der
Väter und Mütter) gemacht, aber sie legte eine hohe, zumeist horizontale
berufliche Mobilität an den Tag. Gestützt auf einen hohen allgemeinen und
beruflichen Bildungsstand aus der DDR, hat in rund 60 % der interviewten
Familien mindestens ein Elternteil den Arbeitsplatz gewechselt, oder sogar beide
Elternteile mußten mit dem Verlust und/oder mit dem Wechsel des Arbeitsplatzes
fertig werden. 17 % der interviewten Eltern haben den risikoreichen Weg in die
ökonomische Selbständigkeit angetreten. Besonders den Vätern gelingt es hier
offenbar demnach, erwerbsbiographische Brüche in Risikolagen zu überwinden
und sich auf die neuen Zwänge der Marktwirtschaft einzustellen.
Die aus der Landwirtschaft stammenden Väter landeten zu mehr als zwei Dritteln
entweder in "blue-collar"- Berufen oder in der Selbständigkeit, sofern sie nicht
wie der Rest inzwischen aus dem ersten Arbeitsmarkt oder gänzlich aus einer
Erwerbstätigkeit ausgeschieden sind. Die Mütter wechseln - ähnlich wie dem IYFP
zufolge - mehrzählig zu "white-collar"- Berufen. Der Arbeitsplatzwechsel wurde
in Ostdeutschland dadurch erleichtert, daß in den früheren landwirtschaftlichen
Großbetrieben auch viele andere als bäuerliche Beruftstätigkelten vertreten waren.
Einkommenssteigerungen werden trotz allem aus den letzten Jahren generell
sowohl für Iowa als auch für die neuen deutschen Bundesländer vermeldet, doch
sind die von uns festgestellten durchschnittlichen Haushaltseinkommen und Pro-
Kopf-Einkommen in den untersuchten Familien sozial sehr differenziert. Erwar-
tungsgemäß hängen sie weniger mit dem Haushaltstyp (Landwirtschaft oder nicht)
als von dem Beschäftigungsstatus beider Eltern ab, der wiederum signifikant mit
dem Sozialstatus der Familien zusammenhängt. Während es in Iowa den




schneiden in unseren Untersuchungskreisen die Doppelverdiener-Haushalte mit
höherem Sozial status am besten ab.
Es gilt demnach:
je höher der Sozialstatus, desto höher tendenziell das Einkommen und desto
geringer tendenziell das Beschäftigungsrisiko.
Je niedriger der Sozialstatus, desto größer nicht nur das allgemeine
Beschäftigungsrisiko, sondern desto seltener auch der Doppelverdienst von
Vätern und Müttern,
Je niedriger der Sozialstatus, desto wahrscheinlicher Einkommensarmut und
wohlfahrtsstaatliche Unterstützung.
Rund 16 % der von uns interviewten Familien haben ein Einkommen unterhalb der
definierten Armutsgrenze (weniger als 50% des durchschnittlichen Äquiva-
lenzeinkommens). In Iowa liegen von den untersuchten vollständigen Familien 11
% unter der nationalen Armutsgrenze. Es sind dort die Ex-Farmer, die durch
geringes Einkommen und durch Verschuldung die finanziellen Schwierigkeiten am
stärksten erfahren. Auch in unserem Sampie tragen der Tendenz nach Eltern, die
aus der Landwirtschaft ausscheiden mußten, ein größeres Armutsrisiko.
Signifikante Zusammenhänge ergeben sich bei uns auch nach dem Erwerbsstatus:
Je häufiger seit 1989 Zeiten von Arbeitslosigkeit, ABM oder Kurzarbeit, desto
wahrscheinlicher ein Einkommen unterhalb der offiziellen Armutsgrenze. Dies
trifft überdurchschnittlich häufig auf Eltern des niedrigen Sozialstatus zu. Es ist
auch diese Gruppe, die am stärksten auf wohlfahrtsstaatliche Unterstützung
angewiesen ist. Der allgemeine Anteil derer, die staatlicher Transferleistungen
bedürfen, beträgt in den von uns befragten Familien durchschnittlich 16%. In den
untersuchten Iowa - Counties liegt der Anteil derer, die Lebensmittelmarken und
gesundheitliche Beihilfen bekommen zwischen rund 4% und 8%, im Durchschnitt
des Staates bei 6%. Dem Haushaltstyp nach sind es bei uns wiederum die aus der
Landwirtschaft Ausgeschiedenen, die mehr als ein Viertel ihres monatlichen
Haushaltseinkommens aus öffentlichen Geldern beziehen. Dem Erwerbsstatus
nach sind es Familien, in denen beide Eltern keinen oder höchstens einen
vorübergehend gestützten Arbeitsplatz haben. Sie müssen sogar zu 75 Prozent ihr




Derartige Zwangslagen und Risiken waren bei den im Jahre 1979 interviewten
Vätern und Müttern nachweisbar unbekannt. Sie hatten eine sichere Erwerbssi-
tuation.Trotzdem kann man für damals ebenfalls schon eine soziale Differen-
zierung der Landbevölkerung, in mindestens drei klar unterscheidbare, hierar-
chische Sozialstatusgruppen nachweisen (Stompe 1996).
Im Vergleich zu der Situation vor 1989 nehmen heute aber über die Hälfte der
Familien auf dem Lande in den ostdeutschen Untersuchungskreisen eine Ver-
besserung ihrer wirtschaftlichen Lage wahr; nur 13,5 % halten sie für schlechter
als damals, der große Rest erstaunlicherweise für gleichartig. Auch bei den meisten
Konsumbedürfnissen - außer beim Wohnen - erfahren die Familien eher eine
Erleichterung. Allerdings wird hier der Wandel sozial differenziert wahrge-
nommen. Die Schlußfolgerung liegt nahe, daß jene Familien bzw. Haushalte, die
ihre Lage als gegenüber der Situation von vor 1989 als verschlechtert beurteilen,
sich aus den w.o. beschriebenen Risikogruppen rekrutieren und in ihren
Handlungsoptionen bedeutend beschnitten sind.
Die Frage nach den stärksten Einschnitten in ihr Familienleben nach der Wende
blieb von einem beträchtlichen Teil der Eltern in den Interviews unbeantwortet,
was auf eine erstaunliche Kontinuitätserfahrung im Alltag hinweist. Sofern Urteile
abgegeben wurden, enthalten sie überwiegend eine negative Tendenz. Am meisten
werden die Einschränkungen auf dem Beschäftigungssektor und die Abnahme
sozialer Kontakte beklagt.
Bei der Verallgemeinerung der festgestellten Befunde und ihrem Vergleich mit
dem IYFP ergeben sich drei auffallende Tendenzen:
1. Zwischen den strukturellen Veränderungen auf der Makroebene und der
Haushaltsökonomie gibt es enge Zusammenhänge, dennoch aber keine linear
deterministischen, die es den Familien nicht gestatten wUrden, unterschiedlich
auf die Risikolagen zu reagieren. Mit steigendem Sozialstatus nehmen die
Handlungsoptionen zu.
2. Nur in einigen Punkten konvergieren die Auswirkungen des makros-
trukturellen Wandels auf die familiale Haushaltsökonomie in lowa und in den
ostdeutschen Landkreisen. Sowohl im Generations- als auch im Geschlechter-




in den ostdeutschen Kreisen zu ungunsten der Frauen in der G2-Generation der
Eltern.
3. Die objektiv festgestellten Daten über wirtschaftliche und soziale Lagen in den
Familien fallen nicht einfach mit den subjektiven Wahrnehmungsmustern
zusammen. Geänderte Rahmenbedingungen verlangen zwar veränderte
Handlungsstrategien, programmieren sie aber nicht, sondern implizieren zu
einem beachtlichen Teil sogar Kontinuitätserfahrungen im Familienalltag.
Wir finden also auf der Dimension der Haushaltsökonomie unter den Bedingungen
wirtschaftlichen und sozialen Umbruchs die Erkenntnis von Conger, Eider und
anderen (1994) bestätigt, daß die Familie eine soziale Mikroeinheit ist, die zwar
nicht unabhängig von den sozialen Makrobedingungen, wohl aber in spezifischen
Handlungsspielräumen agieren und auf den Wandel reagieren kann. Dabei betonen
wir stärker die sozialstrukturellen Schichtungen der Haushalte und kommen
demzufolge auch zu weiterfilhrenden Einsichten in die Makro-Mikro-
Zusammenhänge.
4.3. Ressourcen, Anpassungsstrategien und Transformationsformeln von
Landfamilien
In den ostdeutschen Untersuchungskreisen kann von einem Ressourcenverlust an
Besitz und Eigentum nicht die Rede sein. Im Gegenteil, für die von uns un-
tersuchten Landfamilien sind infolge gestiegener Boden- und Grundstückspreise
bestimmte Vermögenswerte erheblich angewachsen, und außerdem haben sich die
Wohnbedingungen und Haushaltsausstattungen vielfach bedeutend verbessert.
Wenngleich auch wiederum sozial differenziert, erleichtert dies den Landfamilien
nachweisbar die materielle Anpassung an den Systemumbruch. Mehr als zwei
Drittel der untersuchten ostdeutschen Landfamilien verfilgen über eigenen
Hausbesitz, drei Viertel über Grund und Boden, darunter auch ein großer Teil der
inzwischen aus der Landwirtschaft Ausgeschiedenen. Von 1979, dem Zeitpunkt
der ersten Untersuchung in den beiden Landkreisen, bis 1995 ist der Anteil von
Familien mit modern ausgestatteten Wohnungen von rund 33% auf rund 85%
gestiegen. Von den seinerzeit befragten Jugendlichen hatten fast 69 %, von den




In Bezug auf den Haus- und Grundbesitz ergeben sich signifikante Unterschiede
nach dem Haushaltstyp, also der Beziehung zur Landwirtschaft, sowie nach dem
Erwerbsstatus, nicht aber nach dem Sozialstatus, wie die folgende Analyse zeigt.
Tabelle E4: Varianzanalyse mit der abhängigen Variable "Hausbesitz"
und den unabhängigen Variablen Erwerbsstatus, Haushalts-
typ und Sozialstatus (N=200)
Quelle der Varianz Quadratsumme df F-Wert Signifikanz
Erwerbsstatus 1.57 2 4.11 .022
Haushaltstyp 2.47 3 3.90 .008
Sozialstatus 1.55 3 2.57 .056
Bei langlebigen Konsumgütern werden sowohl im historischen Vergleich zu 1979
als auch nach der derzeitigen sozialstrukturellen Hierarchie Unterschiede deutlich.
Bei PKW und Stereoanlagen Z.B. haben die ostdeutschen Landfamilien, wie
unsere Daten zeigen, so zugelegt, daß der westdeutsche Standard erreicht
erscheint; der Besitz an Büchern hingegen ist zurückgegangen. Der kulturelle
Besitz der Eltern ebenso wie ihrer Kinder differiert hingegen signifikant
entsprechend dem Sozialstatus.
Generell zeigt sich in unseren Untersuchungen ein Kumulationseffekt: Je höher der
Sozialstatus, desto wahrscheinlicher eine besonders große und starke Res-
sourcenvielfalt. Umgekehrt gilt diese Tendenz dann auch: Nachweisbar geht der
risikoreichere Sozial- und Erwerbsstatus in den unteren Gruppen mit der
Knappheit an Ressourcen einher.
Im Fall der Strategien bei wirtschaftlicher und/oder sozialer Deprivation un-
terscheiden sich die Iowa-Familien in einigen Punkten deutlich von den in den
ostdeutschen Landstrichen. Die "Farm-Families" antworteten auf Krisen zuerst
mit "Income generating strategies", d.h. mit der Einbeziehung von Ehefrau und
Kindern in das Erwerbsleben und erhöhter Arbeitsdauer, dann mußten sie zu 40 %
ihre Ersparnisse angreifen oder zu 25 % Kredite bei Banken oder Verwandten
aufnehmen. Angesichts des immer weiter schrumpfenden Erwerbssystems konnten
die Ostdeutschen nicht mit derartigen Gegenstrategien auf dem Arbeitsmarkt
reagieren. Im Notfall planen Landfamilien hier zuerst Einschränkungen des
Konsums und die Zurückstellung von Neuanschaffungen. Sie erwarten kaum




Bildungs- und Berufswege einschränken. Indessen wenden sie sich zuerst an die
GI-Generation, ihre Eltern und Schwiegereltern, die unter der Arrnutsgrenze
Lebenden setzen auch stark auf Freunde und gute Bekannte. Nur im alleräußersten
Notfall würden sie wertvollen Besitzes veräußern, eher dann schon die Wohnung
wechseln und auf Ersparnisse zurückgreifen. Mit den Iowa-Familien haben die
hiesigen Landfamilien bei den Verzichtleistungen an erster Stelle Einschränkungen
in kultureller Hinsicht gemeinsam.
Wie verschieden die Transforrnationssituation von Landfamilien in den ost-
deutschen Untersuchungskreisen zu typischen Mustern strukturiert werden kann,
zeigt die empirische Generalisierung aus 22 einzelfallanalytischen Familien-
interviews. Fallvergleichend wurden im Rahmen unserer Untersuchung von Nagel
und Stuhler (1996) vier familiale Transformationsformeln erschlossen, die sich im





Familienbiographische Adaptionsstrategien im Überblick
(N=22)
Familie Schafer Hauser Wagner Schuster
Transforma- Schadensbe- Identitllts- Innovations- Revision der
tionsformel grenzung management courage Spielrllume der
Daseins-
bewillthlun2
Wanderung Flüchtlin- benachbarte ansässig benachbarter
ge/ansässig Industrieregion Industriedistrikt
Soziale Herkunft Arbeiter Arbeiter/ Bauernhöfe im Industriear-
kleine An- Vollerwerb beiter/
gestellte Handwerk
Wohnverhaltnisse Miete Miete, jetzt ererbtes ererbtes
Hausbesitz Bauernhaus Wohnhaus
Arbeit und Beruf / beide Melker beide Lehrer Meisterin der Getreide-
DDR (LPG) Viehwirt- lageristin/
schaftlBus- Traktorist
fahrer
Arbeit und Beruf / MelkerinlDach- Lehrer Voll- BauemIWie- Getreide-
BRD deckergehilfe lTeilzeit dereinrichter lageristin/
Traktorist
Haltung gegen- Individuali- Desaster; "Das Beste "Zurecht-
über dem kol- sierung der Verlust der daraus kommen":
lektiven Schicksal Folgenbetrof- sozialen und machen" Hauptsache,
fenheit; Isolation beruft ichen dem Betrieb
Identität geht es gut
Einstellung zur Negierung der Überzeugte Learning by Distanz zu
politischen Autoritäten; Sozialisten; Doing; Ein- beiden Regi-
Klasse; zu den Ausbeutung Frustration fügen in das men; Still-
Autoritäten kleiner Leute; durch fehlende neue Rechts- schweigende In-
Verwandt- Identitätsgrund- und Wirt- tegration
schaftssystem lage schaftssystem
als Nische
Sozialisations- Solide Position/- Qualifizierung Bildung und Lehre u.
projekt sicheres für eine Position Beruf nach Weiterbildung;
Beschäfti- im Herr- Wunsch und Wohlstand
gungsverhältnis schaftssys- Neigung der durch Tüch-
(Bank, Lehrer) tern/Jura- Kinder, aber tigkeit
studium Hofnachfolge
Individualisie- Einkommen als "Rettung" der Nutzung der Nutzung der
rungsprogramm Sinn und Zweck Identität durch Freiheiten, die Handlungsspiel-
der Arbeit Festhalten an das neue räume unter




Die Schlußfolgerung aus diesen Fallstudien jedoch kann jetzt anhand auch der
zahlreichen quantitativen Erhebungsdaten auf die ganze Untersuchung in den
beiden ostdeutschen Landkreisen ausgedehnt werden: Die von uns untersuchte
Elterngeneration stellt sich mehrheitlich nicht als unzufrieden, lethargisch, ziellos
oder verzweifelt dar. Zwar nach Sozialstatus, Erwerbsstatus, Haushaltstyp und -
einkommen verschieden, sucht undfindet sie geeignete Adaptionsstrategien an den
radikalen und rapiden Wandel unter Rückgriff auf Ressourcen, die teils schon vor
1989 angelegt wurden und nach dem Umbruch teils sogar an Wert gewannen.
Die subjektiven Bewältigungsstrategien scheinen sich im interkulturellen Ver-
gleich in einigen wesentlichen Punkten infolge unterschiedlicher Voraussetzungen
in Raum und Zeit erheblich zu unterscheiden.
4.4. Innerfamiliale Beziehungen im Intergenerationsverhiltnis
Auf der Dimension der sozialen Beziehungen sind wir bei einer unserer zentralen
Forschungshypothesen der Erkenntnis der amerikanischen Forscher (Conger; Eider
u. a. 1992, Conger; EIder 1994) gefolgt, daß ökonomischer Druck und daran
gebundene Härten verschiedenartigen Familienstreß erzeugen und dieser wiederum
vermittels von Ehekonflikten und "bad parenting" sich negativ auf die Ent-
wicklung der Kinder auswirkt. Eider hat dies für die Kindergeneration der großen
Weltwirtschaftskrise und die der Farmkrise der 80er Jahre in Iowa überzeugend
beweisen können (1984; 1992a). Unter Einschaltung eines von Conger und seinen
Mitarbeitern entwickelten psychologischen Streßmodells konnte dieser Zusam-
menhang bis in alle Verästelung der gegenseitigen Beziehungen hinein erneut mit
dem Fortgang des IYFP detailliert belegt werden (Conger; EIder 1994. S. 207-
252). Daraus haben wir - allerdings unter Verzicht auf psychologische Unter-
suchungslinien - eine Annahme abgeleitet, daß sich die innerfamilialen Bezie-
hungen in starken Risikosituationen in der Weise labilisieren, daß Desintegra-
tionserscheinungen in der Familie auftreten und über Belastungen des Eltern-
Kinder-Verhältnisses an die junge Generation weitergegeben werden. Wir haben
dies Kausalmodell dann jedoch mit einer zweiten Annahme in der Weise
eingeschränkt, daß es unter Rückgriff auf schon früher bewährte familiale




Handlungsorientierungen und Copingstrategien zwischen den Generationen in den
Landfamilien in Ostdeutschland kommen kann.
Diese zweite wichtige Annahme hat sich in unserer derzeitigen Untersuchung
bestätigt; die erste hingegen nicht. Damit ist ein starker interkultureller Unter-
schied im Vergleich zu den amerikanischen Forschungen markiert.
Die Landfamilien in den ostdeutschen Kreisen erweisen sich als Solidarge-
meinschaften zwischen den Generationen. Die innerfamilialen Beziehungen haben
sich über den Systemumbruch hinweg - das zeigt ein Vergleich mit den
Ergebnissen der Untersuchung von 1979 - nicht verschlechtert, sondern fallen zu
fast 90 % zur gegenseitigen Zufriedenheit von Eltern und ihren Kindern aus, etwas
unzufriedener sind durchschnittlich die 16-17jährigen Töchter mit dem Verhältnis
zum Vater. Auch in relativ deprivierten Familien mit ökonomischen Schwierig-
keiten konnten wir vergleichsweise keine wesentlichen Desintegrationser-
scheinungen oder Entsolidarisierungen feststellen, obwohl Geld mehr als anderswo
Gesprächsstoff ist und die Handlungsoptionen beider Generationen als eingeengter
erfahren werden.
Die innerfamilialen Beziehungen in den ostdeutschen Landfamilien sind mit
einigen sozialen Abstufungen im allgemeinen außer durch Zufriedenheit auch
durch ein hohes Maß an Selbstbestimmtheit der Jugendlichen - signifikant höher
als seinerzeit in der DDR - weitverbreitete Mitsprache der Jungen und Mädchen in
Familienangelegenheiten, klare Erwartungen auf Seiten der Eltern und beacht-
liches Verantwortungsbewußtsein auf Seiten der Jugendlichen sowie durch die
Mitarbeit der Jungen bei Feld- und Gartenarbeiten und der Mädchen im Haushalt
gekennzeichnet. Die Zukunftspläne der Kinder am Ende der Schulzeit sind ein
Spitzenthema häuslicher Kommunikation.
In Familien, in denen von den Jugendlichen vergleichsweise starke Eigenstän-
digkeit in der Haushaltsorganisation und bei familialen Angelegenheiten erwartet
wird, sind auch die Entscheidungsspielräume der letzteren signifikant größer. Mit
steigendem Sozialstatus nimmt die verantwortliche Mitwirkung der Jugendlichen
zu, bei niedrigem Sozialstatus und Einkommensarmut steigt die Wahr-
scheinlichkeit einer stärkeren sozialen Kontrolle. Eltern mit niedrigem Sozialstatus




schlüssen. Dennoch haben sich auch bei ihnen der in der DDR übliche 10-
Klassen-Abschluß ebenso wie die Orientierung auf eine gute Lehrausbildung als
allgemeine Norm durchgesetzt.
Die neuen bundesrepublikanischen Institutionen werden in je spezifischer Weise
von beiden Generationen in den Landfamilien angenommen, beispielsweise die
Einrichtungen des Wohlfahrtsstaates durch die Eltern oder die neuen Formen der
Berufsberatung durch die Jugendlichen. Für DDR-Bürger waren sozialstaatliche
Leistungen eine Selbstverständlichkeit.
Der Systenumbruch bringt zwar neue Handlungskontexte mit sich, dennoch aber
bestätigt sich unsere vorsichtige Annahme einer Beständigkeit im Umgang der
Familienmitglieder untereinander und einer gemeinsamen Verarbeitung von
äußeren Anforderungen.
Sowohl generationsübergreifende Gemeinsamkeiten als auch generationsbedingte
Unterschiede treten bei den Alltagsorientierungen und den mit der Arbeit
verbundenen Erwartungen auf, dies auch im Vergleich mit der noch in den DDR -
Landkreisen seinerzeit erfolgten Untersuchungen in dieser Frage. Jetzt steht bei
beiden Generationen die Sicherheit des Arbeitsplatzes an I. Stelle, gefolgt vom
Streben nach Verwirklichung der Berufspläne. Materielle Aspekte, vor allem
später ein gutes Einkommen zu haben, spielen bei den Jugendlichen eine größere
Rolle als bei ihren Eltern. Die letzteren heben dagegen traditionell Entfaltungs-
möglichkeiten bei der Arbeit stärker hervor. Durch gute Arbeit, ein nützliches
Mitglied der Gesellschaft zu sein, zählt ebenfalls stärker bei den Eltern, ist aber
gegenüber 1979/80 auch bei ihnen zurückgetreten. Mit der Familie weiter gut
auszukommen und eine gute Bildung zu genießen, sind wie einst bei beiden
Generationen ein Spitzenwert. Gleichermaßen ist es für beide Generationen von
Wichtigkeit, eine eigene Bleibe zu haben, aber für die Jüngeren zählt es stärker als
für die Älteren, dort leben zu können, wo man es möchte.
Beide Generationen aber haben als wichtige Orientierung ftlr das Alltagsleben die
Erfahrung gemacht, daß es am meisten darauf ankommt, die sog. "guten
Beziehungen" zu haben, wenn man etwas erreichen will. Diese Handlungsori-
entierung, schon in der DDR weitverbreitet (wie die Untersuchung von 1979




nommen. Politische Prinzipien zu haben, hat dagegen stark abgenommen. An
letzter Stelle in den WerteskaIen beider Generationen liegt eine Arbeitstätigkeit auf
dem Lande.
Konstanz und Wandel der Wertorientierungen müssen auch im Intergeneratio-
nenvergleich mit der Beurteilung des Sytemumbruchs durch die Eltern und durch
die Jugendlichen in Beziehung gesetzt werden. Hier gibt es die klarste
Unterscheidungslinie zwischen den Generationen: Die junge Generation sieht die
wirtschaftliche Lage im Mikro- wie im Makromaßstab als erheblich besser an als
die ältere. Außerdem akzentuierte sie bei der Frage nach der Wahrnehmung des
gesellschaftlichen Wandels - ganz im Unterschied zu den Eltern - fast durchweg
die positiven Seiten: allen voran den gestiegenen Lebensstandard.
Aus all dem folgt:
1. In Ostdeutschland funktioniert wie zu "DDR-Zeiten" die Familie als Werte-
gemeinschaft trotz generativer Unterschiede bei einzelnen Handlungsori-
entierungen. Diese aber scheinen für eine schnellere "Verwestlichung" der
Jugend zu sprechen, nicht aber im postmaterialistischen Sinne.
2. Im Unterschied zu Iowa haben makrostrukturelle Krisenerscheinungen nicht
die sozialen Beziehungen in den Landfamilien unterminiert, sondern, im
Gegenteil, diese wichtige Solidargemeinschaft auf der Mikroebene bewahrt.
Hier liegt die wichtigste Differenz im interkulturellen Vergleich.
3. Die junge Generation beurteilt den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Umbruch in Ostdeutschland wesentlich positiver als die ältere, ohne daß es
dadurch zum Bruch zwischen den Generationen kommt. Im Vergleich zu
früher besitzt sie sehr viel mehr auch teure Konsumgüter.
4.5. Jugendliche EntwickIungschancen und -risiken auf dem Lande
zu Beginn der Statuspassage nach der Schule
Über die Landjugendlichen in Iowa hat EIder (l992a) mitgeteilt, daß Dreiviertel
derselben nach der "high school" ihr Gebiet verlassen wollen, meistens sogar den
Staat Iowa. Mit wenigen Ausnahmen möchten die Söhne von Bauern nicht mehr
die väterliche Farm übernehmen (ebd.). Diese intergenerativen Brüche werden von




ökonomische Krise als auch auf ein verändertes Berufswahl - und Heiratsverhalten
zurückgeführt. Die Landjugend sucht nach Pfaden, um aus der Benachteiligung
herauszukommen, vor allem weil sozioökonomische Erschwernisse sie in eine
Risikolage gebracht haben (EIder 1992 b).
Auf der Dimension jugendlicher Sozialisationserfahrung und Lebensläufe haben
wir ebenfalls nach den bildungs - und berufsbiographischen Aspirationen und den
Lebensentwürfen der jugendlichen Schulabgänger aus Landfamilien gefragt und
eine Abhängigkeit einesteils von der sozialen Herkunft, zum anderen von den
krisenhaften Bedingungen in der Berufsausbildung im allgemeinen und von
regionalen Restriktionen in Agrargebieten im besonderen angenommen. Im
Vergleich zu dem hochgradig institutionalisierten jugendlichen Lebenslauf in der
früheren DDR vermuteten wir im Zuge des gesellschaftlichen Umbruchs neuartige
Diskontinuitäten: einesteils mit einem Chancengewinn und erweiterten
Handlungspielräumen bei den Jugendlichen aus den Landfamilien, die zu
Gewinnern der Veränderungen zählen, und zum anderen verstärkte soziale Risiken
bei denen aus den Verlierer-Familien. Der bereits zu "DDR-Zeiten" eingetretene
Wertewandel unter der Jugend, so lautete unsere Hypothese weiter, erleichtere ihr
zwar im ganzen die Übergänge in neue Lagen, setzte aber auch zugleich die
Abwanderung vom Lande fort.
Die empirisch gesicherten Fakten geben uns größtenteils recht, stellen aber
zugleich bestimmte zu weit reichende Vermutungen über die Situation infrage.
Trotz der Umstrukturierung des Schulsystems und der bekannten Beschränkungen
des gerade einmal eingeführten Systems der Berufsausbildung gehen die
Jugendlichen auch auf dem Lande ihre Statuspassagen in fast altbewährter Weise
an: Etwa knapp zwei Drittel aller Schulabgänger wählen eine Lehrausbildung,
darunter von den lO-Klassen-Abgängem sogar 78 %, etwa soviel wie früher. Neu
ist die Öffnung und Verlängerung des Bildungsweges bis zum Abitur. Aber von
den Abiturienten geht zunächst nur ein Viertel direkt zum Hochschulstudium, der
größte Teil also ebenfalls in die Lehre. Letzteres trifft überwiegend auf Mädchen
zu; während die Jungen, falls sie nicht unmittelbar zum Studium wechseln, etwa zu
einer Hälfte ebenfalls einen Ausbildungsplatz suchen, zur anderen aber zuerst




lag bei Jungen auch früher vor dem Studium). Gleich einen Job ohne Ausbildung
anzutreten, ist nach wie vor überhaupt nicht populär.
Analytisch lassen sich, sieht man von Umwegen über die Wehr- oder Zivil-
dienstleistungen ab, drei Übergangspjade ausmachen, die geschlechtsspezifisch,
aber auch sozialstrukturell signifikant variieren.
Tabelle ES: Verteilung der Schulabsolventen auf Übergangspfade in den
ostdeutschen Landkreisen nach Geschlecht und sozialer





Mädchen Jungen Mädchen Jungen Mädchen Jungen
Niedriger 83,3 98,2 13,6 3,0 1,8
Mittlerer 71,9 88,1 22,5 4,8 5,6 7,1
Höherer 46,9 74,4 30,6 6,1 22,4 19,5
Hoher 35,8 54,0 30,2 6,3 34,0 39,7
Der Sozialstatus der Eltern prägt das Abschneiden in der Schule, den Schulerfolg
und vermittels seiner die Wahl des Übergangspfades (VgI. im einzelnen Böhm
1996). Mit höherem Status der Eltern, bes. im Zusammenhang mit den Bildungs-
abschlüssen der Väter, nehmen die Wahrscheinlichkeit von Abitur und Studium
zu; umgekehrt werden schwächere Schulerfolge erzielt und kürzere Bildungswege
gewählt, wenn ein niedriger Sozialstatus der Herkunftsfamilie vorliegt. Bessere
Bildungsabschlüsse ergeben tendenziell mehr Optionen und Chancen bei der
Berufswahl, geringere wiederum eingeschränkte Wahlmöglichkeiten und nach-
weisbar auch mehr Ablehnungen hinsichtlich von Bewerbungen für Lehrstellen.
Mit der für individuelle Entscheidungen infolge der Implementation des west-
deutschen Schulsystems scheinbar erweiterten Optionsbreite verlängern sich zwar
für einen bestimmten Teil der Jugendlichen die Bildungswege, ohne daß sich -
aufs Ganze gesehen - das von früher bekannte Modell der Institutionalisierung von
Schullaujbahnen gravierend verändert hat. Die von einem bestimmten Teil




sächlich aus den neuen Risiken und Anforderungen des Arbeits- und Ausbil-
dungsmarktes.
Der Sozialstatus der Eltern hat aber nicht nur einen direkten, sondern auch einen
indirekten Einfluß auf die Wahl des Übergangspfades. Eigene Einflußfaktoren
innerhalb der Familie stellen auch die Entscheidungsspielräume der Jugendlichen











im Vergleich zu 1989
Die konkreten Berufswünsche, das zeigt eine nähere Analyse, haben sich den
sektoralen Verschiebungen im Erwerbssystem angepaßt. Trotzdem ergibt sich eine
doppelte Diskrepanz auf dem Ausbildungsmarkt: erstens sind nicht genügend
Lehrstellen vorhanden (Verhältnis von Angebot und Nachfrage in Grevesmühlen
1:1,3 und in Osterburg 1:5); zweitens weichen die individuellen Pläne inhaltlich
ganz erheblich von den im einzelnen angebotenen Lehrstellen ab. Die
Jugendlichen reagieren in ihrer Mehrzahl aber nicht mit dem Verzicht auf eine
Berufsausbildung, sondern wählen als hauptsächliche Ausweichstrategie die
erneute Bewerbung in einem anderen Berufsfeld. Nur ein ganz geringer Teil
weicht auf die Schule als Wartestation aus, sofern nicht von vornherein mit dem
Weg zum Abitur das Kalkül vergrößerter Chancen und ein Aufschub dieser
Entscheidung verbunden sind. Geschlechtsspezifische Unterschiede scheinen im




Ausnahme der weiblichen Präferenzen für pädagogische, sozialpflegerische und
ähnliche Dienstleistungsberufe.
Für die Landwirtschaft fehlt der Nachwuchs völlig. Während es in der früheren
Untersuchung (1979/80) noch rund 10 % waren, die diesen Wirtschaftszweig
wählten (VgI. Stompe 1996), sind es unter den Schulabsolventen unseres heutigen
Sampies nur noch weniger als I %. Hier werden sogar mehr Lehrstellen
angeboten als tatsächlich nachgefragt werden. Werden sie überhaupt besetzt, dann
tendenziell mit Schulabsolventen, die entweder einen vergleichsweise geringeren
Schulerfolg aufweisen oder woanders, z.B. in der Stadt, nicht angekommen sind.
Den Erscheinungsformen nach verschieden, dem Ergebnis nach aber ähnlich ist
die Situation der in Iowa vergleichbar: Dort geht eine lange Tradition der
bäuerlichen Berufsvererbung zu Ende; hier findet sich ebenfalls kaum noch
jemand aus der jungen Generation, der sie wieder aufnehmen möchte. Hier wie
dort ist bei der Statuspassage in den Beruf bei Landjugendlichen erhebliche
Migration eingeplant.
In den allgemeinen Lebensplänen der ostdeutschen Landjugendlichen liegt das
Verlassen der Heimat bei den Mädchen durchweg früher als die Planung aller
anderen Lebensereignisse, selbst noch vor dem Abschluß der Ausbildung, was
ansonsten nur noch für die männlichen Abiturienten mit Studienabsichten gilt.
Analysiert man ausführlich die Planungen des anderen Teils der Statuspassage,
den vermuteten Eintritt des Heiratsalters, der Geburt des ersten Kindes,
Haushaltsgründung etc., so sind die Vorstellungen der zum Zeitpunkt unserer
Untersuchung im Durchschnitt 16-17 Jährigen zu einem größeren Teil noch gar
nicht vorhanden oder nur sehr vage. Sofern allerdings Entwürfe dieser Art gemacht
werden, liegen sie, was das voraussichtliche Heiratsalter angeht, überraschend
näher an den objektiven Durchschnittsgrößen aus der früheren DDR als den
tatsächlichen Daten heute in Ostdeutschland und im Vergleich zum westlichen
Muster immer noch ganz entschieden früher. Beide Teilpassagen, die in den Beruf
und die zum eigenen Haushalt, klaffen bei der hiesigen Untersuchungspopulation
noch nicht weit auseinander. Im Gegenteil, auch Landjugendliche planen eine
relativ dichte Aufeinanderfolge von Abschluß der Ausbildung bzw. des Studiums
und frühstmöglicher eigener Wohnung, erster Daueranstellung, Heirat und bald




Übergangspfaden variierend, ist ihr Ende im allgemeinen spätestens bis zur Mitte
des dritten Lebensjahrzehntes vorgesehen. Daraus folgt:
1. Ungeachtet des Systemumbruchs dominiert wie schon früher und in anderen
Gesellschaften vermittels der Herkunftsfamilie und der Bildungsweg - und
Berufswahlen die soziale Status - Reproduktion. Die Fortsetzung der sozialen
Ungleichheit mit anderen Mitteln ist die vorherrschende Tendenz, die indi-
viduelle Handlungsoptionen und -muster je nach sozialer Stellung der Eltern
im wesentlichen erweitert oder begrenzt.
2. Wie in Iowa geht auch in den ostdeutschen Landkreisen der Landwirtschaft der
Nachwuchs aus. Die Tendenz zur Abwanderung der jüngeren Generation -
vornehmlich derjenigen mit höheren Bildungserfolgen und -aspirationen - hält
an.
3. Von einer Deinstitutionalisierung der Lebensläufe bei der jüngeren Generation
kann im allgemeinen trotz der Strukturveränderung in Schule und Ausbildung
und scheinbar größeren individuellen Wahlmöglichkeiten (noch) nicht die
Rede sein.
4. Die Planung der Statuspassage entspricht zur Zeit noch eher dem traditionellen
Übergang als den westlichen Modernisierungstendenzen in dieser Hinsicht.
Damit gilt bislang offenbar das seit langem vorherrschende Übergangsmuster
und nicht das vielfach vorausgesagte "Bildungsmoratorium".
Wie die Statuspassage, an deren erster Schwelle die von uns untersuchten
Landjugendlichen gerade erst angekommen sind, in der Realität tatsächlich
verlaufen wird, und welchen weiteren Veränderungen die ländliche Herkunfts-
familie hinsichtlich ihrer Beziehungsstrukturen und Handlungsmuster in der Zeit
unterliegen, ließe sich nur durch eine Längsschnittstudie klären.
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Ausgangspunkt des Projektes ist die Hypothese, daß sozialer Wandel in den neuen
Bundesländern nicht lediglich als "nachholende Modernisierung" zu erklären ist.
Unter dem Aspekt sozialer Ungleichheit und Armut verfolgt das Projekt anhand
zweier empirischer Untersuchungen, wie sozialer Wandel im Bereich der Sozial-
hilfe angemessen zu beschreiben ist. Zum einen geht es hierbei um die Fragestel-
lung, ob die gravierende Umwandlung in strukturellen Rahmenbedingungen ge-
nauso zu einer raschen Veränderung der DDR-geprägten Verhaltensweisen und
Handlungsstrategien führte und durch westdeutsche Muster ersetzt wird. Zum an-
~ steht in diesem Zusammenhang die Frage, wie sich die ostdeutsche Sozial-
hilfeklientel im Zeitverlauf aufschichtet und differenziert und inwieweit sich ana-
loge Sozialhilfestrukturen wie in Westdeutschland herausbilden.
Die Analyse armutsspezifischer Prozesse sozialer Transformation stützt sich im
Projekt auf das Forschungsdesign der "dynamischen Armutsforschung". Insbeson-
dere das methodische Vorgehen wird im Projekt von Beginn an und kontinuierlich
weiterfiihrend mit dem Kooperationsprojekt D3 koordiniert.
Zu Projektbeginn gibt es kaum Vorarbeiten für eine systematische Beurteilung der
Sozialhilfebetroffenheit und des Sozialhilfeverlaufs in Ostdeutschland. Mit dem
Projekt erfolgt ein Erhebung und Auswertung von ereignisorientierten Längs-
schnittdaten in den neuen Bundesländer erstmals.
Die Ergebnisse der Projektarbeit lassen sich wie folgt zusammenfassen:
Zum quantitativen Teil der Untersuchung (Aktenanalyse):
I. Eine Ausgangsdatenbasis für die Analyse von fünf Kohorten ostdeutscher Sozi-
alhilfeempfänger wurde erstellt. Auf ihrer Grundlage wurden repräsentative
Stichproben für die Jahrgänge 1990 bis 1994 bestimmt und damit systematische
Voraussetzungen für fünf retrospektive Längsschnittuntersuchungen geschaffen.
2. Es wurde eine erste Längsschnittdatenbasis zur Analyse ostdeutscher Sozialhil-
feverläufe erstellt (Kohorten 1990 und 1991). Infolge methodischer Abstimmun-
gen zwischen den Teilprojekten D3 und YE2 können mit diesen Daten sowohl
zeitdynamische Analysen eines (fast) filnfjährigen ostdeutschen Sozialhilfeverlaufs
als auch ein Vergleich zu westdeutschen Sozialhilfekarrieren vorgenommen wer-
den.
3. Die Auswertung der Längsschnittdaten liefert erste Informationen über die de-
mographische, sozialstrukturelle und zeitdynamische (incl, der Ursachendynamik)




strukturellen Besonderheiten und Übereinstimmungen im Ost-West- Vergleich
gaben diese Daten ersten Aufschluß.
Zur qualitativen Befragung:
Erste Auswertungen der qualitativen Befragung deuten darauf hin, daß in Ost-
deutschland verhältnismäßig wenig Befragte in der Sozialhilfe LebensgestaItungs-
wünsche realisieren und der Stellenwert der Berufsarbeit als vorrangiger Form der
Existenzsicherung weiterhin ungebrochen ist. Die Auswertung unter dem Ge-
sichtspunkt dreier zentraler Forschungsfragen erbrachte vier Typen von Orientie-
rungsmustern.
2. Stand der Kenntnisse bei der letzten AntragsteIlung
Im Mittelpunkt des Forschungsinteresses stehen im Projekt Prozesse sozialer
Transformation in den neuen Bundesländern, die unter dem Blickwinkel sozialer
Ungleichheit und Armut untersucht werden. In der einschlägigen Diskussion und
Forschung wird in Bezug auf soziale Ungleicheit und Armut eine Differenzierung
von ostdeutschen Lebenslagen nach westdeutschem Muster prognostiziert. Dies
gilt sowohl im Hinblick aufdas Ausmaß als auch die Formen sozialer Ungleichheit
und Armut sowie die Mechanismen, die Ausgrenzung erzeugen und zementieren.
Das Projekt geht von der Hypothese aus, daß sozialer Wandel in den neuen Bun-
desländern nicht lediglich als "nachholende Modernisierung" beschrieben werden
kann, weil mit dem Wechsel der strukturellen und institutionellen Rahmenbedin-
gungen nicht notwendig auch wesentliche individuelle Deutungen, Orientierungen
und Handlungsstrategien gleichsinnig wechseln; vielmehr ist davon auszugehen,
daß in der DDR "gelernte" Deutungen und Handlungsroutinen auch unter den ver-
änderten Rahmenbedingungen fortbestehen.
Zum Zeitpunkt der AntragsteIlung liegen für Ostdeutschland erst wenige empi-
rische Befunde zum Themenbereich Armut und Sozialhilfe vor (ausf. dazu Olkl-
Rentzsch 1994). Abgesehen von armutsspezifischen Auswertungen des Sozio-öko-
nomischen Panels Ost (SOEP), die einen dreijährigen Verlauf der Armutsbetrof-
fenheit in der ostdeutschen Bevölkerung zeitdynamisch analysieren, thematisieren
die seinerzeit vorliegenden Studien zur Armut in Ostdeutschland kaum Fragen, die
die Dauer und den zeitlichen Verlauf "in die", "durch die" und "aus der" Sozial-
hilfe "heraus" betreffen. Konzeptionell lassen sich diese frühen Armutsunter-




Erstens verfolgen sie einen Problemgruppen-Ansatz;; es werden Armutslagen von
Gruppen untersucht, die apriori als besonders armutsgeflihrdet gelten (Sozialhilfe-
empfänger als eine Problemgruppe; Alleinerziehende, Arbeitslose, Wohnungslose
usw.). Diese Untersuchungen basieren, zweitens, sämtlichst auf Querschnittsana-
lxssn, d.h. die Armutssituation wird jeweils zeitdiskret, auf einen bestimmten Be-
obachtungszeitpunkt bezogen, erfaßt und analysiert. In diesen Untersuchungen
wird drittens von der Grundannahme ausgeganl:en. daß Armutsprozesse in Ost-
deutschland im wesentlichen dem Muster entsprechender Prozesse in den alten
Bundesländern folgen werden und sich nur übergangsweise Besonderheiten erge-
ben, die als durch den unmittelbaren Systemwechsel verursacht gelten. Sowohl der
Prozeßcharakter von Armut selbst als auch die Erfassung von individuellen Ar-
mutsverläufen nach ihrer Dauer (z.B. kurzzeitige oder langfristige) werden bei
diesem Vorgehen vernachlässigt bzw. allenfalls als Nebenaspekt thematisiert.Auch
ist die subjektive Verarbeitung und Bewältigung bzw. biografische Bedeutung
einer Sozialhilfeepisode zum Zeitpunkt der AntragsteIlung in den neuen Bundes-
ländern wenig erforscht (vgl. bei Olk/Rentzsch 1994). In Bezug auf die for-
schungsleitende Hypothese bedürfen insbesondere folgende drei Fragestellungen
einer weiteren Klärung:
(1) Welche Bedeutung hat die Sozialhilfe in der individuellen Biographie
Ostdeutscher?
(2) Welche Formen des Umgangs mit der bislang unbekannten Institution Sozial-
amt lassen sich nachweisen?
(3) Wie sehen die grundsätzlichen Erwartungen an die sozialstaatliche Hilfe und
Lebenslaufbegleitung aus? Im Vergleich zu aktuellen Forschungsergebnissen aus
den alten Bundesländern ist darüberhinaus die spezifische Frage offen, ob bzw.
wie ostdeutsche Sozialhilfeempfänger die institutionelle Unterstützung seitens der
Sozialhilfe als "biographische Ressource" einsetzen, d. h. für eine biografische
Stabilisierung oder aber Neuorientierung nutzen (können).
Angesichts dieses Forschungsstandes wurde im Projekt zum einen eine quantitative
Längsschnittstudie geplant, die zum ersten mal eine zeitkontinuierliche Beobach-
tung des Sozialhilfeverlaufs ermöglichen sollte. Zu diesem Zweck wurde ein Ver-
fahren zur Analyse von Sozialhilfeakten gewählt, das eine retrospektive Erfassung




fragen hinsichtlich der biographischen Bedeutung und den bevorzugten Bewälti-
gungsstrategien im Falle von Sozialhilfeabhängigkeit wurde im Projekt zum
anderen auf Verfahren der qualitativen Sozialforschung zurückgegriffen. Der Ein-
satz der Paneltechnik sollte sicherstellen, daß spezifische subjektive Deutungen
und Orientierungen der ostdeutschen Sozialhilfeklientel auch im Zeitverlauf beob-
achtbar und vorhandene bzw. sich herausbildende subjektive Übereinstimmungen
und Unterschiede zwischen Ost und West erkennbar werden.
Das Projekt verfolgte die folgenden drei Forschungsaufgaben: 1. Beurteilung der
Formierung und Differenzierung der ostdeutschen Sozialhilfeklientel in einem län-
geren Beobachtungszeitraum2. Rekonstruktion des biographischen Kontextes von
Sozialhilfeverläufen bzw. -episoden und Erfassung der individuellen Bewertung
der Sozialhilfe durch die Leistungsempflinger
3. Ost-West-Vergleich zentraler Befunde aus l. und 2.
3. Verlauf der Untersuchung - methodisches Vorgehen
Die ostdeutsche Sozialhilfestudie wird in Halle/Saale durchgeführt, In der zentra-
len Chemieregion Sachsen-Anhalts gelegen hat diese kreisfreie mittlere Großstadt
(300 000 Einw.) seit dem Systemumbruch tiefgreifende ökonomische und soziale
Veränderungen erfahren und kann in Bezug auf Sozialhilfebedürftigkeit als eine
"typische" städtische Region der neuen Bundesländer gelten (vgl. Olk/Rentzsch
1996). Zwei empirische Erhebungen wurden im Rahmen des Projektes durchge-
führt: (1) Quantitative Erhebung von ereignisorientierten Mikrodaten zu Sozialhil-
feverläufen anhand von Sozialamtsakten.(2) Qualitative Interviews mit Hallenser
SozialhilfeempflingerInnen
Stand der Erhebun&:
(l) Gegenstand der quantitativen Erhebung waren bislang die zwei ersten Zu-
gangskohorten von Sozialhilfeempflingem in Halle nach Einführung der Sozial-
hilfe (1990 und 1991). Damit konnte die zu Projektbeginn geplante Erhebung
(1990,1991, 1992, 1993 und 1994) noch nicht vollständig ausgeführtwerden. Der
Grund hierfür liegt in unerwartet notwendig gewordenen Mehrarbeiten bei der Be-
stimmung der Grundgesamtheit. Im Sozialamt existierte weder eine Zentralkartei,
noch eine EDV-gestützte Erfassung der Sozialhilfeakten. Die notwendige Total-




Arbeitsaufwand verbunden. Dieser war unvermeidbar, da sonst grundsätzliche An-
forderungen an eine Stichprobenkonstruktion verletzt worden wären (z.B. die For-
derung, ein verkleinertes Abbild der Grundgesamtheit hinsichtlich der Heterogeni-
tät der Elemente herzustellen, vgl. Friedrichs 1982). Diese zusätzlichen Projektak-
tivitäten in Vorbereitung der Sozialamtsaktenanalyse filhrten zu einem eigenstän-
digen Projektergebnis (Ergebnisl). (Im Fortsetzungsantrag ist die Erhebung der
ausstehenden drei Zugangskohorten vorgesehen.)
(2) Die qualitative Befragung umfaßt 76 Interviews mit Sozialhilfeempfängerln-
nen, was der geplanten Anzahl von 80 Interviews sehr nahe kommt.
Forschungsziel und Methode:
(I) Analyse der Formierung und Differenzierung der Armutsbevölkerung
Die hier zugrunde gelegte Methode der Aktenanalyse stützte sich grundsätzlich auf
das im Bremer Kooperationsprojekt 03 entwickelte Verfahren der Län~sschnitt­
analyse von erei~nisorientierten Mikrodaten aus Sozialhilfeakten (y~l. Buhr 1995).
Abweichungen des in Halle eingesetzten methodischen Instrumentariums gab es
lediglich hinsichtlich der zusätzlichen Erhebung von einigen wenigen "ostdeutsch-
spezifischen" (bzw. als solche vermuteten) Charakteristika und bei der Zusammen-
fassung oder Aggregierung von einigen wenigen - und aller Voraussicht nach aus-
schließlich westdeutsch-typischen - Merkmalen der Erfassung des Sozialhilfever-
laufs in Bremen. Alle Erhebungsunterlagen wurden mit dem Projekt 0 3 abge-
stimmt.
Der Gewinn einer Erfassung von Mikrodaten aus Amtsakten besteht darin, wesent-
liche Ereignisse während des Sozialhilfebezuges eines Antragstellers retrospektiv
und zeitdynamisch von Beginn bis zum Ende der Sozialhilfeabhängigkeit erfassen
zu können. Beginn des Bezuges war in unserer Erhebung jeweils der ent-
sprechende Zugangsmonat eines Antragstellers der Sozialhilfekohorte 1990 bzw.
1991. Für den weiteren Sozialhilfeverlaufbis hin zu seiner Beendigung - bzw. bis
zum Erhebungsmonat (10/1995) im Falle der Nichtbeendigung - können auf die-
sem Wege wichtige Veränderungen im Leben der antragstellenden Person, ihrer
Familie und ihres Haushaltes registriert, d.h, nach den im Erhebungsbogen vorge-
gebenen Merkmalen terminiert festgehalten werden. Auf diese Weise erhobene
Längsschnittinformationen ermöglichen eine zeitdynamische Charakteristik des




Zur angestrebten Grundgesamtheit gehörten alle Hallenser Sozialhilfeantragsteller,
die jeweils in den Jahren 1990, 1991, 1992, 1993 und 1994 erstmals Leistungen
(laufende Hilfe zum Lebensunterhalt [HLU], einmalige Beihilfen [EB], Hilfe in
besonderen Lebenslagen [HbL] bzw. auch HLU und HbL nebeneinander) bean-
tragt und erhalten haben. Die Vorarbeiten im Sozialamt zur Bestimmung der Teil-
erhebung je Zugangskohorte umfaßten folgende vier Schritte:
(I) Bestimmen der Grundgesamtheit durch eine Totalzählung aller Sozialamts-
akten, hierzu Erfassen von wenigen persönlichen Merkmalen jedes Antragstellers
(Name, Vorname, Geburtsdatum, Jahr der ersten Sozialhilfezahlung sowie Stand-
ort der Akte und Aktenzeichen) sowie Übertragung der Falldaten in eine EDV-
Datei,
(Il) Selektieren von Doppelakten je Antragsteller (Dateierweiterung um die
Variable "Zahl der Mehrfachakten einer Person") und Bestimmung der Auswahl-
gesamtheit (die um die Mehrfach- und Fehlakten verringerte Grundgesamtheit),
(III) Aufgliederung der Auswahlgesamtheit nach den fünf Auswahleinheiten
(Zugangskohorten der Sozialhilfe 1990, 1991, 1992 1993, 1994),
(IV) Konstruktion von zufallsgesteuerten 1O%-Stichproben für die Auswahlein-
heiten.
Die im Schritt (I) ermittelte Grundgesamtheit von 27 000 Sozialhilfeakten verrin-
gerte sich mit Schritt (Il) auf 21 400 Sozialhilfeantragsteller. (Die Aufgliederung
nach Schritt (III) vgl. Ergebnis 1).
In Abstimmung mit dem ZUMA wurde der Zugangsjahrgang 1991 in Halle als
Vergleichsjahrgang der 1989-er Bremer Kohorte ausgewählt, da im Jahre 1991 ge-
setzliche Grundlagen zwischen Ost und West erstmals (weitgehend) gleich und die
Zeitspanne für einen Vergleichszeitraum so groß wie seinerzeit möglich ist (d.h.
vom Monat der Erhebung in Halle - 10/1995- sind das rückblickend 58 Monate;
den Bremer Befunden liegt mit dem Stichmonat 9/1994 ein 69 Monate währendes
Beobachtungsfenster zugrunde, das für Vergleichsanalysen auf das in Halle zur
Verfügung stehende Beobachtungsfenster von 58 Monaten transformiert wird).
Insgesamt sind 820 Sozialhilfeakten erhoben worden. Sowohl die Teilerhebung
der 1991er Zugangskohorte (652 Fälle) als auch die Teilerhebung der 1990er Zu-




Die Daten der beiden Teilerhebungen wurden einer ersten Auswertung unterzogen.
Die Berechnungen beziehen sich ausschließlich auf die Gruppe der Hl.U-Empfän-
ger außerhalb von Einrichtungen. Die Dauermessung basiert auf ereignisorientier-
ten Datensätzen und ist mit den Ergebnissen der Bremer Stichprobe unmittelbar
vergleichbar. (vgI. Ergebnis 3a bis 3d sowie Arbeitspapier 1 und 2).
(2) Rekonstruktion des biographischen Kontexts von Sozialhilfeepisoden und der
individuellen Bewertung der Sozialhilfe
Die Grundgesamtheit, auf die sich die Aussagen dieses Untersuchungsteils be-
ziehen, ist durch die Menge aller Sozialhilfeantragsteller bestimmt, die seit Ein-
fiihrung der Sozialhilfe in Halle jemals eine laufende Unterstützung zum Lebens-
unterhalt (außerhalb von Einrichtungen) erhalten hat. Somit ist die HLU-Klientel
als Ganzes auch hier Gegenstand der Analyse. Einer Einengung auf spezifische
Teilgruppen soll auf diese Weise vorgebeugt werden.
Die aus datenschutzrechtlichen Gründen vom Sozialamt versandten Gesprächsein-
ladungen waren an über 500 Hl.U-Bmpfänger gerichtet worden. Knapp ein Viertel
der Angeschriebenen reagierte auf dieses Angebot positiv und mit 14% wurde ein
Interview durchgeftlhrt. Insgesamt fanden mit 76 Personen narrative, problemzen-
trierte Interviews statt.
Die Datenerhebung selbst lehnte sich an erprobte Verfahren des Kooperations-
projektes D3 an, auch um eine Vergleichbarkeit der Befunde zu ermöglichen. Sie
orientierte sich an der (sozio)biographischen Methode und nutzte problemzentrier-
te narrative Interviews. Bei der inhaltlichen Bestimmung der Erhebungsinstrumen-
te wurde der stärker explorative Charakter der ostdeutschen Befragung berück-
sichtigt. Die größere "Offenheit" der Interviewfiihrung erlaubte die Erfassung der
subjektiven Deutung und Bewältigung der gesellschaftlichen Umbruchsituation
und berücksichtigte auch den im Vergleich zur westlichen Armutsforschung deut-
lich weniger gesicherten Forschungsstand in den neuen Bundesländern. Hinsicht-
lich der Grundstruktur der Befragung gab es ein mit D3 abgestimmtes Vorgehen.
Die Auswertung der transkribierten Interviews umfaßte Fallanalysen und Fallver-
gleiche. Es wurde einerseits versucht, individuelle Deutungen, Orientierungen und
Handlungsstrategien der einzelnen Befragten aufzudecken und zu ihren struktu-
rellen Lebensbedingungen in Beziehung zu setzen. Andererseits wurde mittels des




Handlungssituationen typisieren lassen, die als Rahmenbedingungen für typische
Handlungs- und Orientierungsmuster ostdeutscher Sozialhilfeempfänger gelten
können.
Die Auswertung des empirischen Materials setzte sich~ damit auseinander,
wie der Bezug von Sozialhilfe mit den individuellen Orientierungen und Hand-
lungsstrategien der Empfänger in Verbindung steht.
Eine Hypothese gründet in der Auffassung, daß der Bezug von Sozialhilfe einen
schwerwiegenden und ungewollten Bruch in der Lebensplanung der Ostdeutschen
anzeigt; weil sie - entgegen ihren Ansprüchen und Gewohnheiten aus DDR-Zeiten
- nicht mehr in der Lage sind, sich selbst zu ernähren und weil der Bezug von So-
zialhilfe ihrer stark ausgeprägten Orientierung auf Erwerbsarbeit zuwiderläuft.
Zeiten ohne Erwerbsarbeit werden vor einem solchen Hintergrund für Ostdeutsche
zu Zeiten existenzieller Unsicherheit und negativer Selbstwahrnehmung.
Zweitens wurde danach gefragt, ob die Orientierung in einem neuen System der
sozialen Grundsicherung individuelle Probleme verschärft, Unsicherheit erzeugt
und zu Verwerfungen führt, insbesondere wenn die vorher nicht bekannte und stig-
matisierende Sozialhilfe in Anspruch genommen werden muß.
Drittens war der institutionentheoretischen Frage nachzugehen, wie die sozial Un-
terstützten von "Versorgungsstaatsbürgern" der DDR zu "Sozialstaatsbürgern" der
Bundesrepublik werden können. Mit dem Versorgungsstaatsbürger der DDR ver-
binden sich vor allem Vorstellungen von einer Person, die um ihre soziale
Sicherheit wenig besorgt ist und nicht gelernt hat, Verantwortung für diese zu tra-
gen. Es ließ sich vermuten, daß der Übergang in ein rechtlich kompliziertes, insti-
tutionell verzweigtes und auf ein hohes Maß an Eigeninitiative und Vorsorgeden-
ken der Bürger aufbauendes System der sozialen Sicherung zu erheblichen Anpas-
sungsschwierigkeiten führen könnte.
In Bezug auf diesen neuen Rechtsanspruch steht in Frage, ob es in Ostdeutschland
eine Entsprechung im Rechtsempfinden der Sozialhilfeempfänger gibt bzw. ob




4. Ergebnisse der bisherigen Arbeit
Ergebnis 1:
Ermittlung einer Ausgangsdatenbasis fur Kohortenanalysen ostdeutscher Sozial-
hilfeempfänger
Im Ergebnis der Mehraufwendungen bei Vorbereitung der Aktenanalysen wurde
eine zuverlässige Ausgangsdatenbasis für Längsschnittanalysen von fünf Kohor-
ten ostdeutscher SozialhilfeantragstelIern (1990 bis 1994) geschaffen.
Inhaltlich ist diese Datenbasis durch die Gesamtheit der Sozialhilfeantragsteller
der Stadt Halle im Zeitraum 7/1990 bis 12/1994 definiert. Auf ihrer Grundlage läßt
sich die Auswahlgesamtheit nach Zugangskohorten der Sozialhilfe aufgliedern.
Tabelle 1: Umfang der Sozia/hi/jezugangskohorten im Zeitraum /990 bis /994
1990 1991 1992 1993 1994
Zahl der Antragsteller 1 677 6 520 5 507 3 736 3 578
Die Zahl der jährlichen AntragstelIer hat sich folglich nach einem "Boom" im
Jahre 1991 in den darauffolgenden Jahren wieder verringert und unter 4000 ein-
gepegelt. Diese Entwicklung ist überraschend, weil zunächst von dem dyna-
mischen Anwachsen der ostdeutschen Sozialhilfeempfänger laut Statistik ausge-
gangen wurde. Das Ergebnis verdeutlicht indes, daß die Zuströme in Form von
Ersteinstieg in den Sozialhilfebezug ab 1992 wieder abnehmen und das Jahr 1991
gewissemaßen das größte "Auffangjahr" war. Auch das Jahr der gesetzlichen Um-
stelIung von Sozialfürsorge auf Sozialhilfe hat, - wenn man eine zahlenmäßige
Verdopplung vornimmt, da die Angaben infolge des Zeitpunktes der Gesetzesein-
führung nur für ein halbes Jahr vorliegen können - einen sehr gemäßigten Zustrom
von Sozialhilfeempfängern. Eine Erklärung dafür könnte sein, daß im Jahre 1990
längst nicht alle Sozialhilfeberechtigten eine Sozialhilfeunterstützung in Anspruch
nahmen, da diese soziale Leistung noch sehr wenig bekannt war. Im darauffolgen-
den Jahr hatte die Sozialhilfe bereits einen höheren Bekanntheitsgrad, hinzu kam
noch, daß durch die Arbeitsmarktentwicklung die Zahl der Arbeitslosen sprung-
haft angestiegen und insgesamt ein größeres Sozialhilfepotential (vermutlich da-
runter ein hoher Anteil von Kurzzeitbeziehem, auf Vorleistungen des Arbeitsamtes




Erklärungen für diese Diskontinuitäten der Zugänge zur Sozialhilfe gibt es vermut-
lich auf mehreren Ebenen. Zum einen sind sie mit spezifischen sozialpolitischen
Rahmenbedingungen in dieser Phase verbunden, die durch Einführung, Ablösung
und Veränderung gesetzlicher Regelungen gekennzeichnet waren. Zum anderen
spielen Bewegungen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt eine näher zu klärende
Rolle. Nicht zuletzt sind sie auch auf der Ebene der individuellen Verhaltenswei-
sen der Ostdeutschen zu vermuten. (Analysen zu diesem Thema sind noch zu erar-
beiten.)
Mit der Ermittlung der Halleschen Zugangskohorten zur Sozialhilfe liegt eine zu-
griffsbereite Ausgangsbasis für die noch ausstehenden Teilerhebungen der Jahr-
gänge 1992, 1993 und 1994 vor, die in einer zweiten Projektphase vorgesehen
sind.
Ergebnis 2:
Eine erste Längsschnittdatenbasis ostdeutscher Sozialhilfeverläufe (/990. /99/)
Für die Beurteilung von Dauer und Kontinuität ostdeutscher Sozialhilfeverläufe
wurde erstmals fiir einen län~eren Beobachtun~szeitraum (für die Kohorte 1990
etwas mehr und für die Kohorte 1991 etwas weniger als 5 Jahre) eine umfassende
Datenbasis erstellt.
Frühere Vermutungen und Annahmen zur Entwicklung ostdeutscher Langzeitar-
mut als ein häufig auftretender langandauemder Sozialhilfebezug (Hanesch u.a.)
können auf dieser Grundlage überprüft und aktualisiert werden. Insbesondere sind
mit diesen Längsschnittdaten auch die Verursachung des Sozialhilfebezuges, der
weitere Ursachenverlauf sowie die Beendigungsursachen detailliert zu verfolgen.
Hierbei kann u.a. auch Zusammenhängen zwischen Beginnursachen und der Ver-
weildauer bzw. dem weiteren Verlauf des Sozialhilfebezuges differenziert nachge-
gangen werden. Außerdem bietet diese Datenbasis die Möglichkeit, ostdeutsche
Befunde zur Sozialhilfedynamik mit den Ergebnissen der Bremer Längsschnitt-
studie zu vergleichen und Besonderheiten und Gemeinsamkeiten zwischen Ost und
West herauszustellen.
Ein wichtiger Befund zur Kennzeichnung der Besonderheiten der Zugangskohor-
ten der Jahre 1990 und 1991 besteht darin, daß der Anteil der Hl.U-Empfänger je-




Anteil der Empfänger von einmaligen BH ist in der Kohorte 1990 eindeutig höher
als in der Kohorte 1991. Fälle mit einer Kopplung von HLU und HbL sind in bei-
den Kohorten verschwindend gering und es zeigt sich, daß die 1990 zutreffende
Übergangsregelung zur Zahlung eines sozialpolitischen Ausgleichs für Kindergeld
oder Wohngeld im Jahr darauf keine Bedeutung mehr hatte.
Die dem Projekt zugrundeliegende Vermutung, daß sich die Zugangskohorten
voneinander unterscheiden, bestätigt sich in diesem Falle. Dieser Kohortenunter-
schied ist allerdings sozialpolitisch erzeugt, denn er geht auf die Entwicklung der
sozialpolitischen Regelungen im System der Sozialhilfe selbst zurück.
Ergebnis 3:
Empirische Befunde zur Differenzierung und Formierung der ostdeutschen Ar-
mutsbevölkerung
Entsprechend dem Projektantrag befaßte sich die erste Auswertung der Längs-
schnittdaten sowohl mit einer kohorten~etrennten als auch einer kohortenver-
~Ieichenden Analyse. Da nur zwei Kohorten analysiert werden konnten, war die
Aufschichtung und Formierung der Klientel lediglich ansatzweise Analysegegen-
stand. Letztere Fragestellung soll in der nächsten Projektphase stärker im Mittel-
punkt stehen.
Die Analyse der Struktur der Zugangskohorten sowie die Auswertung der Längs-
schnittdaten für jede Kohorte erbrachte Erkenntnisse zu vier Fragestellungen (3a,
3b, 3c, 3d):
(3a): Demo~raphische und sozialstrukturelle Zusammensetzun~
Quantitativ ist die Bedeutung der ehemaligen Sozialfilrsorgeempfiinger (mit 5,2%
in 1990 und unter 1% in 1991) in beiden Zugangskohorten - wie zu erwarten -
gering. Daraus folgt, daß der übergroße Teil beider Zugangskohorte zu DDR-
Zeiten nicht von Sozialfilrsorge lebte. Es ist auch zu vermuten, daß die spezifische
Aufschichtung der Sozialhilfeklientel durch die Gruppe der Sozialfilrsorgeem-
pfänger in den Zugangskohorten 1990 und 1991 so gut wie abgeschlossen ist.
Was die Geschlechterverteilung in den ersten beiden Zugangskohorten anbetrifft,




Da der weibliche Bevölkerungsanteil bereits etwas höher liegt (52,9%) ist bei ge-
nauerem Hinsehen nur für die Kohorte 1990 auf einen höheren Anteil armer
Frauen zu schließen.
Besonders für die Zugangskohorte 1990 ist charakteristisch, daß ein sehr hoher
Anteil der Antragsteller mit Kindern unter 18 Jahren lebte, vor allem auch mit
Kleinstkindern. Auffallend ist auch der hohe Prozentsatz von Antragstellern, die
Kinder unter 18 Jahren haben, mit denen sie aber nicht zusammenleben.
Mit dem entsprechenden Bevölkerungsanteil verglichen (Familien mit Kindern <
18 Jahre an den Familien/Alleinstehenden ohne Kinder insgesamt) gibt es eine
deutliche Überrepräsentanz der Antragsteller, die mit Kindern zusammenleben.
Unter dem Analyseaspekt Haushaltstyp gilt, daß in beiden Zugangskohorten so-
wohl die Alleinerziehenden als auch die Alleinstehenden überrepräsentiert sind.
(3b): Dauer des HLU-Bezu~es
Für die Darstellung von Befunden zur Sozialhilfedauer werden an dieser Stelle
sehr vereinfachte Zeitgrenzen für eine Definition von Kurzzeit-, Mittelfristig - oder
Langzeitarrnut gewählt: bis zu einem Jahr - kurz (K); länger als 1 Jahr und kürzer




Tabelle 2: Strukturierung der Dauer des Sozialhilfeverlaufs der Kohorten 1990, 1991 nach
K(urz), M(ittel), L(ang)
DAUER DER 1. HLU-EPISODE
K M L
Kohorte 1990 (%) 66,4 16,4 17,2
Kohorte 1991 (%) 69,6 23,3 7,1
BRUTTODAUER
K M L
Kohorte 1990 (%) 53,7 17,2 29,1
Kohorte 1991 (%) 49,5 27,5 23.0
NETTODAUER
K M L
Kohorte 1990 (%) 58,2 18,7 23,1
Kohorte 1991 (%) 60,5 29,1 10,4
Die Messung aller drei Arten von Verweildauer zeigt, daß in den beiden analy-
sierten Zugangskohorten der Sozialhilfeverlauf überwiegend von kurzer Dauer ist.
Langzeitsozialhilfeempflinger sind in der Kohorte 1990 deutlich häufiger
anzutreffen, was darauf verweisen kann, daß insbesondere 1990 ein großer Anteil
des Zugangs über wenig Chancen verfUgte, ein zur Sozialhilfe alternatives Leben
zu fuhren bzw. nicht in der Lage war, vorhandene Chancen zu nutzen.
zu ( 3c): Ursachen
In einer ersten Übersicht zu den Hauptursachen des Beginns der ersten Episode
(nur erste Ursache berücksichtigt) bestätigt sich die - auch aus der Sozialhilfe-
statistik - bekannte Tatsache, daß Arbeitslosigkeit als Grund dominiert (1990-
59,7%, 1991- 52,9%). Berücksichtigt man auch die erhobenen Zweit- und Drittur-
sachen, die im Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit stehen, so ergibt sich ein noch
höherer Anteil (1990- 64,2%, 1991- 61,8%).
Der Zusammenhang von Arbeitslosigkeit und Sozialhilfebezug wird offenkundi-
ger, wenn man die weniger aggregierten Gründe mitheranzieht:
21,6% aller Antragsteller warten in der Kohorte 1990 auf einen Bescheid vom Ar-
beitsamt und erhalten Sozialhilfe zunächst als Überbrückung, in der Kohorte 1991




17,9% haben in der Kohorte 1990 keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld, in der
Kohorte 1991 tritt dieses etwas seltener auf - in 10,9% aller Fälle.
Im Vergleich zu diesen beiden wichtigsten Gründen haben die Ursachen Sperrzeit
oder unzureichendes Arbeitslosengeld bzw. -hilfe weniger Gewicht als Beginnur-
sache.
Von relativ hohem Rang ist auch der Beginngrund unzureichendes Erwerbsein-
kommen (199013,4%, 1991 - 11,2%).
Die Beendi&un&sursachen aus dem Blickwinkel der 'letzten Episode' geben am
ehesten Auskunft über die realen (und realisierten) Chancen, von Sozialhilfe wie-
der unabhängig zu werden.
Für 17,9% der Antragsteller der Kohorte 1990 und 12,9% der Kohorte 1991 gab
es diese Chance nicht bzw. nicht mehr, sie befinden sich zum Erhebungszeitpunkt
noch oder bereits wieder im Bezug.
Wichtigste Ursache der Beendigung ist das Einsetzen vorrangiger staatlicher Lei-
stungen, was in der Kohorte 1990 mit einem Anteil von 21,6% - in der Kohorte
1991 sogar mit 31,4% - zu Buche schlug. Die Arbeitsaufnahme des Antragstellers
oder seines Partners war lediglich bei 5,9% der Kohorte 1990 und 8,7% der Ko-
horte 1991 der Beendigungsgrund. Das unterstreicht die prekäre Arbeitsmarktsitu-
ation der neuen Bundesländer und die geringe Aussicht der meisten Arbeitslosen,
durch Aufuahme einer Erwerbstätigkeit sozialhilfeunabhängig zu werden
Noch ungeklärt ist ein weiterer hochrangiger Grund der Beendigung des HLU-
Bezuges - die sogenannte keine weitere Vorsprache des Antragstellers (1990 - 14,2
%, 1991 - 18,1%). Hier sind weitere Untersuchungen erforderlich (z.B. Experten-
gespräche),
(3d): strukturelle Besonderheiten Ost
In komprimierter Form lassen sich folgende Unterschiede der Ost- zur West-
klientel der Sozialhilfeempfänger beschreiben, wenn man die Hallenser Kohorte





Im Osten ist der Anteil der nichtdeutschen Antragsteller deutlich geringer als im
Westen (Ost: 7,7%; West: 25%).
Frauen treten im Osten (51,1%) entschieden häufiger als im Westen (36,7%) als
Antragstellerinnen in Erscheinung.
Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren sind in der Ostklientel überre-
präsentiert (Kohortenanteil 24,6%; Anteil an der Familienstruktur 21,5% der Be-
völkerung der neuen Bundesländer) in der Westklientel leicht unterrepräsentiert
(Kohortenanteil 12,4%; Anteil an der Familienstruktur der alten Bundesländer
13,3%1).
Ostdeutsche Familien mit Kindern sind in der Sozialhilfeklientel überrepräsentiert
(40,4% gegenüber 37,2%), westdeutsche Familien mit Kindern sind faktisch pro-
portional ihrem Anteil in der Familienstruktur vertreten (29,4% gegenüber 29,6%).
Zeitdynamischer Aspekt;
Auf einer ersten Ebene deckt ein Vergleich zwischen kurzer, mittlerer und langer
Bezugsdauer in der analysierten Ost- und Westkohorte große Ähnlichkeiten auf.
Tabelle 3: Vergleich der Strukturierung der Dauer des Sozialhilfeverlaufs der Bremer Ko-







































Unabhängig von der Wahl des Indikators zur Dauermessung stimmt zwischen Ost
und West sowohl ein hoher, in den Klientelen jeweils dominierender Anteil von
Kurzzeitbeziehern überein, als auch das relativ limitierte Auftreten von Langzeit-
bezug.
Ursächlicher Aspekt:
Ein Ursachenvergleich verdeutlicht, daß in Ost und West auch gleichartige Mecha-
nismen erforderlicher Inanspruchnahme von Sozialhilfe wirken, z.B. wenn der So-
zialhilfe ausschließlich eine ÜberbrUckungsfunktion zukommt, da vorgelagerte
Leistungssysteme nicht fristgemäß wirksam werden. So ist die Ursache Arbeitslos
und Warten aufvorrangige Leistungen sowohl in der Ostkohorte (37,9%), als auch
in der Westkohorte (37,4%) auffallend häufig der Grund für eine Beantragung von
Sozialhilfe. Analysiert man die Verursachung von Sozialhilfe durch Arbeits-
losigkeit insgesamt, d.h. sowohl Warte- als auch Nichtwartefälle. so ist in der
Ostkohorte (61,8%) ein höherer Anteil als in der Westkohorte (54,4%) festzu-
stellen. Dieser Befund stimmt mit unserer Annahme überein, daß Arbeitslosigkeit
in den neuen Bundesländern ein noch gewichtigerer Grund fiir den Bezug von So-
zialhilfe ist, als das bereits in den alten Bundesländern schon der Falle ist.
Ursachen der Beendigung des Sozialhilfebezuges im Ost-West-Vergleich verwei-
sen auf einige Unterschiede. So ist der Beendigungsgrund Arbeitsaufnahme in der
Ostklientel (9,4%) deutlich seltener anzutreffen, als in der Westklientel (15,7%).
Dagegen ist das Einsetzten vorrangiger Leistungen in der Ostklientel (37,3%) ein
deutlich häufiger auftretender Beendigungsgrund als in der Westklientel (30,7%).
(ausf. Arbeitspapier 2.)
Ergebnis 4:
Erste Befunde aus der qualitativen Untersuchung zur Rekonstruktion des biogra-
phischen Kontextes von Sozialhilfeepisoden und der individuellen Bewältigung der
Sozialhilfe durch die Betroffenen
Als ein Ergebnis läßt sich festhalten, daß im Osten relativ wenig Befragte in der
Sozialhilfe Lebensgestaltungswünsche realisieren. Lediglich einige Alleinerzie-
hende, die fiir eine begrenzte biographische Phase ihre Berufsarbeit unterbrechen,
sind einem solchen Orientierungsmuster zuzurechnen. Vereinzelt wird auch die




Planungen genutzt. Insgesamt scheint aber der Stellenwert, den Berufsarbeit als
vorrangige Form der Existenzsicherung einnimmt, in den neuen Bundesländern
weitgehend ungebrochen.
Charakteristische Differenzen innerhalb der Untersuchungsgruppe wurden mittels
eines typologisierenden Verfahrens zu vier Orientierungsmustem verallgemeinert.
Sie veranschaulichen, daß die Sozialhilfeklientel in Ostdeutschland im Hinblick
auf die o. g. drei Forschungsfragen heterogen zusammengesetzt ist. Im folgenden
werden die gewonnen Typen knapp charakterisiert:
Typ 1:
Die Befragten dieses Typus sehen ihr zentrales Problem darin, daß es ihnen kaum
gelingt, sich dauerhaft und existenzsichernd auf dem Arbeitsmarkt zu verorten.
Sich selbst sehen sie als Opfer der Verhältnisse und beklagen, daß sie viel zu
wenig Unterstützung durch den neuen, bundesrepublikanischen Staat erfahren. Sie
sind schon länger im Sozialhilfebezug und ein Ende ist nicht abzusehen. Zu ihrem
Lebensentwurf gehört die Garantie eines Arbeitsplatzes für alle, die arbeiten wol-
len und unabhängig von den persönlichen Voraussetzungen. Sie scheiden genau
zwischen Menschen, die - wie sie - unverschuldet in Not geraten sind und Men-
schen, die sich dieses Schicksal (angeblich) selbst zu zuschreiben haben. Das An-
recht auf staatliche Unterstützung knüpfen sie weniger an die Bedürftigkeit als
vielmehr an die "gute Führung". In dieser Auffassung sehen sie sich von ihrem so-
zialen Umfeld bestätigt.
Typ 2:
Vertreterinnen dieses Typus betrachten Berufsarbeit als ihre Pflicht und lehnen es
ab, alimentiert und bevormundet zu werden. Den Bezug von Sozialhilfe wollen sie
so rasch wie möglich beenden. Mit dem Antrag auf Sozialhilfe realisieren sie kei-
nen Rechtsanspruch; vielmehr soll ihnen das Gemeinwesen, wie eine Familie, in
Zeiten der Not beistehen. Mit dem Geld kommen sie zurecht, wenngleich es ihnen
auf Dauer zu knapp bemessen ist. Da sie ihre Lage nicht selbst verschuldet haben,
sehen sie kein Problem darin, ihren Bezug zu offenbaren. Den Kontakt zu ihren
Sachbearbeiterlnnen präsentieren sie wie eine persönliche Beziehung. Es ist ihnen






Diese KlientInnen bewältigen ihren Alltag ohne Problem - auch unter Mangelbe-
dingungen. Streng genommen haben sie kein biographisches Problem, das es zu
lösen gilt, um den Bezug von Sozialhilfe zu beenden. Sie betrachten sich als
Überbrückerinnen. Die längsten Sozialhilfezeiten planen Frauen ein, die sich im
Erziehungsurlaub befinden. Im gegebenen Rahmen betrachten sie sich als
MeisterInnen ihres Geschickes. Diese Position festigt sich durch die "Wende".
Selbstreflexion und Planung sind ihnen nicht fremd. Sie erhalten häufig Leistun-
gen im Übergang in eine neue Lebensphase (z.B. Ausbildung oder die erste Zeit
nach der Geburt eines Kindes). Sie betrachten es als ihr Recht, Sozialhilfe zu be-
ziehen. Diese Selbstwahmehmung wird von ihrem sozialen Umfeld geteilt -
zumindest von ihren Referenzgruppen. Den Kontakt zum Sozialamt erleben sie als
schwierig. Nahezu immer fühlen sie sich von den Mitarbeiterlnnen schlecht bera-
ten, nicht immer auch schlecht behandelt. Sie informieren sich über ihre Rechte
und teilen die Meinung, daß Sozialämter den Menschen helfen sollten. Es stört sie
daher, daß sie den Bezug jeder Leistung rechtfertigen müssen.
Typ 4:
Die Interviewten dieses Typus bewältigen ihren Alltag weitgehend ohne Probleme
und sehen sich auch den bürokratischen Anforderungen auf dem Sozialamt ge-
wachsen. Sie betrachten sich als Überbrückerlnnen. Doch auch die wenigen Mona-
te, die sie von Sozialhilfe gelebt haben, sind ein großes subjektives Problem für
sie. Sozialhilfe entspricht nicht ihren Vorstellungen eines "richtigen" Lebens, daß
sich durch Leistung und ökonomische Unabhängigkeit auszeichnet. Sozialstaat-
liche Hilfeangebote finden sie angemessen - doch wenn sie selbst davon betroffen
sind, leiden sie darunter. Über ihren Hilfebezug informieren sie nur ihr engstes so-
ziales Umfeld, daß diesen Schritt problematisch findet, aber toleriert. Auf dem
Amt machen sie keine schlechten Erfahrungen. Die Mitarbeiterlnnen erleben sie
als zuvorkommend und umgänglich. Dennoch suchen sie den Umgang mit dem
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6.2 Arbeitspapiere
Rentzsch, Doris (1996): Methodische Grundlagen von Längsschnittstudien zum
Sozialhilfeverlauf in Ostdeutschland am Beispiel der Halleschen Sozialhil-
festudie. (Arbeitspapier Nr. 1)
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Der Methodenbereich im Teilprojekt Z des Sfb berät die empirisch arbeitenden
Teilprojekte in methodischen und methodologischen Fragen. Die in der For-
schungspraxis auftretenden Probleme bieten dabei die Grundlage für "forschungs-
begleitende Methodenentwicklung". Die wesentlichen Problemkonstellationen
hierfür ergeben sich aus dem Anspruch des Forschungsprogramms, quantitative
Sozialstrukturanalysen mit der qualitativen Erforschung von Akteursorien-
tierungen zur Analyse von Lebensverläufen zu integrieren. Demgemäß liegen die
Arbeitsschwerpunkte der forschungsbegleitenden Methodenentwicklung in den
Bereichen (I.) der Methodologie und Forschungspraxis interpretativer Verfahren,
(2) statistischer Verfahren zur Exploration von und Modellierung mit quantitativen
Längsschnittdaten und (3) methodologischer und theoretischer Aspekte der Ver-
bindung qualitativer und quantitativer Methoden.
Im Bereich interpretativer Verfahren wurden die Arbeiten der zweiten Förderungs-
phase fortgeführt. Im Vordergrund standen dabei Strategien zur Sicherung der me-
thodischen Kontrolle qualitativer Datenauswertung und der Validität qualitativer
Ergebnisse. Techniken zur EDV-gestützten Aufbereitung, Kodierung und Analyse
verbaler Daten wurden weiterentwickelt und eine Reihe von Beiträgen zu ihrer
methodologischen Bedeutung im Forschungsprozeß vorgelegt. Auf der Grundlage
bisheriger Arbeiten zur empirisch begründeten Theoriebildung wurden die metho-
dologischen Grundlagen von Verfahren der Typenbildung erarbeitet und verschie-
dene Ansätze der Typenbildung umgesetzt, erprobt und teilweise weiterentwickelt.
Weiterhin wurden Strategien zur Validierung von qualitativen Interpretationser-
gebnissen und Deutungshypothesen erprobt und kritisch evaluiert.
In bezug auf quantitative Methoden hat sich der Bereich Methoden und EDV in
der dritten Forschungsphase schwerpunktmäßig auf Probleme der Längsschnitt-
datenanalyse konzentriert. Dabei wurden Fragen der Kausalanalyse mit Panel-
modellen und ereignisanalytischen Methoden anhand konkreter Problemstellungen
in verschiedenen Teilprojekten behandelt. In diesem Bereich bestand bei etlichen
der Projekte, die mit der Schätzung anspruchsvoller Kausalmodelle begonnen
haben, erheblicher Beratungsbedarf. Im Kontext dieser Arbeiten wurden einerseits
konkrete Teilprobleme bei der ModeIlierung mit Längsschnittdaten bearbeitet (wie
etwa das Problem der Teststärke oder Probleme der Modellspezifikation), anderer-
seits wurden generelle Fragen sozialwissenschaftlicher Modell- und Theoriebil-
dung behandelt (etwa die Frage der Angemessenheit und Brauchbarkeit bestimm-
ter handlungstheoretischer Erklärungsansätze). Als methodische Alternative zu ei-




rische Methoden für die statistische Analyse von Längsschnittdaten erprobt. Hier-
bei zeigte sich, daß ein solches Instrumentarium im Bereich der sozialwissen-
schaftliehen Longitudinalforschung derzeit noch wenig entwickelt ist, so daß hier
sequenzanalytische Verfahren aus der Sprachwissenschaft und Biologie auf den
Bereich der Lebenslaufforschung übertragen werden mußten.
Zur Verbindung von Sozialstrukturanalyse und biographischer Analyse der Ak-
teursperspektive wurden handlungstheoretisch begründete Konzepte zur Integreta-
tion von qualitativen und quantitativen Methoden entwickelt. Schwerpunkte lagen
dabei auf der methodischen Umsetzung des Konzepts der "Brückenannahmen" und
auf der Diskussion der Frage, welchen Stellenwert Akteurstheorien bei der statisti-
schen ModelIierung von Kausalbeziehungen besitzen.
2. Stand der forscbungsbegleitenden Metbodenentwicklung zu Beginn der
laufenden Pbase
In der ersten Förderungsphase des Sfb 186 war der Methodenbereich vor allem mit
methodischen Dienstleistungen befaßt, in der zweiten und dritten Förderungsphase
wurde auf dieser Basis forschungsbegleitende Methodenentwicklung geleistet. Da
Methodenentwicklung ohne eine enge Anbindung an die Forschungspraxis oft zu
Recht als empiriefem kritisiert wird, wurde auf eine enge Kooperation mit den
Teilprojekten Wert gelegt. Ausgangspunkt für die Methodenentwicklung bildeten
die spezifischen methodischen und methodologischen Probleme, die sich aus dem
Forschungsprogramm des Sfb ergeben. Dabei wurde auf drei Gebieten Methoden-
entwicklung geleistet: (1.) auf dem Gebiet qualitativer Sozialjorschung, (2.) auf
dem Gebiet statistischer Verfahren zur Analyse von Längsschnittdaten und (3.) bei
der Entwicklung von handlungstheoretischen Konzepten zur Verknüpfung
qualitativer und quantitativer Methoden.
(1.) Die qualitative Methodenentwicklung am Sfb 186 nahm ihren Ausgang von
dem Problem, daß die meisten in der Literatur vorgeschlagenen Verfahren
aufgrund einer stark kasuistischen Orientierung für die Fragestellungen und
Forschungdesigns von Sfb-Projekten oft nur wenig geeignet waren. Die sy-
stematische Berücksichtigung sozialstruktureller Randbedingungen bei der
qualitativen Stichprobenziehung führte am Sfb zur Erhebung umfangreicher
Textdatenmengen, für deren Auswertung zu Beginn der Laufzeit kaum




schwerpunkt des Methodenbereichs wurden deswegen methodisch kontrol-
lierte und intersubjektiv nachvollziehbare Strategien zur interpretativen
Auswertung großer Mengen von Textdaten.
In der zweiten Förderungsphase wurden dabei einerseits methodologische
Grundlagenarbeiten geleistet, um wissenschaftstheoretisch begründete Mo-
delle empirisch begründeter Theoriebildung - jenseits naiv induktivistischer
Konzepte - vorzulegen (Kelle I994a). Hierbei wurden Vorschläge erarbeitet
und erprobt, um die (oft intuitiv gehandhabte) Einbeziehung theoretischer
Heuristiken im qualitativen Forschungsprozeß zu explizieren und zu syste-
matisieren (KelleIKluge 1994).
Andererseits wurden typische Validitätsprobleme qualitativer Forschung be-
arbeitet. Strategien zur Bewältigung dieser Probleme bezogen sich erstens
auf Verfahren qualitativer Stichprobenziehung. Der Methodenbereich hat
hier in enger Abstimmung mit Teilprojekten die bislang in der qualitativen
Forschung eingesetzten Methoden des "theoretischen Sampling" und des
"selektiven Sampling" (GlaserlStrauss 1967; Schatzman/Strauss 1973) auf
ihre Brauchbarkeit für die qualitative Lebenslaufforschung hin geprüft und
weiterentwickelt (Prein/KlugelKelle 1994; Kelle/Prein 1993). Zweitens
wurden Verfahren benötigt, die sicherstellen, daß bei der qualitativen Ana-
lyse der Zugang zu allen relevanten Informationen in umfangreichem Textda-
tenmaterial aufjeder Stufe des Auswertungsprozesses erhalten bleibt. Hierzu
wurde in der zweiten Phase die Entwicklung von EDV-gestützten Techniken
in Angriff genommen, die auf der Basis komplexer Kategoriensysteme einen
Zugriff auf relevante Textpassagen ermöglichen, (Kelle 1990, 1993, 1994b).
(2.) Hinsichtlich quantitativer Methoden wurden bereits in der zweiten Förder-
phase des Sonderforschungsbereichs Probleme der kausalen ModelIierung
unter verschiedenen Aspekten behandelt. Hier standen vor allem Fragen der
Stichprobenziehung sowie - hieran anschließend - das Problem angemessener
Inferenzstrategien bei kleinen SampIes im Vordergrund der Arbeit. So hatte
sich in vielen Bereichen der empirischen Forschung gezeigt, daß traditionell
angewandte Strategien des Modellvergleichs und Hypothesentests im Falle
komplexer Modelle zu übertrieben konservativen und daher nicht mehr ratio-




führen können, wenn die Stichproben nicht sehr groß bzw. die getesteten Ef-
fekte nicht sehr stark sind. Nachdem der Einsatz von exakten Prüfverteilun-
gen oder Monte-Carlo-Simulationen im Rahmen von Querschnittsanalysen
erprobt worden war, konzentrierte sich die Arbeit auf die Entwicklung von
Verfahren zur Schätzung der Teststärke, wobei auch hier auf Monte-Carlo-
Simulationen zurückgegriffen wurde. Deren Einsatzmöglichkeiten im Rah-
men multivariater Querschnittsanalysen konnte anhand mehrerer Beispiele
gezeigt werden. Offen blieb jedoch die Frage, inwieweit sich ein solches In-
strumentarium auch im Rahmen von Längsschnittanalysen - etwa bei ereigni-
sanalytischen Verfahren - einsetzen läßt. Darüber hinaus stellte sich in vielen
Teilprojekten das Problem, inwieweit die Voraussetzungen für die An-
wendung anspruchsvoller ModelIierungstechniken wie "Event History Analy-
sis" auf das vorhandene Datenmaterial vorhanden sind und welche voraus-
setzungsärmeren und stärker explorativ orientierten Alternativmethoden ggfs.
zur Verfügung stehen.
(3.) Die mit dem Forschungsprogramm des Sfb angestrebte Verknüpfung quanti-
tativ orientierter Sozialstrukturanalyse mit der qualitativen Untersuchung
biographischer Orientierungen macht die Bearbeitung von Problemen der
Methodenintegration notwendig. Durch die Organisation von Workshops
und Arbeitsgruppen hat der Methodenbereich in der zweiten Förderungspha-
se die Sfb-interne Diskussion hierzu angeregt, begleitet und deren Ergebnisse
dokumentiert (PreinlKellefKluge 1993). Dabei zeigte sich, daß die Ver-
knüpfung verschiedener Methodenstränge nicht primär auf der Basis metho-
dologischer Überlegungen geleistet werden kann, sondern daß es dazu vor
allem theoretischer Reflektionen über die Natur des untersuchten Gegen-
standsbereichs bedarf. Allgemeine methodologische Konzepte zur
Methodenintegration, wie sie in der Literatur oft vertreten werden, erwiesen
sich als nur bedingt brauchbar. Stattdessen wurden verschiedene lokale me-





3. Kooperationsbeziehungen zu Teilprojekten
Das Konzept der forschungsbegleitenden Methodenentwicklung (s.o.) verweist den
Methodenbereich in besonderer Weise auf die Kooperation mit den empirisch ar-
beitenden Teilprojekten des Sfb. Diese Kooperation wird realisiert (1.) durch die
methodische Beratung der Teilprojekte, die den Ausgangspunkt der Methoden-
entwicklung bildet, (2.) durch die Durchführung von internen Schulungen und
Workshops und (3.) bei der Organisation übergreifender Symposien, die gemein-
sam vom Methodenbereich und den Teilprojekten durchgeführt werden. Mit einer
Reihe von Projekten wurden in der letzten Phase besonders intensive Kooperati-
onsvorhaben realisiert, um Lösungen fUr methodische Probleme exemplarisch zu
entwickeln und zu erproben, die dann im gesamten Sonderforschungsbereich um-
gesetzt werden können.
Im Bereich der qualitativen Methodenentwicklung wurde dabei besonders mit den
Projekten AI, A3, B5 und D3 zusammengearbeitet. Hierbei ging es einerseits um
die Entwicklung, Implementation und Erprobung von Textdatenbanksystemen für
die Verwaltung von qualitativen Textdaten. Andererseits wurden in Zusammenar-
beit mit den Projekten qualitative Auswertungstrategien entwickelt und evaluiert.
Im Mittelpunkt standen dabei Verfahren zur empirisch begründeten Typenbildung
und zur Überprüfung von Interpretationsergebnissen und Deutungshypothesen.
Bereits in der dritten Förderphase lagen in vielen Teilprojekten des Sonderfor-
schungsbereichs, die ein panelorientiertes Erhebungsdesign benutzten, quantitative
Daten über ein so breites Beobachtungsfenster vor, daß komplexe Längsschnit-
tanalysen durchgeführt werden konnten. Darüber hinaus arbeitete ein beträchtli-
cher Teil der Projekte mit extern erhobenen Datensätzen wie dem "Sozioökonomi-
sehen Panel" (GSOEP). Im Rahmen der dabei durchgefUhrenden Analysen ent-
stand ein z.T. erheblicher methodischer und technischer Beratungsbedarf. Neben
diesen beratungsorientierten Kooperationen mit den Projekten A4, CI, C4 und C5
fand im Bereich der quantitativen Methodenentwicklung vor allem mit den Projek-









Verfahren zur EDV-gestützten Aufbereitung und Analyse unstruk-
turierter Textdaten
Bei den qualitativen Untersuchungen der Teilprojekte wird in der Regel umfang-
reiches unstrukturiertes Textdatenmaterial erhoben, das nur mit Hilfe EDV-ge-
stützter Verfahren angemessen strukturiert werden kann. In der zweiten Förde-
rungsphase waren hierzu erste Konzepte entwickelt und in einigen der Teilprojekte
an kleineren Datensätzen erprobt worden (Kelle 1990, 1993, 1994b). Nach durch-
weg positiven Erfahrungen bei der Erprobung konnten diese Konzepte in der lau-
fenden Phase in weiteren Projekten implementiert und weiterentwickelt werden.
EDV-gestützte Strategien qualitativer Datenverwaltung wurden in den Projekten
Al, A3, A4, BI, B5, Cl und C4 eingesetzt. Dabei mußten verfiigbare Softwaresy-
steme an die Bedürfnisse der Teilprojekte angepaßt und eigene Entwicklungsarbei-
ten geleistet werden (Prein 1996).
Das Schwergewicht lag allerdings nicht auf der Programmentwicklung, sondern
auf der methodologischen Evaluation unterschiedlicher technischer Problemlösun-
gen. Der Methodenbereich hat dabei die verschiedenen in der Literatur diskutierten
und am Stb eingesetzten Verfahren vergleichend evaluiert (Kelle/Prein/Bird 1995;
Kelle/Bird 1996; Kelle 1996b; Kluge 1995). In der methodoIogischen Debatte
werden hinsichtlich des Einsatzes EDV-gestützter Techniken in der qualitativen
Forschung sowohl schwerwiegende Bedenken (vgl. Seidel 1991, Agar 1991) als
auch großer Optimismus (Richards/Richards 1991) geäußert. Die Pessimisten
äußern die Befiirchtung, daß die Implementation neuer Techniken unkontrollierte
methodologische "Seiteneffekte" haben könnte, die den Intentionen qualitativer
Forschung zuwiderlaufen. Die Optimisten hingegen erwarten sich von solchen
Verfahren eine größere Transparenz und Systematik qualitativer Analysen, sowie
eine stärkere Absicherung qualitativer Ergebnisse.
Der Methodenbereich konnte auf der Grundlage der Erfahrungen mit verschiede-
nen EDV-gestUtzten Techniken im Kontext verschiedener Auswertungsverfahren
zur methodologischen Diskussion in diesem Bereich beitragen. Diese Erfahrungen
machen deutlich, daß eine EDV-gestützte Auswertung erheblich zur Validität der




Analyse größerer Stichproben ermöglicht als manuelle Verfahren (Kelle 1996b;
KellelBird 1996; Prein 1996). Hierbei darf allerdings der hohe Aufwand für eine
EDV-gestützte Datenautbereitung (der den Nutzen größerer Systematik in einzel-
nen Fällen aufwiegen kann) nicht unberücksichtigt bleiben (KellelLaurie 1995).
Andererseits erweisen sich Befilrchtungen, EDV-gestützte Auswertungstechniken
könnten methodologisch negative Effekte haben, nicht als völlig unbegründet.
Dies kann vor allem dann der Fall sein, wenn grundlegende Unterschiede zwischen
verschiedenen Kodierverfahren nicht beachtet werden (vgl. auch Pkt. 4.1.3). Der
Methodenbereich hat sich in der laufenden Phase deshalb intensiv mit Problemen
qualitativer Kodierung befaßt (Kelle 1996d; Kelle/Kluge 1994; Kluge 1995; Sei-
delIKelle 1995). Die in der laufenden Phase in enger Kooperation mit Teilprojek-
ten entwickelten Strategien axialer und selektiver Kodierung bildeten dabei auch
wichtige Voraussetzungen für Strategien empirisch begründeter Typenbildung
(siehe 4.1.2.)
4.1.2. Empirisch begründete Typenbildung in der qualitativen Sozialfor-
schung
In der qualitativen Forschung haben Typisierungs- und Klassifizierungsverfahren
einen zentralen Stellenwert. Allerdings finden sich in der neueren Literatur nur
wenige allgemeine und systematische Abhandlungen zur Typenbildung (vor allem
Gerhardt 1984, 1986a, I986b, 1991a, 1991b). Die in den qualitativen Längs-
schnittstudien in vielen Teilprojekten des Stb gesammelten umfangreichen Stich-
proben ließen die Einbeziehung quantitativer Methoden der explorativen Daten-
analyse sinnvoll erscheinen, wie sie auch Krämer (Gerhardt/Krämer 1994) und
Kuckartz (1988, 1995a, 1995b) bei der qualitativen Typenbildung empfehlen.
Der Methodenbereich übernahm die Aufgabe, die methodologischen und erkennt-
nistheoretischen Grundlagen qualitativer und quantitativer Verfahren der Typen-
bildung zu erarbeiten. Hierzu wurde auf ältere Konzepte aus dem Bereich analyti-
scher Wissenschaftsphilosophie (Hempel/Oppenheim 1936; Hempel 1972) und
quantitativ orientierter sozialwissenschaftlicher Methodologie (Lazarsfeld 1937;
LazarsfeldIBarton 1951; Barton 1955; Barton/Lazarsfeld 1984; Bailey 1982;
Ziegler 1973; Sodeur 1974) zurückgegriffen. Anhand dieser Grundlagenarbeiten




schaftlicher Perspektive herausgearbeitet (Kluge 1996). Diese formalen Konzepte
können unter Rückgriff auf Webers Überlegungen zum Idealtyp konkretisiert und
auf die sozialwissenschaftliche Untersuchung von Prozeßstrukturen des Lebens-
laufs übertragen werden. Hier kann vor allem an grundlegende Arbeiten von Ger-
hardt (1986a, 1991a, 1991b) angeknüpft werden, die ein Modell empirisch be-
gründeter Idealtypenbildung auf der Basis von Webers Konzepten entwickelt hat.
Daneben wurden Konzepte der Typenbildung in anderen Ansätzen der qualitativen
Sozialforschung (insbesondere dem Ansatz der "grounded theory") kritisch evalu-
iert (KelleIKluge 1994; Kelle 1994b; Kelle 1996a).
Ausgehend von der formalen Definition von Typen als Merkmalskombinationen
(in der Terminologie Webers als Zusammenschluß von Einzelerscheinungen bzw.
Gesichtspunkten (Weber 1904/1982, S. 191)) lassen sich folgende Grundstufen der
Typenbildung kennzeichnen, die in den Teilprojekten in unterschiedlicher Gewich-
tung realisiert wurden: (I) Erarbeitung von Vergleichsdimensionen, (2) Typenbil-
dung durch die Analyse und Reduktion aller möglichen Merkmalskombinationen,
(3) inhaltliche Zusammenhangsanalyse und Theoriebildung sowie (4) Charakteri-
sierung der gebildeten Typen (vgl. Kluge 1996):
(1.) Für die Erarbeitung von Vergleichsdimensionen, anhand derer die Untersu-
chungselemente typologisiert werden sollen, ist die Suche nach Gemeinsam-
keiten und Ähnlichkeiten (interne Homogenität) sowie Unterschieden (exter-
ne Heterogenität) zwischen den Untersuchungselementen zentral. In einigen
Projekten (B5, D3) wird diese Stufe realisiert, indem nach der Fallrekon-
struktion jedes untersuchten Einzelfalls eine Fallkonstrastierung durchge-
führt wird, um auf diese Weise "Achsen" (Vergleichsdimensionen) für die
Verallgerneinerungsfähigkeit der Fallbesonderheiten zu ermitteln (Gerhardt
1986a, S. 87ff; Gerhardt 1991a, S. 438; Ludwig 1994, S. 135ft). In anderen
Projekten (AI, A3, A4, BI) wird eher themenvergleichend gearbeitet, indem
das Datenmaterial nach einer kürzeren Einzelfallanalyse mittels thematischer
Stichworte systematisch und computergestUtzt kodiert und anhand synopti-
scher Vergleiche ausgewertet wird.
(2.) Liegen die Vergleichsdimensionen vor, müssen alle Kombinationsmöglich-
keifen der relevanten Merkmale untersucht werden, um durch die Reduktion




Kluge 1996) empirisch vorfind bare und "typische" Gruppierungen zu ermit-
teln. Bei einer eher fallanalytisch orientierten Strategie werden hierbei auf
der Basis realer und möglichst optimaler Fallverläufe Idealtypen gebildet, mit
denen die weiteren Fälle konfrontiert werden (vgl. Gerhardt 1986a, S. 97ff;
Ludwig 1994, S. 132f, 139ft). Bei einer eher merkmalsorientierten Strategie
werden Kategorien gebildet, anhand derer die Fälle gruppiert werden. Dabei
kann auf statistische Verfahren (etwa: Methoden explorativer Datenanalyse
oder - beim Vorliegen konkreter Hypothesen - Methoden multivariater Mo-
dellierung) zurückgegriffen werden.
(3.) Um inhaltliche Zusammenhänge zwischen den Typen und innerhalb einzel-
ner Typen zu rekonstruieren und soweit wie möglich zu erklären, wird das
Datenmaterial nach der Konstruktion der (evtl. vorläufigen) Typologie noch-
mals analysiert. Bei einemfa/lanalytischen Vorgehen wird hierbei jeder Fall
mit seinem entsprechenden Idealtypus konfrontiert (vgl. Gerhardt 1986a,
S. 97 ff; Ludwig 1994, S. 133, 139 f) und anschließend jene Strukturen her-
ausgearbeitet, "aus denen der Einzelfall (bzw. die Breite der untersuchten
Einzelfälle) sich erklären läßt" (Gerhardt 1991a, S. 438; siehe auch Ludwig
1994, S. 133 f, 141). - Auch bei einem merkmalsorientierten Vorgehen erfor-
dert diese Stufe des Auswertungsprozesses eine weitere (ggfs. stärker fallori-
entierte) Interpretation der "Rohdaten" (d.h. der Interviewtexte). Anhand der
Texte wird hierbei die Bedeutung der durch statistische Verfahren gefunde-
nen Assoziationen herausgearbeitet.
(4.) Der Prozeß der Typenbildung schließt ab mit einer Charakterisierung der
gebildeten Typen anhand der relevanten Vergleichsdimensionen und Merk-
malskombinationen sowie der inhaltlichen Sinnzusammenhänge, die rekon-
struiert wurden. Hierbei können etwa "idealtypische Muster" (Gerhardt
I986a, S. 86 ff, 157 ff, 219 ft) konstruiert werden.
Hinsichtlich des Einsatzes statistischer Klassifikationsverfahren (vgl. Stufe 2)
wurde im Rahmen der AusbilderInnen-Befragung des Teilprojektes A3 exempla-
risch der Ertrag des Einsatzes clusteranalytischer Verfahren, wie Kuckartz (1988,




Trotz einer Reihe von Vorteilen, die mit dem Einsatz clusteranalytischer Verfahren
verbunden sind (Vielzahl von Proximitätsmaßen und Fusionierungsalgorithmen;
Einbeziehung einer recht großen Anzahl von Merkmalen, deren Bezüge ansonsten
nur schwer zu überblicken sind; Vermeidung einer vorzeitigen Reduzierung der
Merkmale und damit u.U. relevanter Faktoren; Heuristik für die Analyse inhaltli-
cher Zusammenhänge), stellen sich letztlich erhebliche Probleme:
• Es kann nicht gewährleistet werden, daß nur relevante Merkmale ausgewählt
werden, weil die Relevanz erst nach den Berechnungen beurteilt werden
kann. Schließlich kann bereits die Einbeziehung eines einzigen, für die Clu-
sterbildung irrelevanten Merkmals (etwa einer standardnormalverteilten Va-
riable) dazu fuhren, daß eine Clusterstruktur verzerrt bzw. im Extremfall
nicht erkannt wird (vgl. Bacher 1994, S. 163 fl).
• Der Aufwand für die Operationalisierung der verwendeten Kategorien ist we-
sentlich höher, wenn Clusteranalysen eingesetzt werden, als bei der Verwen-
dung von Kodekategorien für thematisch vergleichende Interpretationen.
Angesichts des relativ niedrigen Skalenniveaus müssen Ld.R. verschiedene
Proximitätsmaße und Fusionierungsalgorithmen eingesetzt werden, die zu
unterschiedlichen Clusterlösungen fuhren (können). Unter inhaltlichen Ge-
sichtspunkten muß dann eine Entscheidung über die plausibelste Clusterlö-
sung getroffen werden. Dies bedeutet einen relativ hohen Arbeitsaufwand,
der Ld.R. nur in besonderen Fällen durch den Ertrag gerechtfertig ist.
4.1.3. Strategien zur Validierung von Interpretationsergebnissen und Deu-
tungshypothesen
Unsere methodologischen Arbeiten zur internen Validität von qualitativen For-
schungsergebnissen (Prein/Kelle/Kluge 1993) wurden in der laufenden Phase
weitergeführt, In Abgrenzung zu einem Methodendualismus oder zu induktivisti-
sehen Positionen betrachten wir dabei qualitative Verfahren aus einheitswissen-
schaftlicher Perspektive als Methodologien empirisch begründeter Theoriebildung
(Kelle 1994a, 1996c), für die sich methodologische Regeln formulieren lassen.
Qualitative Interpretationen werden dabei als empirisch mehr oder weniger gut be-
gründete, ex post formulierte Deutungshypothesen betrachtet, die bei einem weite-




In der laufenden Phase wurden die wenigen in der Literatur vorgeschlagenen Stra-
tegien zur Überprüfung qualitativer Deutungshypothesen vergleichend erprobt und
evaluiert.
(1.) Die in der Literatur häufig empfohlenen Strategien der diskursiven Validie-
rung von Interpretationen in der Forschergruppe (vgl. Oever-
mann/AllertfKonau 1980; Soeffner 1980, auch Terhart 1995, Kvale 1989)
erwiesen sich dabei als wichtige Grundlage. Allerdings zeigte sich in der Zu-
sammenarbeit mit den Projekten AI, BI und D3 auch, daß ein solches Vor-
gehen nur dann wirklich sinnvoll eingesetzt werden kann, wenn die Mög-
lichkeit besteht, jederzeit auf alle relevanten Textpassagen zu einem be-
stimmten Thema (etwa durch ein EDV-gestUtztes Indizierungssystem) zu-
rUckzugreifen. Anderenfalls besteht leicht die Gefahr, daß Diskussionen über
die Richtigkeit einer Interpretation ad infinitum fortgefiihrt werden.
(2.) Weiterhin wurde an Konzepte qualitativer HypothesenprUfung angeknüpft,
die bereits vor längerer Zeit im Kontext naturalistischer Feldforschung ent-
wickelt worden waren und in neuerer Zeit in der qualitativen Forschung wie-
der verstärkt diskutiert werden (Hicks 1994; Kelle 1994a, S. 245 ff.). Schwä-
chen dieser Konzepte (denen ein problematisches Modell "kausaler" Prozesse
zugrundeliegt und die die Gefahr von Immunisierungsstrategien nicht mit-
einbeziehen) wurden mit Teilprojekten diskutiert und Lösungsvorschläge
entwickelt.
(3.) Schließlich wurden einige in jüngerer Zeit vorgeschlagene Verfahren zur
EDV-gestützten Überprüfung qualitativer Hypothesen (Shelly/Sibert 1995;
Huber 1995; Hesse-Biber/Dupuis 1995) erprobt und evaluiert. Hierbei wurde
deutlich, daß (1.) diese Strategien i.d.R. nicht über jene Forschungsprojekte
hinaus, in denen sie ursprUngIich entwickelt wurden, verallgemeinert werden
können; und daß sie (2.) zum Teil auf unzutreffenden methodologischen
Vorannahmen beruhen (vgl. Kelle 1996c; SeidelIKeIle 1995; Prein 1996).
Als ein besonderes Problem solcher Konzepte erwies sich dabei der Um-
stand, daß nicht hinreichend differenziert wurde zwischen den verschiedenen
Kodierverfahren, die im Kontext qualitativer Forschung zur Anwendung
kommen (Seidel/Kelle 1995). Besonders dann, wenn eine indizierende oder




Ziel, einen Zugriff auf relevante Textpassagen zu sichern, erweisen sich die
vorgeschlagenen Strategien qualitativer Hypothesenprüfung als ungeeignet.
Vielmehr sind sie nur dann anwendbar, wenn die Kodierung des Datenmate-
rials mit Verfahren durchgefilhrt wurde, wie sie bereits seit längerem im
Kontext der quantitativen Inhaltsanalyse üblich sind. Aufgrund einer unge-
nügenden Berücksichtigung stochastischer Überlegungen erweisen sich die
diskutierten Verfahren allerdings den bekannten inhaltsanalytischen Verfah-
ren bislang als unterlegen (Kelle 1996b).
4.2. Quantitative Methodenentwicklung
4.2.1. Modellierung
Anknüpfend an Vorarbeiten der zweiten Förderphase stand im Bereich statistischer
Modellbildung zunächst das Problem angemessener Inferenzstrategien verbunden
mit dem Problem der reststärke im Vordergrund: Zum einen konnte als Erweite-
rung der bisherigen Analysen die Notwendigkeit der Anwendung alternativer
Teststrategien im Bereich der Querschnittsforschung (KellelPrein 1994), insbeson-
dere auch bei vergleichenden Analysen (vgl. KellelPrein 1995) gezeigt werden;
insbesondere in diesem Zusammenhang wurde deutlich, daß es selbst in relativ
umfangreichen Datensätzen wie dem ISSP oder dem ALLBUS die Anwendung
klassischer Signifikanztests problematisch wird, wenn speziellere Fragestellungen
behandelt oder komplexere Modelle mit unterschiedlich stark ausgeprägten Effek-
ten getestet werden sollen. Zur Lösung dieser Probleme wurden Methoden und
Algorithmen der Teststärkeschätzung auf der Basis von Monte-Carlo-Simulationen
entwickelt und erprobt, die für die Analyse von Längsschnittdaten tauglich sind.
Anhand eines Ereignisdatensatzes aus dem Sonderforschungsbereich konnte die
Notwendigkeit solcher erweiterter Analysen sowie die praktische Anwendbarkeit
darauf basierender Inferenzstrategien für Längsschnittanalysen gezeigt werden
(vgl. PreinlKelle 1996). Darüber hinaus wurde in Kooperation mit dem Teilprojekt
C4 die Anwendbarkeit exakter Testverfahren auf kleine Längsschnittdatensätze
erprobt (vgl.p Behrens et al. 1995).
Weiterhin wurde in Kooperation mit dem Projekt D3 nach explorativen Methoden
gesucht, die für die Analyse von Längsschnittdaten einsetzbar sind und es ermög-




sen, die Einsatzmöglichkeiten von Mikro-Simulationen zur Abschätzung der Va-
lidität der in der vergangenen Phase geschätzten Modelle zur Dauer von Sozialhil-
fekarrieren einzusetzen. Bereits kurz nach Beginn der Arbeit zeigte sich allerdings,
daß die hierfilr benötigten Modellparameter aus der amtlichen Statistik nur in un-
genügender Form vorlagen. Zudem fehlte es an einem Verfahren zur empirisch
begründeten Hypothesenentwicklung in bezug auf die Dynamik des Prozesses.
Aus diesem Grunde wurde der Schwerpunkt der Zusammenarbeit mit dem Projekt
D3 auf Explorationsverfahren verlagert.
Bei der Beratung von Teilprojekten (bspw. A3, Al, C4) stellte sich häufig die
Frage nach der Anwendbarkeit von Modellierungsverfahren auf die vorliegenden
Datensätze. Hierbei konnte im Bereich von Querschnittanalysen häufig auf andere
weniger gängige ModelIierungsverfahren, bspw. Tobit- oder Logit-Modelle für
Ordinalvariablen, zurUckgegriffen werden, wenn etwa statistische Voraussetzun-
gen für Standardverfahren wie OLS nicht gegeben waren.
In bezug auf Längsschnittmodelle erschien in einigen Fällen die Anwendbarkeit
von Verfahren der "Event History Analysis" problematisch, bspw. wenn Ankunfts-
zeiten nur jahresgenau vorlagen oder eine große Anzahl von Mehrfachepisoden
existierte. In den meisten Fällen konnten diese Probleme durch den Einsatz selte-
ner verwendeter Standardverfahren (wie sie bspw. logistische Regressionsmodelle
für diskrete Ankunftszeiten darstellen (vgl. etwa Sommer 1996) gelöst werden. Da
sich das Instrumentarium der Längsschnittanalyse in bezug auf Verfahren zur Mo-
delltestung als relativ weit entwickelt erwies, ist nur in Einzelfällen (bspw. zur
ModelIierung metrischer abhängiger Variablen im Längsschnitt) die Entwicklung
neuer Verfahren notwendig, die einen Arbeitsschwerpunkt der nächsten Förder-
phase bilden soll (s. Fortsetzungsantrag). In den meisten Fällen stellten sich Pro-
bleme nicht auf der Ebene statistischer Verfahren, sondern in bezug auf die For-
mulierung adäquater, d.h. mit den vorhandenen Methoden überprUtbarer, Modelle.
Dabei ließen sich diese Schwierigkeiten überwiegend darauf zurückfilhren, daß zu
den untersuchten Fragestellungen oder den untersuchten Forschungsfeldern keine
oder nur wenig entwickelte Theorien vorlagen, auf deren Basis Längsschnittmo-
delle, d.h. Annahmen über dynamische Prozesse, formuliert werden konnten.
Daher war in solchen Fälle die zentrale Frage nicht - wie noch zu Beginn der letz-




sondern von explorativen Verfahren im Bereich der Längsschnittanalyse, die es
ermöglichen, Theorien zur Verlaufsdynamik sozialer Prozesse auf einer empiri-
schen Basis zu entwickeln. Hinsichtlich der spezifischen methodologischen Pro-
bleme eines explorativen und theoriegenerierenden Vorgehens konnten wir dabei
an unsere methodenkritischen Arbeiten über Verfahren empirisch begründeter
Theorienbildung (Kelle 1994a; Kelle/Kluge 1994) und über deren Stellenwert im
Rahmen eines kritisch-rationalen Wissenschaftsverständnisses (Kelle 1996c) an-
knüpfen.
4.2.2. Explorative Verfahren der Längsschnittanalyse
In der Lebenslaufforschung stehen durch die Entwicklungen im Bereich von Er-
eignisanalyse oder Panelmodellen eine Vielzahl kausalanalytischer Verfahren zur
Verfügung. Deren Anwendung setzt jedoch voraus, daß plausible Hypothesen über
die Dynamik der untersuchten Prozesse ex ante formulierbar sind. Ist dies nicht der
Fall, d.h, wenn die vorrangige Forschungsaufgabe in der empirisch geleiteten Ge-
nerierung solcher Hypothesen oder der Bildung von Verlaufstypen besteht, sind
die Möglichkeiten für die statistische Analyse von Längsschnittdaten eher be-
grenzt. Dies trifft insbesondere dann zu, wenn Lebensverlaufsdaten über einen
längeren Zeitraum datumsgenau vorliegen und diese Information auch genutzt
werden soll. Der Einsatz dieser explorativen Verfahren ersetzt somit nicht
statistische Modellierungs- und Teststrategien; ihr Einsatz ist aber dann sinnvoll,
wenn es um die Generierung von Verlaufshypothesen geht, die ggf. in einem
weiteren Schritt mit Hilfe der bekannten Test- und ModelIierungstechniken an
anderen Daten geprüft werden können.
Gemeinsam mit verschiedenen Teilprojekten, insbesondere den Projekten BI und
D3, wurde daher nach explorativen Verfahren gesucht, die im Bereich der
Lebenslaufforschung einsetzbar sind. In einem ersten Schritt wurde in Kooperation
mit dem Projekt D3 die Anwendbarkeit querschnittsorientierter Verfahren
(Clusteranalyse, CHAID-Modelle) zur Klassifikation von Sozialhilfekarrieren und
zur Generierung von Hypothesen in bezug auf erklärende Variablen getestet. Die
Ergebnisse dieser Untersuchung wurden auf der Konferenz "Visualization of
Categorical Data" des Zentralarchivs in Köln vorgetragen und diskutiert (vgl.




explorativer Analysen häufig auch dann plausible Ergebnisse liefern, wenn der
Informationsgehalt der zur Verfilgung stehenden Variablen drastisch reduziert
wird: im vorliegenden Fall konnte auf der Basis von Querschnittsindikatoren (für
die Bezugsdauer, die Anzahl der Bezugsepisoden sowie die Abgeschlossenheit des
Bezugs von Sozialhilfe) über eine Clusteranalyse eine stimmige Klassifikation der
Daten durchgefilhrt und über ein CHAID-Modell, das ebenso nur
Querschnittsinformationen enthielt, plausible Hypothesen zur Erklärung der
gewonnenen Typen generiert werden. Andererseits zeigten sich hierbei allerdings
auch die Probleme, die mit solch einem Vorgehen verbunden sind:
So wurde in bezug auf die CHAID-Modelle deutlich, daß bei deren Anwen-
dung die Stichprobengröße und die Verteilung der Untersuchungseinheiten
auf die jeweiligen Ausprägungen von untersuchten Variablen zentrale Para-
meter für die Adäquanz des gewonnenen Modells sind (vgl. Voges/Prein
1995): Während große Stichproben auch bei extrem schwachen Effekten oft
zu überparametrisierten Modellen filhren, sind Schätzungen auf der Basis
von kleinen Stichproben oder bei stark schiefen Verteilungen oftmals zu
konservativ bei der Bestimmung relevanter Modellparameter (vgl. auch
PreinIKelle 1994).
In bezug auf die Anwendungsmöglichkeiten querschnittsorientierter Klassifi-
kationsverfahren auf Längsschnittdaten zeigte sich, daß (1.) bereits sehr
weitgehende Kenntnisse der zu untersuchenden Prozesse notwendig sind, um
überhaupt geeignete Indikatoren bestimmen zu können und (2.) deren An-
wendung nur dann unproblematisch ist, wenn von einer Betrachtung der Pro-
zeßdynamik abstrahiert werden kann (etwa weil die Annahme eines relativ
homogenen Verlaufsmusters plausibel erscheint). Wenn jedoch eine starke
Differenziertheit von Verläufen vermutet wird, Hypothesen über deren
Strukturiertheit aber erst auf einer empirischen Grundlage entwickelt werden
sollen, stößt diese Herangehensweise schnell an Grenzen.
In zahlreichen Teilprojekten des Sonderforschungsbereich bestand deshalb ein Be-
darf nach voraussetzungsärmeren Explorationsverfahren für Lebensverlaufsdaten.
Um die Längsschnittinformation solcher Daten angemessener nutzen zu können,
wurde deshalb die Anwendbarkeit von Techniken der Sequenzmusteranalyse (vgl.




probt. Hierbei orientierten sich die Arbeiten zunächst an dem von Buchmann und
Sacchi vorgeschlagenen Konzept auf der Basis eines direkten Vergleichs von Zu-
ständen am gleichen Punkt einer Zeitachse. Es zeigte sich, daß diese Methode zur
Klassifikation von Verlaufsdaten über Berufsbiographien zwar im dort vorgestell-
ten Kontext eine pragmatische Lösung darstellt, diese jedoch im Falle einer starken
Dynamik zu Artefakten führen kann, da auch kleine zeitliche Verschiebungen von
gleichartigen Episoden (etwa: späteren Berufseintritt durch Wehrdienst) eine
Überbewertung der Unterschiedlichkeit von Verläufen nach sich ziehen können.
Die Berücksichtung solcher Phasenverschiebungen ist allerdings z.T. durch die
Anwendung sog. "optimal matching"-Techniken (vgl. Sankoff/Kruskal 1983; Ab-
bottJHrycak 1990) möglich, die bspw. in der Informatik, Genforschung oder
Chromatographie zur Erkennung und Klassifikation von Mustern eingesetzt wer-
den. Übertragungsversuche aufhumanwissenschaftliche Felder haben in einzelnen
Fällen stattgefunden (vgl. etwa AbbottJHrycak 1990; AbbottIForrest 1986), eine
breitere Anwendung scheitert jedoch derzeit zunächst daran, daß "es an einer auf
sozialwissenschaftliche Anwendungen zugeschnittenen Standardsoftware fehlt"
(Buchmann/Sacchi 1995, S. 438). Außerdem ist bislang noch weitgehend unge-
klärt, welche Modifikationen notwendig sind, um Methoden zur Analyse von
DNA-Sequenzen auf Lebensverlaufsmuster zu übertragen.
Im Rahmen der Zusammenarbeit mit den Teilprojekten BI und D3 wurde deshalb
ein Algorithmus zur Distanzberechnung mit Sequenzdaten entwickelt und erprobt,
der auf den Arbeiten von Abbott und Hrycak (1990) basiert und Techniken des
"optimal matching" nutzt. Für diese Erprobungsphase wurde zunächst ein SAS-
Makro genutzt, das aufgrund des langsamen Laufzeitverhaltens durch ein C-Pro-
gramm ersetzt wurde. Dieses Programm mußte allerdings für jede spezielle
Anwendung umgeschrieben und kompiliert werden, sodaß zumindestens minimale
Programmierkenntnisse zum Einsazu dieses Verfahrens erforderlich war. Aus
diesem Grunde war dieses Programm für einen breiteren Nutzerkreis kaum
anwendbar. Auf der Basis der in Kooperation mit den Teilprojekten BI und D3
durchgeftihrten Testläufe (vgl. Erzberger/Prein 1996) wurde hierbei zwar deutlich,
daß es bereits mit relativ geringfügigen Anpassungen des Algorithmus (etwa zur
Berücksichtungen von Rechtszensierungen) möglich ist, zu theoretisch




wesentliche Probleme technischer Art (bei der Bearbeitung
sozialwissenschaftlicher Massendatensätze) und methodischer Art (beim
derzeitigen Stand des Verfahrens werden die diskret gemessenen Zeitintervalle
einer Lebenslaufsequenz wie voneinander unabhängige Einheiten betrachtet (vgl.
ErzbergerlPrein 1996).
Diese Probleme sollen in der kommenden Förderphase weiter bearbeitet werden,
da im Sonderforschungsbereich ein erheblicher Bedarf an Verfahren zur Klassifi-
kation von Lebensverläufen besteht. In diesem Kontext wird ein wesentliches
Bestandteil der methodologischen Arbeit in der Beschreibung oder Entwicklung
von Vorgehensweisen bestehen, bei der Einsatz solcher theoriegenerierender
Verfahren nicht zu einer Immunisierung von Theorien benutzt wird.
4.3. Integration qualitativer und quantitativer Verfahren
Die in der Literatur gegenwärtig diskutierten Modelle zur Methodenintegration
(Phasen-, Konvergenz- und Komplementaritätsmodell) hatten sich in der zweiten
Förderungsphase als forschungspraktisch nur wenig fruchtbar erwiesen. Der Grund
hierfür lag darin, daß diese Konzepte allein auf der Basis methodologischer und
erkenntnistheoretischer Erwägungen und fast ohne Bezugnahme auf theoretische
Überlegungen über den untersuchten Gegenstandsbereich formuliert worden waren
(Prein/KellelKluge 1993). Die Frage nach dem Verhältnis qualitativer und quanti-
tativer Methoden verweist aber auf Probleme soziologischer Handlungserklärung,
ohne deren Bearbeitung auch in der Diskussion um Methodenintegration keine
Fortschritte zu erwarten sind.
Die in quantitativen Untersuchungen gefundenen Zusammenhänge zwischen
Merkmalen sozialer Struktur einerseits und solchen Variablen, die Handlungsresul-
tate beschreiben, andererseits, lassen sich in der Regel nur dann angemessen inter-
pretieren, wenn Annahmen über die Handlungsorientierungen der Akteure einge-
filhrt werden. Solche Annahmen werden jedoch oft nur implizit und unter Ver-
wendung von Alltagswissen des Forschers formuliert. Bei der Untersuchung von
sozialkulturellen Milieus, in die der Untersucher prima facie keinen Einblick hat,
kommt diese Gewohnheitsheuristik jedoch schnell an ihre Grenzen. Inbesondere
unter gesellschaftlichen Bedingungen, die von Prozessen der Individualisierung




tive Verfahren eine besondere Bedeutung. Mit ihrer Hilfe wird es möglich, jene
Handlungsorientierungen der Akteure in den Blick zu bekommen, ohne die voll-
ständige Erklärungen sozialstruktureller Zusammenhänge oft nicht möglich sind.
Qualitative und quantitative Untersuchungsschritte werden am Sfb deshalb in viel-
fältiger Weise (und nicht auf der Basis methodischer "Kochbuchregeln") aufeinan-
der bezogen: Ergebnisse qualitativer Untersuchungen fließen als Hypothesen in die
Erhebung standardisierter Daten ein; ebenso werden auf der Basis statistischer
Auswertungen Annahmen über Handlungsorientierungen von Akteuren formuliert,
denen im qualitativen Material nachgegangen wird. Auf diese Weise konnten in
etlichen Fällen Faktoren identifiziert werden, die einen Teil unerklärter Varianz
und unbeobachteter Heterogenität im quantitativen Material aufzuklären helfen.
Dabei ergänzen sich in vielen Fällen qualitative und quantitative Ergebnisse, in
anderen Fällen können sie zur gegenseitigen Validierung genutzt werden. Von be-
sonderen Interesse für die methodologische Diskussion erwiesen sich dabei solche
Fälle, in denen ein Widerspruch zwischen qualitativen und quantitativen Untersu-
chungsergebnissen zur Neuformulierung zentraler theoretischer Konzepte führt
(ErzbergerlPrein 1994). Hierbei konnte angeknüpft werden an (die ursprUngIich im
Bereich qualitativer Forschung begonnenen) Grundlagenarbeiten zu "empirisch
begründeter Theoriebildung" (Kelle 1994a; Kelle 1995).
Ausgehend von Erfahrungen und methodologischen Diskussionen im Sfb hat der
Methodenbereich in enger Kooperation mit Teilprojekten in der laufenden Phase
Beiträge zu handlungstheoretischen Aspekten der Integration qualitativer und
quantitativer Methoden vorgelegt: So wurden Vorschläge zur Lösung des Pro-
blems der Konstruktion von "BrUckenannahmen" im Rational Choice Paradigma
vorgestellt (KellelLüdemann 1995, 1996). In Zusammenarbeit mit dem Projekt B6
wurde im März 1996 eine Konferenz zur theoretischen Einordnung der Ergebnisse
kausaler Längschnittdatenanalyse im Rahmen von nutzentheoretischen Ansichten
organisiert. Auch hieran beteiligte sich der Methodenbereich mit Beiträgen zur







Gerald Prein: Modeling Choices in Empirical Research. A Longitudinal Perspec-
tive. Vortrag gehalten auf dem Workshop "Causation, Actors and Empirical
Analysis ofSocial Processes" in Bremen, 22.-23. März 1996
Udo Kelle & Christian Lüdemann: Do Bring us Bridge Assumptions in Rational
Choice Theory closer to a Nomothetic Social Science? Vortrag gehalten auf
der Konferenz "Causation, Actors, and Empirical Analysis 0/Social Proces-
ses" in Bremen, 22. - 23. März 1996
Udo Kelle: Computer-aided Methods for Typification in Qualitative Social Rese-
arch, Hauptreferat gehalten auf der Konferenz "Classification, Data Analysis
and Knowledge Organisation" in Freiburg, 6.-8. März 1996
Gerald Prein; Petra Buhr: Does Welfare Lead to Dependency? Effectiveness and
Undesirable Side-Effects of Welfare Institutions. Vortrag gehalten auf dem
12. Internationalen Symposium des Sjb 227, 11.-13. Oktober 1995, Bielefeld
Udo Kelle, Christian Erzberger: Verknüpfung quantitativer und qualitativer For-
schungsergebnisse: Einige theoretische, methodologische und empirische
Voraussetzungen, Vortrag gehalten auf dem Symposium" Lebenslaufpolitik -
Institutionen und Statusmanagement" in Bremen, 21./22. September 1995
Udo Kelle: Current trends in Computer-Aided Qualitative Data Analysis, Hauptre-
ferat auf der Konferenz "Text Analysis and Computers", ZUMA Mannheim,
September 1995
Udo Kelle: Neuere Tendenzen und Entwicklungen in der Methodologie der Groun-
ded Theory. Workshop "Paraphrasieren, Kodieren, Interpretieren" am
Kriminologischen Forschungsinstitut in Hannover, 29.-30. Juni 1995
Gerald Prein: Computergestützte Datenverwaltung und die Probleme interpretati-
ver Methodologie, Workshop "Paraphrasieren, Kodieren, Interpretieren" am
Kriminologischen Forschungsinstitut in Hannover, 29.-30. Juni 1995
Udo Kelle, Gerald Prein: Techniken zur Verwaltung von Textdaten und ihre me-
thodologische Bedeutung für die interpretative Sozialforschung. Empirieta-
gung der Kommission Sozialpädagogik der DGfE in Bielefeld, 10./11. Juni
1995
Gerald Prein, Wolfgang Voges: Typification in Poverty Dynamics Research: Con-
structing Typologies of Welfare Recipients. Internationale Konferenz des
Zentralarchivs "Visualization 0/ Categorical Data" in Köln, 17.-19. Mai
1995
Susann Kluge: "Klassische" und computergestützte Typenbildung im Vergleich:




wertung qualitativer Daten - Praxis, Erfahrungen, Zukunft". MAX-Benut-
zerkonferenz an der Humboldt-Universität zu Berlin, 12.-13. Mai 1995
Udo Kelle, Katherine Bird: An overview of current trends in Computer-aided
Qualitative Data Analysis. "SOFTSTAT '95" in Mannheim, 26.-30. März
1995
Udo Kelle & Gerald Prein: Seminar: Strategien zur Integration quantitativer und
qualitativer Methoden. Institut zur Erforschung sozialer Chancen, Köln, 7.
März 1995
Udo Kelle: Konzepte der Theoriengenese und Theorientransition im kritischen Ra-
tionalismus. Popper-Symposium an der Universität Erlangen-Nümberg, 23.-
24. Februar 1995
Christian Erzberger; Gerald Prein: Triangulation in Qualitative Life Course Rese-
arch. Workshop "Empirically Based Theory Construction and Qualitative
Life Course Research" in Bremen, 17.-19. November 1994
Udo Kelle, Susann Kluge: Building Typologies and Empirically Grounded Theory
Construction. Workshop "Empirically based Theory Construction and Quali-
tative Life Course Research" in Bremen, 17.-19. November 1994
Udo Kelle: Ethnographie Research and Logic ofDiscovery. XIII. World Congress
ofSociology, Research Committee 33 (Logic and Methodology); Session 14
(Phenomenological Methods in Social Research), Bielefeld, 18.-23. Juli 1994
Udo Kelle, Christian Lüdemann: Bridge Assumptions in Rational Choice Theory.
Some hidden Methodological Problems and Possible Solutions. XlII. World
Congress of Sociology, Research Committee 45: Rational Choice, Session
15: New Developments in Rational Actor Theory I, Bielefeld, 18. - 23. Juli
1994
Udo Kelle, Gerald Prein: Problems of Small SampIes in Longitudinal Data Analy-
sis. XIII. World Congress ofSociology, Research Committee 33: Logic and
Methodology in Sociology, Bielefeld 18. - 23. Juli 1994
Udo Kelle, Gerald Prein: Computer-aided methods for the Analysis oftextual data
in Ethnography and Interpretive Sociology. Konferenz "Consensus ex ma-
china" an der Sorbonne, Paris, 19. - 23. April 1994
Udo Kelle & Gerald Prein: Weiterbildungsveranstaltung der Schweizerischen
Gesellschaft filr Soziologie: Soziologie in der außeruniversitären Praxis:
"Modul 1: Qualitative Erhebungs- und Auswertungsmethoden". Universität
Bem, 7.-9. April 1994
Udo Kelle, Susann Kluge: Auswertung qualitativer Interviews. Vortrag gehalten





5.2. Beitrag zur Diskussion in der Fachöffentlichkeit
Organisation von Konferenzen und Tagungen
Im November 1994 hat der Methodenbereich den Workshop "Empirical/y based
Theory Construction and Qualitative Life Course Research" organisiert, auf dem
Mitarbeiter von Teilprojekten und namhafte externe Referenten Probleme qualita-
tiver Lebenslaufforschung sowie der Integration qualitativer und quantitativer Ver-
fahren diskutiert haben. Ein Tagungsband ist in Vorbereitung.
Der Methodenbereich hat sich an der Organisation der internationalen Konferenz
"Softstat '95" in Heidelberg beteiligt und hier mehrere Arbeitssitzungen zum
EOV-Einsatz in der qualitativen Sozialforschung organisiert.
Im März 1996 wurde in Zusammenarbeit mit dem Projekt B6 der internationale
Workshop "Causation, Actors, and Empirical Analysis ofSocial Processes" orga-
nisiert, auf dem Probleme handlungstheoretischer Grundlagen kausaler Modellie-
rung von Längsschnittdaten behandelt wurden. Ein Tagungsband ist in Vorberei-
tung.
Kontakte zu anderen Arbeitsgruppen
Es bestehen intensive Arbeitskontakte zum CAQDAS- Project an der Universität
Surrey (Leitung: Prof. Nigel Fielding), das Methodenentwicklung im Bereich
qualitativer Sozialforschung leistet. Im Rahmen dieser Arbeitskontakte wird sich
Udo KelIe im Herbst dieses Jahres auf Einladung der Universität Surrey dort als
Visiting Research FelIow aufhalten.
Weiterhin bestehen Arbeitskontakte zu ZUMA, Mannheim (Or. 1. Hoffmeyer-
Zlotnik), zum Zentralarchiv für Empirische Sozialforschung, Köln (Matthias Her-
furth), zum Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, Berlin (Prof. Dr. Goetz
Rohwer), zum Sonderforschungsbereich 227, Bielefeld (Prof. Dr.Dr. H.U. Otto),
zum Deutschen Jugendinstitut, Leipzig (Dr. P. Jogschieß), zum Deutschen Zen-
trum für Altersfragen, Berlin (Dr, Margret Dieck), zum Institut zur Erforschung
sozialer Chancen. Köln (Or. Axel Bolder, Or. Petra Frerichs), zum Methodende-
partment der London School ofEconomics (Or. Martin Baur), und zum Centre for





6. Publikationen in der laufenden Berichtsperiode
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Akteursnetze im Reha-Verlauf. Statistische Verlaufsanalysen und verschriftlichte
Interviews und Fallbesprechungen mit RehabilitandInnen und ihren reha-
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and Quality)
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gereicht
Kelle, Udo; Kluge, Susann (1994): Building Typologies and Empirically Grounded
Theory Construction. Bremen: Unveröff. Manuskript
Kluge, Susann (1995): "Klassische" und computergestützte Typenbildung im Ver-
gleich: Ein Beispiel aus der Forschungspraxis. Vortrag gehalten auf dem Works-
hop "Computergestützte Auswertung qualitativer Daten - Praxis, Erfahrungen, Zu-
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Teilprojekte B3, B5, D2
3. Anhang
Abschluß- und Zwischenberichte ausgelaufener Projekte
Die Teilprojekte B3, B4 und C2 wurden nach der ersten Förderungsphase des Sfb
186 vom 01.08.1988 bis 30.06.1991 beendet. Der Abschlußbericht des Teilpro-
jekts B3 ist in diesem Band im Anhang enthalten. Die Berichte der Teilprojekte B4
und C2 sind als Monographien in der Sfb- Reihe "Status Passages in the Life
Course" erschienen:
Warsewa, Günter; Osteriand Martin; Wahsner, Roderich 1996: Zwischen
Sparzwang und sozialer Verantwortung - Normalarbeit und abweichende Be-
schäftigung in der kommunalen Personalpolitik der 80er Jahre. Vol. VII.
Deutscher Studien Verlag. Weinheim
Schumann, Karl F.; Dietz, Gerhard-Uhland; Gehrmann, Manfred; Kaspras,
Heidi; Struck-Möbbeck, Olaf 1996: Private Wege der Wiedervereinigung.
Die deutsche Ost-West-Migration vor der Wende. Vol. VIII. Deutscher
Studien Verlag. Weinheim
Das Teilprojekt B2 wurde bis zum 30.06.1992 gefördert, Der Arbeits- und Ergeb-
nisberichts des Projekts ist im Arbeits- und Ergebnisbericht des Sfb 186 1991 -
1993 erschienen. Eine ausführliche Projektmonographie wird 1996 in der Sfb-
Reihe erscheinen:
Geissler, Birgit; Oechsle, Mechtild 1996: Die Lebensplanung junger Frauen. Zur
widersprüchlichen Modernisierung weiblicher Lebensläufe. Deutscher Studien
Verlag. Weinheim (im Erscheinen)
Das Teilprojekt B5 wurde vom 01.01.1993 bis 30.06.1995 gefordert. Ein Kurzbe-
richt ist im Anhang dieses Bandes enthalten.
Das Teilprojekt D2 wurde in der ersten und zweiten Finanzierungsphase des Sfb
186 gefördert. Ein Kurzbericht, der den Arbeits- und Ergebnisbericht 1993 für die





Arbeits- und Ergebnisbericht des Teilprojektes B 3: Auslaufphase vom 1.
August 1991 bis zum 31. Januar 1992
Thema: Unvollendete Statuspassagen im Übergang zwischen Studium und
Beruf: Auf dem Weg zu neuartigen Arbeitsverhältnissen in sozialen
Berufen?
Beteiligte Wissenschaftlerinnen:
Prof. Dr. Ursula Rabe-Kleberg
Dipl.Soz. Erika Grabke






2. Kenntnisstand zu Beginn der Auslaufphase
3. Methoden
4. Ergebnisse
4.1 Erhebung A und D: Auswertung der zweiten und Vergleich mit der
ersten schriftlichen Befragung
4.2 Erhebung B: Expertinneninterviews - Die Personalrekrutierung der
Arbeitgeber im Spannungsfeld von professioneller Hilfe und Wettbe-
werbsrationalität
4.3 Erhebung C: Offene Absolventlnneninterviews - Über den Zusammen-
hang von sozialem Beruf und Biographie
4.4 Diskussion der Ergebnisse





Wie im Arbeits- und Ergebnisbericht angekündigt, wurde in der Auslaufphase die
zweite schriftliche Erhebung durchgeführt, ausgewertet und die bereits vorge-
stellten Ergebnisse der qualitativen Erhebungen theoretisch rekonstruiert.
Die Auswertung der quantitativen Erhebungen erbrachte einige überraschende
Ergebnisse: So war die untersuchte Statuspassage bei den meisten keineswegs so
lang bzw. unvollendet, wie angenommen. Auch entstehen in der Phase durchaus
keine neuartigen oder andersartigen Arbeitsverhältnisse, zumindest nicht nach der
formalen Struktur. Wohl aber ist die Statuspassage eine Phase erhöhter - aber auch
zum Teil - freiwilligier Mobilität, die den Charakter einer deutlich verlängerten
(auch Selbster-)Probephase bekommt. Die noch in der ersten Erhebung deutlichen
Differenzen der Passagenchancen für Männer und Frauen konnten in der zweiten
Erhebung aus Gründen des Rücklaufs nicht als signifikant nachgewiesen werden.
Auch wenn die äußeren Bedingungen der Einmündungspassage nicht den
erwarteten Charakter aufwiesen, so belegen die Ergebnisse der beiden anderen
Erhebungen und ihre theoretische Rekonstruktion doch Veränderungen der Be-
rufsvorstellungen und der entsprechenden Strategien der Trägerorganisationen und
derjenigen, die in den Beruf einmünden wollen, die erheblich weitreichender sind,
als die erwarteten äußeren Prekarisierungsphänome.
Aufgrund der Konkurrenzsituation um die knapper geworden Gelder entwickeln
sich die sozialen Trägerorganisationen zu sog. Sozialkonzernen, die weniger enga-
gierte HelferInnen suchen als effektive RepräsentantInnen des jeweiligen Verban-
des. Ihre Gatekeeperstrategien sind an dieser Vorstellung ausgerichtet. Mit dieser
Art der Personalrekrutierung treffen sie zum einen Strukturentscheidungen von
weitreichender gesellschaftlicher, sozialstaatlicher Relevanz, zum anderen über die
riskanter werdenden Lebenslaufkonstruktionen einer großen Berufsgruppe.
Auch bei den AbsolventInnen ist eine wesentliche Veränderung ihrer Berufsvor-
stellungen zu verzeichnen, die im Grunde mit denjenigen der Träger korrespon-
diert und die bisher in der einschlägigen Literatur nicht vertreten ist: das Verstän-
dnis der sozialen Arbeit als Krisenmanagement. Mit diesen Vorstellungen geraten
die Befragten in Konfliktkonstellationen, die sich auf eine mögliche Laufbahn, auf
die Fragen der beruflichen Identität, auf Autoritätskonflikte und insgesamt auf die




Diskutiert werden die Ergebnisse abschließend unter dem Aspekt der aktuellen
Tendenz zur Entpolitisierung der Wohlfahrtsproduktion und im Rahmen neuerer
Professionalisierungsdiskurse.
3. Methoden
In der Auslaufphase wurden gegenüber der Hauptphase keine neuen Methoden
eingefiihrt:
Die Erhebung D wurde in der Nachfolge zur Erhebung A als schriftliche Fragebo-
generhebung durchgefiihrt, allerdings mit einem auf ein Minimum verkürzten Fra-
gebogen (vgl. Kap. 4.1).
Die Erhebungen Bund C waren zu Beginn der Auslaufphase abgeschlossen. Die
Auswertung der aufbereiteten Interviewtexte der Absolventinnen bzw. der Para-
phrasen der Interviews mit den Experten wurde - wie im vorgelegten Arbeits- und
Ergebnisbericht ausfiihrlich dargelegt - nach dem sequenzanalytischen Verfahren
im Sinne der Objektiven Hermeneutik weitergetrieben.
Das methodische Resümee aus den Experteninterviews lautet, daß dieses Instru-
ment in der Lage ist, solchen Wissensbeständen auf die Spur zu kommen, die für
die Erklärung sozialen Wandels von Bedeutung sind. Es eröffnet den Zugriff auf
implizite Regeln, nach denen sozialer Wandel enaktiert, prozessiert und unter Um-
ständen auch blockiert wird und schafft so Anschlußstellen für soziologische Ge-
neralisierungen, die zu verorten sind an der Schnittstelle von mikro- und makroso-
ziologischer Analyse. Auf das soziologische Wissen, das generiert wird, kann auch
im Kontext gesellschaftskritischer Überlegungen zum sozialen Wandel rekurriert
werden, ohne daß dabei auf normative Theorien der Modernisierung zurückge-
griffen werden müßte.
In vielen Forschungskontexten wird Experteninterviews eine randständige Funk-
tion zugewiesen.i Sie dienen dort der Gewinnung von Hintergrundinformationen
und fungieren - im Rahmen der klassischen Unterteilung von Entdeckungs- und
I Eine Ausnahme ist die Industriesoziologie, in der dem Experteninterview zumindest




BegrUndungszusammenhang - als Instrument der Exploration. Diese Verwen-
dungsweisen erklären, weshalb in der Methodenliteratur das Experteninterview
eine magere Existenz fristet. Die 'eigentliche' Forschung wird mit anderen Instru-
menten gemacht, und im deduktiv-nomologischen Paradigma, in welchem mit dem
Interview im allgemeinen der 'Königsweg' beschritten wird, wird die methodische
Organisation des Entdeckungszusammenhangs noch oft vernachlässigt. Es ist be-
merkenswert, daß die gesellschaftliche Entwicklung vielerorts als Expertokrati-
sierung gesehen wird, daß aber wenig Mühe darauf verwendet worden ist, die em-
pirische Verfahrensseite dieser gesellschaftlichen Tatsache zu erörtern. Dies
scheint sich derzeit zu ändern und zeigt sich etwa darin, daß das Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit eine Sammlung von
Beiträgen über die Verwendung des qualitativen Experteninterviews in der Ar-
beitsmarktforschung publiziert hat (Brinkmann u.a.1995).
4.1 Erhebungen A und D: Auswertung der zweiten und Vergleich mit den
Ergebnissen der ersten schriftlichen Befragung
Die zweite schriftliche Befragung des in seiner Zusammensetzung aufgrund der
postalisch nicht erreichten AbsolventInnen korrigierten SampIes wurde im
Februar/März 1991 durchgeführt, Gegenüber dem sehr ausführlichen Fragebogen
der ersten Erhebung war der nun verwendete Fragebogen mit drei Seiten und 12
Fragen äußerst kurz gehalten und im wesentlichen auf Aussagen über Fakten um
die Einmündungsproblematik herum konzentriert.
Dem Fragebogen war nicht nur ein das Anliegen erläuterndes Anschreiben,
sondern auch ein Angebot beigelegt, den Befragten die Ergebnisse der ersten Be-
fragung, an der sie teilgenommen hatten, zuzusenden.
Trotzdem war der Rücklauf, wie die folgende Aufstellung belegt, deutlich geringer






Sampie Erh. A n= 425 260 424 1109
Rücklauf der post.
Erreichten in % 64,5% 33,7% 36,5% 48,4%
Sampie Erh. D n= 393 224 360 974
Rücklauf der post.
Erreichten 39,8% 22,6% 28,1% 32,2%
Wie bereits in der ersten Erhebung ist weniger der Rücklauf ingesamt proble-
matisch als vielmehr die regional höchst unterschiedliche Verteilung. Aber selbst
wenn, wie bereits bei der Auswertung der ersten Befragung, auf einen regionalen
Vergleich verzichtet wird, erweisen sich nach entsprechender Überprüfung fllr
viele Bereiche ein Teil der Fallzahlen als sehr klein, so daß es hier zu keinen
signifikanten Ergebnissen kommt. Im folgenden werden diese Daten deshalb nicht
weiter berücksichtigt.
Aufgrund der auswertbaren Daten können folgende Ergebnisse festgehalten
werden:
Etappen des Einstiegs:
Fünf bzw. sechs Jahre nach ihrem Examen haben 85% der Befragten ihre
Passage in den angestrebten Beruf beendet, sie haben ein unbefristetes Ar-
beitsverhältnis im Berufsfeld der Sozialpädagogik und Sozialarbeit
angetreten. Allerdings gelang diese erfolgreiche Statuspassage nur der Hälf-
te (49,3%) gleich beim ersten Versuch, einem weiteren Drittel (33,3%) beim
zweiten und 13 % beim dritten Versuch. Eine kleine Zahl der Befragten be-
nötigten 4 und mehr Versuche.
Insgesamt 15% der Befragten hatten auch nach ca. 6 Jahren die




gar keine Stelle angetreten, die andere hatte bisher keinen unbefristeten
Vertrag erhalten. Ein nicht unbedeutender Teil (7,4%) der Befragten hatte
zum Untersuchungszeitpunkt noch gar keine Anstellung. Da diese aber an
der Untersuchung teilgenommen haben, muß davon ausgegangen werden,
daß sie sich nicht als "Aussteiger" betrachten.
Der übergroße Teil der Befragten (88,5%) hat gleich im ersten Jahr nach
dem Abschluß der Ausbildung die erste Stelle angetreten. 42% aller Befrag-
ten hat den Übergang sogar "ohne Aufenthalt", d.h. ohne eine Arbeitslosig-
keitsphase, geschafft. Die Hälfte der Befragten (50,9%) hat mit der ersten
Stelle auch gleich einen unbefristeten Vertrag erhalten.
Zum Zeitpunkt der zweiten Befragung hatten 38,6% noch ihre erste Stelle,
was darauf hinweist, daß zumindest einige der unbefristet Eingestellten
(n=108) ihre erste Stelle freiwillig verlassen haben.
Für rund ein Viertel (25,5%) der AbsolventInnen beginnt der Einstieg in die
Passage mit einer ABM- oder BSHG § 19-Basis. Die Berechtigung zu einer
entprechenden Förderung erwächst erst nach einem Jahr Arbeitslosigkeit,
also für unser Sampie spätestens im Jahr 1987.
Über die Hälfte der Befragten (53,8%) hatten im Untersuchungszeitraum
mehrere Stellen: zwei Stellen (32,8%), drei Stellen (15,1%) oder mehr (6%).
Mehr als die Hälfte (58,4%) von denjenigen, die eine zweite Stelle bekom-
men hatten, konnte damit ihre Statuspassage beenden, sie erhielten einen un-
befristeten Vertrag. 89,6% der Stelleninhaberinnen werden nun auch tariflich
angemessen bezahlt.
Der größte Teil der bis dahin noch nicht integrierten StellensucherInnen wird
über die dritte Stelle dann in den Beruf integriert. Damit sind nach der drit-
ten Stelle 81% der Befragten in den Beruf eingemündet. Nunmehr sind auch
94,1% der Verträge tariflich korrekt.
Es bleibt ein Anteil von insgesamt 20 Befragten (immerhin 7%), die auch





16,9% waren wegen Haus- und Familientätigkeiten eine zeitlang nicht im
Beruf tätig.
Phasen der Erwerbslosigkeit
Mehr als die Hälfte (52,2%) aller Absolventlnnen beginnt die Einstiegsphase
im Status der Erwerbslosigkeit. Den Anteil von 46,2% an dieser Gruppe, die
kein Arbeitslosengeld erhalten, können wir in Freiburg verorten, wo die Ab-
solventInnen wegen des integrierten Praktikums keine Ansprüche auf Trans-
ferleistungen erwerben konnten.
Für die meisten (94,2%) ist die Arbeitslosigkeit bereits im Jahre 1987 be-
endet. Viele sind nach dieser "Warteschleife" vermutlich ABM-berechtigt
und münden in eine solche Stelle ein.
Eine zweite Phase von Arbeitslosigkeit erlebt nur noch eine relativ kleine
Gruppe von 9%. Nun beziehen fast alle von ihnen Transferleistungen vom
Arbeitsamt. Eine dritte Arbeitslosigkeit erleben nur noch 2,3%.
Ehrenamtliche Tätigkeiten/Mitarbeit in selbstorganisierten Projekten! Hono-
rartätigkeiten
Ein übergroßer Teil der befragten Berufsanfiingerlnnen (74,1%) hat weder
während noch nach dem Studium (im Untersuchungszeitraum) ehrenamtlich
oder in selbstorganisierten sozialen Projekten gearbeitet.
In der unerwartet kleinen Gruppe derjenigen, die selbstorganisiert gearbeitet
haben, war über ein Fünftel bereits während des Studiums aktiv. Nach dem
Studium nimmt aber der Anteil der entsprechend Engagierten kontinuierlich
ab. Bis 1990 hat die Hälfte derjenigen, die sich engagiert hatten, die
Gruppen wieder verlassen.
Ehrenamtliche Arbeit im traditionellen Sinne haben nur 18,9% der Absol-
ventlnnen geleistet, wobei die meisten höchstens 5 Stunden wöchentlich
aktiv waren. Über die Hälfte dieser relativ kleinen Gruppe hat diese Arbeit
im Examensjahr aufgenomnmen: zwischen 1985 und 1988 wächst die Zahl





Auch die Gruppe derjenigen, die in ihrer Einstiegspassage gegen Honorar
gearbeitet hat, ist überraschend kein: 23,8%. Die meisten (66,7%) beginnen
mit der Honorartätigkeit zwischen 1985 und 1988, bis 1990 haben aber fast
80% damit wieder aufgehört.
Berufsfeldwechsel
Die Rückkehr in den vor dem Studium ausgeübten Beruf ist die absolute
Ausnahme (2,3%). Dagegen haben 10% nach dem Examen einen anderen
Beruf auch hauptamtlich ausgeübt, bei einem Drittel dauerte diese Tätigkeit
zum Befragungszeitpunkt noch an.
Weitere 10% des gesamten SampIes haben ein weiteres Studium aufgenom-
men. Dabei bleiben die meisten allerdings im Bereich der Humandisziplinen:
Soziologie, Psychologie, Gerontologie etc. Über die Hälfte von ihnen hat
relativ bald nach dem Abschluß (1985-1987) das Studium aufgenommen.
Fort- / Weiterbildungen
Nur ein geringer Teil der Berufsanfänger (7%) hat an Fortbildungen teilge-
nommen, aber über ein Viertel der Befragten hat Zusatzqualifizierungen mit
spezialisierendem Charakter erworben. Die Teilnahme an solchen Weiterbil-
dungen begründet in vielen Fällen (30%) die zeitweise Unterbrechung der
Berufstätigkeit.
Geschlechterverteilung
An der Befragung haben zu 60,9% Frauen und zu 39,1% Männer teilge-
nommen. Damit waren Männer gegenüber der durchschnittlichen Verteilung
der Geschlechter in der Ausbildung zwei Drittel zu einem Drittel leicht
überrepräsentiert.
Auf dem Hintergrund der für die Geschlechter deutlich unterschiedlichen Er-
gebnisse der ersten Befragung wurden alle Einzelergebnisse noch einmal
statistisch auf die Frage der Geschlechter hin überprüft. Leider hat sich hier
die unzulängliche Rücklauf so ausgewirkt, daß die Signifikanzprüfung in
den meisten Fällen negativ abgeschlossen werden mußte. Über den Zusam-




grund der Ergebnisse der zweiten Erhebung keine neuen signifikanten Er-
kenntnisse vorgelegt werden.
Betrachten wir die Ergebnisse beider Erhebungen und vergleichen diese mit den
im Antrag erwarteten Ergebnisse, so kann zusammenfassend folgendes festgehal-
ten werden:
1. Die Statuspassage ist kürzer als erwartet. Selbst wenn wir unterstellen,
daß eher diejenigen geantwortet haben, die sich selbst als die im Zusammen-
hang der Untersuchungsproblematik "Erfolgreichen" verstehen, so über-
rascht doch, daß die übergroße Mehrheit der Befragten innerhalb einer
relativ kurzen Statuspassagenzeit und nach ein bis zwei Versuchen in den
Beruf einmünden, d.h. ihre Passage vollenden. Unvollendete Statuspassagen
im Sinne der erwarteten Ergebnisse finden sich nur bei einer (allerdings
nicht geringen) Minderheit.
2. Es entstehen keine neuartigen Arbeitsverhältnisse in der Übergangs-
passage. Entgegen der bereits im Titel des Projektes formulierten Erwar-
tung, daß die AbsolventInnen genötigt sein würden, neuartige, d.h. vor allem
prekäre Beschäftigungsverhältnisse einzugehen, belegen unsere Ergebnisse,
daß nur ein verschwindend geringer Teil in selbstorganisierten oder deutlich
untertariflich bezahlte Erwerbspositionen arbeiten. Wenn überhaupt vorhan-
den, handelt es sich um ein kurzfristiges Übergangsphänomen.
3. Die Statuspassage ist eine Phase hoher (auch freiwilliger) beruflicher
Mobilität. Neben freiwilliger Stellenwechsel sind wir vor allem auf
Stellenwechsel aufgrund befristeter Verträge gestoßen. Die Passagenzeit ist
deshalb von einer gewissen Unruhe und Ungewißheit aufgrund von notwen-
digen Suchbewegungen gekennzeichnet. Die Integration in den Beruf oder
gar die Etablierung in gesicherten und befriedigenden Positionen bedarf
offensichtlich einer Zeitspanne von bis zu fünf Jahren.
Zu bedauern ist, daß die Frage der regionalen und Geschlechterdisparitäten auf-




4.1 Erhebung B: Experteninterviews - Die Personalrekrutierung der
Arbeitgeber im Spannungsfeld von professioneller Hilfe und
Wetbbewerbsrationalität
Die Ergebnisse der Erhebung B basieren im wesentlichen auf der Auswertung von
ingesamt 45 Experteninterviews, speziell solcher, die mit potentiellen Arbeitge-
bern in öffentlichen und privaten Trägerorganisationen geführt wurden.
Bis zum Beginn der Auslaufphase waren die Interviews nach folgenden Kriterien
ausgewertet worden:
Die Arbeitgeber waren über ihre Sicht auf die Verlaufstypen der Ein-
mündungspassage befragt worden. Dabei waren drei solcher Typen gefunden
worden: Passagen ohne Aufenthalt, Passagen mit Verzögerungen und Passa-
gen in Projekten. Die drei unterschiedlichen Passagentypen nötigen den Ab-
solventinnen unterschiedliche Handlungsstrategien ab, über deren Angemes-
senheit die Arbeitsgeber in ihrer Funktion als Gatekeeper letztendlich selbst
entscheiden.
Die Aussagen über die Verlaufstypen waren sodann mit Modellen in-
stitutionalisierter Regulierung der Statuspassagen konfrontiert worden, also
mit den Strategien, wie die Arbeitsgeber selbst mit den Problemen der
Statuspassage umgehen. Auf der Basis unserer Ergebnisse konnten wir drei
Typen der Bezugnahme auf die Passagenproblematik im Beschäftigungssy-
stem der sozialen Arbeit herausarbeiten: den Versuch, die Risiken durch ak-
tive Arbeitsmarktpolitik zu kompensieren, die Haltung, die Risiken auch als
Chancen zu akzeptieren aber auch eine Tendenz, die Probleme zu dethemati-
sieren.
Aus den Aussagen der Experten konnten wir zusammenfassend als Konse-
quenz die Generierung dilemmatischer Handlungsstrukturen darstellen, die
sich vor allem auf Fragen der Kontinuität, der Qualifikation und der Ge-
schlechterdifferenz beziehen.
Im Rahmen der Auslaufphase wurden die oben kurz wiederholten Ergebnisse der




der Einzelergebnisse aus der Befragung der Geschäftsführer der großen Wohl-
fahrtsverbände zur Personalrekrutierung folgendes Ergebnis:
Das zentrale Problem des Gatekeeping in Sozialkonzernen stellt sich dar als Kon-
flikt zwischen den Imperativen von professioneller Hilfe und Wettbewerbsra-
tionalität. Mit den Entscheidungen, die von der untersuchten Funktionselite in Per-
sonalangelegenheiten getroffen werden, kanalisiert sie Entwicklungen, die durch
Sozial- und Beschäftigungspolitik vorstrukturiert und in der Einführung des
Marktprinzips angelegt sind. In ihrem Gefolge fungieren die Wohlfahrtsverbände
als "Sozialkonzerne", d.h. sie konkurrieren um öffentliche Gelder für Projekte und
Maßnahmen und unterliegen damit der wechselhaften Thematisierung sozialer
Probleme. Dem Trend, risikoreiche, kurzfristig finanzierte Aufgaben zu überneh-
men, können sich aus ökonomischen Gründen nur wenige Verbände entziehen.
Wie schlagen sich diese Determinanten auf der Ebene der Personalentscheidungen
nieder und mit welchen Strategien des gatekeeping konvergieren sie? Dieses The-
ma steht zwar nicht im Brennpunkt des öffentlichen und auch nicht des profes-
sionellen Diskurses, ist aber unter dem Aspekt bemerkenswert, daß der Per-
sonenkreis der Verbandsgeschäftsführer durch seine Entscheidungen die Erwerbs-
verläufe einer großen Berufsgruppe steuert, und zwar im Sinne einer sekundären
Institutionalisierung von Verlaufsmustern der Erwerbsbiographie.
Mit den Standards, die bei den Personalentscheidungen angelegt werden, vollzieht
sich eine Selektion spezifischer Kompetenz- und Leistungsprofile bzw. die Ab-
wahl bestimmter anderer; insofern wird auch über die Rekrutierung des Personals
sozialer Wandel und die Modernisierung der Sozialarbeit vorangetrieben. Die Pro-
file, die hier abgefordert werden, reflektieren und kanalisieren ihrerseits die Verän-
derungen auf der Ebene von Sozial-, Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik.
Im Ergebnis hat sich gezeigt, daß die Konkurrenzsituation, in der die Sozial-
konzerne untereinander stehen, einen hohen Druck zur Selbstinszenierung erzeugt,
und daß sich diese Situation der Struktur nach dort wiederholt, wo die Sozialar-
beiterInnen und Sozialpädagoglnnen um die Arbeitsplätze im sozialen Dienstleis-
tungssektor konkurrieren. Aufgrund einer vergleichenden und abstrahierenden Be-
trachtung der Einzelergebnisse aus den Expertengesprächen zeigt sich als unge-




im Beruf die Kunst der Selbstinszenierung der Berwerberlnnen nach dem Modell
des/der effizienten RepräsentantIn des jeweiligen Verbandes: Um Projektmittel zu-
geschlagen zu bekommen, muß der Verband für die erfolgreiche Abwicklung von
Maßnahmen bekannt sein, und dies setzt voraus: effiziente MitarbeiterInnen; um
als Wohlfahrtsverband im Konkurrenzkampf überleben zu können, muß die Hilfe-
tätigkeit unverwechselbar identifizierbar sein, was wiederum voraussetzt, daß sich
die Mitarbeiterinnen als Aushängeschild des Verbandes darstellen bzw. Repräsen-
tationsfunktion übernehmen.
Mindestens aber, so ein Experte, dürfen sie keinen "Flurschaden" anrichten. Was
filr den Experten bei der Rekrutierung in erster Linie zählt, ist die Selbst-
inszenierung des/der BewerberIn als Expertln, sie erkennen nur diejenigen als
ExpertInnen an, die diese Kunst der Selbstinszenierung ihrerseits beherrschen und
praktizieren.
Wie erkennt man im Bewerbungsgespräch, ob jemand das Zeug zu einer effi-
zienten RepräsentantIn hat? Die Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse im sozi-
alen Dienstleistungssektor und insbesondere die Stellenbefristung in der Mehrzahl
der Fördermaßnahmen liefern den Arbeitgebern das Instrumentarium an die Hand,
um die gewünschten Selektionen zu erzielen. Was für die Bewerberinnen Risiken
und Ungewißheit birgt, die Deregulierung und Prekarisierung im Beschäftigungs-
system, nutzen die Arbeitgeber im Sinne einer langgestreckten Probezeit: über die
Honorartätigkeit in eine ProjektsteIle und von dort auf eine Planstelle.
Daß unter solchen Beschäftigungsbedingungen Lücken in der Berufsbiographie
entstehen, erscheint als unvermeidbar; dem steht aber auf seiten der Arbeitgeber
ein Selektionskriterium gegenüber, das einen möglichst lückenlosen Praxisnach-
weis beinhaltet. Diese Kontinuitätserwartung verhält sich kontrafaktisch zur Ent-
wicklung der Deregulierung der Arbeitsverhältnisse und zum Überangebot an Ar-
beitskräften. Ihre Bedeutung wird gewissermaßen angesichts der Arbeitsmarktlage
noch gesteigert. Wer sie trotz der mißlichen Verhältnisse erfilllt, gilt als beruflich
hochmotiviert und als nicht so leicht vom Ziel der Berufseinmündung abzu-
bringen. Es zeigt sich, daß Deregulierung und befristete Fördermaßnahmen ge-




Personals aus einer unübersichtlich gewordenen Hochschullandschaft und einem
ebensolchen Bewerberlnnenpool.
Abgesehen davon sind die zentralen Dimensionen der Urteilsbildung auf der
Grundlage des Bewerbungsgesprächs: das Verhältnis zur beruflichen Arbeit, die
Rollenkompetenz und die Identität der Bewerberinnen.
Das Verhältnis zur Berufsrolle, die Identifikation mit ihr zielt auf die Art der Be-
wältigung der prekären Spannung zwischen dem Hilfeideal und den realen Hand-
lungsbedingungen im sozialen Dienstleistungssektor. Es wird abgelesen an der Be-
reitschaft zu räumlicher Mobilität und innerbetrieblicher Disponibilität, an innerem
Engagement und Innovationsbereitschaft, am Problemzugang als Maßstab für
Effizienz, Disziplin und Verantwortung, an der Kongenialität des Arbeitskonzepts
mit der Verbandsphilosophie.
Die berufliche Rollenkompetenz betrifft die Verfügung über Schlüsselqualifika-
tionen wie Kooperationsbereitschaft, geistige Wendigkeit, Zieigerichtetheit, Be-
lastbarkeit, Kritikfiihigkeit. Hier geht es um das Maß der Anerkennung der eigenen
Grenzen und der Fähigkeit zum Denken in Kategorien des Kollektivs, um die Be-
reitschaft zum Lernen, um Realitätstüchtigkeit im Umgang mit Bürokratien und
um die Einfühlung in wechselnde Problemlagen. Als kontraproduktiv gelten innere
Starrheit, Unsicherheit der Arbeitsorientierung, Idealismus und überschießende
Selbstsicherheit.
Die Identität betrifft die Gesamtpersönlichkeit in ihrer Wirkung auf andere.
Negativ bewertet werden Z.B. Verhaltensaufflilligkeiten, der Verdacht einer durch-
schlagenden Eigenproblematik mit der Folge einer Sozialarbeit in selbstthera-
peutischer Absicht. Positiv bewertet werden Seriosität, Behutsamkeit und Bedacht-
samkeit im Auftreten.
Vor diesem Hintergrund sind die Typen der Selbstdarstellung zu verstehen, die in
einem der Interviews skizziert und im Sinne von Typen abnehmenden Bewer-
bungserfolgs zu sehen sind:
Die "Differenzierer" erläutern sukzessiv, was sie wissen und können, signalisieren
ihre Arbeitsschwerpunkte und -interessen und geben an, wie sie sich weitere,




zwar bereit sind, sich in neue und ihnen fremde Arbeitsgebiete einzuarbeiten, daß
sie zugleich aber nicht für alles offen sind und sich auch nicht unter Wert ver-
kaufen wollen. Sie eröffnen damit die Möglichkeit, als potentielle Kandidatinnen
auch für andere Positionen in Betracht gezogen zu werden. Sie treten selbstsicher
auf, frei von Angst vor Arbeitslosigkeit und interessiert an überbrückenden Tätig-
keiten, Z.B. auf Honorarbasis oder auch unentgeltlich zur Vorbereitung einer Maß-
nahme.
Kontrasierend dazu behaupten die "Generalisten", alles zu können und bleiben
dabei den Beweis schuldig. Haüfig handelt es sich bei ihnen um die sog. "Ver-
kopften", die den Berufseinstieg hinausgezögert haben durch Studienunter-
brechung, Aufbaustudium, Fortbildung.
Die "Unsicheren", d.h. die "ungefestigten" Persönlichkeiten lassen wenig zielge-
richtete Interessen erkennen und vermitteln den Eindruck, daß für sie die Arbeit im
wesentlichen selbsttherapeutische Funktion erfüllt. Sie erscheinen als nicht be-
lastungsflihig und v.a. wenig geeignet, den Verband nach außen zu repräsentieren.
Die Kehrseite der Figur deslder effizienten Repräsentantln wird von einem der Ex-
perten selbst zum Ausdruck gebracht:
"Das ist völlig klar, in einem strukturierten Laden wie hier könnte eine aus-
geflippte Figur, die eine hervorragende Jugendarbeit macht, nicht eingestellt
werden, es würde einfach das Bild gestört, man muß auch das Umfeld sehen,
wo jemand tätig ist ... aber man kann schon sagen, das Erscheinungsbild ist
eigentlich fast zweitrangig für die Bewältigung der Aufgabe, aber dennoch
gibt es Felder, Arbeitsgebiete, wo es halt nicht anders geht .. es gibt ein
gewisses Umfeld, wo sie auch vom Äußeren her sagen müssen, also Leute,
so geht es hier nicht, weil es ständig zu Konflikten und Umständen führt ..."
(FIS)
Als Resümee läßt sich formulieren: Die Experten aus den Wohlfahrtsverbänden
treffen durch die Art und Weise ihrer Personalrekrutierung Strukturentscheidungen
von gesellschaftspolitischer Relevanz. Das Wissen, über das sie verfügen, re-
flektiert einerseits die Konstellationen im Dienstleistungssektor, andererseits
steuert es die strukturrelevanten Entscheidungen dieser Akteure. Sie sitzen an




Lebenslaufkonstruktion einer großen Berufsgruppe, Bedingungen in Gestalt einer
sekundären Institutionalisierung von riskanten Erwerbsbiographien.
Im Ergebnis der Orientierung der Arbeitgeber am Modell des/der effizienten Re-
präsentantln und seiner Instrumentalisierung durch die kontrafaktisch zur Geltung
gebrachte Kontinuitätsnorm kommt es im sozialen Dienstleistungssektor zur
Sanktionierung insbesondere derjenigen Arbeitssuchenden, deren berufliche
Orientierung die Strukturerfordernisse eines Sozialkonzerns außer Acht läßt und
ausschließlich auf die Materialisierung des professionellen Hilfetyps ausgerichtet
ist. Benachteiligt sind aber auch diejenigen, die umgekehrt die materiale Ra-
tionalität professionellen Hilfehandelns der formalen Rationalität des Wirtschaf-
tens subsumieren (vgl. Weber 1964, 60f).
Die effizienten Repräsentantlnnen zeichnen sich dagegen dadurch aus, daß sie das
eine tun ohne das andere zu lassen, d.h., daß sie über eine Haltung verfügen, die
sie die institutionellen und sozialpolitischen Bedingungen, wie immer sie ausfallen
und sich verändern, als Ressource für professionelles Hilfehandeln nutzen läßt.
4.3 Erhebung C: Offene AbsolventInneninterviews - Über den
Zusammenhang von sozialem Beruf und Biographie
Auf der Basis von 41 offenen Interviews mit Absoventlnnen sozialer und sozial-
pädagogischer Studiengänge waren drei Strukturtypen der Statuspassage zwischen
Studium und Beruf herausgearbeitet worden: den Strukturtyp der Statuspassage als
ein ganz normales "Berufsrisiko", den der "Orientierungskrise" und den der Status-
passage als "beruflichen Gestaltungsspielraums".
Dabei sind wir davon ausgegangen, daß es sich bei diesen Typen um solche
handelt, die in ähnlicher Weise auch in Berufen auftreten, die vergleichbare
Arbeitsmarkt- und Arbeitsverhältnisse haben. Trotzdem erweisen sich die Struk-
turtypen als neue Antworten auf das alte Problem des Berufseinstiegs oder all-
gemeiner als Variante des Problems der sozialen Integration als Erwachsener dar.
In der anschließenden Auslaufphase wurden nur die beiden Typen "Berufsrisiko"
und "Gestaltungsspielraum" weiter bearbeitet. Auch wenn man sagen könnte, daß




sonderen Aufschluß über die Funktionsregeln gäben, konnte der Typus
"Oierntierunskrise" aus Zeitgründen nicht weiter bearbeitet werden. Auch war für
die weitere Auswertung des Interviewmatrials die Annahme wesentlich, daß es
sich bei den beiden anderen Typen um Anzeichen für die Gleichzeitigkeit und
Konkurrenz traditioneller und alternativ-moderner Vorstellungen von Sozialarbeit
und um einen Beitrag zum Problem der Professionalisierung der eigenen Berufs-
rolle handelt. Unter diesem Aspekt sind die Ergebnisse der Arbeit in der Auswer-
tungsphase wie folgt zusammenzufassen:
Die Interviews vom Typ Berufsrisiko hatten die Vermutung aufkommen lassen,
daß sich mit dieser Definition der Statuspassage eine Berufskonzeption verbindet,
die in der Literatur so nicht repräsentiert ist und möglicherweise ein Schlaglicht
auf die jüngeren Entwicklungen im Dienstleistungssektor wirft. In einer Art zeit-
diagnostischer Betrachtung wurde die Berufskonzeption des "Krisenmanagement"
rekonstruiert. Ihre Ausarbeitung erfogte im Kontrast zu der mit der Statuspassage
als Gestaltungsspielraum verknüpften Berufskonzeption der Sozialanwaltschaft.
Die Ergebnisse der Analyse der Berufskonzeptionen wurden in verschiedenen Ver-
öffentichungen diskutiert (Nagel 1992; 1993; 1995; 1996). Sie konvergieren mit
zentralen Analyseergebnissen des Teilprojekts D3 (vgl. Leibfried u.a. 1995, 343f;
Leisering 1993, 498ff; 1995, 71ft). Durch die jüngeren Entwicklungen im sozialen
Dienstleistungssektor erhalten sie eine eigentümliche Aktualität. Auch bildet die
Konzeption des Krisenmanagement ein funktionales Äquivalent zu dem die Perso-
nalrekrutierung im Bereich der Wohlfahrtsverbände leitenden Mitarbeiterlnnen-
modell:
Sozialarbeit als Krisenmanagement
Als bemerkenswert erschien die Konzeption des Krisenmanagement insofern, als
sie zum Beleg für diejenigen Theorien gerät, die davon ausgehen, daß der gesell-
schaftliche Modernisierungsprozeß nicht mehr angemessen mit klassen- und
schichttheoretischen Kategorien zu begreifen sei, daß es vielmehr zu Verwer-
fungen der Sozialstruktur komme, die sich einer solchen Kategorisierung entzögen
(vgl. Beck 1986; Kreckel1987; Offe, Preuß 1990; Berger, Sopp 1995).
Die VertreterInnen der Krisenmanagement-Konzeption haben solche Verwerfun-




Chancen im Lebensverlauf (Beck 1986) stehen - sowie die damit verbundenen
Veränderungen der Klientel der Sozialarbeit - bereits in ihrer sozialarbeiterischen
Alltagstheorie eingeholt. Für sie hat Hilfebedürftigkeit nichts mehr zu tun mit
Armut oder z.B. Deprivation, sondern ist allfällige Normalität der Gegenwartsge-
sellschaft.
Unterstützt - vielleicht auch: gespeist wird diese berufliche Alltagstheorie von der
persönlichen Statuspassagen-Erfahrung, daß z.B. nicht einmal eine 'gute Berufs-
ausbildung' ausreicht, um unabhängig von den Leistungen und Rechtsansprüchen
des sozialen Sicherungssystems leben zu können bzw. in das Erwerbssystem inte-
griert zu werden. Vor diesem Erfahrungshintergrund verschwimmt die Differenz
zwischen den Problemlagen der Klientel und der eigenen Risikolage, und ein bio-
graphisch und sozialstruktureIl entgrenzter Begriff sozialer Probleme kann Raum
greifen. Sozialarbeit erfüllt dann eine 'normale' gesellschaftliche Funktion, und in
der Praxis kommt es darauf an, ihre Instrumente' effektiv' zu nutzen.
Die Krisenmanagement-Konzeption handelt von den Bedingungen und Möglich-
keiten 'effektiveren Helfens', wie es in einem Interview heißt; sie ist zu markieren
als Variante des Deutungsmusters Hilfe zur Selbsthilfe. Sie nimmt ihren Ausgang
von der Feststellung eines Mißverhältnisses zwischen den institutio-nellen Struk-
turpotentialen der Sozialarbeit hier und deren faktischer - unökonomischer - Orga-
nisation und Nutzung dort.
Dieses Mißverhältnis fuhrt zu typischen Schwierigkeiten im und mit dem Beruf,
und diese lassen sich auf der Basis der Interviews zu vier Konfliktlinien auf-
ordnen. Im Verhältnis zu ihnen sind die Berufskonzeptionen als Antwortlösungen
zu verstehen, sie machen Fragen und Probleme geltend, die die Profession im Gan-
zen und die Berufsangehörigen und ihre Arbeit im Einzelnen betreffen. Sie ent-
halten einerseits Antworten auf das allgemeine Was und Wie der Sozialarbeit in
der Gesellschaft und vereinen die widersprüchlichen Erwartungen und konkurrie-
renden Geltungsansprüche aus Profession und Organisation der Sozialarbeit
programmatisch-idealtypisch miteinander. Zum anderen speichern sie musterför-
mige Lösungen für die typischen, alltäglichen Praxisprobleme des Berufs.
1. Eine erste Konfliktlinie betrifft die Lautbahnprobleme der Sozial-




Problemen der Karriere- und Prestigearmut des Berufs. In der Sprache der
Interviews wird Z.B. die Einmündungssituation begriffen als "Odyssee", das
Fehlen von Karrierewegen wird zum Problem des "Altwerdens in der
Sozialarbeit". - Als Antwortlösung erschließt sich ein erwerbsbiographisches
Projekt, durch das die Ungewißheiten, Gefahren und Mühen, die abgeforder-
ten beruflichen Leistungen auf Dauer Sinn und Ziel finden. Es handelt sich
um den Entwurf eines hier sogenannten praxisgesättigten Expertenturns. Es
zielt darauf, das Umschlagen der Strukturschwächen des Berufs in biogra-
phische Krisen zu verhindern. Grundmuster eines praxisgesättigten Exper-
tenturns ist der Wechsel von praktischer Berufstätigkeit und wissenschaft-
licher Weiterbildung im Sinne der Effektivierung der beruflichen Leistung.
Wie es in einem Interview an zentraler Stelle heißt: "...mehr lernen und mehr
Wissen horten, daß ich irgendwann auch effektiver helfen kann oder so ...",
Bei diesem Modell handelt es sich nicht etwa um die Erftillungsbedingung
eines Selbstverwirklichungsprogramms, sondern geradezu umgekehrt fällt
Selbstverwirklichung auf dem Wege zum praxisgesättigten Expertenturn
gleichsam als Nebenprodukt ab.
2. Eine zweite Konfliktlinie beinhaltet das Identitätsproblem der Sozialarbei-
terInnen, die Schwierigkeit, auf dem schmalen Grat zwischen Enttäuschung
über die institutionellen Bedingungen und Möglichkeiten hier und Selbstaus-
beutung dort zu wandern. In den Interviewtexten dokumentiert sich dies in
Äußerungen über das Helfersyndrom und das burnout bzw. über das Prob-
lem des "Abstandhaltens". - Als Antwortlösung erschließt sich ein sachli-
ches, nicht am Erfolg, sondern an Professionalität orientiertes Engagement
für den Beruf, das die Balance von Nähe und Distanz gegenüber den Klient-
Innen und ihren Problemen dauerhaft sichert. Es ist zu kennzeichnen als pro-
fessionelles Engagement. Als in hohem Maße dysfunktional für die Sozialar-
beit wird das Leiden der RollenträgerInnen an ihrem Beruf gesehen, ein Be-
ruf, an dem sie mit Engagement hängen und von dem sie auch unter widri-
gen Arbeits- und Arbeitsmarktbedingungen nicht leicht ablassen.
Die Berufskrankheiten, das Helfersyndrom und die Selbstausbeutung werden
nicht nur als Folge allgemeiner Strukturbedingungen im Handlungsfeld so-




sungssünden auf Seiten der Berufsangehörigen, die insgesamt als unterlas-
sene Grenzziehungen zwischen sich als Person und als Berufsrollenträgerln
beschrieben werden können. Zu den notwendigen eigenen Maßnahmen zur
Verminderung der Berufsrisiken gehören - neben dem Wechsel von Berufs-
tätigkeit und Fortbildung im Sinne des praxisgesättigten Expertenturns - zum
einen 'äußere' Grenzziehungen wie Z.B. klar abgegrenzte Arbeitszeiten bzw.
eine penible Trennung von Arbeitszeit und Freizeit. Eine solche, vom
Individuum selbst zu kontrollierende und gegen die 'Strukturen' durchzuset-
zende Arbeitszeitdisziplin reicht aber nicht aus, um eine Balance im Ver-
hältnis von Nähe und Distanz zum Berufherzustellen.
Es bedarf vielmehr eines rollenförmigen, funktional auf die Hilfeleistung
und deren Professionalisierung gerichteten Engagements, eines Engagements
für die Sache Hilfe. Der Orientierungsrahmen für ein solches rollenförmiges
Engagement dokumentiert sich als eine leidenschaftslos-diagnostische,
nichtnormative Definition der gesellschaftlichen Funktion von Sozialarbeit,
sie bildet den Bezugspunkt für die Dosierung und Kanalisierung der krank-
machenden Erwartungen sowohl von seiten der Außenwelt wie auch des ei-
genen Inneren.
Bei der Definition, auf die die Krisenmanagement-Konzeption verweist,
handelt es sich um eine Definition des Hilfe-Berufs als öffentliche, mit
einem gesamtgesellschaftlichen Mandat versehene und auf die Verwirkli-
chung eines gesellschaftlich zentralen Werts gerichetete Dienstleistung. So-
zialarbeit stellt sich dar als politisches Instrument der Regulierung von Fol-
geproblernen gesellschaftlicher Steuerungsprozesse, nicht etwa als Instru-
ment der Gesellschaftsveränderung oder gar der Aufklärung. Die berufliche
Hilfe wird so nicht deshalb geleistet, weil etwas in der Gesellschaft faul sei,
sondern deshalb, weil es gewissermaßen ein "Naturrecht" auf Hilfe bei den
Individuen und Pflichten zur Hilfe auf Seiten des gesellschaft-lichen
Systems gibt.
Nicht die Ressourcen, die für die ErfUllung der gesellschaftlichen Hil-
fe-Funktion zur VerfUgung stehen, Geld, Recht und Qualifikation, nicht die




trachtung von Sozialarbeit als Krisenmanagement die Crux dar, sondern die
Art und Weise, in der der Beruf organisiert ist und - in Entsprechung dazu -
in der sich das Personal zu diesen Ressourcen verhält.
3. Besonders nachdrücklich zeigen sich AutoritätskonDikte, Schwierigkeiten,
die aus den institutionellen Entscheidungsstrukturen resultieren und zum
Zwist zwischen Eigenverantwortlichkeit und Weisungsgebundenheit führen.
Solche Probleme mit der 'Hierarchie' finden ihren Niederschlag etwa in Ur-
teilen derart: "Nie wieder eine Stelle beim Träger X". - Als Antwortlösung
erschließt sich ein Organisationsmodell im Sinne einer selbstautorisierten
Arbeitsökonomie. Sie steht unter dem Motto der Abschaffung von
'Mißmanagement', 'Fehlpolitik' und 'Bürokratismus'. Als Minimalform einer
optimalen Nutzung der personellen Ressourcen wird an mindestens ein
Dreier-Team gedacht, zwei FachkollegInnen und eine Bürokraft. Als effi-
zient gilt: nicht jede(r) macht alles, sondern jede(r) das, wofür sie/er qua-
lifiziert und kompetent ist, wobei die Klientel mit einbezogen wird. Die
Entscheidungen über die Arbeitsorganisation können sinnvollerweise nicht
vom praxisfernen Schreibtisch des Arbeitgebers gefällt werden, sondern
letztlich nur in Kenntnis der konkreten Arbeitsanforderungen, d.h. im Team
und vor Ort der Einrichtung. Die selbstautorisierte Arbeitsökonomie hat
ihren idealtypischen Ort im Sichselbständigmachen, sozusagen in einer Ein-
richtung für Krisenmanagement, vorstellbar etwa als Beratungsladen-
Dienstleistungszentrum.
Dieser Organisationsentwurf hat nichts gemeinsam mit dem Modell von Ini-
tiativen im Bereich der Selbsthilfe-Bewegung. Mit ihrer Tendenz zu Selbst-
ausbeutung und Deprofessionalisierung bilden diese geradezu die negative
Kontrastfolie für das Modell einer selbstautorisierten Arbeitsökonomie.
4. Weiterhin entspannt sich die Problematik, in Ansehung der Konflikte und
Widersprüche des Berufs sich einer versöhnenden Bestimmung der Aufgabe
der Sozialarbeit im Gefüge der Gesellschaft zu versichern und sich darin zu
verorten. Als Beispiel finden sich im Material etwa Äußerungen über die So-
zialarbeit als "Feuerwehr", als "mein Ding". - Die Antwortlösung erschließt




ment im Sinne professioneller Beratung und Unterstützung der Klientel bei
der Nutzung und Beschaffung von Ressourcen für die Bewältigung von Le-
bensproblemen - bzw. das 'Managen' der Krisenbewältigung.
Diese Alltagstheorie verknüpft die gesellschaftliche Hervorbringung sozialer
Probleme und ihrer kollektive Bearbeitung systematisch miteinander. Be-
zugspunkt ist eine Version der Hilfebedürftigkeit, die sich weder aus einem
klassen- oder schichtenspezifischen Defizit oder einer devianten Soziali-
sation herleitet noch aus einer auf Betroffenheit, Benachteiligung und Chan-
cenungleichheit basierenden Kompensationsidee resultiert. Mit ihr wird Be-
troffenheit vielmehr zu einer sozialstruktureIl entgrenzten Kategorie, und
entsprechend gilt die Abhängigkeit und Inanspruchnahme von fremder Hilfe
als selbstverständlich, gehört zu den normalen gesellschaftlichen Phänome-
nen. Die Betroffenheit von Einzelnen oder Gruppen erscheint als Ergebnis
eines Gesellschaftsprozesses, der in sich selbst, in seiner Normalität durch
Krisenhaftigkeit gezeichnet ist; er findet seinen Niederschlag auf der Ebene
der Subjekte und führt dort zu den gleichsam normalen Krisen des Alltags
und Lebenslaufs.
Dies ist die Situation, in der Sozialarbeit als Hilfe zum Krisenmanagement aktiv
wird: sie kalkuliert den rationellen Einsatz aller zur Verfügung stehenden und zu
akquirierenden Mittel, seien es die Kompetenzen der Subjekte selbst, seien es die
Methoden der Sozialarbeit oder die sozialstaatliehen Maßnahmenangebote und
LeistungsansprUche. Die Sozialarbeit erscheint somit als verlängerter Arm eines
individuellen 'Apparats' der Risikokontrolle bzw. wenn diese versagt, des
Krisenmanagement.
Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Krisenmanagement-Konzeption ge-
rahmt ist sowohl durch eine 'deskriptiv-nüchterne Sicht auf die Gesellschaft und
die Krisen, die das modeme Leben zwangsläufig auf Seiten der Individuen mit
sich bringt als auch auf die gesellschaftliche Organisation der Hilfe. Letztere hat
zu systematischen Problemen auf seiten der Angehörigen des Berufs geführt, und
um sie zu lösen, bedarf es einerseits der Reorganisation auf institutioneller Ebene
sowie andererseits persönlicher Maßnahmen auf seiten der Berufsangehörigen.




stitutioneller und personeller Natur, das, wenn es optimal genutzt wird, für die
KlientInnen im Ergebnis ein individuell zugeschnittenes Management der Bewäl-
tigung von Lebenskrisen hervorbringt.
Zu fragen wäre hier, ob nicht die als Krisenmanagement bezeichnete Konzeption
von Sozialarbeit gleichsam als Vorbote desjenigen Typus von Hilfe gelten muß,
dessen Funktion Luhmann (1973, 31ff.) als "Beseitigung von Problemfällen"
bezeichnet hat. Luhmanns vorsichtiger Vermutung zufolge läuft Hilfe in der
modernen Gesellschaft darauf hinaus, zu helfen, diejenige Instanz zu finden, die
im Einzelfall für die Hilfeleistung zuständig ist; "Nächstenliebe nimmt dann die
Form der Verweisung an."
Gerade dies scheint allerdings sowohl dem für die Krisenmanagement-Konzeption
geltend gemachten praxisgesättigten Expertentum zu widersprechen wie auch der
anderen im Material vorgefundenen Berufskonzeption der Sozialanwaltschaft. Es
ist das Moment der "inneren", motivationalen Bindung der Person an die Sache der
Sozialarbeit, das der Form der Verweisung entgegenläuft. Diese Bindung konsti-
tuiert sich im Rahmen des Krisenmanagement als Zusammenhang von Beruf und
Biographie, im Rahmen der Sozialanwaltschaft als Zusammenhang von Beruf und
Sozialutopie.
Für beide gilt, daß die Behandlung der Klientenproblematik, sei es die einer
einzelnen Person oder die einer Gruppe, den Referenzrahmen des beruflichen Han-
delns bildet und nicht etwa das sozialstaatliehe System von Verweisungsinstanzen.
Dieses wird zwar insbesondere von den KrisenmanagerInnen als Ressource für die
Klientenarbeit betrachtet, wobei dann aber die eigentliche "Kunst" darin besteht,
den Zugang zur Klientel zu finden, um über die fallspezifisch richtige Nutzung der
Ressourcen entscheiden zu können.
Dennoch muß in Rechnung gestellt werden, daß es sich bei den vorgefundenen
Bindungen des Berufs an einen biographischen und sozialutopischen Entwurf auch
um Traditionsreste handeln könnte, die mit fortschreitender funktionaler Diffe-
renzierung im sozialen Dienstleistungssektor auf der Strecke bleiben werden, so
daß das Luhmannsche Konstrukt recht behielte. Demgegenüber scheint es auf-




von Biographie und Sozialutopie systematische Aspekte professionellen sozialar-
beiterischen Handeins darstellen und nicht eine quantite negligeable.
Für die erwähnte strukturfunktionalistische Analyse aus den 70er Jahren ist in
Anschlag zu bringen, daß sie die Rolle unterschätzt, die diese biographischen und
sozialutopischen Horizonte auf seiten derjenigen spielen, die die sozialarbeite-
rische Hilfe realisieren und in Szene setzen. Die Ratio der beiden Konzeptionen
ist, so weit man sehen kann, an die Form von Sozialarbeit als Verweisung nicht
anschlußfähig. Insofern die Subjekte mit ihren Berufskonzeptionen und
Horizonten selbst Teil der Hilfeform Sozialarbeit sind, macht die erwähnte struk-
turfunktionalistische Analyse ihre Rechnung gleichsam ohne den Wirt.2
Eine Bestimmung des Milieus, in dem die Krisenmanagement-Konzeption zu
Hause wäre, läßt sich auf der gegebenen Materialbasis nicht vornehmen; im Inter-
viewmaterial trifft sie für ein Drittel der Absolventinnen zu. Es ist zu vermuten,
daß sie eher am Anfang als am Ende ihrer Verbreitung steht. Mit ihrer Zurück-
haltung gegenüber pädagogisch-normativen und moralischen Ansprüchen er-
scheint sie als kompatibel mit der Normalisierung bzw. Veralltäglichung von so-
zialen Problemen und den dadurch ausgelösten Entwicklungen im sozialen Dienst-
leistungssektor. Es wäre allerdings falsch, die Krisenmanagement-Konzeption im
Rahmen eines sozialtechnologischen - in Absetzung von einem sozialpartner-
schaftliehen - Sozialpolitikmodell zu verorten. Mit ihr ist z.B. eines der von
Böhnisch (1987) aufgezeigten professionspolitischen Desiderate behoben, das
Desiderat einer Legitimationsstrategie, die die 'Alltagsverfiigbarkeit von sozialen
Ressourcen' und die Nutzbarkeit von Sozialarbeit/Sozialpädagogik als 'Infra-
2 Abgesehen davon kann andererseits der soziale Dienstleistungssektor geradezu als
Beleg für dasstrukturfunktionalistische Prinzip gesellschaftlicher Modemisierung im Sinne
funktionaler Differenzierung und Leistungsspezialisierung gelten. Im System der
organisierten gesellschaftlichen Hilfe vollzieht sich dieser Prozeß, wie von Luhmann
(aaO.:3lff.) dargestellt, als Aufgliederung in eine politisch-programmatische
Entscheidungsebene und eine Ausflihrungsebene der Klientenarbeit. Dieses Muster findet
seinen illustrativen Ausdruck im sogenannten Sozialmanagement auf der einen Seite und




struktur' stark macht. In dieser Perspektive wird das sozialarbeiterische Krisenma-
nagement zu einem Verfahren, durch das Z.B. die Ausschließungsprozesse von
gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten im Zuge einer Zwei-Drittel-Gesellschaft
verringert würden.
Ein Dilemma allerdings bleibt bestehen, das z.B. Mayer, Müller (1989) und Offe,
Preuß (1990) in den Vordergrund stellen: daß es zwar rational ist, die Leistungen
des Sozialstaats als Unterstützung bei der Lebensbewältigung in Anspruch zu
nehmen, daß aber - Kehrseite der Medaille - mit der Orientierung daran die
eigenen Relevanzen und Präferenzen des Individuums als Sinnressource fern-
rücken.
Sozialarbeit als Sozialanwaltschaft
Anders als die Krisenmanagement-Konzeption erscheint die Konzeption der So-
zialanwaltschaft, die durch die Interviews transportiert wird, als eine Lesart des
Deutungsmusters Hilfe mit deutlich sozialutopischem Charakter. Man findet hier
zwar nicht mehr das Emanzipationspathos des Sozialstaats der frühen 70er Jahre
mit der Idee der Aufhebung von Ungleichheit, sondern die etwas spätere kompen-
satorische Lesart des Gleichheitsprinzips. Zeitlich gesehen ist die Krisenmanage-
ment-Konzeption im Verhältnis dazu wiederum etwas später, d.h. in den 80er Jah-
ren zu verorten.
Die Komponenten der am Ausgang der 70er Jahre anzusiedelnden sozial-
advokatorischen Konzeption von Sozialarbeit bleiben im empirischen Material
vom Beginn der 90er Jahre eigentümlich vage; eine klare Konturierung entspre-
chend der Krisenmanagement-Konzeption läßt sich auf der Basis des vorhandenen
Interviewmaterials nicht vornehmen. Diese innere, die Berufspraxis betreffende
Unbestimmtheit der Konzeption erklärt sich nach dem Muster einer Ver-
einbarkeitsproblematik: die VertreterInnen dieser Sozialarbeits-Konzeption
können an ihr nur festhalten um den Preis eines differenzierten Rollenentwurfs,
weil eine solche Konkretisierung zwangsläufig, aufgrund der gleichzeitigen Kritik
an der gesellschaftlichen Organisation der Sozialarbeit, diejenigen Ambivalenzen
beschwörte, die die Identifikation mit dem Beruf zum Problem werden ließen.
Dies, die Vereinbarkeit von Berufsidee und konkreten Rollenfunktionen, von




zentrales Problem und Risiko der Sozialadvokatur-Konzeption dar. Es wird in
deiner Wirkung beobachtbar als Ringen um Authentizität angesichts institutionell-
organisatorischer Autoritäts- und Konkurrenzstrukturen. Die Konzeption handelt
entsprechend von der Suche nach einer Nische im System Sozialarbeit, die Raum
läßt für eine authentische Gestaltung der Arbeit, und diese bildet ihrerseits die
Folie für die Identifikation mit dem Beruf - und in Abhängigkeit davon für die
Wahrung des beruflichen Engagements, für das "Dahinterstehen", wie es in einem
Interview heißt.
Die Crux dieser Konzeption der Sozialadvokatur ist darin zu sehen, daß zur Resi-
dualkategorie gerät, was etwa im Vergleich dazu bei den Krisenmanagerinnen als
eigenständiger Gegenstand der Strukturierung auftritt: die Professionalisierung der
Person in der Berufsrolle und im Verlauf der Erwerbsbiographie. Bei den
SozialadvokatInnen gerät Professionalität in Abhängigkeit von der Identifikation
der Person mit der jeweiligen konkreten Arbeitssituation, d.h. sie wird zu einer
Frage der Nähe zwischen Person und beruflich konkreter Aufgabe. Ein Maximum
an Nähe bedeutet aber zugleich das Verschwinden des Selbst hinter der Rollen-
figur; berufliche Probleme führen dann tendenziell zu Identitätskrisen der gesam-
ten Person.
Der die Berufsvorstellung der Sozialanwaltschaft durchziehende 'Zwang' zum
Vagen äußert sich darin, daß ein Entwurf beruflicher Konfliktlinien und darauf be-
zogener Lösungsmuster ausbleibt. Als problematisch erscheint letztlich die Diffe-
renz zwischen den gesellschaftstheoretischen Zielen der Sozialarbeit und den insti-
tutionellen Bedingungen ihrer Verwirklichung. Anders die Krisenmanagement-
Konzeption. Mit ihr wird die dilemmatische Konstellation von Profession und Or-
ganisation zum beruflichen Alltagsproblem, das individuell zu bewältigen ist
durch die Professionalisierung der eigenen berufliche Leistung.
4.4 Diskussion der Ergebnisse
In der abschließenden professionstheoretischen Betrachtung läßt sich als Kon-
stituens der Krisenmanagement-Konzeption das professionelle Engagement in Ge-
stalt der Fixierung auf die "Sache", die der Hilfe bzw. des Hilfehandelns formu-




und des beruflichen Handeins im besonderen. Die Institution und Organisation des
sozialen Dienstleistungssektors bilden ein fait social, eine "kollektive Objektivität"
(Adorno 1973:12); um ihren Zweck zu erfüllen, bedarfes der Professionalisierung
der Sache an sich, d.h. in diesem Fall des professionsspezifischen Wissens und der
Handlungstechniken sowie ihrer Realisierung in der je subjektiv-eigenen Praxis.
Anders die Konzeption der Sozialanwaltschaft. Sie ist fixiert an die "Institution
"Profession"" (Schütze 1984) als "Wirkungszusammenhang", innerhalb dessen die
Sache, der Hilfetyp nicht den Kern, sondern ein Element bildet. Die "Stellung zur
Objektivität" ist hier nicht die Stellung zur Rationalität der Sache selbst, sondern
zur Rationalität des institutionellen Wirkungszusammenhangs der Profession. Sie
verlangt, so ist zu folgern, keine instrumentelle Orientierung auf den
Handlungstyp, sondern eine Positions bestimmung, eine Selbstverortung im
'Ganzen'. Das Ringen um Authentizität, das die Konzeption der Sozialanwaltschaft
durchzieht, liest sich vor diesem Hintergrund als Ringen um gesellschaftliche
Selbstverortung und Identität, nicht um Distanz und Autonomie gegenüber dem
Kern der Profession. In ihrem Kern ist die Sozialanwaltschafts-Konzeption
"Programm des Identitätsmanagements" (Roethe 1994:15) und nicht, wie das
Krisenmanagement, Entwurf der Professionalisierung.
Paradox ist, daß gerade dort, wo Identität interessiert und um sie gerungen wird,
ihre Realisierungsbedingungen fern des handelnden Subjekts, in Gestalt eines
'besseren' institutionslIen Wirkungszusammenhangs projiziert sind, während dort,
wo Identität als solche nicht entworfen ist, ihre Möglichkeit empirisch naheliegt.
In einer theoretisch-rekonstruktiven Betrachtung der Krisenmanagement-Konzep-
tion erschließt sich der Identitätsentwurf als ein Professionalisierungsprojekt,
durch das die "technische" Distanz zur Rollenausübung und das Engagement für
die gesellschaftliche Rolle der Sozialarbeit miteinander verquickt und im Sinne
eines professionellen Habitus dauerhaft zur Balance gebracht werden, eines
"Habitus engagierter Rollendistanz" (vgl. Nagel 1995).
Es ist davon auszugehen, daß im Wirkungskreis von erweiterten Reproduk-
tionsrisiken, der Mehrfachbetroffenheit des Individuums im Lebenslauf und der
sozialräumlichen und lebenszeitliehen Entgrenzung der Sozialpolitik auf die




Aufgrund der zunehmenden Zahl mehrfach riskanter Lebensläufe ist sie ihrerseits
Mehrbelastungen ausgesetzt, zum einen Belastungen des Hilfeengagements, zum
anderen zeitlichen Belastungen, die das Einschleifen von Entmündigungsstrategien
begünstigen. Angesichts dessen stellt sich die Berufskonzeption des Krisenmana-
gement mit dem für sie typischen Habitus engagierter Rollendistanz als Adaption
der gesellschaftlichen Situation dar, in der sich die heutigen Soziaiarbeiterlnnen
3befinden.
Die Bedeutung, die der Rekrutierungspolitik der freien Wohlfahrtsverbände
zukommt, wird sichtbar, wenn man sich ihren Aktionsradius und ihr Geschäfts-
volumen in Erinnerung ruft:
2,6 Millionen Menschen waren 1987 in ihnen tätig, was 900.000 Vollzeitstellen
entspricht; sie erbrachten eine Jahresarbeitsleistung von 37,7 Milliarden DM. 1985
verfügten die Wohlfahrtsverbände über ca. 60.000 Einrichtungen mit rund 2,4 Mio
Plätzen/Betten (vgl. Bauer 1995:125). Man kann von hierher sagen, daß den
Personalentscheidungen der Wohlfahrtverbände eine wichtige Rolle im Moderni-
sierungsprozess des sozialen Dienstleistungssektors zukommt. Die zentrale Verän-
derung besteht in der Erweiterung um den Faktor Markt bzw. in der Einführung
von Marktstrukturen in die Aufgabengebiete der sozialen Einrichtungen. Bauer
(1995, 134) spricht insofern von der Ablösung des doppelten Mandats der
Sozialarbeit/Sozialpädagogik durch ein "dreifaches Mandat".
Die Ergebnisse der Erhebungen Bund C dokumentieren die funktionalen
Äquivalente dieser strukturellen Veränderung auf der Ebene der Organisation und
Produktion der sozialen Dienstleistungen bzw. auf seiten der Arbeitgeber und
Arbeitnehmerlnnen. Das Mitarbeiterinnenmodell der "effizienten Repräsentantln"
ebenso wie die Berufskonzeption des Krisenmanagement lassen sich verstehen als
die situationsspezifisch typischen Antworten auf das Ineinander staatlich-kom-
3 Es bietet sich an, die hier beschriebene Berufskonzeption einschließlich ihrer
distanziert-engagierten Haltung zu Arbeit und Beruf als Ausdruck desjenigen Ver-
gesellschaftungsmodus zu lesen, den Baethge (1990) als "normative Subjektivierung des
unmittelbaren Arbeitsprozesses" bestimmt. Insbesondere die Bestimmung des
entsprechenden Sozialcharakters als Typus des "self-developer" (Maccoby 1988:20; 267ff;




munaler, ökonomischer und professionsspezifischer Funktionsimperative im Sozi-
alwesen, sie spiegeln die dreipoligen Widersprüche, die in der Praxis der sozialen
Einrichtungen und Dienstleistungen zu vereinbaren sind.
Die Analysen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmerorientierungen eröffnen auch
den Blick auf die Mechanismen und Strategien, mit denen - gewollt oder unge-
wollt - die auf der Ebene der Standards der Leistungserbringung eingetretene
Veränderung auch institutionell-organisatorisch und biographisch, d.h. auf den
Ebenen der Personalpolitik der Organisation und der individuellen Lebenspolitik,
'hergestellt' wird.
Auf der Ebene der Personalpolitik - und auf der Basis eines utilitaristischen
Verhältnisses zur Deregulierung der Beschäftigungsverhältnisse, geschieht dies
durch Differenzierung des Qualifikationsprofils, genauer durch Ausdifferenzierung
des Kriteriums beruflicher Rollenkompetenz in eine Dimension der Effizienz der
Hilfeleistung in der KlientInneninteraktion und eine Dimension der wettbewerbs-
politischen Effizienz im Sinne einer sozialen und öffentlich kontrollierten Dienst-
leistung.
An diesem Sachverhalt entzündet sich die Frage, ob hiermit nicht zwangsläufig
eine Herabstufung von für professionelles Hilfehandeln konstitutiven Kriterien
einhergeht (vgl. die seit 1994 in der Zeitschrift Widersprüche gefUhrte Dienstlei-
stungsdebatte sowie Rauschenbach u.a. 1995). Wie auch immer die Antwort auf
diese Frage ausfallen mag, es ist interessant zu sehen, daß und wie der Nachwuchs
- zumindest in Teilen - die vorgefundene Konstellation von Struktur- und Profil-
veränderung abarbeitet. Die Ergebnisse der Erhebung C zeigen, daß dies nicht
zwangsläufig in Richtung einer - neben Bürokratismus und Burnout - weiteren fal-
schen Handlungsalternative führt, sondern daß sich der für die Sozialarbeit als
Beruf konstitutive Faktor des commitrnent als resistent gegenüber einem weiteren
Strukturwiderspruch erweist.
Deutlich, daß dieser Teil des Nachwuchses über Mittel der Unterscheidung
zwischen den verschiedenen Funktionsimperativen verftlgt. Darüber hinaus scheint
sich dieser Teil des Nachwuchses der aus der Strukturdifferenzierung resultieren-
den erwerbs-biographischen Risiken deutlich bewußt zu sein und bezieht sich




nismus, durch den sie geleistet wird, läßt sich typisieren als Mechanismus der
Separation von organisatorischen und innerprofessionellen Hilfestandards; sie
stehen hier nicht in einem Konkurrenzverhältnis zueinander, sondern den letzteren
wird der Primat zuerkannt. Die Institution Sozialarbeit kann so als Ressource für
die Erbringung professioneller Hilfe erscheinen. Man kann hierin sowohl einen
Mechanismus der Depolitisierung der Veränderungen im sozialen Dienstleis-
tungssektor sehen als auch eine Form der selbstbewußten Behauptung des profes-
sionellen Handlungstyps für die Sozialarbeit unter strukturell erschwerten Bedin-
gungen.
Das gleiche läßt sich für das MitarbeiterInnenmodell der effizienten Reprä-
sentantin in Anschlag bringen, es kann entweder als eines der Instrumente der
AushebeIung des Sozialstaatsprinzips zugunsten des Marktprinzips oder als ein In-
strument der Befreieung der Sozialen Arbeit aus der Marginalität, der Fortifikation
der Sozialarbeit als moderner Dienstleistungssektor gesehen werden.
Betrachtet man die im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland beträchtlich
weiterreichende Durchsetzung der Marktförmigkeit der Sozialarbeit in Großbri-
tannien, dann liegt der Schluß nahe, den (Harris 1996, 39) zieht, daß die EinfUh-
rung von Marktprinzipien - begleitet von Managementprinzipien und Konsumis-
mus - als Strategien der Regierungspolitik zu verstehen sind, mit denen versucht
wird, "die Widersprüche in der Wohlfahrtsproduktion zu entpolitisieren". Dieser
Umstand käme einer Entdramatisierung sozialer Probleme gleich, die auch für das
Krisenmanagement und die effiziente Repräsentantln zutriffi. Wenn man die Din-
ge so sieht, dann stellt sich die Frage, ob die Sozialarbeit eine Vereinseitigung
ihrer Maßstäbe auf lange Sicht verhindern kann.
"Die Grenzen der Sozialpädagogik/Sozialarbeit liegen dort, wo sie sich einem der
Spannungspole unterwirft oder sich passiv und unentschieden zwischen den
Spannungspolen hin und her bewegt bzw. bewegen läßt, indem sie entweder büro-
kratisch handelt oder primär in ökonomischen Maßstäben denkt oder sich nur an
der informellen Sphäre der Lebenswelt ihrer Adressatinnen und Adressaten
orientiert. Sozialpädagogik/Sozialarbeit muß scheitern, wenn sie sich als der ver-
längerte Arm des Staates versteht bzw. den Charakter eines Unternehmens, einer




Klienten im Blick hat und nicht die Zusammenhänge, in die sie selbst eingebunden
ist." (Bauer 1995, 134)
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Thema: "Späte Heirat" - Ergebnis biographisch unterschiedlicher Erfahrun-
gen mit 'casch' und 'care'
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Arbeitsbericht für den Projektzeitraum 1/94 bis 6/95.
In der neueren - bundesdeutschen - sozialwissenschaftliehen Diskussion zur
individuellen wie gesellschaftlichen Bedeutung von Ehe und Familie tritt die Ehe
als öffentlich sanktionierte, rechtlich gestUtzte Institution wechselseitiger Sorge
und Versorgung zweier Erwachsener immer mehr in den Hintergrund. Sie gilt als
"emotional aufgeladene" Paarbeziehung wie jede andere auch. Folglich wird die
Ehe entweder unter dem Aspekt von Familienbildung, -leben und -dynamik er-
forscht oder aber als gesellschaftlich kaum mehr relevant ausgerenzt. Diese Ver-
nachlässigung wird zum einen mit dem Verweis auf die schwinende und ge-
schwächte Norm und Realität von Monogamie gerechtfertigt. Es ist nicht mehr der
Tod, der die Ehe scheidet und die Wiederheirat begründet. Zum anderen, heißt es,
seien heute Eheschließung und Ehe weniger denn je für die Sicherung des ökono-
mischen und sozialen Status vonnöten (dazu: Ostner 1995a und b). Wenn
Monogamie und sozioökonomische Absicherung ihre kontiutive Bedeutung für
Paarbeziehung eingebüßt haben, dann kann zwischen Ehepaar und 'Paar ohne
Trauschein' nicht mehr unterschieden werden.
Das Projekt ging der Frage nach, welche eigenständige gesellschaftliche und
individuelle Bedeutung die Ehe als institutionalisierte Form der Paarbeziehung, die
eben nicht in Familiengründung aufgeht, im Lebensverlauf noch haben kann. Wir




lebende Paare ihren bisherigen Lebensweg bilanzieren. Im Mittelpunkt unseres
Interesses standen - salopp formuliert - "cash" und "care" Bilanzen: Erfahrungen
von Sorge und Versorgtsein, daß man z.B. fllhlt, im Leben von früh an und/oder
allzu oft finanziell oder emotional zu kurz gekommen zu sein. Wir unterstellten,
daß derartige biographische Bilanzierungen die Entscheidung, im mittleren
Lebensalter zu heiraten, beeinflussen. Die empirische Zunahme von Alleinl-
ebenden, von "Paaren ohne Trauschein", von Alleinerziehenden und geschiedenen
Ehen deutet darauf hin, daß sich bestimmte Sozialformen in bestimmten Lebens-
situationen als unangemessen, unerreichbar und unausfllllbar erweisen. Sie
markieren jedoch nicht unbedingt das Ende der Institution Ehe; letztere könnte
vielmehr auch wieder ein knappes Gut und - wie in früheren Zeiten - zum Privileg
einzelner Gruppen werden.
Im Mittelpunkt der empirischen Untersuchung standen Paare im mittleren Lebens-
alter, die die Familienbildungsphase hinter sich hatten und erwerbstätig waren. Um
die subjektiven Bilanzierungen bisheriger Erfahrungen ermitteln zu können, wurde
die Methode des problemzentrierten Interviews gewählt. Aus pragmatischen Grün-
den konzentrierte sich die Studie auf eine größere Stadt. Es war möglich, alle 399
Paare in N. zu erfassen, die in den Jahren 1991 oder 1992 geheiratet hatten und bei
denen einer der Partner zwischen 45 und 55 Jahre alt war, während der andere
Partner bzw. die Partnerin maximal drei Jahre von dieser Marge abweichen konnte.
Die Ehepartner wurden einzeln angeschrieben und darum gebeten, den beigefllgten
Kurzfragebogen auszufllllen und sich für ein Interview zur Verfllgung zu stellen.
Der RUcklauf der fast 800 verschickten Fragebögen lag bei ca. 25%; etwa die
Hälfte der RUcksenderwar zu einem Interview bereit. Da sich viele Einzelpersonen
ohne den jeweiligen Partner/die Partnerin zu einem Interview bereit erklärten,
blieben schließlich 33 Paare für unsere Befragung.
Im Auswertungsprozeß wurden personenbezogene und paarbezogene Fallanalysen
erstellt, was sowohl eine Typisierung der Einzelfälle wie auch eine Systemati-
sierung von Paarkonstellationen ermöglichte. Die paarbezogene Typisierung
erfolgte auf der Grundlage von Kategorien, die sich aus der Einzelfallinterpretation
ergaben und die jeweils Zusammenfassungen mehrerer Codes darstellten: des
Biographieverlaufes, der Lebensgestaltung sowie der konkreten Passage in die
Ehe. Auf der Basis des analysierten empirischen Materials zeigten sich drei




trastieren ließen. Es handelte sich einerseits um Paare, die aufgrund ihrer
Lebensgeschichte und ihrer bisherigen Erfahrungen deutlich zeigten, daß sie an der
Institution Ehe festhielten und diese als Lebensziel formulierten ('Ehe als Lebens-
zier); andere trafen die Entscheidung zur 'späten Heirat' unter dem Einfluß einer
soeben bewältigten, schweren Lebenskrise ('Ehe als Krisenbewältigung'); einer
dritte Gruppe schließlich diente die Ehe der gegenseitigen Ergänzung von
unterschiedlichen Ressourcen unter dem Aspekt der Optimierung der Lebens-
gestaltung ('Ehe als Optimierung der Lebensgestaltung').
Im Berichtszeitraum wurden die Kodierungen und Fallanalysen der verheirateten
Paare abgeschlossen. Erste Ergebnisse dieser Analysen finden sich in Ostner,
Kupka und Raabe (1995). Ferner wurden 30 Interviews (32, davon zwei 'Ver-
weigerer') mit unverheiratet zusammenlebenden Partnern gefiihrt. Der Feldzugang
für diese Untersuchungsphase gestaltete sich außerordentlich schwierig, da es für
die erwähnte Gruppe keinen institutionellen Zugang wie bei den späten Heiratern
gab. Daher wurden die in Frage kommenden Paare in einem aufwendigen
'Schneeballverfahren' rekrutiert, wobei sich eine gewisse Schiefe der Stichprobe im
Sinne der Überrepräsentation bestimmter Berufsgruppen (Lehrer, sozialer Bereich)
nicht vermeiden ließ. Zu prüfen ist noch, ob diese Auswahl nicht doch die
Zusammensetzung der Gesamtpopulation spiegelt.
Ein erster Durchgang durch diese Interviews legt nahe, daß Heiratsentscheidungen
leichter getroffen werden, wenn Informationen möglichst vollständig zugänglich
sind. Für eine ältere Frau ist das zukünftige Verhalten ihres jüngeren Partners un-
gewiß: u.U. will er doch noch eine Familie gründen mit einer anderen, jüngeren
Frau. Auch in der Gruppe der unverheirateten Paare finden sich Optionsoptimierer
und Institutionalisten, die heiraten würden, wäre da nicht die Rente oder Pension
der Partnerin aus vorhergehender Ehe. Aber nur wenige Paare - und dann eher
Frauen als Männer - schließen eine künftige Heirat völlig aus. Dies sind nur sehr
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Das Projekt ist von der Idee ausgegangen, daß Alter soziologisch vor allem als
eine soziale Konstruktion anzusehen ist und nicht als ein biologischer Grundbe-
stand oder als eine Art primärer Methode der Zeitmessung. Es war Ziel des Projek-
tes, festzustellen ob es soziale Logiken der Alterszuschreibungen gibt und wie sich
diese ggf. im historischen und im Deutschland-Frankreich-Vergleich beschreiben
lassen. Dabei gingen die Eckpunkte der aktuellen Altersproblematik, also das ste-
tige Anwachsen der Alterspopulationen und die Finanzierungs- und Sinnstiftungs-
thematiken ein in den analytischen Bezugsrahmen der komparativen Studien.
Die Strategien der Alterszuschreibungen sind fl.ir den Zeitraum von etwa 1750 bis
1945 untersucht worden, im Deutschland-Frankreich-Vergleich fl.ir den Zeitraum
des letzten Drittels des 19. Jh. bis in die 1930er Jahre. Die Analyse hat grundsätz-
lich zwei Ebenen unterschieden: die kulturelle oder indirekte Institutionalisierung
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